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|. Einleitung

Mit der Darstellung des Aufstiegs der NSDAP in Karlsruhe in den Jahren 1928
bis 1930 wird der Versuch unternommen, auf lokaler Ebene Antworten auf die
Frage nach dem Scheitern der ersten deutschen Demokratie zu finden.

Der Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem Niedergang und
politischer Radikalisierung 183t sich durch die Untersuchung der Auswirkun-
gen der Weltwirtschaftskrise auf die politischen, wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklungen der Stadt besonders gut herausarbeiten. Die Fragen, die sich
hieran anschlief3en, sollen nicht die nach den Mdoglichkeiten der Krisenbe-
kadmpfung durch die Reichsregierung sein, sondern nach den Auswirkungen der
krisenverscharfenden Politik Briinings, die insbesondere die Stadte traf. In die-
sem Zusammenhang wird es wichtig sein zu kléren, ob - und wenn ja, welche -
Moglichkeiten der Kommune zur Verfigung standen, aus eigener Kraft den
Auswirkungen der Krise entgegenzuwirken.

Die politischen Folgen, d.h. "das Ineinander-Wirken von dkonomi-
scher Misere und zunehmender Radikalisierung der Bevolkerung™!, werden im
Spiegel der Wahlen betrachtet, unter besonderer Berticksichtigung des Auf-
stiegs der NSDAP. Untersucht wird einerseits der massenhafte Zustrom von
Wahlern sowie deren soziale und parteipolitische Herkunft am Beispiel der
badischen Landeshauptstadt, zum anderen soll die Frage nach den Ursachen fir
die Hinwendung zur NSDAP geklart werden. Waren es die Auswirkungen der
Krise? War es die Emp6rung tber das Fehlen eines Versuchs der Krisenbewal -
tigung? Oder ist auch die obrigkeitsfromme, nationalistische und antidemokra-
tische Einstellung vieler Deutscher Grund fir die Erfolge des Nationa sozia-
lismus gewesen?

Die Stadt Karlsruhe® bietet sich aus mehreren Griinden fiir eine Un-
tersuchung an. Zum einen unterscheidet sich die Sozialstruktur der Landes-
hauptstadt® teilweise recht deutlich von der anderer GroRstédte, so z.B. durch

'Ursula Biittner, Hamburg in der Staats- und Wirtschaftskrise 1928 - 1931. Hamburg 1982, S.
18.

%K arlsruhe. Die Stadtgeschichte. Karlsruhe 1998.

3K arlsruhe al's Wohnort und Industrieplatz. Hrsg. von der Stadt Karlsruhe. Karlsruhe 6. Aufla-
ge 1928, S. off.



den besonders hohen Anteil der Beamten an der Gesamtbevolkerung. Ob die
Stadt, wie haufig angemerkt, wirklich eine typische Beamtenstadt war, wird
noch zu kléren sein. Am Ende des Jahres 1927 hatte die Stadt Karlsruhe
151000 Einwohner. Davon waren 48,11% evangelisch, 46,23% romisch-
katholisch, 2,23% israelitisch und 3,45% gehdrten sonstigen Bekenntnissen an.

Als Landeshauptstadt war Karlsruhe Sitz der Landeszentral behor-
den sowie einiger Reichsbehdrden. Die Zahl der im offentlichen Dienst Ste-
henden, also der Beamten, war in Karlsruhe, wie bereits erwéhnt, verhdtnis-
maldig grofRer as in anderen Grof3stadten. Im Jahr 1930 gliederte sich die Be-
volkerung in folgende Gruppen: Selbsténdige 19,49%, Angestellte und Beamte
39,80%, Arbeiter 35,25%, mithelfende Familienangehorige 1,38% und Haus-
angestellte 4,05%. Der Anteil an Rentnern betrug einschliefdlich ihrer Angeho-
rigen und Dienstpersonal 15 600 Personen, d.h. 10,71% der gesamten Bevolke-
rung. Davon lebten 9 200 Personen, d.h. 58,97% von eigenem Vermégen und
Pensionen.*

Der zweite interessante Faktor ist die anndhernde Paritét zwischen
dem Anteil der protestantischen (48,11%) und der katholischen Bevdlkerung
(46,23%). Eine eindeutige konfessionelle Zuordnung der NSDAP-Wahler
scheint somit nicht wahrscheinlich. Die vielfach aufgestellte Behauptung, daf3
vor allem Protestanten die NSDAP gewahlt hétten, |a3t sich fur Karlsruhe kei-
nesfalls bestéatigen.”

Zum dritten unterscheiden sich die Wahlergebnisse der NSDAP im
Untersuchungszeitraum in Karlsruhe recht deutlich von denen im Reich bzw.
in Baden. Lassen Gemeindegrofe und konfessionelle Zusammensetzung der
Karlsruher Bevolkerung eher auf einen relativ niedrigen Stimmenanteil der
NSDAP schlief3en, zeigen hingegen die Wahlergebnisse das Gegenteil und
lassen erwarten, dal3 fur Karlsruhe andere Faktoren, so z.B. die Sozia struktur,
ausschlaggebend fur die Wahlerfolge der Nationalsozialisten waren. Diese
Faktoren werden im Verlauf der Arbeit herauszuarbeiten sein. So erhielten die
Nationalsozialisten bei der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 im Reich 2,6%,

“Statistisches Jahrbuch fiir das Land Baden 1930. S. 334f.

°Bei der Untersuchung der einzelnen Wahlkreise war es dem Verfasser nicht mglich, deren
Konfessionsverteilung festzustellen. Daher kdnnen Aussagen beziiglich des Zusammenhangs
zwischen Konfession und Wahlverhalten bei der Analyse der Wahlergebnisse in den einzelnen
Wahlbezirken nicht gemacht werden.



in Baden 2,9% und in Karlsruhe 3,1%. Ist der Unterschied bei dieser Wahl
noch nicht sonderlich aufféllig, so wird er doch bel der Landtagswahl vom 27.
Oktober 1929 in Baden umso deutlicher. Auf Landesebene erhielt die NSDAP
7% der Stimmen, in Karlsruhe waren es bereits 11,1%. Schon ein Jahr spéter,
bei der Reichstagswahl vom 14. September, war die Diskrepanz zwischen
Reich, Baden und Karlsruhe noch auffalliger. Mit 26% - im Reich 18,3% , in
Baden 19,2% - der Stimmen, wurde die NSDAP erstmals in einer deutschen
Groldstadt stérkste Partei. Mit diesem Resultat lag Karlsruhe weit Gber den
durchschnittlichen 17,5%, welche die NSDAP in Gemeinden mit mehr als 100
000 Einwohnern erzielte.® Nur zwei Monate nach diesem Triumph konnten die
Nationalsozialisten zum ersten Mal und dann gleich as stérkste Partel ins
Karlsruher Rathaus einziehen. Bei der Kommunalwahl vom 16. November
1930 erhielten die Nationalsozialisten namlich 31,8% der Stimmen. Diese
Entwicklung setzte sich auch bis zu den Reichstagswahlen am 31. Juli 1932
entsprechend fort. Hier erhielt die NSDAP in Karlsruhe 40,2% der Wéahler-
stimmen. Einen ersten Rickschlag mufite sie dann bel der Reichstagswahl am
6. November hinnehmen, bel der die Partei noch 37,7% der Stimmen fir sich
verbuchen konnte.

Im Vordergrund der Betrachtung steht die grof3e Depression zu An-
fang der 30er Jahre, die, wie Werner Conze hervorgehoben hat, zwar den Er-
folg der Nationalsozialisten nicht verursacht, wohl aber erméglicht hat.” Die
1929 heraufziehende Wirtschaftskatastrophe traf vor allem Arbeiter und Ange-
stellte, aber auch Beamte, deren Beziige aufgrund der leeren Staatskassen im
Verlauf der Krise standig herabgesetzt wurden.® Sicherlich prégten auch die
Zusammenbriiche von Industriebetrieben und Banken sowie die grof3e Not der
Landwirtschaft die Krise, doch stellten die Massenarbeitslosigkeit und die Not
in den Stadten diese Auswirkungen in den Schatten. Am meisten betroffen wa-
ren hier selbstverstandlich die Industriestadte. Den hochsten Anteil an Arbeits-
losen hatte die Stadt Chemnitz mit 18,1% am 31.5.1932. Zu den Stadten mit
einer Arbeitslosenquote unter 10% gehdrte auch Karlsruhe mit einem Antell

Zum Verhatnis von Gemeindegrofie und NSDAP-Wahlerfolgen vgl. Jirgen W. Falter, Die
Wéhler der NSDAP 1928-1933: Sozialstruktur und parteipolitische Herkunft. In, Wolfgang
Michalka (Hg.), Die nationalsozialistische Machtergreifung Paderborn u.a. 1984, S.51.
"Werner Conze, Die politische Entscheidung in Deutschland 1929-1933. In, ders.; Hans Rau-
pach (Hg.), Die Staats- und Wirtschaftskrise 1929/30. Stuttgart 1967, S. 176-252.

®Fritz Blaich, Der Schwarze Freitag. Inflation und Wirtschaftskrise. Miinchen 1985, S. 58ff.



von 9,7% der Arbeitslosen an der Gesamtbevélkerung.® Was jedoch den Kos-
tenaufwand fur die Fursorge betrifft, stand Karlsruhe an 7. Stelle unter den
GroRstadten™® . Die Fiirsorgeleistungen waren dennoch so knapp bemessen,
daf3 sie nach Abzug der Miete nur noch fir den Kauf von Grundnahrungsmit-
teln ausreichten. Im Verlauf der Krise waren die Stadte durch die Politik der
Reichs- und Landerregierungen, die ihnen immer mehr Kosten aufbiirdeten und
gleichzeitig Steuereinnahmen minderten, gezwungen, selbst diese niedrigen
Sétze zu kirzen und gleichzeitig neue Steuern einzufiihren bzw. alte zu erho-
hen. Durch Steuererhbhungen und gleichzeitige Leistungskirzungen wurden
alein in Karlsruhe 1932 ca. 3 Millionen Reichsmark an laufenden Mitteln ent-
zogen, wodurch in der Folge die Nachfrage selbstverstandlich sank. Doch nicht
nur sinkende Nachfrage belastete das Handwerk und den Handel, sondern auch
Arbeitdose, die sich als Schwarzarbeiter ein Existenzminimum sichern muf3ten
oder aber selbst kleine Ein-Mann-Betriebe grindeten.

Eine wirtschaftliche Alternative zu den Versprechungen der
NSDAP konnte die KPD mit dem Hinweis auf die Sowjetunion bieten.** Ihr
war es nicht nur gelungen, der Krise zu entgehen, sie konnte sogar ihre Plane
der Industrialisierung des Landes vorantreiben und deutsche Facharbeiter zu
gunstigen Lohnen beschéftigen. Durch ihre Nachfrage nach Industriegitern
sicherte die Sowjetunion auch Arbeitsplétze in Deutschland. So gingen im Jahr
1931 74% der von Deutschland ausgefihrten Werkzeugmaschinen in die So-
wjetunion. Die Firma Reinécker in Chemnitz war dank sowjetischer Auftrége
in den Krisenjahren in der Lage, ihre Belegschaft nahezu vollstandig weiterzu-
beschaftigen, wohingegen die renommierte Maschinenfabrik Hartmann AG
bereits 1930 in Konkurs gehen mufdte. Bei den Siemens-Schuckert-Werken in
Berlin Ubertrafen die sowjetischen Auftrége die gesamte Binnennachfrage. An
deutsche Stahl- und Walzwerke ergingen Anfang April 1932 Auftrége tber 350
000 Tonnen Walzeisen und 30 000 Tonnen Réhren. "Solche Beispiele verfehl-
ten ihre Wirkung in der deutschen Offentlichkeit nicht."'* Diese wirtschaftli-

StadtAK, 1/H.-Reg. A 1972-1975. Diese Zahl bedeutet aber die unterste Grenze, da die Ar-
beitslosen nicht mitberlicksichtigt sind, die aus der Arbeitslosen- bzw. Krisenflirsorge ausge-
steuert wurden.

Der Volksfreund 31.3.1931. Bericht tiber die Mitteilungen des deutschen Stédtetags. Diese
Zahlen geben einen deutlichen Hinweis darauf, dal3 die Zahl der ausgesteuerten Erwerbslosen,
die auf die stadtische Hilfe angewiesen waren, besonders hoch gewesen sein muf3.

Y¢ritz Blaich, Der Schwarze Freitag, S.75.

Ebd.



chen Erfolge, die die politischen Schwierigkeiten in der Sowjetunion in den
Hintergrund treten lief3en, fihrten allerdings auch in weiten Kreisen der Bevol-
kerung zu einer gesteigerten Furcht vor dem Kommunismus.

Den Untersuchungsgegenstand dieser Studie bilden vier Wahlen,
und zwar die Reichstagswahl vom 20. Mai 1928, sodann die Landtagswahl
vom 20.0ktober 1929, die Reichstagswahl vom 14. September 1930 bis hin zur
Kommunalwahl vom 16. November in Karlsruhe. Um die spezifische Wahlun-
tersuchung in den historischen Kontext einordnen zu kénnen, ist es notwendig,
die politische und wirtschaftliche Entwicklung Karlsruhes in den ersten zehn
Jahren der Weimarer Republik in einer Skizze voranzustellen.

Durch die Untersuchung der oben genannten Wahlen soll der Ver-
such einer "Mikroanalyse"*® unternommen werden. Nur so wird es mdglich
sein, zu Daten zu gelangen, die fur eine wahlhistorische Untersuchung bislang
nicht zur Verfigung gestanden haben. Die Fragen, die dabei vorrangig unter-
sucht werden, sind die nach parteipolitischer und sozialer Herkunft der Wahler
der NSDAP in Karlsruhe.™ Firr die Beantwortung dieser Fragen bietet die Mik-
roanalyse, d.h. die Untersuchung der einzelnen stadtischen Wahlkreise und
ihrer Wahler ausgezeichnete Moglichkeiten. So werden z.B. erstmals Datensét-
ze erstellt und ausgewertet, die ansonsten nur fir grof3e Raume vorhanden sind
und somit eine Uberpriifung sehr schwierig machen. Durch diese Art des Vor-
gehens wird es moglich, exakte Aussagen Uber Wahler und Wahlverhalten in
Karlsruhe zu treffen, die bisang nur spekulativ waren.”® Die sich in diesem
Kontext aufdrangende Frage nach den Mitgliedern der NSDAP in Karlsruhe
lalt sich aufgrund der Quellenlage nicht beantworten. Die noch erhaltenen
Mitgliederlisten (GLA 465c) einzelner Ortsgruppen lief3en nur sehr spekulative
Vermutungen, etwa Uber die soziale Zusammensetzung der Mitglieder im Un-

37ur Bedeutung der Mikroanalyse vgl. Kurt Diwell, Die regionale Geschichte des NS-Staates
zwischen Mikro- und Makroanalyse. Forschungsaufgaben zur "Praxisim kleinen Bereich". In,
Jahrbuch flr westdeutsche L andesgeschichte 9/1983, S. 287-343. Ebenso Eike Hennig, Regio-
nale Unterschiede bei der Entstehung des deutschen Faschismus. Ein Pladoyer fir "Mikroana-
Iytische Studien” zur Erforschung der NSDAP. In, Politische Vierteljahresschrift 21/1980, S.
152-173.

14Zu den diesbeziiglichen Méglichkeiten regionaler Forschung vgl. Jirgen W. Falter, Wahler-
bewegungen zur NSDAP 1924-1933. Methodische Probleme - empirisch abgesicherte Er-
kenntnisse - offene Fragen. In, Otto Bisch (Hg.), Wahlerbewegungen in der européischen
Geschichte. Ergebnisse einer Konferenz. Berlin 1980, S. 187f.

350 z.B. auch Herbert Logler, Karlsruhe im Zeichen der national sozidistischen Machtergrei-
fung. Ungedruckte Dipl.Arbeit. Mannheim 1984, S. 14-24.



10

tersuchungszeitraum zu, da in fast allen Listen nicht das Eintrittsdatum in die
Partel, sondern nur die Mitgliedsnummer festgehalten ist, auch fehlen haufig
die Berufsangaben.

Die Ergebnisse der Untersuchung der Geschichte Karlsruhesin den
Krisenjahren der Weimarer Republik, vom Durchbruch der NSDAP 1928 bis
zu ihrem Einzug ins Rathaus als starkste Fraktion im November 1930, werden
auch ein Mosakstein in der Ausbildung einer komparatistischen Methode
sein®®, die es ermdglicht, den Aufstieg des Nationalsozialismus in der Konti-
nuitét des Gesamtprozesses zu zeigen, wie es Studien auf lokaler und regiona-
ler Ebene im Vergleich miteinander stérker hervortreten lassen "als die Drama-
tik der Haupt- und Staatsaktionen in Berlin".*’

Forschungsstand

Die Fulle der Literatur zum Nationalsozialismus ist heute kaum
noch tiberschaubar.'® Aus diesem Grund sollen hier nur Arbeiten erdrtert wer-
den, die sich im engeren Sinn auf die eingangs gestellten Fragen beziehen. Dies
ist zum einen jene Literatur, die sich der Wirtschaftskrise sowie der Politik
Brinings im besonderen zuwendet und zum anderen digienige, die sich mit
dem Aufstieg der NSDAP und dort vor allem mit der Wahlforschung befalt.

Die Weimarer Republik erfuhr bereits durch Arthur Rosenberg eine
erste eindringliche Bewertung, entstanden aus den unmittelbaren Erfahrungen
des Zeitgenossen.’ Die Erklarungen fiir das Scheitern der Republik suchte
Rosenberg bereits in den Anfanggjahren. Als entscheidenden Fehler sah Ro-
senberg das Nicht-Ausschalten der schon das Kaiserreich bestimmenden Kraf-

8\v/gl. hierzu Kurt Diwell, Die regionale Geschichte des NS-Staates, S. 302.

YGotthard Jasper, Die gescheiterte Zahmung. Wege zur Machtergreifung Hitlers 1930-1934.
Frankfurt 1986, S. 13.

187 um Forschungsstand zum National sozialismus vgl. Andreas Hillgruber, Endlich genug tber
National sozialismus und Zweiter Weltkrieg? Forschungsstand und Literatur. Disseldorf 1982.
Horst Mdéller, Weimar. Die unvollendete Demokratie. Miinchen 1985, S. 237-255. Martin
Broszat, Die Machtergreifung. Der Aufstieg der NSDAP und die Zerstérung der Weimarer
Republik. Miinchen 1984, S. 207-220. Walter Hofer, 50 Jahre danach. Uber den wissenschaft-
lichen Umgang mit dem Dritten Reich. In, GWU 34/1983, S. 1-28. Eberhard Kolb, Die Wei-
marer Republik, Minchen, 3. Aufl 1993. Dieter Gessner, Die Weimarer Republik. In, Arnd
Braukamper, Peter Steinbach, Edgar Wolfrum (Hg.), Kontroversen um die Geschichte. Darm-
stadt 2002.

®Arthur Rosenberg, Geschichte der Weimarer Republik. Karlsbad 1935.
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te. Das Ende der Republik datierte Rosenberg auf den Beginn der Ara Briining.
"Es war die Todesstunde der Weimarer Republik. Seitdem hat in Deutschland
eine Diktaturregierung die andere abgel 6st."*

Nach dem Krieg vertrat Friedrich Meinecke die gegenteilige An-
sicht.?! Er war der Auffassung, dafi? erst mit der Entlassung Briinings der Be-
ginn des Niedergangs der deutschen Demokratie anzusetzen ist, und mit Bru-
ning die Krise zu Gberwinden gewesen sal.

Die zweite Kontroverse um die Politik Brinings entwickelte sich
an den Thesen von Karl Dietrich Bracher und Werner Conze. Conze betonte
die Unausweichlichkeit des Ubergangs zum Prasidialsystem durch die Krise
des Parteienstaates.” Brachers grundlegendes Buch,? das zehn Jahre nach
Kriegsende erschien, bevor die Masse des Aktenmaterials erschlossen werden
konnte, ist dennoch bis heute durch keine andere Arbeit Ubertroffen worden.

Das Scheitern der Republik erklérte Bracher aus einer Vielzahl von
Faktoren: Die deutsche Haltung zum Obrigkeitsstaat, die Erhaltung strukturel-
ler Mal3nahmen des Obrigkeitsstaates und den damit verbundenen Kompromis-
sen in der Verfassung, die ein autoritéres Regierungssystem ermdglichten. Des
weiteren fuhrte Bracher die mangelnde Kompromif3fahigkeit der Parteien als
wichtigen Faktor fur das Scheitern der Republik an. Ein besonderes Mal3 an
Schuld fur den Niedergang der Republik mif3 Bracher den Présidialkabinetten,
namentlich Brining zu. Bracher zeigte, dald ein Versuch zur Ldsung der Regie-
rungskrise 1930 nur deshalb nicht unternommen worden sei, weil Hindenburg
und Briining sich langst vor dem Ausbruch der Regierungskrise tiber die Aus-
schaltung der Sozialdemokratie durch Errichtung eines Présidialregimes einig
waren. Daher beurteilte Bracher die Prasidialregime als Ausgangspunkt fir die
Auflosung der Demokratie. Unterstiitzung erfuhr Brachers These durch das
Erscheinen der Briining-Memoiren.*

Eine neue Diskussion entspann sich Ende der siebziger Jahre an der
bis dahin einhellig verurteilten Wirtschaftspolitik Brinings durch die Thesen

“Epd. S. 211.

ZFriedrich Meinecke, Die deutsche K atastrophe. Wiesbaden 1946.

“\Werner Conze, Briinings Politik unter dem Druck der groRen Krise. In, HZ 199/1964, S. 529-
550.

2K arl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik. Eine Studie zum Problem des
Machtverfalls der Demokratie. Disseldorf 6. Aufl. 1978.

*Heinrich Briining, Memoiren. Stuttgart 1970. Zu Heinrich Briining u.a. Herbert Honig, Brii-
ning — Kanzler in der Krise der Republik. Eine Biographie. Paderborn 2000.
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von Knut Borchardt.”®> Nach Borchardts Auffassung lebte der Staat, und hier
vor alem die Stadte, nach dem Ersten Weltkrieg Uber seine Verhaltnisse, wo-
bei besonders die Lohnentwicklung keine Rucksicht auf die Produktivitétsent-
wicklung nahm, begriindet durch die starke Position der Gewerkschaften. Seine
generelle Diagnose fir die damalige Wirtschaft lautet "unnormal und krank™.
Daher sieht Borchardt keine Alternative zu Briining, da geeignete Mittel nicht
zur Verfigung gestanden hétten, und ein Gegensteuern erst 1930 hétte einset-
zen kénnen, d.h. ein rechtzeitiges Handeln sei nicht moglich gewesen.

Diesen Thesen wurde bis heute in verschiedenen Aufsétzen wider-
sprochen.”® Erwahnt sei hier nur die Entgegnung von Karl-Ludwig Holtfre-
rich.”” Im Gegensatz zu Borchardt sieht Holtfrerich durchaus Alternativen zu
Brunings Handeln. Der eingeschrankte Handlungsspielraum Brinings sei letzt-
lich auf seine politische Prioritdtenskala zurtickzufthren, welche die Bewalti-
gung der Krise und damit die Beseitigung von Not und Elend ganz hinte-
nanstellte, nicht aber auf 6konomische Zwange.

Alle diese Fragen und Forschungsansétze beziehen sich auf die Ge-
schichte der Weltwirtschaftskrise und den Aufstieg der NSDAP im Deutschen
Reich allgemein. Diese Erkenntnisse der Forschung konnen nun in Regional-
und Lokalstudien vertieft, prazisiert und sehr plastisch dargestellt werden.

K nut Borchardt, Zwangslage und Handlungsspielraume in der groRen Wirtschaftskrise der
fruhen dreiBiger Jahre: Zur Revision eines Uberlieferten Geschichtsbildes. In, Bayerische Aka-
demie der Wissenschaften Jahrbuch 1979, S. 87-132.

%Henning Kohler, Knut Borchardts "Revision des tiberlieferten Geschichtsbildes' der Wirt-
schaftspolitik in der grofRen Krise - eine Zwangsvorstellung. In, IWK 19/1983, S. 164-180.
Claus Dieter Krohn, "Okonomische Zwangslagen" und das Scheitern der Republik. Zu Knut
Borchardts Analyse der deutschen Wirtschaft in den 20er Jahren. In, GuG 8/1982, S. 415-426.
Karl-Ludwig Holtfrerich, Zu hohe Léhne in der Weimarer Republik? Bemerkungen zur Bor-
chardt-These. In, GuG 10/1984, S. 122-141. Charles S. Maier, Die Nicht-Determiniertheit
6konomischer Modelle. Uberlegungen zu Knut Borchardts These von der "kranken Wirtschaft"
der Weimarer Republik. In, GuG 11/1985, S. 275-294. Bernd Weisbrod, Deflationspalitik als
Krisenstrategie der Unternehmer in der Ara Briining. Die Befreiung von den "Tariffesseln”. In,
GuG 11/1985, S. 295-325. Ursula Bittner, Politische Alternativen zum Briiningschen Deflati-
onskurs. Ein Beitrag zur Diskussion tiber " Okonomische Zwangslagen” in der Endphase von
Weimar. In, VfZG 1989, S. 209-251. Reiner Meister, Die grof3e Depression. Zwangslagen und
Handlungsspielrdume der Wirtschafts- und Finanzpolitik in Deutschland 1929 — 1932. Regens-
burg 1991. Clemens Zahn, Arbeitskosten und L ebenslagen zwischen Inflation und Grof3er
Krise. Zur Geschichte der Weimarer L ohnbewegungen. Miinchen 1993.

'K arl-Ludwig Holtfrerich, Alternativen zu Briinings Wirtschaftspolitik in der Weltwirt-
schaftskrise? In, HZ 235/1982, S.605-631.
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Zur Erforschung und Klérung dieser Fragen bieten sich, wie gesagt,
Regionalstudien®® in besonderem MaRe an, da es schlieflich die Gemeinden
waren, die einen grof3en Teil der Last, insbesondere im Bereich der Flirsorge zu
tragen hatten und hier die Auswirkungen der Politik Briinings besonders deut-
lich hervortraten. Ebenso bezeugen lokale Konzepte zur Bewaltigung der Krise
sowie die Forderungen der Gemeinden an das Reich, dal3 angeblich nicht exi-
stente Alternativkonzepte durchaus vorhanden waren. Die Auswirkungen der
wirtschaftlichen und politischen Krise zeigen sich deutlich bei der Betrachtung
der Wahlergebnisse und besondersim Aufstieg der NSDAP.

Die Forschung beziglich des Aufstiegs der NSDAP &3t sich in
acht verschiedene Phasen untergliedern.?®

In den ersten Jahren nach 1945 konzentrierten sich die Zeithistori-
ker auf die Frihgeschichte der NSDAP und in diesem Zusammenhang auf den
Hitler-Putsch.® Gegen Ende der sechziger Jahre stand die Entwicklung der
Partei nach ihrer Wiedergriindung im Jahr 1925 im Vordergrund.®* Arbeiten,
die sich hieran anschlossen, versuchten die Anziehungskraft der NSDAP und
den damit verbundenen Massenzustrom zu ergriinden.® Diese Untersuchungen
wurden durch regional geschichtliche Forschungen unterstiitzt. Solche Studien,
die die funfte Phase der Erforschung des Nationalsozialismus bilden, haben
nach anfanglichen Schwierigkeiten (sie wurden zunéchst von vielen Histori-
kern fiir Uberfliissig gehalten) in der Forschung ihre Anerkennung gefunden.®

2 Horst Méller (Hg.),Nationalsozialismus in der Region. Beitrage zur regionalen und lokalen
Forschung und zum internationalen Vergleich. Minchen 1996. Fur Baden u.a. Regionale Eliten
zwischen Diktatur und Demokratie: Baden und Wirttemberg 1930 — 1952. Hrsg. v. Cornelia
Rauh-Kthne und Michael Ruck. Miinchen 1993.

*Bej der Einteilung folgt der Verfasser Eberhard Kolb, Die Weimarer Republik, S. 207ff.
%A us der Vielzahl der Arbeiten zu diesem Thema seien hier nur einige erwéhnt. So z.B. Allen
Bullock, Hitler. Eine Studie Gber Tyrannei, vollig Uberarb. Neuaufl. 1971. Joachim C. Fest,
Hitler. Eine Biographie. Berlin 1973. Eberhard Jackel, Hitlers Weltanschauung. Entwurf einer
Herrschaft. Tlbingen 1969. Ders., Hitlers Herrschaft. Vollzug einer Weltanschauung. Darm-
stadt 1986. Sowie zu Grundproblemen und Kontroversen Wolfgang Wippermann (Hg.), Kon-
troversen um Hitler. Frankfurt 1986. Bernd Steger, Der Hitlerprozefd und Bayerns Verhdltnis
zum Reich 1923/24, in: VfZ 25/1977, S. 441 — 466. Otto Gritschneider, Bewahrungsfrist fir
den Terroristen Adolf H. Der Hitler-Putsch und die bayerische Justiz. Minchen 1990.
#Gerhard Schulz, Der Aufstieg des Nationalsozialismus. Krise und Revolution in Deutschland.
Frankfurt 1975. Wolfgang Horn, Fihrerideol ogie und Parteiorganisation in der NSDAP (1919-
1933). Dusseldorf 1972. Peter Huttenberger, Die Gauleiter. Studien zum Wandel des Machtge-
flgesin der NSDAP. Stuttgart 1969.

#Martin Broszat, Zur Struktur der NS-Massenbewegung. In, VfZG 31/1983, S.52-76.
#ausfiihrliche Literaturangaben bei Kurt Duwell, Die regionale Geschichte des NS-Staates, S.
306-341. Horst Kuss, Die Ausbreitung der national sozialistischen Herrschaft im westlichen



14

Bis Anfang der sechziger Jahre aber waren lokal- bzw. regionalge-
schichtliche Untersuchungen Gber die Geschichte des Nationalsozialismus kein
Thema in der Geschichtsforschung.® Stadtgeschichten schlossen in ihrer
Chronologie zumeist mit dem Ersten Weltkrieg ab. Neben der vorhandenen
Geringschétzung lokaler Ertrage fur die Forschung war sicherlich die schlechte
Quellenlage, zum Teil bedingt durch die vorsdtzliche Zerstérung, zum Tell
aufgrund der Konfiszierung durch die Alliierten, ein wesentliches Motiv fur die
anfanglich geringe Beschaftigung mit dem Nationalsozialismus auf |okaler
Ebene. Auch dirfen die personlichen Schwierigkeiten keinesfalls gering ge-
schétzt werden, da aus personlicher Betroffenheit haufig versucht wurde, die
Vergangenheit zu verdrangen.

Die wenigen Untersuchungen, die alsbald nach dem Krieg erschie-
nen, beschrankten sich zum einen thematisch auf die Betrachtung von Wahler-
gebnissen, zum anderen auf Miinchen, die "Hauptstadt der Bewegung".*

In der Folgezeit nahmen sich dann auch Dissertationen der Fragen
nach der regionalen Entwicklung der NSDAP an, die nun tber Bayern hin-
ausreichten. Hierbei wurde versucht, die vorhandenen Quellenliicken durch
Befragung von Zeitzeugen, mit alen damit verbundenen Schwierigkeiten, zu
tiberbriicken.®

In den sechziger Jahren fuhrte dann eine Vielzahl von Untersu-
chungen zum Nationalsozialismus auf |okaler Ebene zu weiteren wichtigen
Erkenntnissen hinsichtlich dessen differenzierter Entwicklung.*’ In dieser Zeit
erschienen auch die ersten Dokumentensammlungen fiir lokale Bereiche,*® die
vor allem Einblicke in das Verhaten und auf die Reaktionen der Parteien und
Verbande beziiglich des Aufstiegs der NSDAP geben.

Teil des deutschen Reiches. Ein Bericht tber neue regional- und |okal geschichtliche Arbeiten.
In, Blétter fir deutsche Landesgeschichte 121/1985, S. 539-582. John Peter Horst Grill, Lokal
and Regional Studies on National Socialism: A Review. In, Journal of Contemporary History
21/1986, S. 253-294.

#\/gl. zum Folgenden JohnPeter Horst Grill, Lokal and Regional Studies.

®K arl Schwendt, Bayern zwischen Monarchie und Diktatur. Miinchen 1954.

M aria Regina Rumpf, Die lebensalterliche Verteilung des Mitgliederzugangs zur NSDAP vor
1933, aufgezeigt an einer Grof3stadt und einem Landkreis: Ein Beitrag zum Generationsprob-
lem. Unv. Diss. Heidelberg 1951.

3"\ mmer noch beispielgebend: William S. Allen, "Das haben wir nicht gewollt!" Die national-
sozialistische Machtergreifung in einer Kleinstadt 1930-1935. Gitersloh 1966.

®Werner Jochmann (Hg.), National sozialismus und Revolution. Ursprung und Geschichte der
NSDAP in Hamburg 1922-1933. Dokumente. Frankfurt aM. 1963.
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Im weiteren Verlauf stieg das Interesse der Forschung an den Er-
trdgen der regionalen Erarbeitung immer mehr, wobei in erster Linie das Inte-
resse am Aufstieg der NSDAP und den damit verbundenen Fragen tiberwog.*
Im Zusammenhang mit dem 50. Jahrestag der national sozialistischen Machter-
greifung im Jahre 1983 erschienen zahlreiche Arbeiten, die Machtergreifung
und Durchsetzung, d.h. die Gleichschaltung in den Landern und Gemeinden,
zum Untersuchungsgegenstand hatten.*°

Eine Reihe weiterer Fragen in der Zeitgeschichtsforschung griffen
auch lokale Untersuchungen auf, die, wie schon bel den zuvor genannten Prob-
lemen zu einer betréchtlichen Vertiefung des Wissens in einzelnen Teilberei-
chen fuhrten. Hierzu gehdren, um nur einige zu nennen: Wahluntersuchun-
gen,* Aufbau und Organisation der Partei,** Verfolgung und Widerstand,”
Alltag unter dem Nationalsozialismus.*

Die wirtschaftliche und finanzpolitische Entwicklung gegen Ende
der Weimarer Republik, als Teilaspekt der Frage nach dem Aufstieg der

¥*Thomas Krause, Hamburg wird braun. Der Aufstieg der NSDAP von 1921-1933. Hamburg
1987. Bernd Neufurth, Solingen 1929-1933. Eine Studie zur Auflésung der Weimarer Repu-
blik und der national sozialistischen Machtiibernahme in einer Kommune. St. Augustin 1984.
Uwe Kraus, Von der Zentrumshochburg zur NS-Gemeinde. Aufstieg und Machtergreifung des
Nationalsozialismus in Ravensburg zwischen 1928 und 1935. 0.0. 0.J. Volker Franke, Der
Aufstieg der NSDAP in Diisseldorf. Die nationalsozialistische Basis in einer katholischen
Grof3stadt. Diisseldorf 1987. Peter Heinacher, Der Aufstieg der NSDAP im Stadt und Land-
kreis Flensburg (1919-1933). Kiel 1985. Cornelia Rauh-K ihne, Katholisches Milieu und
Kleinstadtgesellschaft. Ettlingen 1918 — 1939. Sigmaringen 1991.

“OEllen Scheurich, Aufstieg und Machtergreifung des National sozialismus in Wertheim am
Main. Wertheim 1983.

“"Heinz Jirgen Smula, Milieus und Parteien. Eine regionale Analyse der | nterdependenz von
politisch-sozialen Milieus, Partei ensystem und Wahlverhalten am Beispiel des Landkreises

L idinghausen 1919-1933. Miinster 1987. Alexander Weber, Soziale Merkamale der NSDAP-
Waéhler. Eine Zusammenfassung bisheriger empirischer Untersuchungen nach einer Analysein
den Landern Baden und Hessen. Freiburg 1969. Jirgen W. Falter, Hartmut Bémermann, Die
unterschiedlichen Wahlerfolge der NSDAP in Baden und Wiirttemberg: Ergebnis differieren-
der Sozialstruktur oder regional spezifischer Faktoren? In, Parteien und regionale politische
Traditionen in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. v. D. Oberndérfer u. K. Schmitt. Berlin
1991, S. 283 —298.

“2Wilfried Béhnke, Die NSDAP im Ruhrgebiet 1920-1933. Bonn 1974. Gustav Luntowski,
Hitler und die Herren an der Ruhr: Wirtschaftsmacht und Staatsmacht im Dritten Reich. Frank-
furt/M. 2000.

“3J6rg Schadt (Hg.), Verfolgung und Widerstand unter dem Nationalsozialismus in Baden. Die
L ageberichte der Gestapo und des General staatsanwalts 1933-1940. Stuttgart 1976.

“Detlev Peukert, Jirgen Reulecke (Hg.), Die Reihen fest geschlossen. Beitrége zur Geschichte
des Alltags unter dem National sozialismus. Wuppertal 1981. Heinz Schmitt; Ernst Otto Braun-
che (Hg.), Alltag in Karlsruhe. Vom Lebenswandel einer Stadt durch die Jahrhunderte. Karls-
ruhe 1990.



16

NSDAP zur Massenpartei wird jedoch auch meist, nicht nur aus lokalge-
schichtlichen Arbeiten, ausgeblendet. Beispielgebend fur die Behandlung die-
ser Fragen ist die Arbeit von Ursula Buttner Gber "Hamburg in der Staats- und
Wirtschaftskrise".*

Die Ergebnisse der Forschungen u.a. von Dieter Rebentisch zei-
gen,* welche Bedeutung die Untersuchungen auf regionaler bzw. lokaler Ebe-
ne fur die Erforschung der politischen und sozialen Geschichte der Weimarer
Republik haben kdnnen. Am Beispiel einzelner St&dte, die in ihrer politischen
und 6konomischen Konstellation differieren, konnte Rebentisch Ubereinstim-
mende Entwicklungen genauer herausarbeiten. Vor allem veranschaulicht er
die Schwierigkeiten der Gemeindepolitiker, in der Krise ihren sozialen Ver-
pflichtungen nachzukommen.

Die umfassendste, auf breiter Quellenbasis beruhende Studie tber
die badische NSDAP stammt von dem amerikanischen Historiker John Peter
Horst Grill.*’ In seiner Arbeit beschreibt Grill den Aufstieg der NSDAP, begin-
nend mit den rechtsradikalen Gruppen nach dem Ersten Weltkrieg bis hin zur
Massenbewegung 1929/30 sowie bis zur Machtergreifung und Gleichschaltung
Badens.”® Nach 1933, so Grill, konzentrierten sich die Aufgaben der Partei auf
die "elimination of alien subcultures’, ein Ziel, das die Partel nach dem erfolg-
reichen Frankreichfeldzug auch im Elsald erreichen sollte. Grill konzentriert
sich in seiner Untersuchung vornehmlich auf die landlichen Gebiete Badens.*

“Ursula Biittner, Hamburg in der Staats- und Wirtschaftskrise 1928-1931. Hamburg 1982.
“*Dieter Rebentisch, Kommunalpolitik und Arbeitsmarkt in der Endphase der Weimarer Repu-
blik. In, Rudolf Morsey (Hg.), Verwaltungsgeschichte. Aufgaben, Ziel setzungen, Beispiele.
Berlin 1977, S. 107-162. Gerold Ambrosius, Die dffentliche Wirtschaft in der Weimarer Repu-
blik. Kommunale Versorgungsunternehmen als I nstrumente der Wirtschaftspolitik. Baden-
Baden 1984. Ders., Aspekte kommunaler Unternehmenspolitik in der Weimarer Republik. In,
AfK 19/1980, S. 239-261. Karl-Heinrich Hansmeyer (Hg.), Kommunale Finanzpolitik in der
Weimarer Republik. Stuttgart u.a. 1973. Wolfgang Heintel, Die Haushalte von Landern und
Gemeinden in Deutschland von 1925-1933. Offentliche Haushalte und Krisenverscharfung.
Frankfurt u.a. 1984. Fritz Blaich, Mdglichkeiten und Grenzen kommunaler Wirtschaftspolitik
wahrend der Weltwirtschaftskrise 1929-1932. In, AfK 9/1970, S. 92-108. Ders., Kommunal po-
litikin der Weltwirtschaftskrise. In, IMS 1983/H.2., S.1-6.

“"John Peter Horst Grill, The Nazi Movement in Baden, 1920-1945. Chapel Hill 1990.

“\/gl. hierzu Horst Reberger, Die Gleichschaltung des Landes Baden . Heidelberg 1966.

“\/gl. hierzu John Peter Horst Grill, The nazi parties rural propaganda before 1928. In, CEH
15/1982, S. 149-185.
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Bereits ein Jahr vor Grill hatte Ernst Otto Bréaunche einen Aufsatz
Uber den Aufstieg der NSDAP und die Machtergreifung in Baden verdffent-
licht.>

Die wirtschaftliche Entwicklung, die bei den oben genannten Auto-
ren ausgeblendet blieb, beschreibt Rudi Allgeyer fir Baden,™ ohne jedoch ei-
nen Bezug zwischen Krise und politischer Lage herzustellen.

Die Arbeiten der sechsten Phase der Forschungen zum Aufstieg des
Nationalsozialismus beschaftigen sich mit der Organisationsstruktur der
NSDAP, d.h. den einzelnen Gliederungen der Partei wie SA oder Jugendorga-
nisation.> Zum selben Themenkomplex gehort auch die Frage nach der Unter-
stiitzung der NSDAP durch die Industrie.>

Relativ spét, und das ist wegen ihrer grof3en Bedeutung verwunder-
lich, befaldte sich die Forschung mit wahlhistorischen Analysen der Wahlerbe-
wegung zur NSDAP.>* Grundlegend fiir die Untersuchung der Wahlerbewe-
gung sind die Arbeiten von Jirgen W. Falter, in denen er mit jewells unter-
schiedlicher Fragestellung die Ergebnisse der bisherigen Wahlforschung in
Zweifel zieht und zum grofdten Teil widerlegt. In seinem 1986 erschienen Buch
"Wahlen und Abstimmungen"*® gelingt es Falter, mit Hilfe einesin dieser Aus-

*Ernst Otto Braunche, Die NSDAP in Baden 1928-1933. Der Weg zur Macht. In, Thomas
Schnabel (Hg.), Die Machtergreifung in Stidwestdeutschland. Das Ende der Weimarer Repu-
blik in Baden und Wirttemberg 1928-1933. Stuttgart u.a. 1982, S. 15-48.

*'Rudi Allgeyer, Grenzland in der Krise. Die badische Wirtschaft 1928-1933. In, Thomas
Schnabel (Hg.), Die Machtergreifung, S. 150-183.

*’Martin Broszat u.a., Anatomie des SS-Staates. 2 Bde. Freiburg 1965. Arno Klénne, Hitlerju-
gend. Die Jugend und ihre Organisation im Dritten Reich. Hannover 1955.

**Henry A. Turner, Faschismus und Kapitalismusin Deutschalnd. Studien zum Verhaltnis
zwischen National sozialismus und Wirtschaft. Gottingen 1972. Ders., Die Grol3unternehmer
und der Aufstieg Hitlers. Berlin 1985. Reinhard Neebe, Grollindustrie, Staat und NSDAP
1930-1933. Gottingen 1981.

>Jirgen W. Falter, Wer verhalf der NSDAP zum Sieg? Forschungsergebnisse zum parteipoliti-
schen und sozialen Hintergrund der NSDAP-Wahler 1924-1933. In, Aus Politik und Zeitge-
schichte. Beilage zur Wochenzeitung "Das Parlament”. B. 28-29/1979, S. 3-21. Ders., Wahlen
und Wahlerverhalten unter besonderer Berticksichtigung des Aufstiegs der NSDAP nach 1928,
in: Karl Dietrich Bracher (Hg.), Die Weimarer Republik 1918 — 1933. Poalitik, Wirtschaft,
Gesellschaft. Dusseldorf 1987, S. 484 — 504. Ders. Wahlerwanderungen vom Liberalismus zu
(rechts-)extren Parteien. In, Lothar Albertin (Hg.), Politischer Liberalismus. S. 92 — 124. Ders.,
Dirk Héanisch, Die Anféligkeit von Arbeitern gegentiber der NSDAP bei den Reichstagswah-
len vOn 1928 — 1933. In; AfS 26/1986, S. 179 — 216. Richard F. Hamilton, Who voted for Hit-
ler? Princeton 1982. Thomas Childers, The Nazi-Voter. The Social Foundations of Fascismin
Germany 1919-1933. Chapel Hill, London 1990.

*Jirgen W. Falter u.a., Wahlen und Abstimmungen in der Weimarer Republik. Materialien
zum Wahlverhalten 1919-1933. Miinchen 1986. Ders. Hitlers Wahler. Miinchen 1991.



18

fahrlichkeit bislang nicht verfigbaren Datensatzes seine seit 1979 verdffent-
lichten Thesen zum Wahlverhalten in Weimar nachprifbar zu untermauern.
Falters Kritik an der bisherigen Wahlforschung, die er als "Wahlfolklore" be-
zeichnet, an der manches richtig, aber auch vieles falsch sai, richtet sich in ers-
ter Linie gegen Globalerklarungen. Einer solch einfachen Ldsung bediente
sich, so Falter, Reinhard Bendix,*® der durch den Vergleich der Zunahme der
Wahlbeteiligungen und der Stimmengewinne der NSDAP den Schluf3 zog, dal3
fur die Wahlerfolge der NSDAP von 1930 in erster Linie Nicht- oder Jungwah-
ler verantwortlich waren. Bendix schlof3 daraus weiter, dald die NSDAP-
Wahler nicht durch sozialstrukturelle Merkmale gekennzeichnet seien, sondern
im Gegenteil durch soziale Desintegration, was diese Wéhlergruppe besonders
anféllig fur die NSDAP gemacht habe.

Die neuesten statistischen Analysen von Falter haben jedoch erge-
ben,> dal? von der héheren Wahlbeteiligung alle Parteien profitierten. Ebenso
widerspricht der Bendixschen These, dal3 die NSDAP vor allem in landlichen
Gebieten erfolgreich war, dort, wo man von einer wesentlich stérkeren soziaen
Integration ausgehen kann als z.B. in der Grol3stadt.

Diesem Ansatz von Bendix war zuvor schon Seymour M. Lipset
entgegengetreten,® welcher die klassentheoretische These vom Nationalsozia-
lismus al's Extremismus der Mitte vertritt.>® Als klassische Wahler der NSDAP
sieht Lipset vor allem den selbstandigen Mittelstand, Angestellte, Beamte und
Freiberufliche. Dal3 diese These z.T. richtig ist, bestétigten auch die Unter-
suchungen von Jirgen W. Falter, der sie aber als zu eng gefalit kritisiert, da es
der NSDAP gelang, "mit ihrer Ideologie der Volksgemeinschaft und ihrem
Ubersteigerten Nationalismus Angehdrige aller Bevolkerungsschichten, An-
gestellte und Arbeiter, Bauern und Beamte, Freiberufler und Hausfrauen, Junge
und Alte, Protestanten und Katholiken, Grenz- und Binnenlandbewohner, Un-
ternehmer und Arbeitslose etc. in so grolder Zahl fur sich zu mobilisieren, dal3

**Reinhard Bendix, Social Stratification and Political Power. In, American Political Science
Review. 46/1952, S. 357-375.

> Jiirgen W. Falter, Wer verhalf der NSDAP zum Sieg?, S.1.

*Seymour M. Lipset, Soziologie der Demokratie. Neuwied 1962.

Zur Kritik an den Theorien von Bendix und Lipset vergl. Jirgen W. Falter, Radikalisierung
des Mittelstandes oder Mobilisierung der Unpolitischen? Theorien von Seymour M. Lipset und
Reinhard Bendix tber die Wahlerschaft der NSDAP im Lichte neuerer Forschungsergebnisse.
In, Peter Steinbach (Hg.), Probleme politischer Partizipation im Mordernisierungsprozef3.
Stuttgart 1982, S. 438-4609.
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bei aler Uberreprasentation des protestantischen Mittelschichtenbereichs sie
stérker as jede andere politische Gruppierung jener Jahre Volkspartei-
Charakter trug".®® Falter sient die NSDAP als erste grofRe Integrationspartei,
deren Wahler "mit deutlichem Ubergewicht der biirgerlich-protestantischen
Mittel- und Rechtsparteien und der Nichtwahler sowie in geringem Ausmalie
auch der Sozialdemokratie aus allen politischen Lagern" stammen.®

Quellenlage:

Da, wie bereits erwdhnt, eine Stadtgeschichte Karlsruhes Uber die
Zeit der Weimarer Republik fehlt, war der Verfasser bei der Bearbeitung des
Themas folglich ausschliefdlich auf bislang unausgeschopftes Quellenmaterial
angewiesen. Das Auffinden solcher Quellen gestaltete sich besonders schwie-
rig, da viele Materialien aus dieser Zeit dem Krieg oder der Selbstzerstérung
zum Opfer gefallen sind. So fehlen z.B. die Akten des Innenministeriums, die
Uber die Propagandatétigkeit, die Versammlungen und die Mitgliederstarke der
NSDAP in Karlsruhe wahrscheinlich hatten Aufschlul? geben konnen. Gluckli-
cherweise sind im Staatsarchiv Freiburg die Berichte an den Landeskommissér
Konstanz erhalten, in denen auch Beobachtungsergebnisse Uber die Karlsruher
NSDAP festgehalten sind. Leider sind auch die Wahlunterlagen des Stédti-
schen Statistischen Amtes nicht mehr auffindbar. Hierbei fallt vor allem das
Fehlen der Wahlerlisten negativ ins Gewicht, die die genaue Erstellung der
Sozialstruktur, exakt auf die Wahler bezogen und nicht auf die Wohnbevolke-
rung, ermoglicht hétten. Sie missen aber als verloren gelten.

Um die Lucken in den Quellen staatlicher Provenienz so gut wie
moglich zu schlief3en, war der Verfasser gezwungen, sich vornehmlich auf die
Presse zu stitzen. Hierbel wurden die Karlsruher Zeitungen "Der Volks-
freund", "Karlsruher Zeitung”, "Badischer Beobachter”, "Karlsruher Tagblatt"
und der "Fuhrer" herangezogen. Fur die Ermittlung der Sozialstruktur der stéd-
tischen Wahlbezirke erwiesen sich die Adressbiicher der Stadt Karlsruhe von
besonderem Gewicht. Mit ihrer Hilfe war es mdglich, die Bewohner der ein-

Jiirgen W. Falter, Wer verhalf der NSDAP zum Sieg?, S. 19. Ders., War die NSDAP die erste
Volkspartei? In, Rainer Zittelmann, Michael Prinz (Hg.), Nationalsozialismus und Modernisie-
rung. Darmstadt 2. Aufl. 1994, S. 1 —46.

®'Ders,, Die Wahler der NSDAP 1928-1933, S. 58.
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zelnen Wahlbezirke - Stral3e fur Stral3e, Haus fur Haus - zu ermitteln und ihrer
sozialen Herkunft nach einzuordnen. Dal3 die daraus resultierende Sozial struk-
tur nicht vdllig korrekt sein kann, versteht sich fast von selbst und liegt am
Aufbau der Adressbicher, die nicht alle Wahlberechtigten erfassen, sondern
nur digenigen, die einen eigenen Haus- bzw Wohnungsstand fuhrten. Aller-
dings ist der Verfasser der Ansicht, dal’ die daraus resultierende Abweichung
minimal und somit rechnerisch zu vernachléssigen ist.

Was die Karlsruher NSDAP anbelangt, d.h. ihre Mitglieder und ih-
re lokalpolitischen Fuhrer, so zeigt sich die Quellenlage auch hier sehr schwie-
rig. Aussagen uber die Mitgliedsstérke sowie die soziale Zusammensetzung der
Mitgliederschaft lassen sich aufgrund nur liickenhafter Uberlieferung lediglich
andeuten. Uber die lokalpolitische "Elite" (Stadtverordnete, Stadtrate, Propa-
gandisten) geben zum Telil die Akten der Spruchkammern Auskunft - auch hier
bestehen grofe L licken.

Fur die wirtschaftliche Entwicklung des Landes Baden wie auch
der Stadt Karlsruhe konnte der Verfasser auf gedruckte Quellen staatlicher
bzw. stédtischer Provenienz zurlickgreifen. Als Glucksfall erwies sich, dai3
Baden als einziges Land des Reiches, trotz finanzieller Schwierigkeiten, auch
1930 noch sein " Statistisches Jahrbuch™ herausgab.

Die Quellenlage bestimmte dann auch die Vorgehensweise, wobei
sich eine chronologische Vorgehensweise durch die vier untersuchten Wahlen
aufgedrangt hat. Zunéchst geht der Arbeit, aus den bereits erwahnten Griinden,
ein einleitendes Kapitel voran, welches die politische und wirtschaftliche Ent-
wicklung Karlsruhes skizziert, um eine Einordnung des Folgenden leichter zu
ermoglichen. Die anschlief3enden Kapitel gliedern sich wie folgt: Haushalt,
wirtschaftliche, politische Lage, soziale Lage anhand der daftir besonders aus-
sagekraftigen Situation auf dem Wohnungsmarkt, Entwicklung auf dem Ar-
beitsmarkt mit Berichten des Arbeitsamts. Dann politische Auswirkungen im
Spiegel der Wahlen.

Zu Beginn des jeweiligen Abschnitts wird eine beschreibende und
vergleichende Darstellung der Wahlergebnisse auf Reichs- bzw. auf Landes-
ebene gegeben, hierbel mit besonderer Berlicksichtung der Ergebnisse der
NSDAP. Daran schliefdt sich eine Betrachtung des politischen Auftretens der
Nationalsozialisten und ihrer Vertreter sowie deren Propaganda an. Als néchs-
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tes folgt eine eingehende Beurteilung des Wahlergebnisses in Karlsruhe. Ab-
schlief3end werden die Resultate acht ausgesuchter Wahlbezirke analysiert. Bei
diesen Wahlbezirken handelt es sich jeweils um vier Bezirke, die sich seit den
Reichstagswahlen von 1928 durch einen auffallig niedrigen oder durch einen
besonders hohen Anteil an NSDA P-Stimmen auszeichneten. Abschlief3end soll
dann, basierend auf den vorausgegangenen Analysen, die Frage nach der par-
teipolitischen sowie der sozialen Herkunft der Karlsruher NSDAP-Wahler be-
antwortet werden.
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II. Karlsruheim ersten Jahrzehnt der Republik

I1.1. Die politische Entwicklung 1918/19
[1.1.1. Dierevolutiondren Ereignissein Karlsruhe

Es dauerte nur wenige Tage bis die "revolutionaren” Ereignisse in Wilhelms-
haven und Kiel auch auf Baden und somit nattrlich auch auf seine Landes-
hauptstadt tbergriffen.®? "Eine Besonderheit der November-Ereignisse in Ba-
den liegt darin, dal3 sie das Kréafteverhaltnis der vorhandenen politischen Par-
teien nur unwesentlich veranderten. Die Umwa zung verlief verhdtnismalig
ruhig. Es kam nicht wie in den meisten deutschen Landern zur Bildung einer
rein sozialistischen Regierung aus SPD und USPD."®

Die einzige bewaffnete Auseinandersetzung in Karlsruhe ereignete
sich vor dem Schlof3, als der Matrose Heinrich Klumpp mit einigen Gesin-
nungsgenossen versuchte, die Verhaftung und Absetzung des Grof3herzogs zu
erzwingen.**

In Karlsruhe wurde friih der Versuch unternommen, die Revolution
in geordnete Bahnen zu lenken.®® Der Karlsruher Oberbiirgermeister Karl Sieg-
rist regte von sich aus die Bildung eines Wohlfahrtsausschusses an, um die
Revolutionsfihrer in diesen einzubinden. Die Bildung eines Arbeiter- und Sol-
datenrates konnte er indessen nicht verhindern. Die Réte und ihre Ausschiisse
"Ubernahmen vor alem im Monat November vielfach Aufgaben der staatlichen
Verwaltung. Sie wurden aber zu keiner Zeit ein Ersatz fur staatliche Organe.
So kam es bald zu einer Parallelentwicklung, wobel die Zeit gegen die Réte
arbeitete. Die Aufnahme praktisch aller sozialen Schichten und Berufe in die
Réte nahm ihnen die Méglichkeit, Stofdtrupps des Klassenkampfes zu bleiben

%27um Folgenden vgl. Gerhard Kaller, Die Revolution des Jahres 1918 in Baden und die Tétig-
keit des Arbeiter und Soldatenrates in Karlsruhe. In, ZGO 114/1966, S. 301-350. Peter Brandt;
Reinhard Rirup, Arbeiter-, Soldaten- und Volksréte in Baden 1918/19. Dusseldorf 2.Aufl.
1990. Hans Georg Zier, Politische Geschichte Badens 1918-1933. In, Josef Becker u.a., Badi-
sche Geschichte vom Grofdherzogtum bis zur Gegenwart. Stuttgart 2.Aufl. 1987, S. 143-167.
®Reinhard Schiffers, Elemente direkter Demokratie im Weimarer Regierungssystem. Diissel-
dorf 1971, S. 37.

®Gerhard Kaller, Zur Revolution von 1918 in Baden. Klumpp-Putsch und Verfassungsfrage.
In, Oberrheinische Studien Bd. 1., Karlsruhe 1973, S. 175-202.

6 Zu den revolutionaren Ereignissen in Karlsruhe vgl. Ernst Otto Braunche, Residenzstadt,
Landeshauptstadt, Gauhauptstadt. Zwischen Demokratie und Diktatur 1914 — 1945, In, Karls-
ruhe. Die Stadtgeschichte. Karlsruhe 1998, S. 357 — 454, hier S. 377 — 381.
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oder zu werden. Aus den Arbeiter- und Soldatenrdten wurden die Volksréte. ...
Die Réte als Instrument politischer Macht fanden schon bald nur mehr bei au-
Rerhalb der Regierung stehenden linksgerichteten Parteien und Gruppen Un-
terstiitzung."®

Doch zunéchst bildeten in gemeinsamer Sitzung beide Gremien,
Wohlfahrtsausschuld und Soldatenrat, eine vorlaufige Regierung, die insgesamt
elf Minister (5 MSPD, 2 USPD, 2 Zentrum, 1 Fortschrittliche Volkspartel, 1
Nationalliberale Partei) umfaldte. Der vorlaufigen Volksregierung war es noch
am gleichen Tag moglich, die Zustimmung aller badischen Arbeiter- und Sol-
datenrate zu erhalten.®’

Ende November 1918 dankte dann auch der badische Grof3herzog
Friedrich 11. ab. Dieser Vorgang zeigt wiederum deutlich, wie reibungslos der
Machtwechsel in Baden vonstatten ging. In seiner Abdankungsurkunde schrieb
Friedrich u.a.: "lIch will kein Hindernis derjenigen Neugestaltung der staats-
rechtlichen Verhdtnisse des badischen Landes sein, welche die verfassung-
gebende Versammlung beschlief3en wird. Ich wiinsche ..., dal3 die Beamten im
Interesse der Aufrechterhaltung der Ruhe, Ordnung und Sicherheit ihren Dienst
weiterfuhren und dal3 niemand sich durch Rucksicht auf meine Person oder die
Treue und Anhanglichkeit fur mich und mein Haus abhalten 1&/%, die Anord-
nungen der neuen Regierung zu befolgen. Gott schiitze mein liebes Badner
Land!"®®

Gleichzeitig mit der Abdankung verdffentlichte die Regierung fol-
gende Beschlusse: "1. Der Grofdherzog hat auf die Ausiibung der Regierungs-
gewalt verzichtet. 2. Alle Staatsgewalt ist in den Handen der badischen vorlau-
figen Volksregierung. 3. Wir erklaren hierdurch, dal3 Baden eine freie Volksre-
publik ist. 4. Endguiltig Uber die Staatsform entscheidet die badische National-
versammlung. 5. Die Nationalversammlung wird am Sonntag den 5. Januar
1919 gewdhlt. ... 6. Die Wahl zur Nationalversammlung findet nach dem glei-
chen, geheimen und allgemeinen Wahlrecht auf Grund des Verhdlt-

%Ders., Die Revolution, S. 326.

5Ebd., S. 305.

®8Chronik der Landeshauptstadt Karlsruhe fiir die Jahre 1918 und 1919. Karlsruhe 1925, S.
109.
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niswahlsystems durch alle mindestens 20 Jahre alten mannlichen und weibli-
chen Personen statt, welche am Tage der Wahl Badener sind."®

Schon am 18. November 1918, d.h. eine Woche nach Beginn der
revolutionéaren Ereignisse, wurde von der vorlaufigen Volksregierung die Aus-
arbeitung einer Verfassung in Auftrag gegeben.”

Der Zusammensetzung des Kabinetts entsprechend wurden zu die-
sen Beratungen alle ihm angehdrigen politischen Richtungen herangezogen,
die auf dem Boden der parlamentarischen Staatsform standen. Diesem Aus-
schufd gehdrten der Sozialdemokrat Dietz, der nationalliberale Glockner, der
Zentrumsmann Zehntner und Well, Fortschrittliche Volkspartei, an.

Entgegen den Erwartungen konnten sich diese vier Politiker nicht
auf einen gemeinsamen Entwurf einigen. Der Sozialdemokrat Dietz |egte daher
eine eigene Ausarbeitung vor, die spater zum grof3en Teil Ubernommen wurde.
Eine Regierungskommission, bestehend aus funf Ministern und den Vertretern
der Arbeiter- und Soldatenréte, legte am 15. Januar 1919 der am 5. Januar ge-
wahlten badischen verfassunggebenden Nationalversammlung einen Entwurf
vor, der sich im wesentlichen mit dem von Dietz deckte.” Durch die Volksab-
stimmung am 13. April 1919 wurde die Verfassung vom 21. Marz 1919 voll
bestétigt.

%Ebd., S109f.
Reinhard Schiffers, Elemente, S. 37-52.
"Ehd., S. 38.
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[1.1.2. Die Wahlen zur badischen verfassunggebenden Nationalver ssmm-
lung™

Die ersten Wahlen, die gemél3 den Forderungen der vorldufigen Regierung
nach dem gleichen, geheimen und allgemeinen Wahlrecht durchgefihrt wur-
den, waren die zur verfassunggebenden Badischen Nationalversammlung am 5.
Januar 1919. 36,62% der Badener gaben dem Zentrum ihre Stimme. Gefolgt
wurde das Zentrum von der SPD mit 32,06%, der DDP mit 22,77% und der
christlichen Volkspartei (DNVP) mit 7,03% der Stimmen. Fur die USPD, die
in Baden lediglich auf 1,05% kam und somit auch ihre Mandate im neuen
Landtag verlor, bedeutete dieses Ergebnis die Ausschaltung von der politischen
Macht. Dennoch versuchte die Partei, auch nach der Wahl Einfluf auf die poli-
tische Entwicklung zu nehmen, was zur Ausrufung der Réterepublik am 22.
Februar in Mannheim fiihrte,” wobei sie die Arbeiter- und Soldatenréte nicht
auf ihrer Seite hatte, da diese zur Regierung standen. Den Weg zur neuen ver-
fassungsmaRigen Ordnung konnten diese Ereignisse nicht verstellen.™

Das Wahlergebnis in Karlsruhe zeigte deutliche Unterschiede zum
Landesergebnis auf. In der Landeshauptstadt konnte das Zentrum lediglich
20,04% der Stimmen erreichen und war somit nur drittstérkste Partei. Vor dem
Zentrum lag die Karlsruher DDP, die hier 32,21% der Stimmen erhielt, einen
Antell, den die Partei alerdings nur ein Jahr halten sollte. Mit deutlichem Ab-
stand war die SPD fuhrende politische Kraft in Karlsruhe, da es ihr gelang,
36,56% der Wahler und Wahlerinnen fir sich zu gewinnen. Das Ergebnis der
Christlichen Volkspartel deckte sich in Karlsruhe in etwa mit dem Lan-
desergebnis, wahrend die USPD in Karlsruhe im Verhaltnis zum gesamtbadi-
schen Ergebnis etwa 2% stérker war, politisch aber auch hier ohne Einfluf?
blieb.

27u den Ergebnissen vgl. Die Wahlen in Baden zur verfassunggebenden badischen und deut-
schen Nationalversammlung im Jahr 1919. Karlsruhe 1919.

"Gerhard Kaller, Die Revolution, S. 324

“Ebd., S. 324f.
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11.1.3. DieWahlen zur verfassunggebenden Deutschen Nationalver samm-
lung”

Vierzehn Tage nach der Wahl zur verfassunggebenden badischen National-
versammlung wurden die Wahlen zur verfassunggebenden deutschen Natio-
nalversammlung durchgefihrt. Bei dieser Wahl konnte die SPD ihre Position
als stérkste Partei im Reich behaupten. Sie erhielt auf Reichsebene 37,9% der
Stimmen, wahrend die radikale USPD lediglich 7,9% fir sich verbuchen konn-
te. Die Mehrheit in der Nationalversammlung erhielten aufgrund des Wahl-
ergebnisses jedoch die burgerlichen Parteien. Das Zentrum erzielte 19,7%, die
DDP 18,5% und die DNVP 10,3%, hinzu kam noch die DVP mit 4,4% der
Stimmen. Durch dieses Wahlergebnis wurde zum einen eine sozialistische Ge-
setzgebung verhindert. Es zwang zum anderen zu einer Verfassung auf der
Basis eines Kompromisses zwischen Sozialdemokratie und burgerlichen Par-
teien, diesich in der "Weimarer Koalition" zusammen fanden, d.h. einer Koali-
tion aus SPD, Zentrum und DDP. Dieselbe Koalition kam auch in Baden zu-
stande, wo sie aber, im Gegensatz zum Reich, abgesehen von dem Jahr
1925/26, bis zur Machtiibergabe an die Nationalsozialisten halten sollte.

Die Ergebnisse der einzelnen Parteien unterscheiden sich in Baden
zum Teil recht deutlich von denen, die auf Reichsebene erzielt wurden.”® Im
Vergleich mit der vorausgegangenen Wahl in Baden gab es allerdings nur ge-
ringe Verschiebungen. So blieb das Zentrum weiterhin starkste badische Partel
(36,1%), vor der SPD (34,8%), der DDP (21,5%) und der DNVP (7,4%). Fir
die Landeshauptstadt selbst gilt das zuvor fir das Ergebnis in Baden Gesagte,
d.h. es gibt kaum Unterschiede im Vergleich mit dem Ergebnis der "Baden-
wahl". Auffalig ist auch hier wieder der deutliche Unterschied zwischen Land
und Landeshauptstadt selbst. Wie zwei Wochen zuvor war auch diesmal die
SPD mit 40,5% erfolgreichste Partel in Karlsruhe, gefolgt von der DDP mit
31,1%. Mit deutlichem Abstand folgte das Zentrum, das in Karlsruhe nur auf
20,5% der Stimmen kam. Die DVP kandidierte bei dieser Wahl weder in Karls-
ruhe noch in Baden. Die rechtsradikale DNVP fand bei 7,4% der Wahler Zu-
spruch. Die USPD kandidierte nicht.

"Die Wahlen zur verfassunggebenden badischen und deutschen Nationalversammlung auf
Grund amtlichen Materials. Karlsruhe 1919.
"°Ebd.
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I1.1.4. Die Stadtverordneten-Wahl”’

Die Neuordnung der politischen Verhdltnisse auch auf kommunaer Ebene
machte die Neuwahl der Stadtverordneten und der Stadtréte auf Grund des Ar-
tikels VIl der gednderten Stadte- und Gemeindeordnung™ notwendig. Daher
wurden auch die Karlsruher Birger bereits am 18. Mal erneut zur Wahl aufge-
rufen. Diesem Aufruf folgten alerdings nur 45% der Wahlbeteiligten, mogli-
cherweise durch einsetzende WahImudigkeit hervorgerufen, wasin erster Linie
der SPD schadete, wie das folgende Ergebnis zeigen wird!

Demnach erhielt die SPD ca. 16% weniger Stimmen als zwei Wo-
chen zuvor, d.h. 24.9%, gerade soviel wie das Zentrum, welches sein Ergebnis
um annadhernd 5% erhdhen konnte. Verantwortlich fur das schlechte Abschnei-
den der Karlsruher Sozialdemokraten war in erster Linie die oben angespro-
chene geringe Wahlbeteiligung, zum anderen aber beteiligte sich im Gegensatz
zur vorausgegangenen Wahl die USPD und erhielt Uberraschend 10,2% der
Stimmen. Da die Demokraten ihre zuvor erzielten Ergebnisse bestétigen konn-
ten, wurden sie bel dieser Wahl mit 30,7% der Stimmen stérkste politische
Kraft im neuen Karlsruher Stadtparlament. Die DNV P kam bei diesen Wahlen
auf 9,1%.

Auf Grund des Wahlergebnisses ergab sich im Blrgerausschuf3 fol-
gende Sitzverteilung:

Die DDP erhielt as starkste Partei 30 Sitze, SPD und Zentrum je
24, die USPD 10 und die DNVP 8 Sitze.

"Zu den Ergebnissen der Wahl Der Volksfreund 19.5.1919.
"®Badische Gemeindeordnung. Karlsruhe 1919.



28

[1.1.5. DieWahl des Oberbirgermeisters

Dem neugewéhlten Birgerausschul3, der am 27. Ma 1919 auch den neuen
Stadtrat gewahlt hatte, oblag es nun, den Biirgermeister zu wahlen.”

Die Amtszeit des im Jahre 1906 gewdahlten Oberbirgermeisters
Karl Siegrist war auf Grund der badischen Gemeindeordnung vom 13. Mérz
1919 abgelaufen, wodurch eine Neuwahl notwendig wurde, die auf den 25. Juli
festgesetzt war. Da an diesem Termin keine gultige Wahl zustande kam - von
122 Stimmberechtigten stimmten nur 47 ab und von diesen Stimmen erhielt
Siegrist nur 37 - muldte die Stelle des Oberblrgermeisters offentlich ausge-
schrieben werden. Mit nur einer Gegenstimme wurde dann der Wahlvorschlag
der DDP angenommen und am 19. September der Mannheimer Birgermeister
Dr. Julius Finter zum Oberburgermeister der Stadt Karlsruhe gewahlt. Finter
sollte bis zu seiner Vertreibung aus dem Amt durch die Nationalsozialisten
unumstrittener Oberburgermeister der Stadt bleiben.

Mit dieser Wahl war die politische Umgestaltung im Sinn der neu-
en Verfassung beendet. Dal3 die Republik und die Verfassung aber keineswegs
gesichert waren, zeigten eindringlich die Ereignisse im Reich und auch in Ba-
den zu Beginn des Jahres 1920.%°

"Chronik 1918/19, S. 38.
%Hans Georg Zier, Politische Geschichte, S. 158 f.
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I1.2. Diepolitische Entwicklung 1920-1928.%
I1.2.1. Der Kapp-Putsch

Karlsruhe wurde in den ersten Monaten des Jahres 1920 durch die Ereignisse
des Kapp-Putsches in Berlin, welche die junge Demokratie und die Verfassung
auch hier bedrohten, beunruhigt. Die badische Regierung erlief3, erschittert
durch die Nachrichten aus Berlin einen "Aufruf an das badische Volk". In die-
sem Aufruf heil3t es u.a.: "Mitblrger! Das badische Volk hat in den schweren
Tagen der Revolution sich vor ganz Deutschland dadurch ausgezeichnet, daf3
eine moglichst ruhige Entwicklung gesichert wurde. Wir lassen uns durch die
preufdischen Resktiondre, an deren Spitze der reaktiondre Hetzer General-
landschaftsinspektor Kapp steht, nicht in das Unglick stirzen. Der Bestand des
Reiches, die Ordnung im Innern sind gefahrdet, und es droht uns feindliche
Besetzung, wenn wir uns nicht mit aller Kraft hinter die alte verfassungs-
méaldige Regierung stellen. Mitbirger! Tretet jedem Versuch reaktionédrer Put-
sche riicksichtslos entgegen. ... Schiitzt die Republik!"®

Dieser Aufruf der badischen Regierung wurde am folgenden Tag
durch o6ffentliche Kundgebungen auf dem Marktplatz unterstiitzt. Redner aller
politischen Parteien sprachen vom Balkon des Rathauses aus tber die politi-
sche Lage in Berlin und die Geféhrdung, die von ihr ausging. Waren sich die
Redner auch Uber die zu ergreifenden Mal3nahmen gegen die Kapp-Regierung
uneins, so waren sich aber alle in ihrer Ablehnung einig.

Auch der badische Beamtenbund und der badische Eisenbahner-
verband sowie der Verband des deutschen Verkehrspersonals hatten zu einer
Versammlung in der Karlsruher Festhalle aufgerufen. Zum Abschlufd dieser
Kundgebung, auf der Redner aller vertretenen Gruppen auftraten, wurde eine
Resolution verabschiedet, welche die Entschlossenheit der badischen Staatsar-
beiter und Beamten zum Ausdruck brachten, "der Verfassung unbedingte Ach-
tung zu verschaffen, ... der verfassungsméaldigen Regierung die Treue [zu] hal-
ten und sie in alen Mal3nahmen zu unterstitzen, die notwendig sind, um den

81 Braunche, Residenzstadt.
8Chronik der Landeshauptstadt K arlsruhe fiir die Jahre 1920-1923. Karlsruhe 1930, S.35f.
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gewaltsamen Sturz der Regierung oder die gewaltsame Aufhebung der Verfas-
sung zu verhindern."®

Selbstverstandlich wehrten sich auch die Gewerkschaften gegen die
reaktionaren Putschversuche und zwar durch die Ausrufung eines 24-stiindigen
Generalstreiks am 16. Mérz. Lediglich die lebenswichtigen Betriebe wurden
nicht bestreikt. Ergénzt wurden die Proteste der Gewerkschaften durch eine
Kundgebung auf dem Marktplatz, wo Vertreter der Arbeiterparteien zu den Er-
eignissen sprachen.

8Chronik 1920-1923, S. 38.
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I1.2.2. DieReichstagswahlen am 6. Juni 1920

Nach dem Scheitern des Kapp-Putsches und der Riickkehr der Reichsregierung
nach Berlin wurden dann von der Reichsregierung Wahlen fur den 6. Juni an-
beraumt, die urspriinglich erst fir den Herbst vorgesehen waren.®* Die Wahl
endete mit einer deutlichen Niederlage fur die Regierungsparteien SPD, DDP
und Zentrum, wahrend die Oppositionsparteien deutliche Stimmengewinne
verbuchen konnten. Die Sozialdemokraten verloren tber 16%, die DDP 10%
und das Zentrum mehr als 6% seiner Stimmen. Auf der Linken des Partei-
enspektrums gewann vor allem die USPD deutlich hinzu und erhielt 17,9%,
wéahrend die KPD lediglich auf 2,1% kam. Die Parteien der Rechten konnten
ihren Stimmenanteil ebenfalls erheblich vergrof3ern. Hierbel entfielen auf die
DNVP 15,1% und die DVP 13,9%. Mit diesem Ergebnis verlor die "Weimarer
Kodlition" im Reich ihre Mehrheit, die sie in den verbleibenden Jahren der
Republik auch nicht wiedererringen sollte.

In Baden blieb die Mehrheit der Koalitionsparteien ungefahrdet
und die Ergebnisse erscheinen im einzelnen relativ stabil, sieht man von der
Stimmenverlagerung von der SPD zur USPD ab.® Mit deutlichem Vorsprung
blieb das Zentrum (36,4%) in Baden stérkste Partel und muf3te der politischen
Radikalisierung keinen Tribut zollen. Unter der Polarisierung litten in erster
Linie SPD und DDP; wahrend die SPD 14% ihrer Stimmen verlor, gewann die
USPD 10,9% und die KPD 1,5% der Wéhler. Die Demokraten erhielten nur
noch 12,3%, wobei deren Verluste sicherlich von der DVP (6,8%) und der
DVP (12,0%) aufgefangen worden sein dirften.

Das Reichstagswahlergebnis in Karlsruhe fuhrte zu deutlichen Ver-
schiebungen im Krafteverhaltnis der Parteien.®

Trotz deutlicher Stimmenverluste im Vergleich zur Wahl der ver-
fassunggebenden deutschen Nationalversammlung, wurde die SPD mit 22,4%
wieder stérkste Partel in Karlsruhe, eine Position, die sie bei den Stadtverord-
netenwahlen an die DDP verloren hatte. Diese wiederum beklagte den grofdten
Stimmenverlust innerhalb der Stadt und fiel mit 17,3% sogar hinter die USPD
zurlick, die mit 18,4% der Stimmen einen starken Linksruck in der Landes-

8Eine Ubersicht tiber die Ergebnisse bei Eberhard Kolb, Die Weimarer Republik, S. 38ff.
¥Dje Wahlen zum Reichstag am 6. Juni 1920 in Baden. Karlsruhe 1921.
86

Ebd.
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hauptstadt signalisierte. Die entgegengesetzte Entwicklung auf der Rechten
zeigte das Abschneiden der DVP (9,3%) und der DNVP (12,2%). Schon bei
diesen Wahlen begann die deutliche Verschiebung im burgerlichen Lager, ge-
gen die liberale DDP, hin zu den Parteien, welche die Verfassung ablehnten
oder ihr zumindest in negativ-kritischer Distanz gegenuiberstanden. Die einzige
relativ stabile politische Kraft in Karlsruhe blieb das Zentrum, das allerdingsin
der Landeshauptstadt mit 19,5% ohnehin deutlich schwécher war als im Lan-
desdurchschnitt und somit auch nicht soviel verlieren konnte.
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[1.2.3. DieLandtagswahlen am 30. Oktober 1921

In der Folgezeit wurde das politische Leben auch in Karlsruhe durch die Dis-
kussionen um die Auswirkungen des Versailler Vertrags einerseits sowie der
Gefahrdung der Republik durch politische Radikalisierung andererseits ge-
pragt.

Erste Konsequenz der Veranderungen war der Verlust des Hofes -
Groféherzog Friedrich I1. verlief3 durch den Druck der revolutionéaren Ereignisse
die Residenz, Baden wurde Demokratische Republik,?” "eine nicht unbedeu-
tende EinbuRe fir die Karlsruher Wirtschaft."® Durch die Bestimmungen des
Versailler Vertrags lag Karlsruhe in der entmilitarisierten Zone, was zwangs-
weise den Abzug der Garnisonssoldaten zur Folge hatte. Unter diesem Abzug
litten vor allem kleinere Geschéfte, die von der Kaufkraft der ca. 6000 Soldaten
bis dahin profitiert hatten.

Karlsruhe wurde nach dem Verlust Elsal3-Lothringens an Frank-
reich zur Grenzstadt, was fir die Stadt selbst in mehrfacher und wiederum be-
sonders in wirtschaftlicher Hinsicht fir die kommenden Jahre grof3e Nachteile
mit sich brachte.®®

Durch die Abtrennung Elsal3-Lothringens verlor in erster Linie die
Karlsruher M6bel-und Metallindustrie sowie das Brauereiwesen “"d[as] vor
1914 jahrlich 200 000 hl jenseits des Rheins absetzen konnte"* einen wichti-
gen Markt.

Gleichfalls nachteilig wirkte sich die Abtrennung des Saargebietes
und die Ausgliederung L uxemburgs aus dem deutschen Zollgebiet auf Karlsru-
he aus, "waren doch 25% des badischen Kohlebedarfs, 30% der Formeisenlie-
ferung und 38% des Schienenmaterials 1914 von der Saar bezogen worden."**

¥Gerhard Kaller, Die Revolution, S. 309.

#\Wolfgang Méssinger, Fragen der wirtschaftlichen Entwicklung der Stadt Karlsruhe unter
Berlicksichtigung der stédtischen Finanzlage in der Zeit von 1918-1933. Dipl.-Arbeit Univ.
Mannheim. 1976, S. 12.

8Zum Folgenden vgl. Heinz Werner Dengel, Karlsruhe und seine Entwicklung von der Resi-
denz zur Industriestadt. Eine wirtschafts- und siedlungsgeographi sche Untersuchung des Stadt-
raumes. Phil.Diss. (masch). Freiburg 1956. Hans Th. Bauer, Kriegs- und Grenzlandnot. In,
Karlsruhe Wirtschaftszentrum am Oberrhein. Karlsruhe 1953, S. 111-129. Badische Denk-
schrift Uber die wirtschaftliche und kulturelle Notlage Badens as Grenzland und besetztes
Gebiet. Berlin 1929.

“Heinz Werner Dengel, Karlsruhe, S. 81.

%'Ehd.
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Zusétzlich belastete die Bestimmung des Versailler Vertrags, "dal? wahrend ei-
nes Zeitraums von funf Jahren nach Inkrafttreten des Vertragswerkes alle aus
dem Elsal? und aus Lothringen stammenden oder herkommenden Erzeugnisse
zollfrei in das Reichsgebiet eingefiihrt werden durften."?

In der Folgezeit wurde der Wiederaufbau der Karlsruher Industrie
durch den Bau der Maginotlinie beeinfluf3t. Die Stadt gelangte in den Feuerbe-
reich der franzésischen Artillerie, was dazu beitrug, Neuansiedlungen von In-
dustriebetrieben zu verhindern.

Lediglich einige "Flichtlingsbetriebe" siedelten sich dennoch in
Karlsruhe an. Hierzu gehorte das Grof3unternehmen Raab-Karcher, welches
von Stral3burg nach Karlsruhe tUbersiedelte und hier seinen Hauptsitz nahm und
sich spéter zu einer der bedeutendsten Rhein-Reedereien entwickelte.®

Neben diesen Problemen war, wie oben erwahnt, die politische Ra-
dikalisierung ein wichtiges Themain der Landeshauptstadit.

Ausl6sende Ereignisse waren politische Morde, vor allem der an
Matthias Erzberger, der die sozialistischen Parteien auch in Karlsruhe veran-
laldte, zu Demonstrationen zum Schutz der Republik aufzurufen.** In einer Re-
solution wurde die Regierung zu unerbittlichem Einschreiten aufgefordert. Zur
gleichen Entschlief3ung kam eine Protestkundgebung des Zentrums, das eben-
falls gegen die Ermordung Erzbergers protestierte, bel einer Versammlung in
der Karlsruher Festhalle.

Zum Handeln veranlaldt sah sich die Reichsregierung aber erst ein
Jahr spéter nach der Ermordung Walther Rathenaus, die zur Verabschiedung
des Gesetzes "zum Schutz der Republik” fihrte.®

Unter dem Eindruck dieser Ereignisse fanden am 30. Oktober 1921
die Wahlen zum badischen Landtag statt, die eine deutliche Starkung der SPD
im Land, wie in der Landeshauptstadt selbst, zum Ergebnis hatten. Ebenso bes-
tétigte sich die fuhrende Rolle des Zentrums in Baden. Abgesehen von den
Verlusten der DDP und dem Anwachsen der DNV P war diese Wahl eine deut-

*\Wolfgang Méssinger, Fragen, S. 13.

®Hans Th. Bauer, Kriegs- und Grenzlandnot, S. 114.
%Chronik, 1920-1923, S. 125.

®Eberhard Kolb, Weimar, S. 48.
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lich positive Entscheidung zu Gunsten der Parteien der "Weimarer Koaliti-
n 96
on".

%Badische Landtagswahl am 30.10.1921 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet und he-
rausgegeben vom Bdischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1922.
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11.2.4. Karlsruhein der Inflationszeit

Vom Sommer 1922 an muf3te die deutsche Bevolkerung erleben, wie die Kauf-
kraft des von ihr verdienten Geldes fast téglich schwand. "Bei dieser Inflation
handelte es sich um die schlimmste Geldentwertung, die jemals eine fortge-
schrittene IndustriegeselIschaft heimgesucht hat."®’

Als Beispiel fur den Verfal der Wahrung sei an dieser Stelle nur
die Preissteigerung fur Brot angefihrt. So kostete im Januar 1923 ein Laib Brot
(700g) 225 Reichsmark, im Juli 1200, am 1. Oktober 7,5 Millionen und am 15.
Oktober 1923 44 Mio RM.*

Besonders hart getroffen von der Inflation wurde digjenige Bevdl-
kerungsschicht, die in erster Linie von Kapitalertragen lebte, die sogenannten
"Rentiers’,* eine Bevélkerungsgruppe, die in Karlsruhe tiberdurchschnittlich
stark vertreten war. "Zu diesem Personenkreis zahlten neben Privatgel ehrten,
Kinstlern und Schriftstellern vor allem ehemalige Selbstandige wie z.B. Arzte
und Rechtsanwélte, die fur ihre Altersversorgung und fir die Sicherung ihrer
Familienangehorigen Geld zurtickgelegt hatten, weil sie keiner Sozialversiche-
rung angehorten. Ein Bankguthaben von 60 000 Mark, dessen Zinsertrag noch
im Jahre 1913 ein behagliches Leben im Ruhestand ermdglicht hatte, reichte
im August 1923 nicht einmal mehr fiir den Kauf einer Tageszeitung aus."*®

Aber auch die breite Schicht der Arbeitnehmer ist zu den Opfern
der Inflation zu z&hlen, da sie ebenfalls ihr Sparguthaben verloren und beson-
ders unter dem Kaufkraftverlust ihres Verdienstes zu leiden hatten, der im Ge-
gensatz zu Unternehmern und Landwirten sofort nach der Auszahlung besteu-
ert wurde, ohne die Entwertung mit einzuberechnen.'®*

Die furchtbaren Folgen der Inflation, die weite Teile der Bevolke-
rung in den sozialen Abgrund zogen, versuchte die Stadt Karlsruhe durch die
Griindung einer Winternothilfe am 27. September 1923 zu lindern.*® Ihr Er-

\/gl. hierzu Fritz Blaich, Der Schwarze Freitag. Inflation und Wirtschaftskrise. Miinchen
1985. Gerald D. Feldmann (Hg.), Die Nachwirkungen der Inflation auf die deutsche Geschich-
te 1924-1933. Minchen 1985. Ders., Vom Weltkrieg zur Weltwirtschaftskrise. Studien zur
deutschen Wirtschafts- und Sozialgeschichte 1914-1932. Géttingen 1984.

%Chronik 1920-1923, S. 287.

®Fritz Blaich, Der schwarze Freitag, S. 16.

10Epd.

'Epd. S.58.

1%2Chronik 1920-1923, S. 289.
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folg nahm sich alerdings auf3erst bescheiden aus. Am 17. November fuhrten
die verheerenden Verhdtnisse zu einer Demonstration von Erwerbslosen auf
dem Marktplatz, nachdem ihre Forderung nach finanzieller Hilfe von der Stadt-
verwaltung nicht erfullt wurde. Im Anschlufld an diese Hungerdemonstration
kam es zu Plinderungen von je zwel Backereien bzw. Metzgereien in der In-
nenstadt.

Die ohnehin schlechte Versorgungslage der Stadt wurde noch zu-
sétzlich durch die Sperrung der Ausfuhr desim Rheinhafen gelagerten Weizens
durch die franztsische Besatzung erschwert. Dartiber hinaus waren von den
Franzosen auch die Kohlevorréte im Rheinhafen gesperrt worden, was die
Stadt nétigte, wesentlich teurere Kohle aus Schlesien zu kaufen, was wiederum
nur mittels teurer Kredite moglich war.'®

108y,
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1.3. DiePhaseder "relativen Stabiliserung"
[1.3.1. DieJahre 1924-1927

Nach dem Abklingen der Inflation und der EinfUhrung einer neuen Wahrung
Ende des Jahres 1923 begann auch fir Karlsruhe langsam eine Phase der "rela-
tiven Stabilisierung” auf politischem wie auf wirtschaftlichem Gebiet.'™ "Tat-
s&chlich ist es in jenen Jahren, in denen der auf3enpolitische Druck nachlief3
und die inneren Auseinandersetzungen ruhiger verliefen alsin den stiirmischen
Anfangsjahren der Republik, nicht gelungen, das politische und sozial6kono-
mische System so zu konsolidieren, dal3 die Republik einer ernsthaften Krise
gewachsen war. ... Ein stabiles ... Regierungssytem entwickelte sich in der Pha-
se der 'relativen Stabilisierung' nicht; und im Bereich der Wirtschafts- und So-
Zialpolitik verhérteten sich ... die Fronten."®

Die politische Stabilitéat auf kommunaler Ebene &/ sich am deut-
lichsten an den Wahlergebnissen der einzelnen Parteien zwischen 1924 und
1928 ablesen, wenn auch die ersten Wahlen (4.5.1924) nach der wirtschaftli-
chen Katastrophe deutliche Verluste fir die an der Regierung beteiligten Par-
teien zur Folge hatte. Lediglich das Zentrum konnte Verluste vermeiden. Die
Stabilitét auf Reichsebene bewies das Zentrum auch in Baden und seiner Lan-
deshauptstadt, wenngleich hier auf wesentlich niedrigerem Niveau.'®

Das Wahlergebnis in Karlsruhe war aber durch einen starken
Rechtsruck zu Gunsten der DV P gekennzeichnet, die im Gegensatz zum Reich,
wo sie deutlich verlor, in Karlsruhe auf 19,8% der Stimmen kam, sicherlich in
erster Linie auf Kosten der DDP, die seit den Wahlen zur verfassunggebenden
badischen National versammlung 24% ihrer Stimmen verloren hatte.

Die beginnende politische Konsolidierung zeigte sich dann aber bei
den erneuten Wahlen zum Reichstag im Dezember 1924,'%" bei der sich die
Sozialdemokraten deutlich verbessern konnten. Bezeichnend fur diese Wahl ist
das weitere Anwachsen des Stimmenanteils der Parteien auf der Rechten in
Karlsruhe. Die DVP erhielt 21,5% und die DNVP 13,7% der Stimmen, wah-

1%Wolfgang Méssinger, Fragen, S. 76.

%Eperhard Kolb, Weimar, S. 72.

1%Dje Wahlen zum Reichstag am 4. Mai 1924 in Baden. Karlsruhe 1924.
YDje Reichstagswahl am 7. Dezember 1924 in Baden. Karlsruhe 1925.
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rend die NSDAP (NS-Freiheitsbewegung) bei ihrer ersten Kandidatur in der
badischen Landeshauptstadt auf 1,6% kam.

Der positive Trend fur die Sozialdemokraten setzte sich auch bel
den folgenden Wahlen zum badischen Landtag'® am 26. Oktober 1925 und bei
den Stadtverordnetenwahlen am 14. November des darauffolgenden Jahres
fort. Mit grol3er Mehrheit votierten die Karlsruher bel dieser Wahl fir die SPD,
die mit 27,9% der Stimmen stérkste Partel wurde, gefolgt vom Zentrum, das
22,2% erhielt. Deutlich rucklaufig war der Zuspruch fir die Parteien der Rech-
ten. Die DVP gewann nur noch 14,5%, die DNVP lediglich 19,8% der Stim-
rner].109

Aufgrund dieses Wahlergebnisses gehdrten dem neuen Karlsruher
Birgerausschul® an: SPD 24 Sitze, Zentrum 19, KPD 6, DDP 5, DVP 12,
DNVP 9, Reichspartei 5, Wirtssch. Burgerv. 3

und unpol. wirtsch. Gruppe 1.

In den Stadtrat gewahlt wurden: SPD 9 Sitze, Zentrum 7, DDP 2,
DVP 3, KPD 1, Reichsp. 1, wirtsch. Biirgerv. 1, parteilos 1.*°

Der stetige Niedergang der Karlsruher DDP anderte indessen nichts
an der breiten Zustimmung fir Oberbirgermeister Dr. Julius Finter.

1% adische Landtagswahl am 25. Oktober 1925. Karlsruhe 1925.

1B adischer Beobachter 15.11.1926.

105tadtAK 8/DSFI 26. Landeshauptstadt Karlsruhe. Verzeichnis der Mitglieder des Stadtrates,
der Stadtverordneten und der Mitglieder der stédtischen Ausschiisse und Kommissionen.
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I1.4. Wirtschaftliche und politische Lage der Landeshauptstadt am Vor-
abend der Krise

I1.4.1. Der stadtische Haushalt 1928

Nach der Uberwindung der Inflation und teilweise auch der Kriegsfolgen blieb
die wirtschaftliche Entwicklung Karlsruhes hinter dem Aufschwung auf
Reichsebene zurlick, was im allgemeinen mit der Grenzlage der Stadt und den
damit verbundenen, bereits ausgefiihrten Nachteilen begriindet wurde.™*

In besonderem Mal3e negativ beeinfluldt wurde u.a durch die
Kriegsereignisse die Situation auf dem Karlsruher Wohnungsmarkt, dessen
Betrachtung, neben der des Arbeitsmarktes, besonders geeignet erscheint, die
wirtschaftliche und soziale Lage zu charakterisieren.? Die Wohnungsnot und
die dadurch erzwungene Forderung des Wohnungsbaus as kommunalpoliti-
sche Mal3nahme zur Krisenbekémpfung wurde in den folgenden Jahren zu ei-
nem der Hauptprobleme der stadtischen Verwaltung und soll daher a's Indika-
tor fUr die wirtschaftliche Lage Gegenstand eingehender Betrachtung sein. Als
Ursache der Wohnungsnot wurden insbesondere fiinf Punkte herausgestellt.*

1. Die Auswirkungen des Krieges:

Die Neubautétigkeit kam wahrend des Krieges fast vollig zum Er-
liegen und in der Nachkriegszeit nur sehr schleppend wieder in Gang. Schuld
daran waren zundchst der Mangel an Baustoffen, die Auswirkungen der Infla-
tion und in der Folgezeit die Kapitalknappheit sowie die hohen Hypotheken-
zinsen. In Karlsruhe konnten nach der Wohnungszéhlung von 1927 an Woh-
nungszugangen verzeichnet werden: In den Jahren 1914-18 650, 1919-23 2101
und 1924-27 3004."* Die Zahl der Wohnungssuchenden belief sich 1927 auf
2955. Von diesen suchten 2615 eine Wohnung mit 1-3 Zimmern.'*> Allerdings

1y/gl. hierzu allgemein: Wolfgang Heindl, Die Haushalte von Reich, Landern und Gemeinden
in Deutschland von 1925-1933. Offentliche Haushalte und Krisenverscharfung. Frankfurt
1984. Karl-Heinrich Hansmeyer (Hg.), Kommunale Finanzpolitik in der Weimarer Republik.
Stuttgart u.a. 1973. Jirgen Reulecke, Zur stadtischen Finanzlage in den Anfangsahren der
Weimarer Republik. In, AfK 21/1982, S. 199-219.

12\ ohnungszéhlung und Wohnungsbau in Baden auf Grund amtlichen Materials mit 13 Kar-
ten. Karlsruhe 1928.

3Epd. S. 185f.

"Ehd. S. 121.

Ehd. S. 78.
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waren von den Wohnungszugéangen lediglich 2019 in dieser Grof3enklasse ge-
baut worden. Wéhrend 340 Personen eine Wohnung mit 4 und mehr Zimmern
suchten, waren in dieser Grof3enklasse 985 Wohnungen gebaut worden. Mit
zunehmender Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation im Verlauf der
folgenden Jahre, sollte sich dieses Mif3verhdltnis noch weiter ausprégen.

2. Die Veranderung der Altersstruktur:

Die Veranderung der Alterspyramide durch Zuwanderung vor al-
lem Alterer bei gleichzeitigem Geburtenriickgang zu Gunsten der Erwachsenen
um 13.1% fuhrte zu einem erheblich gesteigerten Wohnungsbedarf.

3. Ansteigen der Zahl der Haushalte:

Aus Punkt 2 geht nattrlich eine weitere Belastung fur den Woh-
nungsmarkt hervor, da durch das Ansteigen der Erwachsenenbevdlkerung
selbstversténdlich auch die Zahl der Haushalte anstieg. In Karlsruhe stieg die
Zahl der Haushaltungen von 26670 im Jahre 1910 auf 34047 1919 und schlief3-
lich 41350 Ende 1928, obwohl die Gesamtbevdlkerung in diesem Zeitraum nur
um etwa 9000 zugenommen hat.**®

4. Direkt abhangig von den Punkten zwei und drei ist die nach dem
Krieg stark ansteigende Zahl von Eheschlief3ungen und den damit verbundenen
Haushaltsgriindungen.

5. Wie bereits unter Punkt zwei angedeutet, verschérfte der starke
Zuzug nach Baden, vor alem von Elsdssern und Lothringern sowie von
Schweizer Wehrleuten (Schweizer, die auf der Seite Deutschlands gekampft
hatten und daher aus der Schweiz ausgewiesen wurden) den ohnehin vorhan-
denen Wohnungsmangel. Bei der Volkszéhlung 1925 wurden in Baden 24317
Elsal3-L othringer und 11816 Schweizer Wehrleute gezahlt.

Der Wohnungsnot, verursacht durch den Mangel an Wohnraum
und durch die geringe finanzielle Leistungsfahigkeit der Wohnungsuchenden,
vorhandene Wohnungen zu bezahlen, versuchte die Stadt durch zwei Mal3nah-
men zu begegnen, die selbstverstandlich den Haushalt erheblich belasteten:

1. Durch den Erhalt preiswerten Wohnraums.**’

2. Durch die Férderung des Wohnungsbaus.**®

18stadtAK 8/DSFI 204,1. Verwaltungsbericht der Landeshauptstadt Karlsruhe fiir das Wirt-
schaftsjahr 1928. (1. April 1928 - 31. Mé&rz 1929), S. 239.

"EDd. S. 36f.

18Epd, S. 239-242.
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Dal’3 die Wohnungsnot auch in der Phase der relativen Stabilisie-
rung nicht behoben werden konnte, mag auch als Hinweis auf die besonderen
Probleme der Grenzstadt Karlsruhe gewertet werden. Jedenfalls war die Woh-
nungsnot 3. auch noch 1928 ein wichtiges Thema der Haushaltsberatungen im
Karlsruher Blrgerausschuf3.

Der letzte Haushalt der Stadt Karlsruhe in einer Zeit relativer wirt-
schaftlicher Stabilitdt konnte am 19. April 1928 verabschiedet werden. Doch
schon die Beratungen dieses Haushaltes zeigten in einigen Teilvorschlégen
deutlich die Schwierigkeiten auf, denen sich die Stadt bereits zu diesem Zeit-
punkt, vor alem auch durch die beginnenden Umverteilungen von Belastungen
in Bereichen der Fursorge einerseits durch das Reich, andererseits durch Mal3-
nahmen des Landes Baden, gegentiber sahen.

In erster Linie wurde die Aufstellung des Haushaltes durch zwel
belastende Anderungen erschwert: '

Erstens durch die Neuregelung der Besoldungs- und Versorgungs-
beziige der Beamten und zweitens durch das starke Anwachsen der Zinslasten,
worauf im Anschlufd noch ndher einzugehen sein wird.

Die Belastungen der stadtischen Finanzen durch die oben genann-
ten Gehaltserh6hungen belief sich auf 970 800 RM. Zusétzlich schlugen 261
000 RM negativ zu Buche, welche die Stadt als Anteil an den Mehraufwendun-
gen des Staates fur Polizei und Lehrer aufbringen muf3te. Die grofdten Bela-
stungen bedeuteten jedoch das Anwachsen der Zinslast um 1,3 Mio. RM.

Auf den Haushalt negativ wirkten sich nicht nur die Mehrausgaben
in den genannten Bereichen aus, sondern auch Mindereinahmen wie z.B. bel
der Grunderwerbssteuer, der Vergnigungssteuer, sowie v.a. die Senkung des
Reichsanteils bei der Firsorge und Jugendpflege, welche die Stadt mit 234 000
RM mehr belastete.

Diesen offenkundigen Mif3stand - sinkende Einnahmen zu Gunsten
von Reich und Land, bel gleichzeitigem Ansteigen der Aufgaben und den da-
mit verbundenen Kosten der Stadte - kritisierte schon der Badische Stéadtever-
band auf seiner Hauptausschul3sitzung im Méarz dieses Jahres. Klage gefihrt
wurde seitens der Vertreter der Stadte insbesondere Giber den "Inneren Finanz-

195tadtAK Landeshauptstadt Karlsruhe. Voranschlag fir das Rechnungsjahr 1928 (1. April
1928 - 31. Mérz 1929). Begleitwort zum Voranschlag abgedruckt in: Der Volksfreund
17.3.1928.
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ausgleich” in Baden, der die Kommunen im Vergleich mit anderen deutschen
Stadten stark benachteiligte, da sich das Land durch dieses Gesetz den grofdten
Anteil an den Reichsiiberweisungssteuern sicherte.**

Aus den oben angefihrten Entwicklungen, steigende Belastungen
bei gleichzeitiger Minderung der Einnahmen, wird ersichtlich, dal3 der Voran-
schlag fur das Haushaltgahr 1928 nur durch deutliche Ausgabeneinschrankun-
gen ausgeglichen werden konnte, da auch die Stadt an das Versprechen der
Reichsregierung gebunden war, keine SteuererhGhungen vorzunehmen.

Trotz der zuvor ausgefiihrten Probleme zeichnete der Karlsruher
Oberbirgermeister Dr. Julius Finter in seiner Haushaltsrede ein positives Bild
der 6konomischen Entwicklung der Stadt,*** die allerdings hinter der algemein
gunstigen Entwicklung der Konjunktur zurtickblieb. Diese positive Entwick-
lung wirkte sich dennoch nicht bei den Steuereinnahmen aus, die z.B. bei der
Gewerbesteuer lediglich um 1,2% Uber denen des Vorjahres lagen. Das enttau-
schende Ergebnis fuhrte Finter aber auch auf "das offensichtliche Bestreben
vieler Steuerpflichtiger ..., durch geschickte Ausnutzung des Gesetzes, den
Steuerbetrag zu driicken” zurtick.?

Als Indiz fur den guten Stand der kommunalen Wirtschaft wies
Finter auf die Lage am Arbeitsmarkt hin. Hier sank nach Angaben des Ober-
burgermeisters die Zahl der Arbeitslosen im Verlauf des Jahres 1927 von 5521
auf 2801 gegen Ende des Jahres.

Diese Sicht der Dinge war alerdings bei weitem zu optimistisch,
da bel seinen Ausfiihrungen nur digjenigen Beriicksichtigung fanden, die Ar-
beitslosenunterstiitzung bezogen. Nimmt man namlich die Zahl der sogenann-
ten "KrisenfUrsorgler" noch hinzu, belief sich die Zahl der Menschen ohne Ar-
beit am 6.1.1928 bereits auf 3963, das sind Uber 1000 mehr as vom Ober-
biirgermeister angegeben.'® Zieht man nun auch noch in Betracht, daf3 bei der

“Der Volksfreund 19.3.1928.

1ZStaoltAK 1/H.-Reg.A.2953. Etatreden des Oberbiirgermeisters.

=

125tadtAK H.-Reg.A.1972. Wochenberichte iiber den Stand der Arbeitsuchenden und Fiirsor-
geempfanger beim Arbeitsamt. Die Angabe der genauen Zahlen Uber den Stand der Arbeitslo-
sigkeit gestaltet sich besonders schwierig, da die offiziellen Statistiken in ihren Angaben stark
differieren, weil z.T. als Arbeitslose nur digjenigen berticksichtigt wurden, die Arbeitslosenun-
terstiitzung oder Krisenfirsorge erhielten. Digjenigen aber, die aus der Krisenfiirsorge ausge-
steuert worden waren, wurden statistisch nicht erfalét. In eéinem Brief an das Firsorgeamt be-



oben angefiihrten Zahl die "ausgesteuerten Erwerbslosen”, d.h. die Personen,
die weder Arbeitslosenunterstiitzung noch Krisenfursorge erhielten, nicht ein-
gerechnet sind, dann lag die Zahl, vor allem der Dauererwerbslosen, schon zu
diesem Zeitpunkt wesentlich hoher.?*

Die wirkungsvolle Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit - sofern tber-
haupt moglich - durch stédtische Investitionen wurde zusétzlich zu den genann-
ten Problemen noch durch die Schlief3ung der Beratungsstelle fir Auslandsan-
leihen, gleichbedeutend mit der Sperrung von Auslandskrediten, erschwert
oder gar unmoglich gemacht. Verantwortlich hierfir war der Pr&sident der
Reichsbank Hjalmar Schacht, mit dem Hinweis auf die "Verschwendungs-
sucht" der Kommunen.*®

Schacht, der die Kreditaufnahmen der Kommunen im Ausland im
Mai 1924 noch durchaus positiv beurteilt hatte, brachte schon wenige Monate
spéter grof3e Bedenken vor, daer der Ansicht war, dal3 die Auslandskredite "fir
unproduktive Zwecke wie Stralken- und Wohnungsbau" verwendet wiirden.'®
Eine Folge seiner Interventionen bel der Reichsregierung gegen weitere Auf-
nahmen von Auslandskrediten war die Grindung der "Beratungsstelle fir Aus-
landskredite" als Kontrollinstrument.*’

Die Verbesserung der internationalen Lage nach den reparationspo-
litischen Beschltssen der Konferenz von Locarno ermdglichte es fur die Ge-
meinden wieder, Auslandskredite zu erhalten, da die "Beratungsstelle fir Aus-
landskredite" auf Erlald des Arbeitsministers die Genehmigung von Krediten
nicht nur von der Produktivitét, sondern auch von der Schaffung von Arbeits-
pldtzen abhangig machte, was auch in Karlsruhe die dringende Forderung des
Wohnungsbaus wieder ermdglichte.

klagte der badische Innenminister Adam Remmele diesen Zustand und forderte genauere An-
gaben. Sein Wunsch wurde in der Folge aber nicht berlicksichtigt. StadtAK 1/H.-Reg.4229.
12StadtAK H.-Reg.A.1972. Am néchsten kommt man der wirklichen Zahl der Arbeitslosen,
wenn man die Zahl der Arbeitsuchenden heranzieht, die zu diesem Zeitpunkt 6068 betrug.
1257um Folgenden vgl. Gisela Upmeier, Schachts Kampf gegen die kommunalen Auslandsan-
lethen. In, Karl Heinrich Hansmeyer (Hg.), Kommunale Finanzpolitik, S. 160-171.

1%7it. nach ebd. S. 160.

12774 den Auseinandersetzungen Schachts mit verschiedenen Biirgermeistern und zur Stellung
des Oberbirgermeisters in der Weimarer Republik allgemein vgl. Wolfgang Hofmann, Zwi-
schen Rathaus und Reichskanzlei. Die Oberbirgermeister in der Kommunal- und Staatspolitik
des Deutschen Reiches von 1890-1933. Berlin u.a. 1974.
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Von diesen Beschltssen fuhlte sich allerdings die Privatwirtschaft
bedroht, sah sie doch die Gefahr einer "kalten Sozialisierung” durch die Ge-
meindebetriebe - zu Unrecht, wie die Bedeutung der Gemeindebetriebe in den
folgenden Krisenjahren noch zeigen wird.'?®

In der Folgezeit versuchte Schacht, immer mehr Einfluf3 und Kon-
trolle Gber die offentlichen Gelder tiberhaupt zu gewinnen, um seine Machtan-
spruche zu verwirklichen, was ihm den Beinamen "Diktator des Geldmarktes'
einbrachte.’®

Bedingt durch die wirtschaftliche wie die politische Entwicklung,
konnte der Versuch Schachts, die Kontrolle tber die Gemeindefinanzen zu
erlangen, abgewehrt werden. Diese Niederlage veranlaldte Schacht, noch hefti-
ger gegen die Kommunen und ihre angebliche Verschwendungssucht vorzuge-
hen. Berihmtheit erlangte in diesem Zusammenhang seine "Bochumer Rede",
in der er seine hinlénglich bekannten Angriffe nun in noch schérferer Form
vortrug. Letztlich wurde dann bezweifelt, "ob die Auslandskredite Uberhaupt
noch den Kern der Auseinandersetzungen darstellten, ob es nicht vielmehr ein
Kampf zwischen Reichsbank und Reichsregierung um die politische Macht im
Staate war."**°

Die andauernden Konflikte zwischen Reichsregierung und Reichs-
bank verhinderten letztlich auch eine endgultige Entscheidung bezlglich der
Auslandskreditaufnahme durch die Kommunen. Dies ermdglichte der Reichs-
bank schliefdlich ein Mitspracherecht bei der Gestaltung der kommunalen Fi-
nanzen, das keine gesetzliche Grundlage hatte und folglich eine "rechtzeitige,
befriedigende L 6sung des kommunalen Finanzproblems' verhinderte.*®

Gegen die in Schachts "Bochumer Rede" vorgebrachten Anschul-
digungen gegeniiber den Gemeinden wandte sich selbstredend auch Julius Fin-
ter, der in seiner Haushaltsrede nicht nur die Vorwurfe der Verschwendung
zurickwies, sondern er machte insbesondere auf die Auswirkungen der
Schachtschen Politik aufmerksam.

1287ur Bedeutung der Gemeindebetriebe fiir den stédtischen Haushalt vgl. Wolfgang Heindl,
Die Haushalte.

129Gisela Upmeier, Schachts Kampf, S. 163.

30Ehd. S. 168.

BlEpd, S. 174.
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Die Folgen zeigten sich namlich deutlich sichtbar in einem Ver-
trauensverlust seitens der Kreditgeber im In- und Ausland gegentiber dem Fi-
nanzgebaren der Stédte.

Dal’ die Vorwurfe Schachts fur Karlsruhe, wenn Uberhaupt, dann
nur in sehr geringem Mal3e zutrafen, zeigt eine Aufstellung des Schuldenstan-
des der Stadt."®

Der Schuldenstand der Stadt belief sich auf 22,2 Mio. RM. Davon
wurden verwendet fUr:

Wohnungsbau 12 278 000 RM

Erweiterung der stadti- 6 090 400 RM
schen Werke

Wohn-, Verwaltungs-, 762 500 RM
Schulgebaude

Stral3en ,Kandle, Bricken 1941 300 RM

Krankenhaus, Kinderheim 616 600 RM

Sonstiges 510 400 RM

Unter Sonstiges fielen z.B. die Kosten fur den Schwimmbadbau in
Rappenwdrth, bel dessen Erstellung zahlreiche Notstandsarbeiter Beschéfti-
gung fanden.

Auf Grund der oben erwahnten Politik des Reichsbankprasidenten
war es Uber langere Zeit nicht moglich, neue Kredite zu erhalten, die Verlange-
rung der kurzfristigen Kredite war nur durch die Zahlung hoher Zinssédtze zu
erreichen, die teilweise bis zu 12% und dariiber hinaus anstiegen.*®

Die Mehrausgaben fir die erhthte Zinslast wurden seitens der
Stadt auf Uber 300 000 RM beziffert. Neben den eingangs genannten Mehrbe-
lastungen zwangen diese Auswirkungen die Stadt, ihr bereits beschlossenes
Wohnungsbauprogramm sowie andere Projekte zumindest teilweise auf-
zugeben. Die Folgen fir den Arbeitsmarkt zeigten sich im Ausbleiben der sai-
sonbedingten Entlastung dann im Laufe des Sommers.

Die Gefahr dieser Entwicklung schien vom Reichsarbeitsminister
Brauns erkannt worden zu sein, der in einem Rundschreiben die Kommunen

132\/oranschlag 1928.
133StadtAK 1/H.-Reg. 2953.
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"aufs dringendste ersuchte, die fur das Jahr 1928 geplanten Arbeiten mit mog-
lichster Beschleunigung in Auftrag zu geben, um Arbeitsgelegenheit zu schaf-
fen."'* Da aber zur Finanzierung weder eine Steuererhdhung, noch eine Auf-
stockung der Umlage in Betracht kam, hétten solche "Arbeitsbeschaffungs-
mal3nahmen” nur durch zusétzliche Kreditaufnahme oder aber mit Entlastun-
gen durch das Reich bzw. durch das Land finanziert werden konnen, genau das
Gegenteil war jedoch der Fall.

Bei den folgenden Diskussionen um den stadtischen Haushalt fir
das Wirtschaftsjahr 1928 stief3en in erster Linie die einschneidenden Sparmal3-
nahmen in den Bereichen Firsorge und Forderung des Wohnungsbaus auf die
Kritik der Sozialdemokraten, die im Gegensatz zu den anderen Parteien, natir-
lich nicht der KPD, eine Erhdhung der Umlage beflrworteten.

Auch wenn die SPD die Forderung des Oberbirgermeisters nach
unbedingter Sparsamkeit unterstitzte, so meldete die Partei doch erhebliche
Zweifel an, dal? ausgerechnet im Bereich der Fiirsorge gespart werden mufite
und forderte, die Ausgaben auf den Stand von 1926 aufzustocken. Desgleichen
schlug die SPD eine Senkung der Strom- und Gaspreise vor, da die stadtischen
Betriebe mit Gber 3 Mio. RM einen beachtlichen Teil zum allgemeinen Finanz-
bedarf beitrugen, der zu Gunsten der Verbraucher gesenkt werden kénnte.*®
Diese Entlastungen der Verbraucher sollte nach der Vorstellung der Sozialde-
mokraten durch eine Umlageerhthung ausgeglichen werden.

Mit grof’em Nachdruck wurde vonseiten der SPD die Bedeutung
der Forderung des Wohnungsbaus vorgetragen.™*® Besonders herausgestellt
wurde das Fehlen von Kleinwohnungen, d.h. in erster Linie von bezahlbaren
Zweizimmerwohnungen. Der Anteil kleiner, d.h. absolut betrachtet, billiger
Wohnungen, betrug in Karlsruhe lediglich 6,1%. In Mannheim machte der An-
teil der Ein- bzw. Zweizimmerwohnungen am Gesamtwohnungsbestand im-
merhin 16,8% aus.™*’ Da in Karlsruhe bislang am Bedarf vorbeigebaut wurde
(viele Mehrzimmerwohnungen standen schon in der Zeit relativer wirtschaftli-
cher Stabilitét leer), verlangte die sozialdemokratische Birgerausschuf3fraktion
nicht nur die Erhdhung der bisherigen Forderung des Wohnungsbaus - die For-

B4Ehd.

¥5Der Volksfreund. 17.4.1928.
10Epg,

B\Wohnungsbau, S. 27.
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derung sollte alerdings nur denjenigen Vermietern gewahrt werden, die sozial
vertragliche Mieten verlangten - , sondern die Stadt selbst sollte Wohnungen
bauen, um auf diese Weise nicht nur Wohnraum fir Kleinverdiener zu schaf-
fen, sondern auch Arbeitsplatze.

Trotz vieler Bedenken gegen die Sparmal3nahmen im sozialen Be-
reich stimmte auch die SPD dem Voranschlag schliefdich zu, der von allen im
Burgerausschul3 vertretenen Parteien, aufer der KPD, angenommen wurde.

Die schon mehrfach angesprochene relative wirtschaftliche Stabili-
tét zeigte sich dann auch in politischer Hinsicht bel den Reichstagswahlen vom
20. Mai.
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I1.4.2. DieReichstagswahl vom 20. Mai 1928
11.4.2.1. DasErgebnisder Wahl

Die Wahlen'® zum Reichstag vom 20.5.1928 ergaben einen starken Links-
ruck.’® Eindeutiger Gewinner waren die Sozialdemokraten, die einen Stim-
menzuwachs von 1 272 000 zu verzeichnen hatten und mit 29,8% ihr bestes
Ergebnis seit 1919 erreichten.*

Einen starken Zulauf bekamen auch die Kommunisten, die 555 700
Stimmen mehr als bel der Reichstagswahl vom 7. Dezember 1924 erhielten. Ihr
Anteil am Gesamtergebnis stieg von 8,9% auf 10,6%.'*

Grol3e Verluste mufdten hingegen die Parteien der burgerlichen Mit-
te, die Deutsche Volkspartei'® und die Deutsche Demokratische Partei'® hin-
nehmen. Die DDP verlor 1,4% und sank somit auf 4,9% ab. Durch diesen Ver-
lust bufite die Partei sieben Mandate im neuen Reichstag ein. Die Verluste der
DVP beliefen sich auf 1,4% und sechs Abgeordnete. Von diesen Verlusten
profitierten vor allem die "Standes- und Interessenparteien (Wirtschaftspartei,
Deutsches Landvolk, Deutsche Bauernpartei u.s.w.)."**

38Dje Reichstagswahl am 20. Mai 1928 in Baden. Karlsruhe 1928.

Da mit dieser Wahl die Untersuchung des Aufstiegs der NSDAP beginnt, werden die Wahlen
in der Folge sehr ausfuihrlich besprochen. Siehe von hier an ausfihrliches Datenmateria im
Anhang ab S. 195.

13%Zum Folgenden vgl. Jirgen W. Falter, Hitlers Wahler. Miinchen 1991. Heinrich August
Winkler, Deutsche Geschichte vom Ende des alten Reiches bis zum Untergang der Weimarer
Republik. Bonn 2000.

107ur Geschichte der SPD vgl. Detlef Lehnert, Sozialdemokratie zwischen Protestbewegung
und Regierungspartei 1848-1983. Frankfurt 1983. Kurze Darstellungen zu alen in dieser Un-
tersuchung berticksichtigten Parteien in, Siegmund Neumann, Die Parteien der Weimarer Re-
publik. Mit einer Einfihrung von Karl Dietrich Bracher. Stuttgart 1965. Sowie Erich Mathias
und Rudolf Morsey, Das Ende der Parteien 1933. Duisseldorf 1960.

M7ur Geschichte der KPD vgl. u.a. Siegfried Bahne, Die KPD und das Ende von Weimar.
Frankfurt 1976.

“2Einen Uberblick (iber die Geschichte der DVP mit ausfiihrlichen Literaturhinweisen gibt
Wolfgang Ruge, Deutsche Volkspartel (DVP) 1918-1933. In, Lexikon zur Parteiengeschichte.
Die birgerlichen und kleinbirgerlichen Parteien und Verbande in Deutschland (1789-1945).
Bd. 1. K6ln 1983, -s. 413-446.

“3Einen Uberblick ber die Geschichte der DDP mit ausfiihrlichenLiteraturhinweisen gibt
Werner Fritsch, Die Deutsche Demokratische Partei (DDP) 1918-1933. (1930-1933 Deutsche
Staatspartei (DStP)). In, Lexikon zur Parteiengeschichte. Bd. 2. 1984, S. 574-622.

144K arlheinz Dederke, Reich und Republik, S. 183.
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Das Zentrum gehorte ebenfalls zu den Verlierern dieser Wah!.*** Es
hatte einen Rickgang um 400 000 Stimmen und den Verlust von acht Manda-
ten zu verzeichnen. Begrindet wurde diese Niederlage seitens der Parteifiih-
rung mit dem Wechsel katholischer Industriearbeiter zur SPD. Die Wahlnieder-
lage l6ste vor allem in der Fuhrungsspitze des Zentrums heftige Diskussionen
und Auseinandersetzungen aus, die "die ausdriickliche Orientierung nach der
konservativen Tradition des Katholizismus® zur Folge hatten.’* "Das Staats-
ideal der Partel war nicht mehr der demokratische Parteienstaat, sondern wie-
der eine Ordnung mit stark autoritaren Ziigen.*’

Der grolie Verlierer dieser Wahl war jedoch die Deutschnationale
Volkspartei.**® Die DNVP verlor 1 824 200 Stimmen, d.h. 6,2%. Durch diesen
gewaltigen Stimmenriickgang bufdte sie gleichzeitig 30 Mandate ein. Diese ver-
heerende Niederlage wurde von vielen Deutschnationalen, allen voran Alfred
Hugenberg, auf den bisherigen Kurs der Partel zuriickgefiihrt.'* Dieser Kurs
sei nicht radikal genug gewesen, im Gegenteil, man habe die Republik durch
eine Regierungsbeteiligung gestiitzt. Hugenberg forderte daher den "unver-
séhnlichen Kampf" gegen die Republik.**® Mit der bald darauf folgenden Wahl
Hugenbergs zum Parteivorsitzenden wurde die DNVP in die "konzessionslose
Opposition gegen die Weimarer Republik” zuriickgestoRen.™

Auch innerhalb der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpar-
tei herrschte grof3e Enttduschung tber den Wahlausgang, hatte die gewaltige
Propagandakampagne doch nur zu einem Stimmenanteil von 2,6% gefiihrt.'>
Die Partei verlor sogar im Vergleich mit den letzten Reichstagswahlen 0,3%
ihrer Wahler. Zahlreiche Artikel in der nationalsozialistischen Presse, die der
Enttéauschung Uber den Wahlausgang Ausdruck gaben, "fuhrten da und dort zu

“Rudolf Morsey, Die Deutsche Zenrtumspartei. In, Ders. (Hg.), Das Ende der Parteien, S.
281-453.

148K arlheinz Dederke, Reich und Republik, S. 183.

“Epd.

“8Einen Uberblick tber die Geschichte der DNVP mit ausfiihrlichen Literatuthinweisen gibt
Wolfgang Ruge, Die Deutschnationale Volkspartei (DNVP) 1918-1933. In, Lexikon zur Par-
teiengeschichte. Bd. 2., S. 476-528.

“SHeidrun Holzbach, Das "System Hugenberg". Die Organisation biirgerlicher Sammlungspo-
litik vor dem Aufstieg der NSDAP. Stuttgart 1981, S. 240 ff.

150K arlheinz Dederke, Reich und Republik, S. 183.

BlEpd.

152/gl. hierzu Peter D. Stachura, Der kritische Wendepunkt? Die NSDAP und die Reichstags-
wahlen vom 20. Mai 1928. In, VfZG 26/1978, S. 66-99.
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Spekulationen, die NSDAP kdnnte, nach der Niederlage in den Wahlkabinen,
versucht sein, die Macht auf dem Wege der Gewalt zu erringen."*> Hitler, der
ein Einschreiten der Behorden furchtete, richtete am 27. Juni ein Schreiben an
alle Redaktionen von NS-Publikationen, in dem er seinen unverénderten Glau-
ben an die Richtigkeit des legalen Weges zur Macht betonte™ Dieses Ziel
konnte die NSDAP nur durch eine Wendung nach rechts erreichen, eine Auf-
fassung Hitlers, die viele wichtige Parteigenossen teilten. Die Offnung nach
links, so hatte die Wahl gezeigt, brachte der Partei nicht den gewtnschten Er-
folg. Hitlers Entschlossenheit, Hartnackigkeit und Fanatismus verstérkten sich
trotz der soeben erlittenen Niederlage, und er suchte seine Anhangerschaft da-
von zu Uberzeugen, dal3 die Wahl nur ein voribergehender Riickschlag gewe-
sen sei. Hitler erkannte die ihm offenstehenden Mdglichkeiten und dréngte
daher auf einen Kurswechsel. Um die fur einen kunftigen Wahlerfolg notwen-
dige Zustimmung der Mittelschichten zu erreichen, bendtigte die NSDAP ein
mehr traditionalistisches, konservatives und nationales Erscheinungsbild. "In
der Praxis bedeutete das eine scharfere Akzentuierung und eine Intensivierung
ihres Nationalismus und Antisemitismus auf Kosten ihres 'Sozialismus. Hierin
lag auch das Wesen der Metamorphose, die die Partei nach den Reichstagswah-
len von 1928 durchmachte."**

Zusammenfassend bleibt fur die Wahlen vom 20. Mai 1928 festzu-
stellen: Das wichtigste Ergebnis war der Riickgang der Deutschnationalen und
der aul3erordentliche Gewinn der Sozialdemokraten. Zum letzten Mal entschied
sich bei dieser Wahl eine klare Mehrheit der Wahler gegen die extremen Par-
teien der Rechten und der Linken, und zum letzten Mal kam, wenn auch nach
schwierigen Verhandlungen eine parlamentarisch breit fundierte Regierung der
grof3en Koalition zustande. Neben der DDP und DV P, den Parteien der burger-
lichen Mitte, die einen verhangnisvollen Rickgang hinnehmen mufiten, erleb-
ten doch die Nationasozialisten, die nicht einmal mehr Fraktionsstarke er-
reichten, die schwerste Enttduschung. Nur in Schleswig-Holstein (4%), Weser-
Ems (5,2%), Sudhannover-Braunschweig (4,4%), Oberbayern-Schwaben

138Epq,
Epd.
15Epd. S. 92f.



52

(6,2%) und vor alem Franken (8,1%), gelangen ihnen gewisse Erfolge.™™ In

Baden lag die NSDAP mit 2,9% der Stimmen lediglich um 0,3% Uber dem
Reichsdurchschnitt.

158K arl Dietrich Bracher, Die deutsche Diktatur. Entstehung, Struktur, Folgen des National so-
zialismus. Frankfurt u.a., 6. erw. Aufl. 1979, S. 136 f.
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11.4.2.2. DasWahlergebnisin Baden®’

Bel der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 wurde das Zentrum stérkste Partei
in Baden, eine Position, die die Partel traditionsgemald innehatte. 297 818 Ba-
dener, das waren 38,8% der Wahler, entschieden sich an diesem Tag fir das
Zentrum. Absolut am erfolgreichsten schnitt die Partel in den Amtsbezirken
Mannheim (24 102), Freiburg (22 092) und Rastatt (17 515) ab. Prozentual be-
trachtet, konnte das badische Zentrum die meisten Wéhler in den Amtsbezirken
mit Uberwiegend landlicher, katholischer Bevolkerung erreichen. In Pfullen-
dorf waren es 69,8%, in Buchen 69,9% und in Tauberbischofsheim 67,6% der
Stimmen, die auf das Zentrum entfielen. In den Amtsbezirken mit grof3en Stad-
ten schnitt das Zentrum verhdtnismaliig am schlechtesten ab. Die letzten Plat-
ze in der Ergebnidliste des Zentrums nahmen die Amtsbezirke Mannheim,
Karlsruhe und Kehl ein, dessen Bevdlkerung zudem Uberwiegend protestan-
tisch war.

Ebenso traditionell waren die badischen Sozialdemokraten die
zweite politische Kraft im Land. Die meisten Wahlerstimmen erhielt die Partei
in den Amtsbezirken Mannheim (47 919), Karlsruhe (32 453) und Heidelberg
(16 777). Verhdltnismallig am besten schnitt die SPD in den Amtsbezirken
Karlsruhe (33,8%), Mannheim (33,6%) und Pforzheim (28,6%) ab, jenen Be-
zirken mit grof3en Stadten und entsprechendem Anteil von Arbeitern.

Den Sozialdemokraten folgte die DVP, alerdings schon mit gro-
?em Abstand zu den beiden zuvor genannten Parteien. Die Deutsche V olkspar-
tel konnte in Baden 86 401 Stimmen fur sich gewinnen, was einen Anteil von
9,5% ausmachte. Die meisten Wéhler entschieden sich in den Amtsbezirken
Mannheim (21 111), Karlsruhe (11 307) und Heidelberg (9 764) fur die DVP.
Den prozentual grofdten Zuspruch bekam die Partei in den Amtsbezirken Pforz-
heim (16,8%), Heidelberg (15,4%) und Mannheim (14,8%).

Die Deutschnationale Volkspartei konnte bei der Wahl vom 20.
Mai ihr badisches Ergebnis der 1924er Wahl fast wieder erreichen. In Baden
stimmten dieses Mal 8,1% der Wéahler, d.h. 74 012 Birger dieses Landes fir
die DNVP. Die meisten ihrer Wahlerstimmen gewann die DNVP in den Amts-
bezirken Karlsruhe (9 285), Pforzheim (7 347) und Heidelberg (6 121). Die

>Die Reichstagswahl in Baden.



grofdten Stimmenanteile erhielten die Deutschnationalen in Baden in Amtsbe-
zirken mit Gberwiegend protestantischer Bevdlkerung, so z.B. Bretten (35,8%),
Sinsheim (33,4%) und Wertheim (21,5%).

Stetig verbessern konnten sich im Laufe der Jahre die badischen
Kommunisten, die auch bel dieser Wahl ihren Stimmenanteil wiederum erho-
hen konnten. 66 808 Wahler, das waren 7,4%, vertrauten der KPD. Naturlich
hatte diese Partel ihre grofdten Erfolge in Amtsbezirken mit grof3en Stadten und
dem damit verbundenen Anteil der Industriearbeiter an der Gesamtbevolke-
rung, so auch in den Bezirken Mannheim (22 159), Karlsruhe (7 847) und Hei-
delberg (5 543). Verhdtnismaliig gut schnitten die Kommunisten in den Amts-
bezirken Mannheim (15,5%), L 6rrach (15,5%) und Weinheim (12,9%) ab.

Fast genauso viele Stimmen wie die KPD erhielt die DDP in Ba-
den. Auf die Partel entfielen 63 888 Wahlerstimmen, d.h. 7%. Mit diesem Re-
sultat lag die DDP allerdings 2% unter dem der letzten Wahl. Die meisten
Wahler konnte die DDP in den Amtsbezirken Mannheim (9 049), Karlsruhe (7
021) und Heidelberg (6 054) fur sich gewinnen. Das beste Stimmenverhaltnis
erreichte die Partel in den Bezirken Stockach (16,5%), Kehl (12,4%) und Uber-
lingen (11,7%).
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11.4.2.3. DasWahlergebnisder NSDAP in Baden™®

Bel den Reichstagswahlen im Mai 1928 konnten die Nationalsozialisten in Ba-
den ihren Stimmenanteil gegentiber den Landtagswahlen vom 25. Oktober
1925 mehr as verdoppeln. Thr Anteil stieg von 1,2% auf 2,9%. Mit 26 330
Stimmen blieb die NSDAP alerdings eine relativ bedeutungslose Splitter-
gruppe. Die meisten ihrer Stimmen konnte die badische NSDAP in landlichen
Gebieten mit grof3em protestantischen Bevolkerungsanteil gewinnen. In den
grof3en Stadten Badens erhielt die NSDAP sehr unterschiedlichen Zuspruch. In
Mannheim, dem grofdten Industriezentrum Badens, stimmten lediglich 2 134
Wahler, also 1,9% fur die NSDAP, wahrend sie in Heidelberg und Karlsruhe
wesentlich besser abschneiden konnte™ In Heidelberg erzielten die Natio-
nalsozialisten 4,3% und in der Landeshauptstadt Karlsruhe 3,1%. Ihre grofdten
Erfolge erreichte die NSDAP dort, wo die Partei am besten organisiert und be-
sonders aktiv war. 72% ihrer Stimmen gewann die NSDAP im Norden und
Nordosten des Landes, in stédtischen ebenso wie in landlichen Bezirken.'® Sie
machte ihre grofdten Fortschritte in den Amtsbezirken "Kehl, Wertheim, Adels-
heim, Mosbach und Sinsheim."***

"Eine Aufstellung des Landespolizeiamts Karlsruhe weist nach,
dald die badische NSDAP alein 14 447 Stimmen (54,9% aller NSDAP-
Stimmen) in 48 Orten erhielt, in denen es gelungen war, eine Ortsgruppe zu
griinden."%

1587 um Folgenden vgl. Johnpeter Horst Grill, The Nazi Movement in Baden.

9Epd. Leider gibt Grill an dieser Stelle, wie so oft zuvor, keine Zahlen an, die einen Vergleich
wesentlich erleichtern wirden.

1Epd.

181Epd. S. 166. Der Behauptung, da3 die Reichstagswahlen 1928 ein soziales oder religitses
Bild der NSDAP geben kénnten widerspricht Thomas Childers, The Social Basis of the Natio-
nal Socialist Vote. In, JCH 11/1976, S. 17-42.

®’Frngt Otto Braunche, Die NSDAP in Baden, S. 23.
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11.4.2.4. DieAgitation der NSDAP in Karlsruhe

Fur die Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 kann fur Karlsruhe, wie sicherlich
Uberall im Reich, nicht von einer spezifisch auf lokale Gegebenheiten ausge-
richteten Agitation der Nationalsozialisten gesprochen werden. Die Themen in
den von der Ortsgruppe Karlsruhe, die zu Beginn des Jahres ca. 290 Mitglieder
hatte, veranstalteten Versammlungen glichen denen anderen Orts.*®® Gefordert
wurde zumeist der Kampf gegen den Marxismus und die Sozialdemokratie
sowie gegen das Judentum. Ebenso standen die Flaggenfrage und das Dawes-
Abkommen auf den Tagesordnungen, womit allerdings nur die wichtigsten
Bereiche angesprochen sind. Kennzeichnend fur den Versammlungsstil der
Nationalsozialisten waren verleumderische Angriffe auf Abgeordnete des je-
weiligen Wahlkreises. (Dies war vielleicht der einzige kommunale Aspekt).
Hierauf wird im weiteren Verlauf noch ndher einzugehen sein.

Der Hohepunkt des Wahlkampfes war fur die Karlsruher National -
sozialisten der Besuch ihres Fuhrers Adolf Hitler am 3. Mé&rz in der Karlsruher
Festhalle. Hitler sprach auf einer ruhig verlaufenden Versammlung vor ca. 3
000 Besuchern.’® Diese 3 000 Besucher - die groRe Anzahl konnte tber das
wirkliche Interesse hinwegtauschen - wurden z.T. mit Lastwagen aus ganz Ba-
den und der Pfalz herangebracht.'® Von diesem so wichtigen Besuch ihres
Fuhrers erwartete sich die NSDAP eine Abrechnung mit den politischen Geg-
nern und Direktiven fir den kommunalen Wahlkampf.’® Diese Erwartungen
wurden jedoch enttéuscht, sprach Hitler doch Uber "Tageskampf und Weltan-
schauung” und blieb somit recht allgemein, ohne, wie bereits gesagt, insbeson-
dere auf Karlsruher Verhaltnisse einzugehen. Hitler fUhrte hierzu aus. "Es gibt
kein Ortsschicksal. Es ist falsch, wenn man meint, man kénne dem gemeinsa-
men Schicksal am Orte so oder so, in den Stadten so oder so ein Schnippchen
schlagen, Deutschland ist rein geographisch genommen ein so kleiner Begriff
in seiner Grundflache, dal3 es im Vergleich mit anderen Staaten und Landern,
die es noch auf diesem Erdball gibt, einer kleinen Provinz gleichkommt. Es

183Staatsarchiv Freiburg. Landeskommissér Konstanz (im folgenden LKK). Bericht vom
15.3.1928.

Epd.

185K arlsruher Zeitung 6.3.1928.

1%Epd.
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kann in diesem kleinen Gebiet fir eine Kommune kein anderes Schicksal ge-
ben, wie firr andere."'®” Diese Rede Hitlers zeigt deutlich auf, daR die NS-Fiih-
rung im Jahre 1928 noch Uber kein kommunalpolitisches Konzept verfugte.
Gleichzeitig war sich die Partei jedoch Uber die Bedeutung der kommunalen
Arbeit im klaren, was die "rege Versammlungstatigkeit" belegt.**®

Die Karlsruher Presse kommentierte den Auftritt Hitlers folgen-
dermal3en: Der "Badische Beobachter" sprach von einer "rhetorisch guten, aber
irrationalen Rede", die eher "zahme Rede enttéuschte digjenigen, die eine Ab-
rechnung mit dem politischen Gegner erwartet hatten."'®® Der sozialdemokrati-
sche "Volksfreund" verdffentlichte einen Artikel unter der Uberschrift "Adolf
der Besenbinder."'® Die "Karlsruher Zeitung" brachte dagegen einen eher
sachlichen Bericht: "Vor mehr as 3 000 Personen sprach am Samstagabend in
Karlsruhe in der Festhalle der Fuhrer der NSDAP, Adolf Hitler. Er entwickelte
in zweistindigen Ausfihrungen das Programm seiner Partei, unter dem Ge-
sichtspunkt: 'Der Nationalsozialismus as Weltanschauung'. Dem Redner wur-
den natiirlich von seiner Anhéngerschaft stiirmische Ovationen bereitet."*"

Bereits eine Woche nach dem Auftritt Hitlers veranstaltete die
Ortsgruppe Karlsruhe der NSDAP erneut eine dffentliche Versammlung, die
"ziemlich starken Besuch [etwa 250] hatte."!”” Bei dieser Veranstaltung spra-
chen die beiden Hauptredner der badischen NSDAP, der Gauleiter Robert
Wagner und dessen Stellvertreter, der Karlsruher Lehrer Karl Lenz. Um einen
Eindruck Uber die Inhalte dieser Versammlungen zu vermitteln, soll im folgen-
den ein Bericht an den Landeskommissér Konstanz in einem langeren Zitat
wiedergegeben werden, auch weil es sich um die einzige ausfuhrliche Do-
kumentation aus dem Jahr 1928 handelt:

"Ausgehend von den Errungenschaften der modernen Technik erér-
terte Wagner die politischen Neuerungen in Deutschland, um hieran anschlie-
[3end zu behaupten, dal3 die vor 70 Jahren von Karl Marx begriindete sozialisti-
sche Lehre inzwischen eine ganz gewaltige Anderung erfahren habe. Der Mar-

87| KK. Anlage zum Bericht vom 15.3.1928.

188 KK. 15.3.1928. Leider sind diese Berichte sehr knapp gehalten. So fehlen hier Aussagen,
die Rickschliisse auf die Wirkung der Propaganda ermdglichen wiirden.

1%9Badischer Beobachter 5.3.1928.

Der Volksfreund 5.3.1928.

11K arlsruher Zeitung 6.3.1928.

12| KK. Bericht vom 15.3.1928.
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xismus, oder besser gesagt die sozialdemokratische Partei, sei friiher eine revo-
lutiondre Bewegung gewesen. Heute stehe die Partei auf dem Boden der Ver-
sténdigung und des Pazifismus. Wagner ging sodann auf die politischen Ver-
haltnisse in Rufdland ein. Auch in der Sowjetunion habe der Sozialismus eine
Anderung erfahren miissen . . . Statt Verstaatlichung der Banken, Industrieun-
ternehmungen u.s.w. finde man restlose Enteignung zu Gunsten des Juden-
tums, welches das ungeheuerlichste Verbrechen am schaffenden deutschen
Volke begangen habe. . . . Als 2. Redner sprach Lenz. Wie sein Vorredner Ubte
auch er scharfe Kritik am Marxismus und an den S.P.D. Fuhrern, die zu 99%
Arbeiterverrédter seien. . . . Die Verlogenheit der sozialdemokratischen Fuhrer
und ihrer Presse dokumentiere sich in Karlsruhe am deutlichsten in Sally Gri-
nebaums 'Volksfreund'. Anlddlich der Hitlerversammlung habe der Volks
freund durch schmahliche und niedertréchtige Verleumdung seine Unglaub-
wurdigkeit dokumentiert. Zwischen den Zeilen dieser Zeitung sehe man zu
deutlich, wie den Herrschaften der Schreck Uber die Hitlerversammlung in die
Glieder gefahren sei. Die S.P.D. Fuhrer, in der Uberwiegenden Mehrheit Juden,
seien nur Theaterspieler. ... "

Auf kommunaler Ebene richtete sich die Propaganda des national-
sozialistischen Parteiorgans "Der Fihrer" vor allem gegen die Sozialdemokra-
tie und gegen "die Juden", préziser, gegen jidische Geschéftsleute und die
"verjudete Sozialdemokratie". So schrieb "Der Fihrer" vom 11. Februar 1928
unter der Uberschrift "Der jiidische Vormarsch in Karlsruhe" zu einer Statistik
Uber die judische Bevolkerung, daR der jidische "Anteil an Arzten 25%, an
Zahnarzten 25%, an Anwélten 40%, an Geschaftsleuten 25% betragen wirde.
"Unter der judischen Bevolkerung konnte kein Arbeiter festgestellt werden.
Wie lange wollen wir uns noch vom judischen Parasitenvolk ausbeuten las-
sen?' Woher diese Zahlen stammen, gibt "Der Fuhrer" selbstverstandlich nicht
an. Es darf davon ausgegangen werden, dal3 diese Zahlen frei erfunden sind, da
es keinerlel Statistiken bezuglich der beruflich-religiésen Zusammensetzung
der Bevolkerung gibt.

Anlaich des sogenannten Haid-und-Neu-Skandals (die Firma soll
durch ein judisches Bankhaus Ubernommen worden sein und gleichzeitig un-
liebsame Arbeiter entlassen haben) riefen die Nationalsozialisten wenige Wo-

18R,
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chen nach dem oben genannten Artikel erneut zum Kampf gegen die Juden auf.
"Wir haben den Strick in der Hand - wir werden etwas damit anzufangen wis-
sen."'™ Bemerkenswert an diesen Hetzartikeln ist nicht nur die unverhohlene
Brutalitat, mit der sie vorgetragen wurden und zu der sie gleichzeitig aufriefen,
sondern die Tatsache, dal3 die Karlsruher Presse, sofern sie nicht wie der
"Volksfreund" direkt angegriffen wurden, die Nationalsozialisten und deren
Propaganda ignorierten. Ob dieses Verhalten bei den Lesern zu der Ansicht
fuhrte, dald wohl etwas an diesen Artikeln richtig sein misse, kann nicht belegt,
doch aber vermutet werden.

Einer der wenigen Artikel zu diesem Thema war im "V olksfreund"”
zu lesen. Dieser berichtete Uber eine Versammlung der NSDAP: " 'Friedrich
der Grof3e, der Retter Deutschlands. In Karlsruhe trat Friedrich und sein
Freund, der ebenso beriihmte Wagner letzte Woche auf. Abrechnung mit dem
Volksfreund hief3 die Losung. Und wie haben sie geschimpft auf den Volks-
freund und die 'Bonzen' in der Waldstral3e. Faustdicke L ligen hagelte es nur so,
ein wistes Geschimpf ging vom Stapel, so dal3, wie uns ein Versamm-
lungsbesucher - sogar ein politischer Gegner von uns - sagte, [dal3] er in seinem
Leben eine so niedertrdchtige Schimpferel noch nie gehért und einer auf so
erbarmlich tiefem Niveau stehenden Versammlung noch nie beigewohnt habe.
... Moge das Dreigestirn Wagner, Lenz und Friedrich tUber den Volksfreund
schimpfen wie sie wollen, mogen diese Zeitgenossen in ihrem Unrat wihlen
nach Herzenslust, bei ihrem jeweiligen Auftreten konnen sie doch nur bei poli-
tisch dummen Kerlen Anklang finden."*"

Einen weiteren Einblick in die Wahlkampfmethoden der National-
sozialisten bietet ebenfalls ein Artikel aus dem "Volksfreund" zehn Tage vor
der Wahl. "Eine Mustergarnitur nationalsozialistischer Wahrheitsapostel sind
unzweifelhaft die hiesigen volkischen Fihrer Wagner und Friedrich, also jene
beriihmten Zeitgenossen, die den Marxismus vollauf vernichten wollen. In der
letzten Hakenkreuzversammlung hat, wie uns nachtréglich berichtet wird, Re-
ferent Wagner, die Fihrer der SPD mit dem Pradikat Arbeiterverrdter, No-
vemberverbrecher, Spitzbuben, vaterlandslose Gesellen, Lumpen, also all den
Schimpfnamen aus dem volkischen Lexikon belegt. Diese Bezeichnungen sind

"Der Fihrer 21.4.1928.
™Der Volksfreund 7.5.1928.
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anfangs so abgedroschen, dal3 Herr Wagner sicherlich lange warten kann, bis
jemand diese, eine tiefstehende Kampfesweise beweisenden Ausdriicke, einer
Antwort wirdigt. . . . Den Volksfreund haft Wagner wie der Teufel das Weih-
wasser. Naturlich schwindelt der Volksfreund nach seiner Ansicht, was wir
auch leicht verstehen, denn wer so wie Herr Wagner die ganze Zeit im Schwin-
del- und Lugendelirium lebt, der kann auch nicht unterscheiden zwischen
Wahrheit und Unwahrheit. Er band sogar den Versammelten den Béaren auf,
dald der Volksfreund ihm mit Klage gedroht habe und in seiner Pimper-
wichtigkeit stellte er die Forderung, der Volksfreund solle nur klagen, die Ko-
sten bezahle die nationalsozialistische Partel. Nein, verehrter Konfusionsrat
Wagner, gegen eine so berihmte Personlichkeit wie Wagner hat der Volks-
freund nie zu klagen beabsichtigt, denn selbst beim Klagen priift man zuerst,
ob der Beleidiger des Verklagens wert ist. . . . Bisjetzt kommt uns Wagner mit
seinem politischen Auftreten so vor, wie ein Floh im Bett, der sich dann und
wann bemerkbar macht, aber sonst keine weitere Bedeutung hat."*"

Gerade diese letzten Sétze verdeutlichen die Unterschdtzung der
Nationalsozialisten und deren Wirkung auf das Publikum. Zum anderen zeigt
der Artikel eine beliebte und haufig praktizierte Methode der NSDAP auf: Die
Verleumdung einzelner Personen oder Gruppen mit dem Ziel, eine Klage zu
provozieren, um die Gerichtsverhandlung zu Propagandazwecken zu mif3brau-
chen.

®Der Volksfreund 10.5.1928.



61

11.4.2.5. DasErgebnisder Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 in Karlsruhe

Die einzelnen Parteien erzielten bel der Reichstagswahl vom 20. Mai in Karls-
ruhe, im Vergleich mit den Ergebnissen im Reichsdurchschnitt und denen in
Baden, z.T. erheblich unterschiedliche Wahlresultate.

Stérkste Partel wurde in Karlsruhe die SPD mit 31% der Wahler-
stimmen. Auf Reichsebene konnten die Sozialdemokraten 29,8% gewinnen. In
Baden war die SPD mit 22,5% allerdings nur zweitstérkste Partei. Der Unter-
schied zwischen den Ergebnissen im Land und in der Landeshauptstadt betrug
also 8,5%.

Das Zentrum war in Karlsruhe zweltstérkste Partei. Es Ubertraf hier
sein Ergebnis im Reich um 6,5% und gewann somit 18,6% der Stimmen in
Karlsruhe. In Baden war das Zentrum allerdings mit 32,8% welitaus die stérkste
Partel - zwischen Landesresultat und dem Karlsruhes bestand die Differenz von
14,2%.

DDP und DVP lagen in Karlsruhe deutlich Gber dem Ergebnis, das
sie im Reichsdurchschnitt erzielen konnten. Die DVP blieb auch in Karlsruhe
klar Uber ihrem badischen Ergebnis. Im einzelnen erhielt die DDP 4,9% im
Reich, 7% in Baden und 7,5% in Karlsruhe, die DVP gewann 8,7% der Stim-
men im Reich, 9,5% in Baden und 13,5% in Karlsruhe.

Bel der DNVP, die auf Reichsebene ein Ergebnis von 24,2% erziel-
te, verhielt es sich umgekehrt wie bel den beiden zuletzt Genannten. Die
DNVP konnte in Baden 8,1% und in Karlsruhe lediglich 7,9% der Stimmen fur
sich verbuchen. Somit zeigen sich auch bei dieser Partel deutliche Unterschie-
de beim Vergleich der Ergebnisse auf Reichs-, Landes- und kommunaler Ebe-
ne.

Bel der KPD waren die Verhdtnisse dhnlich; die Kommunisten
verzeichneten ein Ergebnis von 10,6% im Reich, 7,4% in Baden, und in Karls-
ruhe gaben 7,9% der Wahler der KPD ihre Stimme.

Die NSDAP erreichte in Karlsruhe 3,1% der Stimmen. Das waren
0,2% mehr als in Baden und 0,5% mehr als im Reichsdurchschnitt. Grund ge-
nug fir Karlsruhes National sozialisten, dieses Wahlergebnis als Sieg zu feiern.
"Nach gewonnener Schlacht - binde den Helm fester"!”” und "Der Sieg in Ba-

Y"Der Fihrer 26.5.1928.
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den"'® waren die Uberschriften, unter denen "Der Fihrer" das Reichs-

tagswahlergebnis in Baden und Karlsruhe feierte. Der wichtigste Kommentar
zum Wahlausgang erschien im "Fiihrer" vom 26. Mai unter der Uberschrift
"Die Bilanz" und war mit W., vermutlich Robert Wagner, unterzeichnet. Dieser
Artikel zeigt noch einmal deutlich die Aggressivitat der Nationalsozialisten.
Eine Stimme fir die NSDAP, so mul3te jedermann klar sein, war ein VVotum fir
den nationalsozialistischen antidemokratischen Staat. "Fur die parlamentari-
schen Parteien sind Wahlen", so fuhrte Wagner aus, "gleichbedeutend mit Le-
benszielen. Nicht so fur uns Nationalsozialisten. Als grundsétzlich parlaments-
feindliche Bewegung sehen wir im parlamentarischen Wahlkampf nur eine
Etappe. Wahlen sind fur uns Stellungskampfe, Ubergénge von einer bisherigen
Kampfstellung in die andere. . . . Es geht darum, Kémpfe zu gewinnen und
Volksbewegung zu werden. . . . Die NSDAP schickt heute zum ersten Mal seit
ihrem Bestehen ihre eigenen Kandidaten aufgrund einer selbstandigen Wahl in
den deutschen Reichstag. Wir lief3en uns immer wieder den Bleiklotz anderer
sogenannter verwandter volkischer Gruppen ans Bein héngen und waren dann
mit der politischen Trégheit und Instinktlosigkeit von Organisationen belastet,
mit denen wir innerlich nichts gemein hatten. . . . Dieser Kampf [mit den Vol-
kischen] ist nun am 20. Mai entschieden worden zugunsten des National sozia-
lismus. Und das ist das erste Ergebnis dieser Wahl. . . . Unsere Bahn ist zum
ersten Mal frei. Mit dem toten 'volkischen Block' haben auch die vaterléndi-
sche Bunde einen Wink mit dem Zaunpfahl bekommen. Nicht nur ihr 'volki-
scher Block' sondern auch ihr so heif3 empfohlener Blrgerblock ist zusammen
gesturzt. Dasist die zweite Erkenntnis dieser Wahl. . . . Die Politik des nationa-
len Burgertums hat den Todfeind des Birgertums, den Marxismus, aus dem
Sattel gehoben. Dasist die dritte Erkenntnis dieser Wahl.

Wir Nationalsozialisten aber haben uns durchgepaukt und werden
nun da sein und nie mehr verschwinden. . . . Wir Nationalsozialisten sind Tod-
feinde des Marxismus. Wir sind dazu geboren, Todfeind alles Undeutschen zu
sein. Wir sind aber auch die einzigen Vertreter der nationalen Opposition. Wir
sind as einzige Vertreter der volkischen Erneuerung aus dieser Wahl hervor-
gegangen, as die einzige politische Kampftruppe fir den Staatsgedanken eines
neuen besseren Deutschland. . . . Fur uns beginnt jetzt ein Kampf, wie er noch

®Der Fiihrer 2.6.1928.
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nie gefuihrt worden ist. . . . Wir gehen gestdhlt aus diesen Kampfen hervor, zu-
sammengeschweil3t durch Opfer und Blut. Wir werden arbeiten nicht um des
Lohnes willen, sondern um des Sieges willen. Das ist die letzte Erkenntnis aus
dieser Wah!".*"®

Bel der Betrachtung der Ergebnisse, welche die NSDAP in Karls-
ruhe in den einzelnen Wahlbezirken erzielte, fallen insbesondere acht der 84
Bezirke auf. Diese acht Wahlbezirke sollen im weiteren Verlauf dieser Unter-
suchung, bel der Frage, wer wahlte die NSDAP, besondere Beriicksichtigung
finden, da sie bei allen untersuchten Wahlen entweder durch einen hohen oder
durch einen besonders niedrigen NSDAP-Stimmenanteil gekennzeichnet wa-
ren. Einen besonders hohen Zuspruch erzielten die Nationalsozialisten in den
Wahlbezirken 16, 23, 32 und 36, besonders gering war er hingegen in den
Wahlbezirken 60, 80, 82 und 84."® Der Wahlbezirk 16 umfaite die Reichs-
stral3e (heute Ebertstral3e), sowie das Viertel zwischen Eisenlohr- und Wein-
brennerstral3e. Zum Wahlbezirk 23 gehorten die Beiertheimer Allee, die Bahn-
hof strafl3e sowie eine Reihe abzweigender Stral3en. Den Wahlbezirk 32 bildeten
die Amalien- sowie Teile der Kaiser- und Westendstral3e (heute Reinhold-
Frank-Stral3e). Im Wahlbezirk 36 stimmten die Bewohner der Akademiestralie,
der Kaiserpassage sowie der nérdlichen Waldstralie ab.

Der Wahlbezirk 60 umfaldte die ostliche Kriegsstral3e sowie die
durch die Karlsruher Altstadt fuhrende Durlacher Stral3e. Den Wahlbezirk 80
bildeten die Durmersheimer Straf3e und die Pfalzstral3e im Stadtteil Grinwin-
kel. Der suddostliche Teil von Daxlanden gehorte zum Wahlbezirk 82, der
nordwestliche Teil Daxlandens zum Wahlbezirk 84.

Im Wahlbezirk 16 erhielten die Nationalsozialisten 2,98% der
Stimmen. Thr Stimmenanteil lag hier zwar um 0,2% unter dem Durchschnitt,
dennoch soll dieser Wahlbezirk besondere Beachtung finden, da sich der Anteil
bereits bei der nachsten Wahl deutlich erhthen wird. Stéarkste Partei war in
diesem Wahlbezirk die DVP mit 27,6%. Sie erzielte einen Anteil, der um mehr
als das Zweifache Uber dem Resultat in der Stadt |ag.

Ebenfalls doppelt soviele Stimmen wie im Durchschnitt erhielt die
DDP mit 11,23%. Die DNVP erreichte mit 7,5% fast ihr Karlsruher Ergebnis

®Der Filhrer 26.5.1928.
8Dje Aufteilung und die Wahlergebnisse der jeweiligen Wahlbezirke siehe Anhang S. 236 —
254.
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von 7,9%. Mit 14,33% blieb das Zentrum um 4% unter dem Karlsruher Wahl-
ergebnis. Auffallend schlecht schnitten in diesem Wahlbezirk die beiden Arbei-
terparteien SPD und KPD ab. Die SPD gewann lediglich 18,57% der Stimmen
und war damit um 12,43% hinter ihrem Gesamtresultat geblieben, wéahrend die
KPD 5% unter dem Gesamtergebnis gleichauf mit der NSDAP lag.

Der Wahlbezirk 23 brachte der NSDAP einen Stimmenanteil von
4,49%, aso 1,19% mehr als die Partei im Stadtdurchschnitt erhielt. Das beste
Resultat erreichte in diesem Bezirk wiederum die DVP mit 27,06%, das gleich
Ergebnis wie zuvor im Bezirk 16. DDP und DNV P lagen mit 12,01% gleichauf
und somit auch deutlich Gber dem von ihnen erreichten Karlsruher Durch-
schnitt. Das Zentrum war mit 24,4% zweitgrofdte Partei dieses Wahlbezirks und
Ubertraf um fast 6% das Karlsruher Resultat. Auch hier waren SPD und KPD
die Parteien, die bel weitem am schlechtesten abschnitten. Die SPD konnte nur
9,8% der Wahler dieses Bezirks fur sich gewinnen. Die Kommunisten erhielten
nur 1,9% und lagen somit 3% hinter der NSDAP.

4,46% erzielten die Nationalsozialisten im Stimmbezirk 32. Auch
hier war die DVP mit 24% der Stimmen stérkste Partei. Bei den Ubrigen Partei-
en gleichen die Ergebnisse denen des Wahlbezirks 23. Die DDP mit 12% und
die DNVP mit 11,56% waren fast gleich stark und Ubertrafen ihr stadtisches
Ergebnis bei weitem. Das Zentrum bekam hier 15,53% und lag mit diesem Er-
gebnis nur knapp unter dem Resultat der Stadt. SPD und KPD konnten im Be-
zirk 32 einen htheren Anteil verbuchen als im zuvor genannten Bezirk, blieben
jedoch auch hier weit unter ihrem Karlsruher Ergebnis. Die SPD gewann
15,2% der Wahlerstimmen, d.h. 16% weniger as im Gesamten, und die KPD
war auch hier mit 4,21% zwar knapp, aber dennoch hinter die NSDAP zuriick-
gefallen.

Im Wahlbezirk 36 war die SPD zwar starkste Partei mit 20,81% der
Stimmen, obwohl sie auch hier deutlich unter dem Durchschnitt lag. Ihr folgte
an zweiter Stelle die DVP mit 19,32% - auch in diesem Bezirk Ubertraf diese
Partel klar das durchschnittlich in der Stadt erzielte Resultat. Mit lediglich
6,8% der Stimmen blieb die DDP um 6% unter dem Ergebnis des Wahlkreises
32. Dafir erreichte die DNVP ein Wahlergebnis von 12,97%, womit sie nur
3% hinter dem Zentrum, das 15,95% der Wahlerstimmen erhielt, lag. 5,4%



65

genugten der KPD, um in diesem Wahlkreis besser abzuschneiden als die
NSDAP, die mit 3,78% ihr Durchschnittsergebnis nur um 0,6% Ubertraf.

Zusammenfassend kann Uber die Wahlkreise 16, 23, 32 und 36, je-
ne Bezirke also mit relativ hohem NSDAP-Stimmenanteil, folgendes festge-
stellt werden.

1. Die DVP stelltein drel von vier Wahlkreisen die stérkste Partel.

2. DDP und DNVP erzielten ein deutlich hoheres Ergebnis als im
Karlsruher Gesamtdurchschnitt.

3. Das Zentrum wich in seinen Resultaten um wenige Prozentpunk-
te vom Karlsruher Durchschnitt ab.

4. Die SPD lag in drei der vier untersuchten Wahlkreise hinter der
DVP. In diesen Bezirken blieben die Sozialdemokraten um die Hafte unter
ihrem in Karlsruhe erzielten Ergebnis.

5. Ebenso wenig wie die SPD erreichte die KPD in den oben ge-
nannten Wahlbezirken ihr Gesamtresultat.

6. Auller im Wahlbezirk 16 lag die NSDAP mehr oder weniger
deutlich Gber dem in Karlsruhe erzielten Ergebnis. Trotzdem war sie in diesen
Wahlkreisen auch nur eine Splitterpartel.

Im Wahlbezirk 60 erhielt die NSDAP lediglich 1,67% der Stimmen
- die NSDAP war in diesem Bezirk schwéchste Partei. Vor ihr stand die DDP
mit nur 1,8%, der somit fast 6% zum Karlsruher Ergebnis fehlten. Ebenso
schlecht gingen die DNV P mit 2,06% und die DVP mit 3,22% aus dieser Wahl
hervor. 10% weniger Wéhler als im Gesamten entschieden sich in diesem
Wahlbezirk fir das Zentrum, das hier 8,39% erzielte. Die SPD erreichte mit
30,62% fast das Resultat, das sie in der Stadt hatte. Deutlicher Gewinner war in
diesem Wahlkreis die KPD mit 44,44% der Stimmen. Sie Ubertraf um 36,54%
die durchschnittliche Zustimmung in Karlsruhe.

Mit 2,96% erreichte die NSDAP im Wahlkreis 80 zwar fast das Er-
gebnis des Wahlkreises 16, aber im weiteren Verlauf zdhlt dieser Bezirk zu den
schwéchsten der NSDAP. Mit grof3em Abstand war im Wahlbezirk 80 die SPD
stérkste Partei. Sie gewann einen Stimmenanteil von 55,18%. Die KPD blieb
hier bei lediglich 9,07%. Das Zentrum konnte mit 17,35 fast das Durch-
schnittsergebnis erreichen. Die Ubrigen Parteien, DNVP 3,33%, DVP 4,81%
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und DDP 3,14% erlangten in diesem Wahlkreis bel weitem nicht die Bedeu-
tung, die sie in Karlsruhe insgesamt hatten.

Die dominierende Partei im Wahlkreis 82 war mit einem Ergebnis
von 63,93% wiederum die SPD. Als zweitstarkste Partel stellte sich auch hier
das Zentrum heraus, das den Zuspruch von 11,70% der Wahler erreichte. Die
KPD erzielte ein Ergebnis von nur 6,06%. Wie in den zuvor genannten Wahl-
kreisen blieben auch hier DDP mit 3,51%, DVP mit 4,89% und die DNV P mit
2,12% relativ unbedeutend. Vallig unter ging die NSDAP, die nur 0,85% der
Stimmen fir sich verbuchen konnte und somit bedeutungslose Splittergruppe
blieb.

Die Stimmen des Wahlkreises 84 wurden fast ausschliefdlich unter
der SPD und dem Zentrum aufgeteilt, die SPD erhielt 43,65%, das Zentrum
41,11%. Die DNVP und die NSDAP konnten Uber den Status einer Splitter-
gruppe nicht hinauskommen, was 0,5% fur die DNVP und 0,38% fur die
NSDAP Uberdeutlich belegen. Auch die DDP mit 1,01% und die DVP mit
2,03% lagen welit hinter den ansonsten gewohnten Resultaten. Lediglich der
KPD gelang es in diesem Wahlbezirk, neben SPD und Zentrum, mit 5,58% ein
achtbares Ergebnis zu erzielen.

Fur die Wahlkreise 60, 80, 82 und 84, jene Bezirke also mit relativ
niedrigem NSDAP-Stimmenanteil, kann zusammenfassend folgendes festge-
stellt werden:

1. Die SPD war in drei von vier Wahlkreisen, zum Teil mit grof3em
Abstand, stérkste Partei. Im Wahlbezirk 82 hatte die SPD ihre Hochburg in
Karlsruhe.

2. Mit 44,44% konnte die Karlsruher KPD im Wahlbezirk 60 ihren
mit Abstand groften Erfolg verbuchen. Ansonsten lag sie knapp Uber bzw.
unter dem Ergebnis, welches siein Karlsruhe erzielt hatte.

3. Im Wahlbezirk 84 hatte das Zentrum seine Hochburg. In den drei
Ubrigen Wahlkreisen schwankten die Resultate stark.

4. DDP, DNVP und DVP konnten in diesen vier Wahlbezirken ihre
Gesamtstimmenanteile nicht erreichen, zum Teil lagen sie sogar weit darunter.

5. Die NSDAP war in den Wahlbezirken 60, 80, 82 und 84 vom
Ergebnis her eine unbedeutende politische Kraft.
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Abschlieffend bleibt fir die Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928 in
Karlsruhe festzustellen, dafi3, ahnlich wie bei der Bewertung der Propaganda
der NSDAP, auch ihr gewonnener Stimmenanteil bei der Wahl in der Karlsru-
her Presse kaum Beachtung fand. Der sozialdemokratische "Volksfreund"
kommentierte den Wahlausgang fur die NSDAP mit den Worten: "Die Natio-
nalsozialisten haben auch einen Gewinn zu buchen, der nicht Gberrascht, denn
die politisch Verwirrten sind eben nicht ausgestorben."*8

Die Wahlen vom 20. Mai bedeuteten, trotz aller gegenteiligen Aus-
sagen, auch fur die NSDAP in Karlsruhe eine Niederlage, doch war der Wahl-
tag nicht Abschlul3, sondern Auftakt zum "permanenten Wahlkampf”. Die in-
tensiven Bemuihungen der NSDAP bei ihrer Propaganda und beim Aufbau ih-
rer Organisation fuhrten dazu, dal3 der Wahlkampf vor der Landtagswahl in
Baden am 29. Oktober 1929 ganz entscheidend von der NSDAP gepragt wer-
den sollte.*®

®¥Der Volksfreund 21.5.1928.
¥2Frngt Otto Braunche, Die NSDAP in Baden, S. 23.
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11.4.2.6. Die Wahl des Oberbirgermeisters

Die néchsten Wahlen, die in Karlsruhe abgehalten wurden, waren die Birger-
meisterwahlen, an der die Birger aber nicht unmittelbar beteiligt waren, da die
Burgermeister ja vom Birgerausschul® und vom Stadtrat gewahlt wurden.

Im Gegensatz zu anderen Stadten und Gemeinden verlief diese
Wahl in Karlsruhe vdllig ruhig, d.h. ohne Parteienstreit oder Zeitungspolemi-
ken. Das Wahlergebnis war fur alle Burgermeister ein eindrucksvoller Vertrau-
enshbeweis. Da sich die Parteien, aul3er der KPD, vor der Wahl auf die Kandida-
ten geeinigt hatten, kamen fast einstimmige Ergebnisse zustande.’® Von 112
Wahlberechtigten (24 Stadtrdte, 84 Stadtverordnete, 3 Blrgermeister und 1
Oberbiurgermeister) stimmten 101 ab. Auf Oberburgermeister Finter entfielen
93, auf den 1. Birgermeister Sauer 89, auf Burgermeister Kleinschmidt 87 und
auf Biirgermeister Schneider 90 Stimmen.*®*

Vor welch schwierigen Aufgaben sie stehen sollten, zeigte dann die
Folgezeit. Durch weitere Gesetzesmal3nahmen wurde namlich die finanzielle
Lage der Stadt noch im Verlauf dieses Jahres weiter verschlechtert. Vor allem
zwel Gesetze machten es unmoglich, die Haushaltsplanungen des Voran-
schlags einzuhalten. Dies war zum einen das badische Finanzgesetz vom 17.
Juni 1928, durch welches der Anteil der Stadte an der Geb&udesondersteuer
herabgesetzt wurde, mit der Folge, dal’3 wichtige Finanzmittel zur geplanten
Férderung des Wohnungsbaus und zur Arbeitsbeschaffung entzogen wurden.*®

Eine weitere Mehrbelastung, die besonders schwer ins Gewicht
fiel, verursachte das Gesetz Uber die Arbeitsvermittlung und die Arbeitslosen-
versicherung. Durch dieses Gesetz wurde die Hochstunterstitzungsdauer fir
Arbeitslose von 52 auf 26 Wochen reduziert. Das Ergebnis war eine stark an-
steigende Zahl derjenigen, die aus der Arbeitslosenversicherung in die Krisen-
flrsorge kamen, anschlief3end aus dieser ausgesteuert wurden und somit auf die
stédtische Fiirsorge angewiesen waren.™® Fiir das Fiirsorgeamt mufte die Stadit

¥Der Volksfreund 20.7.1928.

1¥4Epd. Zu den einzelnen Personen Braunche, Residenzstadit.
185\ erwal tungsbericht 1928.

186Ehd.
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einen um 398 551 RM hoheren Betrag aufbringen als urspringlich veran-
schlagt worden war.*®’

Parallel zur Verkirzung der Unterstiitzungsdauer wurde die Zeit fur
die Erlangung der Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstiitzung von 13 auf 26
Wochen heraufgesetzt. Ergebnis dieser Regelung war, dald von der Stadt noch
mehr Personen, die voll erwerbsféhig waren, unterstiitzt werden muf3ten. Der
Personenkreis der zu Unterstiitzenden war nattrlich noch grof3er, da auch zum
Teil die Familienangehtrigen derjenigen finanzielle Hilfe benttigten, deren
Arbeitdosengeld zur Ernghrung der Familie nicht ausreichte. Insgesamt Uber-
stiegen die Kosten fur die Arbeitsvermittiung und die Erwerbslosenfiirsorge
sowie die Zuschtisse fiir das Fiirsorgeamt den Voranschlag um 504 050 RM . 1%

Trotz dieser finanziell schwierigen Lage versuchte die Stadt Karls-
ruhe, ein besonderes Wohnungsbauprojekt auf den Weg zu bringen mit dem
Ziel: Wohnraum und Arbeitsbeschaffung. Geplant wurde die Erschlief3ung und
Bebauung des Dammerstockgel andes.*®

Die Forderungen, die dabei an die Planer vor allem von den Sozial-
demokraten gestellt wurden, waren die nach erschwinglichen Mieten fur die
kinftigen Mieter, die in erster Linie aus sozial schwachen Kreisen stammen
sollten.™*® " Jeder verniinftige Wohnungsbau hat von der Miete auszugehen und
zwar von der Miete, die der kiinftige Bewohner voraussichtlich aufbringen
kann. . . . Es missen die Grundrisse der in Frage kommenden Wohnungstypen
dahin durchgearbeitet werden, dal3 die unbedingt erforderlichen Raume auf
kleinster Flache geschaffen werden. Dabei sollen verschiedene Funktionen des
Wohnens. Wohnen, Schlafen, Kochen, Reinigen, nach Moglichkeit so getrennt
und so geordnet werden, dal3 die Wohnung im ganzen an Brauchbarkeit, trotz
etwa verringerter RaumgroRen, gewinnt."**

Einsparungen sollte aber nicht nur der begrenzte Wohnraum bieten,
sondern auch die Trennung von Wohn- und Verkehrsstral3en, d.h. eine rationel -
le, raumsparende und damit preiswertere Flachennutzung durch den Verzicht
auf Querstralden.

87StadtAK 4D D992 Rech. Landeshauptstadt Karlsruhe. Rechenschaftsbericht tber die Ein-
nahmen und Ausgaben der st&dtischen Kassen fir das Rechnungsjahr 1928.
188
Ebd.
1895tadtAK H.-Reg.A. 1051, 1052. Plane fir Dammerstock.
%Der Volksfreund 23.8.1928.
WlEpd,
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Das Dammerstockprojekt hatte allerdings den grof3en Nachteil, dai3
von der Konzeption her nur Wohnungen fir Ehepaare oder Alleinstehende mit
hochstens zwei Kindern geplant waren. Wohnungen fur kinderreiche Familien,
die zumeist auch zu den sozia Schwachen zahlten, blieben weiterhin Mangel-
ware. Lediglich die Genossenschaften versuchten, erschwinglichen Wohnraum
auch fir diese Bevolkerungsgruppe zu schaffen.'%

Kam bel diesen Familien zum Kinderreichtum dann noch die Ar-
beitdosigkeit hinzu, war es oft aussichtslos eine Wohnung zu finden, und so
war es keine Seltenheit, dal? sich 8 - 10 Personen ein Zimmer teilen muf3ten,
was zu psychischen wie physischen Schaden fuhrte.

Der Vorschlag der sozialdemokratischen Rathausfraktion zur Lin-
derung dieser Misere, Hausbesitzer, die durch Unterstitzung mit offentlichen
Geldern bauten, zu zwingen, auch Wohnraum fur Kinderreiche mit einzupla-
nen, wurde von den birgerlichen Parteien ebenso abgelehnt wie die Forderung
der SPD, mit der Vergabe offentlicher Darlehen auf einen niedrigen Mietpreis
hinzuwirken.

Aus diesem Grund war es dann nicht méglich, das bereits erwahnte
Miflverhdltnis von Wohnungsangebot und Nachfrage zu beseitigen, was sich
im Verlauf der kommenden Wirtschaftskrise noch wesentlich verstarken sollte.

Aber nicht nur die Lage auf dem Wohnungs- auch die auf dem Ar-
beitsmarkt stellte, wie oben erwéhnt, eine starke Belastung fir die Stadt dar,
die versuchte, durch offentliche Bauauftrége Arbeitspldtize zu schaffen, was
aber durch die beschrankte Kreditaufnahmefdhigkeit bei gleichzeitiger finan-
zieller Mehrbelastung im sozialen Bereich nicht mehr wurde als ein Tropfen
auf den heiRen Stein.'*

Im Dezember betrug die Zahl der Arbeitsuchenden 6 053, davon
galten 2 268 als arbeitslos, 566 erhielten Krisenunterstiitzung.*** Vollerwerbs-
fahig und aus der Arbeitslosen- und Krisenunterstiitzung ausgesteuert, d.h. auf
die Unterstiitzung der Fiirsorge angewiesen, waren ca 800 Personen.'® Auf die
selbe Zahl wurde der Kreis derjenigen geschétzt, die keine Anwartschaft zur

92Der Volksfreund 22.10.1928.

1874 diesen Bauvorhaben gehéren der Bau des Strandbades Rappenwérth und der damit ver-
bundene Stral3enbahnbau Daxlanden - Rappenworth.

19StadtAK H.-Reg.A. 1972. Arbeitsmarktlage.

1%StadtAK 1/H.-Reg. 4229.
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Zahlung von Arbeitslosengeld erreicht hatten. Demnach war die Zahl der Per-
sonen ohne Arbeit doppelt so hoch, wie die offiziell angegebene Zahl der Ar-
beitsosen. Die Anzahl der nicht vollerwerbsfahigen Personen ohne Arbeit ist
nicht festzustellen. Hieraus |&t sich folgern, dal3 die Zahl derer ohne Arbeit
sich deutlich der Zahl der Arbeitsuchenden annahert.

Um die Kosten des Fursorgeamtes zu senken, versuchte dessen Di-
rektor, Flrsorgeempfanger bel stadtischen Bauvorhaben unterzubringen, d.h.
diese a's Flrsorgearbeiter heranzuziehen, wodurch anderen wiederum eine Be-
schaftigungsmaglichkeit genommen wurde. %

Der Ubergang vom Kaiserreich zur Republik vollzog sich in Baden
und seiner Landeshauptstadt Karlsruhe weit weniger spektakuldr und gewaltté-
tig als in anderen Teilen des Reichs. Mitverantwortlich fur den reibungslosen
Ubergang von der Monarchie zur Demokratie war auch die Art und Weise, in
der Groféherzog Friedrich Il. abdankte und alle Badener aufforderte, der neuen
Regierung zu folgen. Entscheidend aber fur den gewaltlosen Verlauf der Revo-
lution in der Landeshauptstadt war der gelungene Versuch von Oberbirger-
meister Siegrist, der zwar die Bildung eines Arbeiter- und Soldatenrates nicht
hatte verhindern konnen, ale sozialen Schichten und Berufe in diese Réte auf-
zunehmen. Nur so war es in Baden moglich, bereits eine Woche nach dem Be-
ginn der revolutiondren Ereignisse, die Ausarbeitung einer Verfassung in Auf-
trag zu geben.

Die ersten demokratischen Wahlen, die zur verfassunggebenden
badischen bzw. deutschen Nationalversammlung, bestdtigten dann eindrucks-
voll die Zustimmung in Baden und seiner Landeshauptstadt zur neuen Staats-
form. Auch bel den darauffolgenden Stadtverordnetenwahlen zeigte sich in
Karlsruhe die Zustimmung zur Demokratie in einer Uberwaltigenden Mehrheit
der Parteien der "Weimarer Koalition". Wie stabil diese Koalition in Karlsruhe
war, zeigte sich bereits in der ersten Wahl eines Karlsruher Oberbirgermeis-

1A uf diese Problematik wird im weiteren Verlauf noch naher einzugehen sein. Allgemein zu
diesem Problem vgl. Heidrun Homburg, Vom Arbeitslosen zum Zwangsarbeiter. Arbeitslosen-
politik und Fraktionierung der Arbeiterschaft in Deutschalnd 1930-1933 am Beispiel der Wohl-
fahrtserwerbslosen und der kommunalen Wonhlfahrtshilfe. In, AfS 25/1985, S. 251-298.
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ters. Der Kandidat der DDP, Dr. Julius Finter, wurde mit nur einer Gegen-
stimme gewahlt. Finter blieb bis 1933 Karlsruher Oberbirgermeister.

Selbst die von Beginn der Republik an allgemein schwierige wirt-
schaftliche Lage in Karlsruhe, u.a. bedingt durch die Auswirkungen des Krie-
ges und die Grenzlage, sowie die verheerenden Auswirkungen der Hyperinfla-
tion 1923, konnte die Zustimmung der Karlsruher zum neuen, demokratischen
Staat nicht mindern. Die Jahre zwischen 1924 und 1927 waren dann nicht nur
durch politische, sondern auch durch wirtschaftliche Stabilitét gekennzeichnet.
Allerdings blieb die wirtschaftliche Entwicklung Karlsruhes aus den o.g.
Grunden hinter der allgemeinen doch zurtick, was sich u.a. an einer deutlich
hoheren Arbeitslosigkeit ablesen 1&3t.

Trotz sténdiger finanzieller Mehrbelastungen fir die Kommunen
durch Reichs- und Landesgesetze, die dringende Mal3nahmen zur Bekampfung
der Arbeitslosigkeit, aber auch der Wohnungsnot, verhinderten, konnten auch
im Jahr 1928 die demokratischen Parteien ihre Positionen bei alen Wahlen
starken.

Die NSDAP, die 1928 zum ersten Mal massiv in Karlsruhe aufge-
treten war und sogar ihren "Fuhrer", Adolf Hitler, in den Wahlkampf geschickt
hatte — es sollte sein einziger Auftritt in Karlsruhe bleiben, die in spéteren
Wahlkadmpfen angekundigten Auftritte wurden alle abgesagt — erreichte bel der
Reichstagswahl in Karlsruhe lediglich 3,1%.
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[11. Wirtschaftskrise und politische Radikalisierung
[11.1. Der Arbetsmarkt zum Jahreswechsel 1928/29

Der strenge Winter 1928/29 fuhrte zu einer zusétzlichen Belastung des Ar-
beitsmarktes. "Die Entlassungen zu Ende vergangenen Jahres traten jetzt erst
richtig in Erscheinung und zeigten sich deutlich in der betrachtlichen Steige-
rung der Arbeitslosenziffern. Die Auldenarbeiten liegen infolge der Witte-
rungsverhdtnisse fast vollig darnieder. . . . Der Zugang vom Metallgewerbe hat
etwas nachgelassen. Die Gesamtlage auf dem Arbeitsmarkt ist weiterhin sehr
schlecht."*’

Besonders angespannt war die Beschéftigungslage in der "Metall-
verarbeitung und Industrie der Maschinen."!*® In der fiir Karlsruhe bedeuten-
den N&hmaschinenindustrie, namentlich Haid und Neu, wo alein 112 Arbeiter
gegen Mitte des Monats entlassen worden waren, traten die wirtschaftlichen
Probleme zu diesem Zeitpunkt deutlich zutage. Die Berichte Uber die Nachfra-
ge innerhalb der einzelnen Berufsgruppen gaben fur die oben genannten Indu-
striezweige "ungunstig und uneinheitlich”, "geringe Nachfrage" oder aber
"kein Bedarf" an.**® In den verschiedenen Handwerksberufen schien die Be-
schéftigungssituation etwas besser zu sein, doch, bedingt durch die schlechten
Witterungsverhéltnisse, konstatierte das Arbeitsamt auch hier einen teilweisen
Riickstrom.?® Zum Ende des Monats wurden in Karlsruhe 3 734 unterstiitzte
vollerwerbsfahige Arbeitslose gezahlt, 896 Ausgesteuerte, d.h. insgesamt wa-
ren zu diesem Zeitpunkt 4 630 vollerwerbsfahige Karlsruher ohne Arbeit.”*

Y¥StadtAK H.-Reg.A 1973. Wochenberichte (iber den Stand der Arbeitsuchenden und Fiirsor-
geempfanger bei Arbeitsamt.

98Epd.

199Epd.

2OEp,

DlgtadtAK 8/DS FI 204,1. Verwaltungsbericht 1928, S.181. An dieser Stelle sei nochmals
darauf hingewiesen, dal3 diese Zahl die unterste Grenze der Arbeitslosen beziffert. In einem
Vortrag vom 28.5.1929 spricht der Vorsitzende des Fursorgeamtes, Stadtrechtsrat Dr. Fichtel,
von mehr als 1000 vollerwerbsfahigen, ausgesteuerten Erwerbslosen fir den Jahreswechsel,
sowie in einem Bericht vom 10. Dezember 1928 von der gleichen Zahl vollerwerbsfahiger
Arbeitdoser, die eine Anwartschaft zur Arbeitslosenunterstiitzung noch nicht erreicht hatten.
StadtAK 1/H.-Reg. 4229. Da die wirkliche Zahl der Arbeitdosen also nicht ermittelbar ist,
wird im weiteren Verlauf die Zahl der Arbeitsuchenden zusétzlich genannt werden.
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Angesichts der standig steigenden Anzahl der Personen, die aus der
Arbeitslosen- oder Krisenflrsorge ausgesteuert wurden und somit von der
kommunalen Firsorge unterstitzt werden mufdten, wuchs bei den Gemeinden
die Furcht, dai die Reichsregierung, wie schon im Vorjahr, ihr Haushaltsdefizit
auf die Lander und Gemeinden abwélzen konnte. Im Auftrag des deutschen
Stadtetages wandte sich dessen Prasident Mulert bei Reichsfinanzminister Hil-
ferding gegen solche Pléne, da die Lage der Stadte, deren Firsorgeaufwand
sténdig im Steigen begriffen war, auf3erst kritisch sei. Eine Kirzung der
Reichstiberweisungssteuern wirde sich verhangnisvoll auf die Wohlfahrts-
pflege und die Versuche zur Beseitigung der Wohnungsnot auswirken.?*? Dal3
sein Ersuchen bei der Reichsregierung nur wenig Gehor fand, zeigten ver-
schiedene Mal3nahmen im weiteren Verlauf des Jahres.

Die Verhdltnisse auf dem Arbeitsmarkt spiegelten sich zu Jahres-
beginn auch auf dem Wohnungsmarkt wider, wo der sich abzeichnende soziale
Abstieg, besonders bei kinderreichen Familien zum Ausdruck kam. Die Zahl
der Arbeitslosen war im Februar auf 4 630 gestiegen.*® Die 6rtliche Presse
sprach zu diesem Zeitpunkt bereits von 7 300 Erwerbslosen, eine Zahl, die mit
den Angaben des Arbeitsamtes Uber die Arbeitssuchenden Ubereinstimmt. "Es
ist also ein sehr diusteres Bild, das der Arbeitsmarkt bietet. Wir sind wirklich
Ubel dran, und eine Statistik dartiber, welch grofde Not und unbeschreibliches
Elend diese Massenarbeitslosigkeit bel den einzelnen von ihr Betroffenen und
in den Familien derselben anrichtet und schon angerichtet hat, 143t sich leider
nicht aufstellen, sie wére eine Statistik des Grauens."?*

Auch auf dem Wohnungsmarkt herrschte, wie oben angedeutet, ei-
ne sich zunehmend verscharfende Lage. Daher beschlofd der Stadtrat gleich zu
Beginn des Jahres, den Wohnungsbau weiterhin, auch bei der schwierigen Fi-
nanzsituation, zu férdern. Die beschlossenen Mal3nahmen sahen zum einen die
Forderung durch die Mitwirkung bei der Beschaffung des Baukapitals vor, und
zwar durch die "Gewdahrung langfristiger Darlehen zu markttblichen Zinsen,
sowie durch Ubernahme der Ausfallbirgschaft fir einen Teil des Baukapi-

22Badischer Beobachter 9.1.1929. Vgl. allgem. Christian Engeli, Zur Geschichte der regiona-
len Stadtetage. In, AfK 19/1980, S. 173-199.

23g5tadtAK 8/DSFI,204,1.

2Der Volksfreund 18.2.1929.
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tals."*® Zum anderen sollte durch die Gewahrung von Zinsbeihilfen das auf-
gewendete Baukapital verhilligt werden.?®Das Wohnungsbauproblem schio
sich somit nahtlos an das des vergangenen Jahres an, d.h. mit den vorhandenen
Mitteln sollte vor allem der Kleinwohnungsbau geférdert werden. Insgesamt
sollten mit 3,5 Mio. RM aus der Gebaudesondersteuer und Kommunaldarlehen
des badischen Staates 700 Wohnungen gefordert werden. Wie schon zuvor
wurden die Bedurfnisse der kinderreichen Familien durch den Bau von Klein-
wohnungen nur insofern berticksichtigt, als sie ohnehin nicht in der Lage ge-
wesen wéren, eine groRere Wohnung zu bezahlen.”’

“Der Volksfreund 5.1.1929.

%Ehd.

2774 weiteren Angaben tber die Wohnverhatnisse vgl. Wohnungszahlung und Wohnungsbau
in Baden. Bearb. und hrsg. vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1928, S. 74ff.
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I11.2. Der stadtische Haushalt 1929

Vor dem Hintergrund der bereits zu Beginn des Jahres ernsten wirtschaftlichen
Situation begannen in Karlsruhe die Haushaltsberatungen zur Verabschiedung
des Voranschlags fur das Wirtschaftsjahr 1929.

Im Vordergrund der Etatrede des Oberblrgermeisters standen nicht
die zuvor genannten Probleme, sondern die Fragen einer Verwaltungsreform
sowie die von weiten Kreisen der Wirtschaft und ihrer politischen Vertreter,
vor alem in der DVP, geforderten Besteuerung der stédtischen Regiebetrie-
be.2°8

In seinen Ausfuhrungen stimmte Finter in weiten Teilen den in ei-
ner Denkschrift formulierten Ansichten des badischen Innenministers Adam
Remmele zu. Hierbei ging es in erster Linie um das Bekenntnis zum Einheits-
staat, alerdings mit Betonung auf die foderalistischen Elemente der Weimarer
Verfassung, gegen zentralistische Bestrebungen und fur die Selbstverwaltung
der Lander und Gemeinden.®®

Die Besteuerung der kommunalen Regiebetriebe oder gar deren
Privatisierung lehnte der Oberblirgermeister mit dem Hinweis auf deren unge-
heuer wichtige Bedeutung fur den stadtischen Haushalt ab. Die Vorschlage zur
Besteuerung der Betriebe fuhrte Finter auf Vorstellungen bestimmter Wirt-
schaftskreise zurtick, "die sich gerne an die Stelle der Gemeinden als Inhaber
dieser Versorgungsbetriebe sehen méchte."?® Den Vorwurf der Steuerunge-
rechtigkeit wies Finter ebenso zurtick, da die stadtischen Versorgungsbetriebe
nicht in Konkurrenz zur Wirtschaft stiinden, sondern im Gegenteil zur Steu-
erminderung durch die Senkung der Umlage beitrigen. Wichtigster Punkt sei-
ner Argumentationen war aber, da3 die stadtischen Betriebe ihren wirt-
schaftlichen Erfolg, im Gegensatz zu den Privatunternehmen, der gesamten
Bevdlkerung zugute kommen lassen. "Es ist doch nicht unbekannt, dal? unsere
Betriebe zum allgemeinen Finanzbedarf der Stadt nicht unwesentliche Zu-
schusse leisten, um die sich die steuerliche Belastung der Burger erméafigt.
Besteuert man sie, dann fehlt der Steuerbetrag an diesen Zuschiissen, oder aber

285tadtAK 1/H.-Reg. A 2953. Etatrede des Oberbiirgermeisters 1929.
2%/gl. Adam Remmele, Verwaltungsreform.
OgtadtAK 1/H.-Reg. 2953.
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man muf3 zu Tariferhdhungen schreiten, die eine Steigerung der Belastung der
breiten Schichten und nicht zuletzt der Wirtschaft bedeuten."*™*

Bel der Aufstellung des Voranschlags fur das Jahr 1929 war die
Vermeidung der Erhéhung der Gemeindesteuern ein Leitgedanke und zwar mit
Rucksicht "auf die gerade in dieser Zeit sinkender Konjunktur besonders scho-
nungsbediirftige Wirtschaft.”*> An die Schonung der Bediirftigen dachten aller-
dings nur wenige.

Da aso vermehrte Steuerbelastungen ausgeschlossen worden wa-
ren, die Kosten aber aufgrund der anhaltenden Arbeitslosigkeit weiter stiegen,
mufl3ten an anderen Stellen Einsparungen eingenommen werden. Durch gleich-
zeitigen Verzicht auf Erhohung der Tarife fur Gas, Wasser und Strom muf3ten
die Ausgaben somit "gewaltsam" gedrosselt werden.”** Um dies zu erreichen,
wurden Projekte wie Stral3en- und Kanalbau sowie der Bau eines Altersheims
zuriickgenommen, Projekte, bei deren Verwirklichung zahlreiche Arbeitslose
hétten beschéftigt werden konnen. Aber auch die Forderung des Wohnungs-
baus wurde entgegen friherer Absichten zurtickgeschraubt.

In besonderem Mal3e bereitete aber der Haushalt des Flrsorgeam-
tes grof3e Probleme, da die Aufwendungen fur die Wohlfahrtspflege standig
stiegen, in erster Linie verursacht durch den anhaltenden Zustrom von Wohl-
fahrtserwerbslosen. Durch die Grindung der Reichsanstalt fir Arbeit waren
alerdings die Kosten fir das Arbeitsamt entfallen.

Die Frage der Wohlfahrtspflege nahm dann auch in den folgenden
Tagen, neben den allgemeinen Fragen einer Verwaltungsreform und der schon
angesprochenen Besteuerung der stadtischen Betriebe, den breitesten Raum bel
der Diskussion des Voranschlags im Burgerausschul3 ein.

Als Zeichen der besonders schwierigen wirtschaftlichen Lage wur-
de das erhebliche Ansteigen der Fursorgelasten im Vergleich zum Vorjahr ge-
wertet. Nach Angaben des sozialdemokratischen Stadtverordneten Kappes war
zu diesem Zeitpunkt mehr als ein Zehntel der Karlsruher Bevdlkerung auf die
Fiirsorge angewiesen.?** Besondere Betonung legte er bei seinem Redebeitrag
vor dem Burgerausschufld nicht auf die reinen Zahlen, die bel genauer Be-
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Ebd.
22Geleitwort des Oberbiirgermeisters zum Voranschlag. Zit. nach Der Volksfreund 26.2.1929.
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trachtung schon aussagefdhig genug gewesen wéren, sondern auf die physi-
schen wie psychischen Belastungen derer, die auf die auf3erst geringen Sétze
der Firsorge angewiesen waren. "Das festgesetzte Existenzminimum ist sehr
niedrig, sodal3 man sich nicht zu wundern braucht, wenn auch die Kranken-
hauskosten fur Fursorgeempfanger wachsen. Man kann mit dem Existenzmi-
nimum nicht gesund bleiben."?*

In seiner Haushaltsrede im Vorjahr hatte Oberbirgermeister Finter
bereits auf die schlimmen Folgen der andauernden Arbeitslosigkeit hingewesen
und vor der Drosselung von Investitionen mit der Begriindung gewarnt: "Nicht
jede Unterlassung einer Ausgabe ist Ersparnis; sie kann auch Verschwendung
sein, dann namlich, wenn sie zu Verfall von Werten fiihrt."%

Um ein weiteres Abgleiten der sozial Schwéchsten zu verhindern,
waren sich dann auch ale Fraktionen im Burgerausschufd einig, dal3 die ohne-
hin niedrigen Sétze der Flrsorge, trotz der angespannten finanziellen Lage,
nicht weiter gesenkt werden diirften. Dal3 es aber nicht bei einer rein finanziel-
len Hilfe bleiben dirfe, sondern Arbeitsgelegenheit geschaffen werden mifite,
war dann die abschlieflende Forderung der Sozialdemokraten.”’

Der Gesamtvoranschlag wurde nach mehrtégigen Beratungen ge-
gen die Stimmen der Kommunisten angenommen.

25Ep,
ZegtadtAK 1/H.-Reg. A 2953. Etatrede 1928.
Z7Der Volksfreund 25.3.1929.
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[11.3. Arbeitsmarkt im Frihjahr 1929

Daim Verlauf des Fruhjahrs auf dem Arbeitsmarkt die saisonal bedingte Ver-
besserung nicht im erwarteten Ausmal? eintraf, wurden durch die steigende
Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen, die im Haushalt veranschlagten Mittel fir
das Fursorgeamt Uberschritten.

Der wochentliche Bericht des Arbeitsamtes verzeichnete Mitte Mai
eine allgemein schlechte Lage und kaum Bedarf an Arbeitskraften.”® In den
einzelnen Bereichen der Wirtschaft stellte sich die Lage wie folgt dar:

Die "Industrie der Steine und Erden" hatte keinen Bedarf. Im "Me-
tallgewerbe" wurden mehrere Entlassungen vorgenommen, die Nachfrage der
tibrigen Industrien blieb ebenfalls ruhig.?* In die verschiedenen Handwerksbe-
rufe konnten einige wenige Arbeiter vermittelt werden, allerdings nur fur kurz-
fristige Auftrdge. Fur Frauen gab es wenige Arbeitsplédtze in der chemischen
Industrie und in der Berufsgruppe "héusliche Dienste". Im Baugewerbe fand
sich gelegentlich Nachfrage nach Malern und Zementeuren, wahrend nach un-
gelernten Arbeitskréften auch in der Bauwirtschaft keine Nachfrage bestand.
Die meisten Neuzugange verzeichnete das Arbeitsamt aus den Bereichen der
Metallindustrie, aus der allein im Monat Ma 237 Arbeiter entlassen wurden,
wobei fiir die zweite Maiwoche keine Angaben vorliegen.”®> Am 29. Mai be-
trug die Zahl der Arbeitslosenunterstiitzungsempfanger 1996, die der Krisen-
fursorgler 658.' Aus diesen Unterstiitzungen ausgesteuert waren 870 Perso-
nen, d.h. 3700 Karlsruher waren zu dieser Zeit arbeitslos. Es sei aber nochmals
darauf hingewiesen, dal3 diese Zahl die unterste Grenze darstellt. Die Zahl der
Arbeitsuchenden betrug zu diesem Zeitpunkt 6075. Trotz des leichten Riick-
gangs der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Jahresbeginn, stieg die Zahl der
Wohlfahrtserwerbslosen an, was zu der oben erwahnten Uberschreitung des
Fursorgehaushaltes fihrte.

Um dieser Uberschreitung entgegenzuwirken, beschloR der Stadit-
rat, entgegen der im Mérz getroffenen Vereinbarungen, die Kirzung der Fir-
sorgesdtze. Der Beschlul® konnte nur gefald werden, da das Zentrum sowie die

285tadtAK 1/H.-Reg. A 1973. 15.5.1929.
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Ubrigen burgerlichen Parteien, im Gegensatz zu ihrer Haltung bei der Abstim-
mung zum Voranschlag, fur die Kirzung stimmten. Da SPD und Zentrum zu-
sammen im Stadtrat die Mehrheit besal3en, hétten sie diesen Beschluld gemein-
sam verhindern kénnen.?”> Doch die Senkung der Richtsitze rief nur Empo-
rung bel Sozialdemokraten und Kommunisten hervor. Die SPD betonte die
"Verpflichtung, den in Not geratenen Genossen zu helfen, um sie mindestens
vor der alerauf3ersten Not zu schitzen. Dal3 man mit einem Unterstitzungs-
betrag von monatlich 38 RM nicht leben kann, dirfte wohl ohne weiteres ein-
leuchtend sein. Was sollen aber alle diese armen Teufel anfangen, wenn sie
nicht mehr erhalten? Will man sie zum AuRersten treiben? Bereits keine Wo-
che vergeht, wo der Polizeibericht nicht eine Meldung bringt, dal3 sich ein
Mann oder eine Frau das Leben genommen hat und zwar wird meistens wirt-
schaftliche Not angegeben."??

Welchen Belastungen die Firsorgeempfanger nun aber nach der
Kurzung der FUrsorge ausgesetzt waren, zeigt ein in hiesigen Zeitungen verof-
fentlichtes Rechenbeispiel.

In einer mit Karlsruhe vergleichbaren Grofdstadt (der Name der
Stadt wird nicht genannt) wurde in Verhandlungen zwischen der Stadtverwal-
tung, dem Fursorgeausschuf? und den caritativen Organisationen ein Schlitissel
zur Berechnung des Existenzminimums gefunden. Demnach wurde der Bedarf
einer vierkopfigen Familie (Mann, Frau, ein Kind unter zwei Jahren und ein
schulpflichtiges Kind) mit 22 Pfund Brot, 1 Pfund Speck, 2,5 Pfund Margarine,
0,75 Pfund Aufstrich, 2 Pfund Fleisch, 6 Pfund Obst und Gemise, 1 Pfund
Zucker, 1 Pfund Malzkaffee, 1,5 Pfund Wurst, 300 Gramm Schmalz, 1,5 Pfund
Mehl und 5 Liter Milch festgelegt. Der Kauf dieser Speisen und Zutaten koste-
tein Karlsruhe am 8. Mai 1929 23,93 RM. Der Satz fur die Wochenunterstit-
zung einer vierképfigen Familie lag aber nur bei 20,50 RM.??* Um einer Fami-
lie al'so auch nur das Existenzminimum fir die Ernghrung zu sichern, hétte das
Fursorgeamt alle sonstigen anfallenden Kosten wie Miete, Gas, Strom und
Wasser u.sw. Ubernehmen muissen. Soziale Bindungen, wie zum Beispiel die

22Der Volksfreund 29.5.1929. Der Badische Beobachter vom 30.5. begriindet die Kiirzungen
der Flrsorge mit der schlechten fianziellen Lage der Stadt, geht aber mit keinem Wort auf das
gednderte Abstimmungsverhalten des Zentrums im Stadtrat ein.
223,

Ebd.
*’Badischer Beobachter 30.5.1929.
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Mitgliedschaft in einem Verein oder der Bezug einer Tageszeitung und viele
Dinge des téglichen Bedarfs mehr mufdten fur solche Familien entfallen. Folge
dieses Elends war eine starke Zunahme der sogenannten Eigentumsdelikte und,
wie oben bereits gesagt, ein Ansteigen der Selbstmordrate, eine Tatsache, die
fur die Propaganda der NSDAP reichlich ausgenutzt wurde.
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I11.4. Versucheder Krisenbewaltigung

Angesichts dieser Lage brachten die Sozialdemokraten als Mal3nahme zur Lin-
derung der Not in den Burgerausschul® die Forderung ein, den Mietwucher in
Neubauwohnungen zu bek&mpfen. Das Verlangen nach sozia vertraglichen
Mieten richtete sich auf die mit stadtischer Unterstiitzung gebauten Wohnun-
gen. Die Antrage lauteten: "Der Stadtrat wolle zur Begutachtung des Woh-
nungsbaues, insbesondere der Beschaffung billiger und zweckmaliiger Woh-
nungen fur Minderbemittelte und Kinderreiche einen besonderen Ausschuf3
einsetzen, welchem nicht nur Vertreter des Grund- und Hausbesitzes und der
Technik, sondern auch Vertreter der Wohnungsbedurftigen, insbesondere auch
Hausfrauen angehdren. Die Baudarlehen kdnnen von der Stadt mit einviertel-
jahriger Frist gekiindigt werden, wenn der Bauherr den Mietzins fur im Gebau-
de befindlichen Wohnungen hoher festsetzt, als es die Deckung der nachgewie-
senen Betriebskosten und Kapitalzinsen sowie die angemessene Verzinsung
des Eigenkapitals erfordert."#

Den Antragen folgte eine heftige Diskussion, in der die Gegner der
oben genannten Mal3nahmen sie mit dem Hinweis ablehnten, dal3 diese die
Bautétigkeit mindern und somit eine Entspannung auf dem Wohnungsmarkt
verhindern wirden. Die Antrage der Sozialdemokraten, die von der Volks-
rechtspartel unterstiitzt wurden, fanden dann aber keine Zustimmung.?®

Zwei wichtige Bauvorhaben lagen zu dieser Zeit im besonderen In-
teresse der Offentlichkeit - die Ausstellung der Gartenstadt Riippurr und die
Eroffnung der Ausstellung Dammerstock.

Die "Gartenstadt" er6ffnete Anfang August in RUppurr ein neues
Wohnviertel, das bis Oktober 600 Wohnungen umfassen sollte. Finanziert
wurde das Bauvorhaben fast ausschliefdlich von der gewerkschaftlichen Versi-
cherung "Volksfiirsorge".??” Ahnlich wie bei der Dammerstocksiedlung sollten
auch hier durch das Beschreiten neuer Wege die Baukosten und damit die Mie-
ten, bei gleichzeitig hohem Standard, niedrig gehalten werden. Im Gegensatz
zu Dammerstock wurden bei diesem Bauvorhaben auch die Bedirfnisse kin-
derreicher Familien berticksichtigt, fur die 10% der Wohnungen vorgesehen

25Der Volksfreund 8.5.1929.
26Ep,
2'Der Volksfreund 5.8.1929.
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waren. Die architektonische Anlage der Siedlung selbst brachte viel Neues. So
wurden unter Berticksichtigung des standig zunehmenden Stral3enverkehrs die
Gebaude so angelegt, dald sich der Gartenbereich im Innern des Viertels befand
und nicht, wie bisher tblich, as Vorgarten konzipiert war. Die jeweiligen Hau-
sergruppen konnten nur durch Ful3wege erreicht werden.

Der Grundrif3 der einzelnen Wohnungen wurde ebenfalls neu ge-
staltet, d.h. eswurde der Versuch unternommen, moéglichst grofRen Komfort auf
geringem Grundrif3 zu erreichen, um die Mieten moglichst gering zu halten. Zu
diesem Zweck fiel die grof3e Kiche, die, wie bislang Ublich, tagsiber auch as
Wohnraum gedient hatte, nun klein aus und wurde durch den Einbau von Ki-
chenmdbeln optimiert. Die dadurch gesparte Flache kam der sogenannten "gu-
ten Stube" zu gute, sowie dem Einbau von Badezimmern, selbst in den kleins-
ten Wohnungen, wodurch der in den Schlafzimmern tbliche Waschtisch entfiel
und somit auch dort Flache eingespart wurde. Diese Art des Bauens er-
maoglichte es, auf relativ engem Raum, die einzelnen Wohnbereiche zu trennen
und dennoch sozial vertragliche Mieten zu verlangen. So betrug die Miete fur
die Dreizimmerwohnung mit Dachkammer, vollstandig eingebauter Kiiche,
Waschkiiche, Baderaum, Terrasse und Garten 60 RM.?® Der durchschnittliche
Monatsverdienst eines gelernten Arbeiters lag etwa bei 160 RM.?°

Weit mehr Beachtung, weil von der Architektur her gesehen auch
international von Bedeutung (der Gutachterkommission gehdrten u.a. Walter
Gropius und Mies van der Rohe an), fand in der Offentlichkeit, wie in der
Fachwelt, die Eréffnung der Ausstellung der Dammerstock-Siedlung.?*°

In seiner Eréffnungsrede hob Burgermeister Erwin Schneider noch
einmal auf die Ziele ab, die mit dem Bau der "Gebrauchswohnung” in Dam-
merstock erreicht werden sollten. Die Wohnungen sollten "wirtschaftlich-
technisch" derart gestaltet sein, dal3 sie "wohnungskulturell zureichend und
trotzdem nach der Lage der vorkommenden Einkommensziffern noch er-

“®Epd. Den ansonsten Ublichen Mietpreis kann der Verfasser nicht nennen, da dieser in den
einschlégigen Statistiken nicht genannt wird.

*Statistische Jahrbuch fur das Land Baden 1930, S. 176.

207ur Bedeutung der Dammerstocksiedlung vgl. Ernst Otto Braunche, "...eine Wohnungsnot
die katastrophale Ausmal3e annahm." Zur Wohnungssituation in Karlsruhe vom Kriegsende
1918 bis zum Bau der Dammerstocksiedlung 1929, in: Neues Bauen der 20er Jahre. Gropius,
Haedler, Schwitters und die Dammerstocksiedliung in Karlsruhe 1929. Karlsruhe 1997. S. 23 —
38.
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schwinglich” waren.?®! Hierbei muften aber bereits zu diesem Zeitpunkt, als
etwa 30 der geplanten 700 Wohnungen fertiggestellt, d.h. @nlich wie bei der
"Gartenstadt” auch eingerichtet waren, deutliche Abstriche beziglich der ur-
sprunglichen Kostenplanungen gemacht werden. Waren die Wohnungen ur-
sprunglich fir sozial Schwéchere gedacht, so fihrte Schneider jetzt zur kinfti-
gen Bewohnerschaft aus: "In ihr werden (auch wenn sie mit Kindern gesegnet
sind) die Familien des Mittelstandes, aber auch digjenigen normalverdienenden
Arbeiter und kleinen Beamten und Angestellten, sofern sie eine gute Wohnung
allen anderen L ebensgentiissen voranstellen und die dazu notigen Opfer bringen
wollen, Wohnungen mieten kdnnen, die besser und billiger sind als das, was
ihnen bisher auf dem Markt an Neubauwohnungen geboten werden konnte."?*
Schon die Eintrittspreise zur Ausstellung von 50 Pf. pro Person, dem halben
Stundenlohn eines durchschnittlich gut verdienenden Arbeiters, machte es fir
diese schier unméglich, die Ausstellung mit der Familie zu besuchen, und zeig-
ten, fur wen die Siedlung sicherlich nicht erschwinglich sein sollte.

Z1Der Volksfreund 25.9.1929.
22Ep,
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I11.5. Der Arbeitsmarkt zur Jahresmitte

Die Situation der Arbeiter auf dem Arbeitsmarkt verbesserte sich im Laufe des
Sommers, wennn Uberhaupt, nur geringfugig. Die offizielle Zahl der Arbeits-
losen sank zwar, aber die Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen nahm dafur wei-
terhin deutlich zu. Die Anzahl der Erwerbslosen sank auch aufgrund der Tat-
sache, "dal3 sich verschiedene Erwerbslose, die aus irgendwelchen Grinden
Unterstiitzung nicht mehr beziehen, sich auch nicht mehr zur Kontrolle mel-
den."* Im September waren 5 722 Karlsruher auf der Suche nach Arbeit, 2
256 wurden noch vom Arbeitsamt unterstitzt. Die Bewegung auf dem Ar-
beitsmarkt war zu diesem Zeitpunkt bereits ricklaufig, vor allem erhielt das
Arbeitsamt grof3en Zustrom aus dem Baugewerbe. Vermittlungen, die noch
getétigt werden konnten, wurden aber nur als von kurzer Dauer eingeschatzt.”*
Anfang Oktober, also noch vor den New Yorker Borsenkrach, stieg die Zahl
der Arbeitsuchenden dann wieder auf Gber 6 000, wobei der grofdte Zustrom an
Arbeitsosen aus der Metallindustrie kam, alein in der letzten Septemberwoche
wurden 200 Arbeiter und Arbeiterinnen von der Magnetfabrik Unterberg &
Helmle entlassen.”

In diese Zeit fiel auch die Androhung der Berlin-Karlsruher-
Industriewerke (Berka), ihren Betrieb zu schleif3en. Die Schlief3ung hétte den
Verlust von ca. 1 000 Arbeitspldtzen zur Folge gehabt. Durch einen Vertrag
zwischen der Stadt Karlsruhe und dem Werk konnte aber die Schlief3ung des
Betriebes verhindert sowie die Neueinstellung von 500 Personen erreicht wer-
den. Welche Mal3nahmen genau die "Berka" veranlaldten, von einer Schlief3ung
Abstand zu nehmen und sogar noch zusétzlich Arbeitskrafte einzustellen, kann
nicht genau gesagt werden, da der Vertragsinhalt in nichtéffentlicher Sitzung
im Stadtrat diskutiert wurde.*® Da aber, wie in der Einleitung bereits erwahnt,
die Stadtratsprotokolle nicht mehr vorhanden sind, kann tber die Art der Un-
terstitzung nur gemutmald werden. Jedenfalls konnen die Mal3nahmen der
Stadt as Versuch gewertet werden, der Wirtschaftskrise auf kommunaler Ebe-

2B5tadtAK H.-Reg. 1973. Arbeitsmarkt vom 22.8.-28.8.1929.
2R, 12.9.-18.9.1929.

Z5Epd. 26.9.-2.10.1929.

ZDer Volksfreund 25.9.1929.
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ne durch Subventionen entgegenzusteuern und damit ein Ansteigen der Ar-
beitsosigkeit zu verringern.

Auch wenn innerhalb der Parteien, so vor allem in der SPD, von
erpresserischen Methoden seitens der "Berka' gesprochen wurde, stimmte sie
den zu treffenden Mal3nahmen zu und bewies im Gegensatz zur KPD, die da-
gegen stimmte, wer tatsachlich die Belange der Arbeiterschaft vertrat, selbst
wenn sie durch ihr Verhalten als "Helfershelfer des Kapitals' diffamiert wur-
de.237

Von welcher Bedeutung dieses "Der-Krise-Entgegenwirken" war,
zeigt die immer grofder werdende Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen, welche die
Fursorge der Stadte in immer stérkere Bedrangnis brachte. Aufgrund verschérf-
ter Vorschriften auf dem Gebiet der Krisenfirsorge durch den Erlal3 des Ar-
beitsministers vom 29.6.1929 stieg die Zahl der auf die Wohlfahrt ange-
wiesenen Erwerbslosen weiter an. Diese Entwicklung wird deutlich, betrachtet
man die Situation in Karlsruhe.*®

Zu Beginn des Jahres 1929 erhielten vom Arbeitsamt Karlsruhe
noch 3 059 Personen Arbeitslosen- oder Krisenunterstiitzung. Im September
betrug die Zahl der Unterstiitzungsempfanger nur noch 2 212, d.h. 842 oder
27,66% weniger als zu Jahresbeginn, obwohl in diesem Zeitraum die Arbeits-
losigkeit zugenommen hatte. Die Zahl der vom Fursorgeamt zu unterstitzen-
den Personen stieg, ohne Beriicksichtigung der Familienangehérigen, auf 1
170, d.h. um 35,1%. "Vergegenwdrtigt man sich, dal3 diese Steigerung um
mehr als ein Drittel aller Félle sich innerhalb von nicht ganz dreiviertel Jahren
vollzogen und ihre H6he zu einem Zeitpunkt erreicht hat, in dem die Wirt-
schaft auf Grund der Witterungsverhaltnisse noch voll sich auswirken kann, so
ergibt sich die Bedeutung dieser fir die Stadte in ihrer finanziellen Auswirkung
geradezu katastrophalen Steigerung.”#*®

Die in der Forschung haufig aufgestellte Behauptung, dal3 die Zahl
der Arbeitslosen durchaus normal und somit zu diesem Zeitpunkt der Krise

237

Ebd.
ZBgradtAK 1/H.-Reg. 4229. Ausfilhrungen des Direktors des stédtischen Fiirsorgeamtes.
239

Ebd.
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noch nicht erkannt war, kann aus der Sicht der Stadte sicherlich nicht geteilt
werden. Die Arbeitslosigkeit war hier in Karlsruhe Tagesgesprach.**

Aufgrund der sténdig zunehmenden Belastungen im Bereich der
Fursorge beschlof3 der Stadtrat besondere Richtlinien fur die "Arbeitsfirsorge”,
mit dem Ziel der "Erhaltung und Wiederherstellung der Arbeitsfahigkeit der
Fursorgeempfanger, sowie der Erhaltung und Stérkung des Arbeitswillens’,
den man mit zunehmender Dauer der Arbeitdosigkeit abhanden gekommen
glaubte.**" Diese Richtlinien besagten, daR3 Wohlifahrtserwerbslose durch Ver-
mittlung von Lohnarbeit in den stéadtischen Betrieben und auf dem freien Ar-
beitsmarkt in den allgemeinen Wirtschaftsprozel3 zurtickgefiihrt werden sollten.
Hétten sich diese Mal3nahmen verwirklichen lassen, so wéren sie sicher auch
ein wichtiger Beitrag zur kommunalen Krisenbewdtigung gewesen. Zur erst-
genannten Moglichkeit jedoch fehlten der Stadt aus den geschilderten Griinden
die nétigen Finanzmittel, der freie Arbeitsmarkt war zu dieser Zeit fast ganz
geschlossen.

Von weitaus grof3erer Bedeutung war daher fir die Betroffenen die
Einfuhrung der "Pflichtarbeit”. Diese Arbeiten waren fur die Empfanger von
Fursorge, wie der Begriff schon sagt, Pflicht, wollte man weiter Unterstiitzung
erhalten. Pflichtarbeiter wurden wie folgt beschéftigt:

"a. Bel der StralRenreinigung mit zusétzlichen Arbeiten und zur Un-
terhaltung von Parks, Friedhtfen und dergleichen, . . . gegen Gewahrung der
Zusatzunterstiitzung von 1,50 RM t&glich.

b. ebenfalls mit Reinigungs- und Aufrédumungsarbeiten in Parks,
auf Friedhtfen und dergleichen, jedoch nur halbtags an 2 bis 3 Tagen in der
Woche ohne Zusatzunterstiitzung.

C. bel den eigenen Arbeitsbetrieben des Firsorgeamtes mit Erd-
und Anpflanzungsarbeiten zur Anlage von Garten- und Gemusekulturen auf
Grundstucken beim Lungenspital und in Sandhofen (ehem. Rennplatz). Die
Beschaftigung erfolgt eine Woche lang, je nach Entfernung des Arbeitsplatzes,
halb- oder ganztagsweise. Bei halbtagsweiser Beschaftigung wird Frihstick

#0350 z.B. Fritz Blaich, Der schwarze Freitag, S. 59. "Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen
erregten die 1,6 Mio Arbeitslosen, . . . weder in der Offentlichkeit noch bei den Tréagern der
Wirtschaftspolitik besondere Aufmerksamkeit.”

2gadtAK 1/H.-Reg. 4229.
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bzw. Vesper, bei ganztagsweiser Beschéftigung auf3erdem Mittagessen ge-
wahrt. . . .

d. wahrend des Winters werden Pflichtarbeiter bei Schneefall auch
zur Schneebeseitigung herangezogen. Die Beschéftigten erhalten in diesem
Fale, ohne Rucksicht auf die Beschaftigungsdauer, eine Zulage, die jedoch
nicht mehr als 1,50 pro Tag bemessen sein soll."?*

Die Entwicklung, die diese Menschen durchmachen mufiten, d.h.
der Abstieg vom Arbeiter zum Arbeitslosen, vom Arbeitslosen zum Almosen-
empfénger und von dort schliefdlich zum Zwangsarbeiter verdeutlicht besser as
jede Betrachtung blof3er Zahlen, in welcher Lage sich doch erhebliche Teile der
Karlsruher Bevolkerung bereits befanden, noch ehe die Weltwirtschaftskrise
zum vollen Durchbruch gekommen war. Dal3 in der Folge weitere Bevolke-
rungsschichten ebenso hart getroffen werden sollten, sei an dieser Stelle nur
angedeutet.

Auswirkungen dieser Gegebenheiten, die zu dieser Zeit auf Reichs-
ebene noch nicht mit grofer Besorgnis betrachtet wurden, da das Problem der
Arbeitdosigkeit die ganze Republik bisher begleitet hatte, zeigten dann die
Wahlen zum badischen Landtag am 27. Oktober, die zwar die stabilen politi-
schen Verhdltnisse in Baden bestétigten, in deren Vorfeld aber eine zunehmen-
de Radikalisierung des politischen Kampfes, vor allem durch die aufkommen-
den Nationalsozialisten zu beobachten war.2*

242
Ebd.
23GLA 233/27915. Ausschreitungen bei den Vorbereitungen zur Landtagswahl.
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[11.6. DieLandtagswahl vom 27. Oktober 1929 in Baden
[11.6.1. DasErgebnisder Wahl

Die Landtagswahl®** vom 27. Oktober 1929 bestétigte noch einmal die stabilen
politischen Verhdltnisse in Baden.?” Die Parteien der Regierungskoalition
konnten 2/3 der Stimmen fur sich verbuchen.

Starkste Partei in Baden wurde wieder das Zentrum mit mehr as
einem Drittel der Wahlerstimmen (36,6%). Die Partel steigerte ihren Antell
gegenuber der Reichstagswahl vom Vorjahr um 43 936 Stimmen, d.h. um
3,8%. Den grofdten Zuspruch erhielt das Zentrum in den Amtsbezirken Mann-
heim (26 624), Freiburg (25 496) und Rastait (20 099). Die relativ hochsten
Ergebnisse, d.h. bezogen auf den Anteil der Stimmen, erzielte das Zentrum in
den Amtsbezirken Buchen (74,3%), Buhl (71,5%) und Oberkirch (71,1%).
Daraus |18/} sich ersehen, dal3 die Partel die gréfdten Stimmenanteilein [andlich-
katholischen Bezirken hatte.

Trotz grol¥erer Verluste ging die SPD mit 20,01% als zweitstérkste
Partel aus dieser Wahl hervor. Im Vergleich zur Reichstagswahl 1928 verlor
die SPD 17 259 ihrer Wahler, was einem Minus von 2,4% entsprach. Die Sozi-
aldemokraten konnten 1929 nur noch 187 087 Wahler mobilisieren: die meis-
ten Stimmen erhielt die SPD in den Amtsbezirken Mannheim (42 587), Karls-
ruhe (29 839) und Heidelberg (14 860). Anteilsméaldig sieht die Reithenfolge der
stérksten Bezirke der SPD anders aus: an erster Stelle steht dabei der Amtsbe-
zirk Karlsruhe mit 30,3%, danach folgen die Amtsbezirke Mannheim mit

2“Badische Landtagswahl am 27. Oktober 1929 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet und
herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1930.Zur Wahlentwicklung
in Baden vgl. Martin Schumacher, Stabilitét und Instabilitét. Wahlentwicklung und Parlament
in Baden und Braunschweig 1918-1933. In, Gerhard A. Ritter (Hg.),Gesellschaft, Parlament
und Regierung. Zur Geschichte des Parlamentarismus in Deutschland. Disseldorf 1974, S.
389-417. Jirgen W. Falter; Hartmut Bdémermann, Die unterschiedlichen Wahlerfolge der
NSDAP in Baden und Wiirttemberg: Ergebnis Differenzierender Sozialstruktur oder regional-
spezifischer Faktoren? In: D. Obernddrfer; K. Schmitt (Hg.), Parteien und regionale politische
Traditionen in der Bundesrepublik Deutschland. Berlin 1991, S. 283 — 298.

#*Horst Rehberger, Die Gleichschaltung, S. 18. Rehberger sieht die Festigkeit der politischen
Verhdltnisse in Baden allerdings durch den "glicklichen Umstand” herbeigefihrt, da3 die
Wahlen noch nicht durch die Wirtschaftskrise beeinfluf3t waren. Den Einflufd dieses Faktors auf
die politischen Verhdltnisse in Baden bestreitet Ellsworth Farris in ihrem Aufsatz, Takeoff-
point for the National Socialist Party: The Landtag Election in Baden, 1929. In, CEH 8/1975,
S. 140-171.
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30,1% und Pforzheim mit 29,5%. In diesen, ebenso wie in den Bezirken Hei-
delberg und Weinheim, war die SPD stérkste Partei. Ihren grofdten Erfolg hat-
ten die Sozialdemokraten naturgemald in den Amtsbezirken mit grof3en In-
dustrieansiedlungen. Im Vergleich hierzu: Ihre schlechtesten Ergebnisse mufdte
die SPD in den industriearmen Amtsbezirken Pfullendorf, Mef3kirch, Oberkirch
und Buchen verzeichnen.

Die Deutsche Volkspartei erhielt bei dieser Landtagswahl 8% der
Stimmen und verlor somit 1,5% ihrer Wahler, die zahlenméal3ig besten Ergeb-
nisse konnte die DVP in den Amtsbezirken Mannheim (17 282), Karlsruhe (10
765) und Heidelberg (7 626) fur sich verbuchen. Verhdltnismaldig betrachtet,
erreichte die Partei ihre grofiten Anteile in Emmendingen (13,9%), Pforzheim
(13,3%) und Schopfheim (13,1%). Den grofiten Zulauf hatte die DVP in den
grof3en Stadten des Landes wie Mannheim, Karlsruhe und Heidelberg. In die-
sen Stadten erhielt die DVP 59,9% ihrer Stimmen.

Die Deutsche Demokratische Partei konnte ihr Ergebnis der Vor-
jahreswahl fast halten - sie bifdte nur 0,3% ein - und erzielte bei der badischen
Landtagswahl einen Stimmenanteil von 6,7%. Allerdings fielen die Deutschen
Demokraten hinter die NSDAP zurtick. Die grofite Stimmenzahl erreichte die
Partei in den Amtsbezirken Mannheim (8 053), Karlsruhe (6 108) und Heidel-
berg (5 419). Relativ am besten schnitt die DDP in den Amtsbezirken Stockach
(21,5%), Lahr (16,9%) und Uberlingen (14,7%) ab.

Die Kommunistische Partei Deutschlands gewann bei der Land-
tagswahl vom 27. Oktober 1929 5,9% der Stimmen - sie verlor aso 1,28%.
Ihre grofdten Erfolge hatte die Partei in den Amtsbezirken Mannheim (20 205),
Karlsruhe (6 440) und Heidelberg (4 773). In diesen Bezirken erhielt die KPD
mehr als 10% der abgegebenen Stimmen; in Mannheim erzielten die Kommu-
nisten einen Anteil von 14,3%, in Weinheim 12,9% und in Ldrrach betrug er
12,6%. Mehr als die Héfte der KPD-Wahler kam aus elf Stadten Badens, dar-
unter Karlsruhe (3 759), Heidelberg (3 110). In Mannheim erhielten die Kom-
munisten 16 785 Stimmen, dies waren 30,4% aller KPD-Wahler Badens.

Die Deutschnationale Volkspartei mufte bei der Landtagswahl
vom 27. Oktober grof3e Verluste hinnehmen. Sie verlor fast 40 000 Stimmen,
und ihr Anteil fiel von 8,1% auf nunmehr 3,7%. Wahrend die DNV P noch bei
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den Vorjahrswahlen in elf Amtsbezirken 10% erreicht hatte, erzielte sie 1929
in keinem Amtsbezirk mehr dieses Resultat.

Den relativ grofdten Erfolg bei der Wahl vom 27. Oktober konnte
die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei fur sich verbuchen. Mit 65
121 Wahlerstimmen, das entsprach 7%, hatte die NSDAP ihren Stimmenanteil
innerhalb eines Jahres um 147,3% erhoht. Die meisten Stimmen entfielen auf
die Nationalsozialisten in den Amtsbezirken Karlsruhe (10 658), Mannheim (9
369) und Heidelberg (8 847). Setzt man die Zahl der abgegebenen Stimmen ins
Verhdltnis, so erzielte die NSDAP die hochsten Anteile in den Amtsbezirken
Kehl (32%), Weinheim (20,2%) und Adelsheim (19,9%). Bei dieser Landtags-
wahl stimmten bereitsin 1 073 Gemeinden Wahler fir die NSDAP. Noch 1928
hatte die Partei erst in 885 Gemeinden Stimmen gewinnen konnen.
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[11.6.2. DasWahlergebnisder NSDAP in Baden

Das Wahlergebnis**® der NSDAP vom 27. Oktober 1929 war sicherlich keine
Uberraschung. Die Partei unterstrich ihre Position als dominierende volkische
Kraft, die sie bei den Reichstagswahlen 1928 errungen hatte. Der Versuch, mit
antiklerikaler Propaganda Stimmen vom Zentrum abzuziehen, war allerdings
gescheitert. Einen Tag nach der Wahl wurde das Wahlergebnis im "V dlkischen
Beobachter" wie folgt erklart; es zeige, dald das Zentrum "auf einem sicheren
Fundament menschlicher Dummheit" stehe.®*’ Ihren Wahlerfolg fiihrten die
Nationalsozialisten auf den Triumph Uber den Marxismus zuriick. So glaubte
man, oder gab es zumindest vor zu glauben, die Stimmen vor alem von Arbei-
tern erhalten zu haben. Diese Annahme war sicherlich falsch.?*® In erster Linie
gewann die NSDAP ihre Stimmen bel ehemaligen DNV P-Wahlern und Ange-
horigen der Mittelschicht.** Die Landtagswahl brachte der NSDAP auch einen
Durchbruch in den Stadten, in denen sie 1928 wenig erfolgreich gewesen war.
Dies gelang ihr vor alem in Verwatungs-, Bildungs- und Geschéftszentren
wie Karlsruhe, Heidelberg, Lahr und Offenburg.”® Fiir die Nationalsozialisten
waren bei dieser Landtagswahl in erster Linie zwel Ergebnisse von besonderer
Bedeutung.”® Zum einen erhielten die Abgeordneten der NSDAP Privilegien,
die sie ungehindert ihrer Propaganda nachgehen lassen konnten. Durch Abge-
ordnetendidten und Freifahrten mit der Eisenbahn bekam die NSDAP vom
Staat finanzierte Propagandisten, die, wie vor der Wahl angekundigt, keine
konstruktive Arbeit im Landtag leisten wollten. Zum anderen, was von grof3ter
Bedeutung war, erhielten die Abgeordneten der NSDAP die Immunitét, die sie
zukinftig zu einer noch riicksichtsloseren Agitation zu gebrauchen gedachten.
Fur die NSDAP zogen folgende Abgeordnete in den Landtag ein:

#®Dje Landtagswahl in Baden. Karlsruhe 1929.

2477it. nach Ellsworth Farris, Takeoffpoint, S. 163.

#8Epd. Fur Karlsruhe trifft diese Behauptung der Nationalsozialisten sicherlich nicht zu. All-
gem. Jirgen W. Falter; Dirk Hanisch, Die Anfdligkeit von Arbeitern gegeniiber der NSDAP
bei den Reichstagswahlen von 1928 — 1933, in: AfS 26/1986, S. 179 — 216.

29 Johnpeter Horst Grill, The Nazi Movement, S. 177.

#0Epd. S. 178.

Blepd,
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Robert Wagner (Schriftsteller), geb. am 13.10.1895. Offizier in der
Reichswehr bis 1924.7

Walter Kohler (Kaufmann), geb. am 30.9.1897. Seit 1927 Stadt-
verordneter in Weinheim.

Karl Lenz (Lehrer aD.), geb. am 11.8.1876. Seit 1927 Gemeinde-
verordneter in Eichtersheim.”*

Albert Roth (Landwirt), geb. am 10.9.1893.%°

Franz Merk (Landwirt), geb. am 26.12.1894. 1922-24 Mitglied des
Bezirksrats Neustadt, seit 1926 auch Gemeinderat in Grafenhausen.?®

Herbert Kraft (Professor), geb. am 30.5.1886.%'

Trotz aller nach auf3en hin gezeigten Zufriedenheit, hatte man in
der Parteispitze aber mehr erwartet. "Die Parteileitung der N.S.D.A.P. betrach-
tete das Ergebnis keineswegs a's besonderen Erfolg; die Erzielung von 6 Sitzen
war die geringste Erwartung, die massgebliche Fuhrer seit den Frihjahrsmona-
ten hegten. Mit einer erheblichen Steigerung der Stimmenziffern war zu rech-
nen. Die taktisch ausgezeichnete Lage als reine Kritiker der vielfachen Note,
Unsicherheiten und Mif3sténde nitzten die Nationalsozialisten unter Einsatz
fast des ganzen der Gesamtpartei zur Verfligung stehenden Agitationsapparates
in oft ganz hemmungsl oser Weise aus,"*®

%2Handbuch fir den Badischen Landtag. 1V. Landtagsperiode 1929-1933. Karlsruhe 0.J. S.
167.

28Epd. S. 156.

P4Epd. S, 159.

Z5Epd. S. 163.

Z6Epd. S. 160.

B'Epd. S, 157.

28 KK. Bericht vom 15.11.1929.
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[11.6.3. DieAgitation der NSDAP in Karlsruhe

Der Wahlkampf fur die Landtagswahl vom 27. Oktober 1929 wurde von der
NSDAP entscheidend mitgepragt.”>® Allerdings bedeutete dies nicht eine Pra
gung durch politische Aussagen der Nationalsozialisten tber ihre Ziele, die sie
im Landtag zu verwirklichen gedachten, sondern durch die Art und Weise, wie
die Partei den Wahlkampf fihrte. Der Wahlkampf der NSDAP war gekenn-
zeichnet durch Uble Verleumdungskampagnen gegen badische Politiker sowie
durch eine zunehmende Aggressivitét und Brutalitét des Auftretens ihrer Mit-
glieder, vor alem der SA.. Zahlreiche Artikel der verschiedensten Zeitungen
in denen der "Nazi-Terror" geschildert wird, dokumentieren dies.

Die Vorgehensweise der Nationalsozialisten gegen Andersdenken-
de zeigte sich insbesondere im Auftreten bel Veranstaltungen anderer Parteien.
Willkommener Anlal3 fur die Karlsruher NSDAP war eine Veranstaltung in der
hiesigen Festhalle, bei welcher der Kommunist Max HOlz sprechen sollte. Be-
reits im Vorfeld hatte die Nazi-Presse heftig gegen das Auftreten des "Burger-
schlachters’ Max Holz protestiert und Mal3nahmen angekindigt: "Es wundere
sich niemand, wenn die nationale Opposition selbstdndig zu handeln be-
ginnt."*® Gemeinsam mit dem Stahlhelm und auswértiger S.A. kamen etwa
400 Personen mit dem Zie zusammen, die Zulassung eines nationalso-
zialistischen Redners zu erzwingen, anderenfalls wollte man Holz am Reden
hindern. Diese Erpressung hatte Erfolg - ein Redner der NSDAP wurde zuge-
lassen. Zu einer Diskussion kam es alerdings nicht, da die Nationalsozialisten
HOlz nicht zu Ende reden lief3en und durch "Zwischenrufen, Pfeifen und Joh-
len" den Abbruch provozierten.?®* Aus diesen Tumulten heraus entstand eine
Saalschlacht. "Der Fuhrer der Karlsruher SA., Moraller, aul3erte bei einer Zu-
sammenkunft der S.A., in welcher die Vorgange bel der Max-Holz-
Versammlung besprochen wurden, sein Bedauern, dal3 die Polizei 3 Minuten
zu frih gekommen sei, sonst wéare kein Kommunist ganz aus der Festhalle ge-
kommen." %2

“\Wie bereits in der Einleitung erwéhnt, ist der Jahrgang 1929 des "Fihrer" nicht mehr ver-
fugbar. Daher ist es dem Verf. nur mdglich, die Agitation der NSDAP von "aul3en”, d.h. im
Spiegel der nichtnational sozialistischen Presse zu schildern.

0L KK. Bericht vom 15.5.1929.

=

%2Ep,
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Berichte Uber solche Ausschreitungen und vor allem direkte An-
griffe gegen die Kirche, lief3¥en nun endlich auch das badische Zentrum die Ge-
fahrdung durch den National sozialismus erkennen. Eine Reihe von Artikeln im
"Badischen Beobachter" kann dies verdeutlichen. In erster Linie sollte die Be-
volkerung Uber das wahre Gesicht des National sozialismus aufgeklart werden.
"Bel den Nationalsozialisten zeigt sich eine Verwilderung der politischen Sit-
ten, wie sie in Deutschland bisher nie dagewesen ist. Das kann nicht wun-
dernehmen bei einer Partei, der 'ausgesprochener Terror gegen Andersden-
kende zur téglichen Gewohnheit' geworden ist. . . . In seiner Nr. vom 23. Feb.
1929 schrieb der Fihrer: 'Die neue Weltordnung des organischen Sozialismus,
der nationalsozialistisch ist, wird allein durch das Schwert geschaffen und ver-
teidigt werden." Was ist das anderes als die Aufforderung zu brutaler Gewalt,
zum Krieg nach aufen und zum Burgerkrieg nach innen? . . . Wollen wir das,
was in den letzten 10 Jahren mihsam aufgebaut worden ist, von Fanatikern
wieder niederreif3en und damit das deutsche Volk in neues, noch gréf3eres Un-
gluck sturzen lassen? . . . Die Entwicklung muf? aber notwendigerweise dahin
fuhren, wenn die Nationalsozialisten die Macht in die Hand bekommen. . . .
1263

Hohepunkt der Wahlkampagne fir die badischen Landtagswahlen
war fur die Karlsruher Nationalsozialisten das Auftreten von Hermann Goring.
Auf einer Veranstaltung im grof3en Saal der Karlsruher Festhalle forderte Go-
ring die Regierungsgewalt, d.h. die politische Macht, fir die nationalsozialisti-
schen Filhrer, "die Deutschland wieder zur Hohe fiihren kénnten."?** Was die
NSDAP-Abgeordneten im Landtag zunéchst zu tun gedachten, mufdte allen
Waéhlern allerdings klar gewesen sein. In einer Versammlung erklarte der na-
tionalsozialistische Kandidat fur den Landtag Lenz: "Wenn nicht alle Zeichen
trigen, so werde auch er im Spétjahr in den badischen Landtag, d.h. diese
Quasselbude einziehen. Das eine kdnne er heute schon mit Bestimmtheit ver-
sprechen: Die nationalsozialistischen Abgeordneten werden im Landtag keine
positive Arbeit leisten, sondern sie werden ihre Immunitét und ihre Freikarten
dazu benutzen, um ungehindert im badischen Lande herumzureisen und fir
ihre Zeitung, den Fuhrer, agitieren zu konnen. Sie kennen keinen Parla-

2638 adli scher Beobachter 5.10.1929.
%% arlsruher Tagblatt 25.10.1929.
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mentarismus und verwerfen ihn."®® Lenz kniipfte hier an Aussagen von Gob-
bels an, die dieser im Zusammenhang mit der Reichstagswahl im Vorjahr ge-
macht hatte. "Wir werden Reichstagsabgeordnete, um die Weimarer Gesinnung
mit ihrer eigenen Unterstiitzung lahmzulegen. Wenn die Demokratie so dumm
ist, uns fir diesen Barendienst Freifahrkarten und Didten zu geben, so ist das
ihre eigene Sache. . . . Wenn esuns gelingt, . . . Agitatoren unserer Partel in die
verschiedenen Parlamente hineinzustecken, so wird dieser Staat selbst in Zu-
kunft unseren Kampfapparat ausstatten und besolden. . . . Wir kommen als
Feinde! Wie der Wolf in die Schafherde einbricht, so kommen wir."®

Bel der Landtagswahl vom 27. Oktober 1929 in Baden unterstiitz-
ten dieses Vorhaben 65 121 Wahler, davon 7 751 in Karlsruhe.

25Der Volksfreund 20.9.1929.

%6Der Angriff, 30.4.1928. Zit. nach Karl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Re-
publik, S. 375f.
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[11.6.4. DasErgebnisder Landtagswahl vom 27. 10. 1929 in Karlsruhe

Wie bel der Reichstagswahl vom 20. Ma 1928 wurde die SPD auch bel dieser
Wahl stérkste Partei in Karlsruhe, wobei sie alerdings, wie in ganz Baden,
Verluste hinnehmen mufdte. Das Karlsruher Ergebnis der Sozialdemokraten
unterschied sich deutlich vom Landesresultat. Die SPD erzielte in Karlsruhe
28,3% der Stimmen, auf Landesebene hingegen nur 20,1%. Dies bedeutete fiir
Karlsruhe ein Minus von 2,7% gegenuber der Vorjahrswahl. Trotz dieser Ver-
luste konnten die Sozialdemokraten ihre fihrende Stellung in Karlsruhe deut-
lich gegentiber der stéarksten Partei Badens, dem Zentrum, mit einem Vor-
sprung von 7,6% behaupten.

Das Zentrum, die zweite politische Kraft in Karlsruhe, konnte sai-
nen Stimmenanteil, im Vergleich mit dem Vorjahr, in der Landeshauptstadt um
2,1% auf 20,7% erhohen. Besonders auffalig ist bei dieser Partei die Diskre-
panz zwischen dem Ergebnis auf Landesebene und dem Resultat in Karlsruhe.
Der Unterschied betrug 15,9%. Neben der NSDAP war das Zentrum die einzi-
ge Partei, die sich in Karlsruhe verbessern konnte.

DDP und DVP erlitten in Karlsruhe ebenso Verluste wie im bri-
gen Land. Die DDP erhielt in Baden 6,7% und verlor somit lediglich 0,3% ih-
rer Wahler. In Karlsruhe betrug das Minus schon 1,7%; hier erreichte die Partel
nur noch 5,8%. Die DV P mulfite ebenfalls Einbuf3en in Stadt und Land hinneh-
men. Im Land hatte sie 1,5% weniger und fiel auf 8% zurlck, in Karlsruhe
verlor die DVP 1,2% der Stimmen und erzielte ein Ergebnis von 12,3%. Mit
diesem Wahlergebnis konnte die DVP die dritte Position in Karlsruhe be-
haupten.

Die Verluste der KPD hielten sich zwar in Grenzen, trafen die Par-
tei aber dennoch empfindlich, da sie in die Bedeutungslosigkeit abzusinken
drohte. Im Landesdurchschnitt erhielt die KPD 5,9% der Stimmen, gleichbe-
deutend einem Minus von 1,5%. In Karlsruhe erreichten die Kommunisten
5,4% - folglich muf3ten sie einen Verlust von 2,5% hinnehmen.

Die DNVP war auf Landesebene, wie auch in Karlsruhe, der grof3e
Verlierer dieser Wahl. Im Vergleich mit der Reichstagswahl von 1928 verlor
die DNVP in Baden 4,4% und gewann somit nur noch 3,7% der Wahler fir
sich; in Karlsruhe erzielte die Partel 4,7%, war also noch um 1% besser alsim
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Landesdurchschnitt, verlor aber auch hier 3,2% der Wahlerstimmen. Mit die-
sem Resultat drohte die DNVP, dhnlich wie die KPD, in Karlsruhe unbe-
deutend zu werden.

Der grof3e Gewinner dieser Wahl war die NSDAP. Konnte die Par-
tei ihren Stimmenanteil schon von 2,9% auf 7% im Land erhohen, so erreichte
siein Karlsruhe eine Steigerung um 8%, d.h. von den 3,1% des Jahres 1928 auf
11,1% im Jahr der Landtagswahl.?®” Besonders augenfallig ist auch bei der
NSDAP der grofRe Unterschied zwischen dem Landesergebnis und dem in
Karlsruhe.

Wie fur die Reichstagswahl 1928, sollen nun wieder digenigen
Karlsruher Wahlkreise betrachtet werden, die entweder Hochburgen oder "Di-
asporagebiete” der NSDAP waren.”®

Im Wahlbezirk 16 erhielt die NSDAP 12,04% der Stimmen. Sie lag
also 1,04% uber dem stadtischen Durchschnitt. In diesem Wahlbezirk konnte
die NSDAP ihr Ergebnis um 9,06% verbessern. Mit deutlichem Abstand blieb
die DVP in diesem Bezirk stérkste Partel, trotz eines erheblichen Verlustes von
4,27%. Sie kam auf 22,79% der Stimmen und lag somit um 10,49% Uber dem
Gesamtergebnis der Stadt. Das Zentrum konnte in diesem Stimmbezirk seinen
Antell deutlich um 4,27% erhthen und gewann folglich 18,6% der Wahler-
stimmen, blieb aber dennoch hinter dem Karlsruher Durchschnitt zurtick. Ver-
luste mufdten in diesem Wahlbezirk auch die Sozialdemokraten hinnehmen. Sie
erreichten nur noch 16,2% der Stimmen, was einen Rickgang um 2,55% be-
deutete. Der Unterschied zum Stadtergebnis der SPD betrug tUber 12%. Eben-
falls zu den Verlierern dieses Wahlbezirks gehorten die DDP und die DNVP.
Die DDP rutschte unter die 10%-Grenze und errang nur noch 8,49%, ganz im
Gegensatz zum Vorjahr, as sie 11,23% erhaten hatte. Immerhin lag sie noch
fast 3% Uber dem in Karlsruhe erzielten Gesamtergebnis. Die DNVP konnte
5,48% der Wahler fur sich gewinnen und biif3te somit etwas mehr als 2% der
Waéhlergunst ein. Mit Abstand schwéchste Partel war hier die KPD, die ledig-
lich 1,61% der Wéahlerstimmen erhielt. Die beiden Arbeiterparteien erreichten

27K ommentare aus der Karlsruher NS-Presse konnen aus den bereits erwahnten Griinden hier
nicht angefiihrt werden.

%8 ochburgen der NSDAP waren die Wahlbezirke 16, 23, 32 und 36. Sog. Diasporagebiete
waren die Bezirke 60, 80, 82 und 84.
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in diesem Wahlbezirk zusammen nur 17,63%, also wesentlich weniger als
Zentrum und DVP jeweils fur sich betrachtet.

Der Wahlbezirk 23 brachte fur die NSDAP eine Steigerung von
13,63%. Sie erzielte hier 18,12% der Stimmen und Ubertraf das stédtische Er-
gebnis um fast 7%. Immer noch stérkste Partei war in diesem Bezirk die DVP.
Mit 24,59% lag sie deutlich tber ihrem Karlsruher Gesamtergebnis von 12,3%.
Allerdings muldte sie, ebenso wie im zuvor besprochenen Wahlbezirk, hier
Verluste hinnehmen, die sich auf 2,74% beliefen. Einen Riickgang in der Wah-
lergunst hatte auch das Zentrum zu verzeichnen. Es verlor fast 3% seiner
Stimmen, blieb jedoch mit 21,84% zweitstarkste Partei in diesem Bezirk. Das
stadtische Gesamtergebnis wurde somit vom Zentrum knapp Ubertroffen. Ne-
ben der NSDAP konnte lediglich die SPD einen, wenn auch nur geringen, Zu-
wachs der Stimmen verbuchen. Sie steigerte ihren Stimmenanteil um fast 1%
auf 10,03%. Mit diesem Ergebnis blieb die Partei alerdings noch weit hinter
ihrem in Karlsruhe erzielten Gesamtergebnis. Die DDP erreichte im Wahlbe-
zirk 23 anndhernd ihren Stimmenanteil von 12,01% aus dem Vorjahr - sie
konnte 11,97% der Stimmen auf sich vereinigen. Die Partel lag in diesem Be-
zirk klar Uber ihrem stédtischen Ergebnis von 5,8%. Die hochsten Verluste mit
fast 6% muldte hingegen die DNVP hinnehmen. Sie fiel mit 6,79% der Stim-
men deutlich unter die 10%-Marke. Uber den Status einer Splittergruppe kam
die KPD wie im Bezirk 16 nicht hinaus und erhielt nur 1,13% der Stimmen.
Damit blieben die Arbeiterparteien KPD und SPD in diesem Wahlbezirk, eben-
So wie im vorangegangenen, nur sehr schwach représentiert. Die Verluste der
Ubrigen Parteien konnte - und zwar nicht nur rein rechnerisch betrachtet - die
NSDAP as Plus fur sich verbuchen.

Auch im Wahlbezirk 32 war die NSDAP in der Lage, ihren Stim-
menanteil im Vergleich zum Vorjahr erheblich zu vergrolRern. Sie erzielte
15,7% der Stimmen und hatte somit einen Zuwachs von 11,06% zu verzeich-
nen. Durch diese enormen Steigerung Ubertraf die NSDAP in diesem Bezirk
die SPD, die fast 2% der Wahlerstimmen einbdif3te und nur noch 13,54% er-
hielt. Dies war weniger als die Hélfte des Ergebnisses, das die Sozialdemokra-
tische Partel in Karlsruhe erzielen konnte. Nur knapp Uber dem Resultat der
Nationalsozialisten lag das Zentrum, das sich um 1,22% steigerte und 16,57%
der Stimmen im Wahlbezirk 32 holte. Die DDP verlor nahezu 3% und fiel auf
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9,2% zuriick, wahrend die DVP ihren Antell leicht zu erhdhen vermochte und
mit 24,26% der Wahlerstimmen auch in diesem Bezirk stérkste Partei blieb.
Wiederum klarer Verlierer war die DNVP, die mit 5,71% fast die Halfte ihrer
Stimmen einblfte und nur noch 5,85% erreichte. Welit tUber 2% verlor auch die
KPD, die auf 1,84% absank.

Den grofdten Gewinn hatte die NSDAP im Wahlkreis 36 zu verbu-
chen, wo sie 18,48% der Stimmen erhielt und ihren Anteil um 14,7% erhohte.
Dadurch riickte sie hinter SPD und Zentrum zur drittstérksten Partei auf. Das
Gesamtergebnis in Karlsruhe wurde hier um 7% Ubertroffen; ihr Vorjahre-
sergebnis konnten die Nationalsozialisten verfinffachen. Stérkste Partei war in
diesem Bezirk die SPD mit 23,63%. Hier legte sie, entgegen den sonstigen
Verlusten, nahezu 3% zu und blieb "nur" um 5% unter dem Karlsruher Er-
gebnis. Das Zentrum, zweitstarkste Partel in diesem Wahlkreis, war in der La-
ge, sein Resultat vom Vorjahr um 3,75% auf 16,69% zu steigern und erzielte
annahernd das Durchschnittsergebnis von Karlsruhe. Die DDP konnte in die-
sem Bezirk ihr Ergebnis vom 20. Mai 1928 mit 5,3% fast halten. Riesige Ver-
luste muldten hingegen die DVP und die DNVP hinnehmen. Die DVP, 1928
noch zweitstarkste Partei dieses Wahlkreises, verlor 15,69% ihrer Stimmen und
erhielt nur 3,63%. Ebenso hatte die DNVP einen starken Rickgang zu ver-
zeichnen, gewann sie doch lediglich 6,9% der Wahlerstimmen; im Vorjahr
waren es immerhin noch 12,97% gewesen. Schwéachste Partel wurde in diesem
Bezirk die KPD, die nur noch 2,72% der Wahler fir sich gewinnen konnte.

Zusammenfassend kann Uber die Wahlkreise 16, 23, 32 und 36 fol-
gendes festgestellt werden:

1. Die DVP blieb, wie bei der Wahl im Vorjahr, in den Bezirken
16, 23 und 32 die stérkste Partei, wenngleich sie erhebliche Verluste hinneh-
men mufite.

2. Die DDP lag in alen genannten Wahlkreisen trotz geringer Ver-
luste noch deutlich Uber dem Karlsruher Ergebnis.

3. Die DNVP biifdte, aul3er in Bezirk 16, fast die Hélfte ihrer Stim-
men ein und war zusammen mit der DVP der grol3e Verlierer in diesen Wahl-
bezirken.
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4. Das Zentrum konnte die allgemeine Tendenz des Zuwachses in
den angefihrten Wahlkreisen bestdtigen und nahm bis auf den Wahlkreis 23
Uberall zu.

5. Die KPD mufite in alen Bezirken zum Tell erhebliche Verluste
hinnehmen.

6. Die SPD bifite in zwei Bezirken Stimmen ein und gewann in
zwel Wahlkreisen Stimmen hinzu, wobei Gewinne wie Verluste nicht von Be-
deutung waren. Im Vergleich mit dem Gesamtergebnis in Karlsruhe blieb die
SPD in allen Bezirken weit zurtick.

7. Der grof3e Gewinner dieser Wahl war in alen Bezirken die
NSDAP, da sie ihren Stimmenanteil nahezu verfinffachen konnte und DNV P,
DDP und KPD hinter sich zurtcklief3.

Im Wahlbezirk 60 erreichte die NSDAP ihren im Gesamtergebnis
erzielten Durchschnitt von 11,1% bei weitem nicht. Sie steigerte ihr Resultat
um beachtliche 4%, erhielt aber dennoch nur 6,02% der Stimmen. Zweitstarks-
te Partei war in diesem Bezirk die SPD, die fast 2,5% zulegte und 33,05% ge-
wann, womit sie ihr Karlsruher Ergebnis um fast 5% tbertraf. Die Ubrigen Par-
teien, Zentrum, DVP, DDP und DNVP hatten annéghernd das gleiche Resultat
wie im Vorjahr bel der Reichstagswahl. Schwankungen in Plus oder Minus
bewegten sich um 1%. Der Verlierer dieser Wahl war im Wahlbezirk 60 die
KPD. Die Kommunisten verloren 10% ihrer Wahler und konnten gerade noch
ihre Hochburg verteidigen. Bel den Reichstagswahlen von 1928 hatte die KPD
in diesem Bezirk 44,44% der Wahlerstimmen fir sich verbuchen kénnen, in
diesem Jahr waren es nur noch 34,45%. Von diesen Verlusten profitierten
wahrscheinlich in erster Linie die SPD, vor allem aber die NSDAP.

Mit einem Ergebnis von 4,76% ist fir die NSDAP im Wahlbezirk
80 zwar ein leichter Anstieg zu beobachten, sie blieb aber weit unter dem in
der gesamten Stadt erreichten Wahlresultat. Grof3er Gewinner war in diesem
Bezirk die DVP, fir die 19,04% der Wahler stimmten. Stark verloren hatte
hingegen die SPD, die nur noch 46,87% erhielt, im Vergleich zu 55,18% des
Vorjahres. Ebenfalls sind Verluste des Zentrums festzustellen, das mit 15,92%
fast 5% unter dem Karlsruher Ergebnis lag. 3% ihrer Stimmen mufite die
DNVP abgeben, die in diesem Wahlbezirk mit 1,33% bedeutungslos wurde.
Fast auf den Nullpunkt fiel die DDP zurtick, die nicht einmal mehr 1% der
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Waéhler fur sich gewinnen konnte. Auch die Kommunisten zéhlten zu den Ver-
lierern des Wahlbezirks 80. Mit 5,95% konnten sie ihr Gesamtergebnis dieses
Mal nur leicht Gberbieten.

Die Wahlergebnisse im Bezirk 82 zeichneten sich durch grole Be-
sténdigkeit aus. Gewinne wie Verluste bewegten sich in einer Grof3enordnung
von 1 bis 2%. Mit grof3em Abstand blieb daher die SPD stérkste Partei, die ein
Ergebnis von 61,88% erzielte. Weit hinter den Sozialdemokraten wurde das
Zentrum zweltstarkste politische Kraft in diesem Wahlbezirk, wo es 12,87%
der Wahler auf seine Seite brachte; alerdings lag dieses Ergebnis 8% unter
dem Karlsruher Resultat. Die KPD Ubertraf mit 6,49% der Wahlerstimmen in
diesem Bezirk ihren Gesamtdurchschnitt, was eine Verbesserung um 1,2%
bedeutete. DV P und DDP waren ebenfalls in der Lage, ihre Resultate leicht zu
erhdhen und bekamen 5,02% bzw. 3,97%. Hinter dem Ergebnis der NSDAP
blieb im Bezirk 82 nur die DNVP, die ohnehin in diesem Wahlkreis sehr
schwach war und gerade noch 1,57% der Stimmen erhielt. Die NSDAP steiger-
te sich zwar um 1,8%, lag aber mit 2,72% klar hinter ihrem in Karlsruhe erziel-
ten Resultat, womit die Nationalsozialisten in diesem Wahlbezirk, der weiter-
hin eine SPD-Hochburg darstellte, bedeutungsl os blieben.

Wie schon bel der Reichstagswahl im Jahr zuvor, so wurden auch
bei der Landtagswahl vom 27. Oktober die Stimmen des Wahlkreises 84 fast
ausschliefdlich unter dem Zentrum und der SPD aufgeteilt. Dieses Ma wurde
jedoch das Zentrum stérkste Partei; mit einem Zuwachs von fast 3% erreichte
es nunmehr 43,95%, was fur das Zentrum das weitaus beste Resultat darstellte,
denn das Gesamtergebnis von 20,07% wurde somit um mehr als 20% Ubertrof-
fen. Die SPD stellte mit 38,76% die zweitstérkste Partei. DVP (3,3%), DDP
(2,09%) und DNV P (0,98%) konnten in diesem Bezirk keine Bedeutung erlan-
gen; ebenso die KPD, die etwas mehr als 2% verlor und 3,33% der Wéahler-
stimmen erhielt. Die NSDAP verbesserte sich um etwas mehr als 2%, konnte
die KPD aber nicht Uberflugeln.

Fur die Wahlkreise mit relativ niedrigem NSDAP-Stimmenanteil
kann zusammenfassend folgendes festgehalten werden:

1. Die SPD war in zwei der vier Wahlkreise die mit grof3em Ab-
stand stérkste Partei und hatte ihre Hochburg weiterhin im Wahlbezirk 82.
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2. Das Zentrum erreichte in drei Wahlbezirken sein Durchschnitts-
ergebnis bei weitem nicht, konnte aber dennoch auch hier leichte Gewinne ver-
zeichnen. Stéarkste Partei war das Zentrum im Wahlbezirk 84, wo es auch seine
Karlsruher Hochburg hatte, die im tbrigen sogar noch ausgebaut werden konn-
te.

3. DVP, DDP und DNVP gewannen in keinem der Bezirke politi-
schen Einflufd und blieben dort weiterhin unbedeutend.

4. Die KPD konnte in den Wahlbezirken 80, 82 und 84 ihr Durch-
schnittsergebnis erreichen und leicht Ubertreffen. Trotz eines Stimmenriick-
gangs von 10% hielt die KPD ihre Karlsruher Hochburg im Wahlbezirk 60 mit
34,45% - allerdings nur noch knapp vor der SPD.

5. Die NSDAP legte in alen vier Wahlkreisen durchschnittlich et-
was mehr als 2% zu, ihr Gesamtergebnis konnte sie in keinem der vier Bezirke
auch nur annghernd erreichen. Das beste Resultat erzielten die Nationalsozia-
listen im Bezirk 60 mit 6,02%.

Uberraschend gering blieb das Echo in der Karlsruher Presse auf
die zwar erwarteten, aber dennoch sehr grof3en Gewinne der NSDAP. Vor der
Wahl war das Zentrum sehr beunruhigt gewesen, was eine Vielzahl von Arti-
keln im Badischen Beobachter belegt, die den katholischen Wahlern die Un-
vereinbarkeit von Christentum und National sozialismus zu verdeutlichen such-
ten. Nach der Wahl wurde der Erfolg der Nationalsozialisten allerdings durch
unergiebige Rechenexempel heruntergespielt.”®® Méglicherweise hatte der
Wahlerfolg des Zentrums der Partei die Angst genommen, Stimmen an die
NSDAP zu verlieren. Ernster hingegen nahm die SPD den Aufstieg der Na-
tionalsozialisten, sie war aber dennoch zufrieden, da die NSDAP den Sozia-
demokraten kaum geschadet hatte. Die Richtigkeit dieser Annahme und der
folgenden Einschétzung wird aber noch zu Uberprifen sein. Den Zuwachs fir
die NSDAP sah der Volksfreund vornehmlich aus folgenden Kreisen kom-
mend:" Soweit sie nicht anderen burgerlichen Parteien Wahler weggenommen
haben, rekrutieren sich ihre 65 000 Stimmen auf dem Lande aus kleinen Land-
wirten, in den St&dten aus kleinen Angestellten, Privatbeamten und einem klei-
nen Teil der anderen Beamten. Die gestrige Wahl hat somit ganz klar erwiesen,
wo vorlbergehend die neue antisemitische Welle Opfer zu verschlingen ver-

29B adli scher Beobachter 31.10.1929.



104

mag."?"® Deutlich wird hier, daR auch die SPD in der NSDAP nur eine "vorii-
bergehende”, nicht ernstzunehmende Gefahr sah. In Karlsruhe vermuteten die
Sozialdemokraten die Wahler der Nationalsozialisten - auch diese Einschét-
zung wird noch zu Uberprifen sein - vor allem unter Geschéftsleuten:"Wer die
Zusammensetzung der Versammlungen beobachtet hat, dem fiel esimmer auf,
dai3 viele Geschéftsleute sich in den Hitlerversammlungen befanden. Wenn
diese Leute in ihrer Kurzsichtigkeit glauben, daf3 mit der Wahl der Nazis nun
eine bessere Zeit anbreche, so werden sie sehr enttéuscht sein. Aber der Spie-
3er lernt eben nichts. Der Zuwachs der Hitler kommt vornehmlich aus dem
Birgertum und ist vor allem der skrupellosen und verlogenen Agitation der
Nationalsozialisten und der politischen Dummheit grof3erer Kreise zuzuord-
r]en.u271

2%Der Volksfreund 28.10.1929.
2MEp.



105

V. Wirtschaftskrise und Einzug der NSDAP ins Karlsruher
Rathaus.

IV.1. Die Auswirkungen der Krise.

Als Beginn der Weltwirtschaftskrise gilt allgemein der 24. Oktober 1929, als
an der New Y orker Borse die Aktienkurse schlagartig zu sinken begannen.?”

Die starksten Auswirkungen hatte die Krise auf die Vereinigten
Staaten und auf Deutschland, wo sie mit der Kanzlerschaft Heinrich Brinings
zusammenfiel 2" Uber den Verlauf der Krise und die Politik Briinings, in erster
Linie in bezug auf die Karlsruher Verhdltnisse, wird im folgenden noch zu
sprechen sain.

Am stérksten betroffen von der Krise waren Lohn- und Gehalts-
empfénger, deren wirtschaftliche Existenz durch Massenentlassungen und
Kurzarbeit bedroht war, aber auch fur Beamte und Angestellte im 6ffentlichen
Dienst waren Kirzungen ihrer Bezuige im Verlauf der Krise nur schwer zu er-
tragen.”” Desgleichen muften sich immer mehr Selbsténdige, Kaufleute und
Handwerker sowie freiberuflich T&tige an das Fiirsorgeamt wenden.*’

Alle Krisensymptome, wie Zusammenbriche von Industrieunter-
nehmen oder Konkurse von Banken, wurden aber von der Erscheinung der
Massenarbeitsosigkeit in den Schatten gestellt. "So gehen aso jetzt in ganz
Deutschland mehr als zwei Millionen Arbeitsloser taglich 'stempeln’. Das Bild,
das wir vor dem hiesigen Arbeitsamt sehen, wiederholt sich viel tausendmal. . .
. Die Arbeitslosen haben sich taglich bel ihrem Arbeitsamt zu melden und be-
kommen dies durch einen Stempel in ihrem Ausweis bestétigt. Der Zweck die-
ser Maldnahme ist, Schwarzarbeit zu verhiten, damit nicht ein angeblich Ar-
beitdoser seine Unterstiitzung abholt und nebenher doch noch einer regelmafdi-
gen Beschéftigung nachgeht. . . . andererseits bedeutet diese tégliche Meldung
ohne Zweifel bei den 'ehrlichen’ Arbeitslosen eine Harte, insbesondere in der
kalten Jahreszeit. Die Leute verfiigen nicht immer Uber die nétige warme Klei-

2y gl. hierzu fir Baden, Rudi Allgeier, Grenzland in der Krise. Die badische Wirtschaft 1928-
1933. In, Thomas Schnabel (Hg.), Machtergreifung. S. 150-183.

27ur Kontroverse um Briinings Wirtschaftspolitik siehe Anm. 25ff Einleitung.

2"*ritz Blaich, Der schwarze Freitag, S. 58.

PradtAK 8/DS FI 204,3a Verwaltungsbericht der Landeshauptstadt Karlsruhe fiir das Wirt-
schaftgahr 1930, S. 97.
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dung und auch die Erndhrung kann bei den kleinen Unterstiitzungen nicht ge-
rade verschwenderisch sein. . . . Téglich von halb acht Uhr ab und nachmittags
ab zwei Uhr warten in Karlsruhe die Arbeitslosen vor dem Amt am Archivplatz
auf die Offnung der Schalter. Gegenwértig ist der Andrang besonders groR
wegen der vielen neu Hinzukommenden. Da man fir die Abfertigung eines
neuen Falls etwa zehn Minuten rechnen muf3, kommen nur digjenigen mit Si-
cherheit dran, die sich bei der Toréffnung unter den Vordersten befinden."?"

215B adli scher Beobachter 4.2.1930.
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IV.1.1. Erste Auswirkungen auf Karlsruhe

War es der Stadt Karlsruhe im September 1929 noch gelungen, die Schlief3ung
der Berka zu verhindern und damit tber 1 000 Arbeitsplétze zu erhalten oder
neu zu schaffen, konnte die Zahlungseinstellung der Maschinenbaugesel | schaft
Karlsruhe (MGK), trotz intensiver Bemiuhungen seitens der Stadt, am 8. Januar
1930 nicht verhindert werden.?””

Der Bevollméchtigte der MGK, Rechtsanwalt Dr. Homburger, be-
griindete den Entschluf® der Firma in einem Rundschreiben an die Gléubiger:
"Die Maschinenbaugesell schaft Karlsruhe sieht sich nach bald hundertjdhrigem
Bestehen gezwungen, ab heute ihre Zahlungen einzustellen und ein auf3eror-
dentliches Arrangement mit ihren Glaubigern anzustreben. Der Entschlufd ist
der Verwaltung sehr schwer gefalen. Vorstand und Aufsichtsrat haben mona-
telang bis zum letzten Tag in intensiver Weise sich bemiht, das Unternehmen
durch Arbeitsbeschaffung und finanzielle Sanierung zu erhalten. Ihre Versuche
hatten aber keinen Erfolg. Die Zahlungseinstellung ist daher unumganglich,
damit die Interessen aler Glaubiger gleichméldig bestens gewahrt werden. Die
entstandenen Schwierigkeiten sind in der allgemeinen Wirtschaftslage begriin-
det; diese ist in der Suidwestecke bekanntlich besonders schlimm. Die Maschi-
nenbaugesellschaft stellt ihren Glaubigern ihr gesamtes Vermdgen zur Verfu-
gung. Es darf nach vorsichtiger Bewertung der Aktiven die volle Befriedigung
der Glaubiger erwartet werden."?"

Der fur die Gléaubiger sicherlich erfreulichen Ankindigung ihrer
vollen Befriedigung stand alerdings kein Wort Homburgers gegenuber, das
sich mit der Lage der ca. 400 zu entlassenden Arbeiter und Angestellten befal3-
te, denen sicherlich schlimme Zeiten bevorstanden.

#'7ur Subventionspolitik vgl. Fritz Blaich, "Garantierter Kapitalismus'. Subventionspolitik
und Wirtschaftspolitik in Deutschland zwischen 1925 und 1932. In, Zeitschrift fir Unterneh-
mensgeschichte 22/1977, S.50-70.

#"®Rundschreiben der Maschinenbaugesellschaft an die Glaubiger. Zit. nach Der Volksfreund
13.1.1930.
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1V.1.2. Der Karlsruher Arbeitsmarkt

Die allgemein schlechte wirtschaftliche Lage sowie die zum Jahreswechsel
einsetzenden schlechten Witterungsbedingungen fuhrten auch in Karlsruhe zu
einem sprunghaften Ansteigen der Arbeitslosigkeit, in erster Linie im "Bauge-
werbe und in den Metallberufen” 2" Nach den Ausfilhrungen des Arbeitsamtes,
waren in Karlsruhe 8342 Personen in der zweiten Januarhéfte auf der Suche
nach Arbeit, was einer Steigerung um 433 im Vergleich mit der Vorwoche
bedeutete. Arbeitslosenunterstiitzung erhielten aber lediglich 3307 und Krisen-
firsorge noch 729 Personen.® Den stéarksten Zugang erhielt das Arbeitsamt,
wie oben bereits erwahnt, aus den Bereichen der Metallindustrie und dem Bau-
gewerbe. In der Metallindustrie wurden allein in den ersten drei Wochen des
Jahres 135 Arbeiter und Arbeiterinnen entlassen, im Baugewerbe verloren 69
ihre Arbeit.

Parallel zur steigenden Zahl der aus Arbeitslosenunterstiitzung und
Krisenfursorge Ausgesteuerten stiegen die Kosten des Fursorgeamtes ebenfalls
betrachtlich an. Allein im Januar wurde der Voranschlag des Fursorgeamtes
um (iber 100 000 RM berschritten.”®" Weit mehr als die schlechte Beschéfti-
gungslage sah jedoch das Fursorgeamt die Reform der Arbeitslosenversiche-
rung als urséchlich fir die Kostensteigerung an "und zwar besonders durch die
teilweise Verlangerung der Anwartschaftszeiten, die Verlangerung der Warte-
zeiten, die Bestimmungen Uber die Unterstiitzungen bel berufsiiblicher Arbeits-
losigkeit und die Verlangerung der Sperrfristen. Eine weitere nicht unerhebli-
che Belastung der Aufwendungen fir die 6ffentliche Firsorge hat die gleich-
falls erlassene Einschrankung des Personenkreises in der Fursorge mit sich
gebracht."?® Die Zahl der Wohlfahrtserwerbslosen war durch diese Maf3nah-
men in Karlsrtuhe auf 2 800 gestiegen, die der Arbeitslosenunterstit-
zungsempfanger betrug Anfang Februar nur noch 3 647.%%® Eine weitere Be-
lastung der Stadt betrachtete daher das Fursorgeamt als untragbar und forderte
dringend Entlastungen durch das Land bzw. den Staat. "Insbesondere wird dies

PStadtAK 1/H.-Reg. A 1974
0P,
%lGradtAK 1/H.-Reg. A1912. Fiirsorgeamt.
282
Ebd.
3Ehd.
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mit Recht fir die ins unerschwingliche steigenden Aufwendungen fir die
Wohlfahrtserwerbslosen gefordert werden konnen. Wie durch eine genaue
Auszahlung festgestellt wurde, handelt es sich hier um fast durchweg voll ar-
beitsféhige und arbeitswillige Personen, die lediglich durch die ungiinstige La-
ge des Arbeitsmarktes ohne Verdienstmdglichkeit sind, also um rein wirt-
schaftliche und nicht personlich bedingte Massennotstande. Die gemeindliche
Fursorge kann aber ihre Aufgaben nur in der Beseitigung von individuellen
Notstanden sehen und muf’ deshalb von der Sorge fur die auf3erhalb dieses na-
turlichen Aufgabenkreises stehenden Hilfsbedurftigen bald méglichst in irgend
einer Weise befreit werden,"?®*

Eine zu dieser Zeit vorgenommene Untersuchung zeigte auch, dal3
unter den Wohlfahrtserwerbslosen Familienvéter mittleren Alters mit grofier
Familie zahlenmal3dig bei weitem Uberwogen, was auch eine Unterstiitzung der
ibrigen Familie erforderte.®® Um diesem unertraglichen Zustand entgegenzu-
wirken, wurde der VVorschlag unterbreitet, "baldmdglichst eine Arbeit bereitzu-
stellen, die die Moglichkeit bietet, etwa 150 Erwerbslose auf die Dauer von 6
Monaten zu beschéftigen. . . . da zu einer solchen Arbeit nicht nur ausge-
steuerte, sondern auch Erwerbslose, die in verhdltnisméldig kurzer Zeit auch
Anspruch auf Arbeitslosenunterstiitzung haben, zugewiesen werden konnen,
wiirde das Fiirsorgeamt stark entlastet."#*

Diese Absicht, durch Arbeitsbeschaffung fir die Dauer von sechs
Monaten moglichst viele Ausgesteuerte dem Arbeitsamt zuriickzufthren, um
die Kosten der Stadt zu senken, hatte auf dem Arbeitsmarkt nur wenig Erfolg,
dadie Zahl derer, die in den zweifelhaften Genul3 dieses "Rotationsverfahrens'
gelangten, aufferst gering blieb, wéahrend gleichzeitig die Zahl der Wohl-
fahrtserwerbslosen im weiteren Verlauf standig anstieg. Dazu brachte diese
Mal3nahme fir das Firsorgeamt nur wenig Entlastung, ganz abgesehen von der
psychischen Belastung derer, die so standig hin und her geschoben wurden.

ZEpd,
gradtAK 1/H.-Reg. A 4229. Pflichtarbeit.
285Epd,
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1V.1.3. Diefinanzielle Not der Stadt

Den geringen Entlastungen der Fursorge durch den zuvor genannten "Rotati-
onstrick", standen sogleich wieder Belastungen gegentber, diesmal durch den
badischen Finanzausgleich. Die von Seiten der Landesregierung vorgesehene
Mehrbelastung der Gemeinden, die sich selbstversténdlich gegen diese Mal3-
nahmen zu wehren versuchten, begriindete diese wiederum mit Sparmal3nah-
men des Reichs und des keineswegs, wie von Vertretern der Stadte vorgerech-
net, gesicherten Anteils der Reichsiiberweisungssteuern.?®’

Bereits 1925 hatte das Land einen Ausfall von 18 Millionen RM
auf die Gemeinden abgewalzt, und zwar durch die Erhthung des Landesanteils
an der Einkommens- sowie an der Umsatzsteuer von 51% bzw. 40% auf 65%
der Uberweisungssteuern. Als besonders ungerecht wurde nun dieser erneute
Versuch empfunden, da "der ungeheuren Steigerung der Fiirsorgeausgaben der
Gemeinden keine entsprechende Mehrbel astung gegentibersteht. Durch die An-
derung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes fiel den Stadten die Firsorge fir
alledigenigen zur Last, . . . die ausgesteuert wurden. Fur die Stadte stellt diese
Mehrbelastung tatsachlich nichts anderes a's eine Lastenverschiebung und we-
sentliche Anderung des Finanzausgleichs zu ihren Ungunsten dar, da den
zwangslaufigen Mehrausgaben fur die Wohlfahrtspflege keine entsprechenden
Mehreinnahmen gegeniiberstehen."?%®

Im konkreten Fall Karlsruhe bedeutete die Ausfiihrung der geplan-
ten Anderung des Finanzausgleichs nach Angaben des Karlsruher Oberbiir-
germeisters einen Steuerverlust fur die Stadt von 564 000 RM. Durch die herr-
schende Wirtschaftskrise rechnete Finter zu diesem Zeitpunkt mit Steuermin-
dereinnahmen von Uber 800 000 RM. Diesen Mindereinnahmen stellte er
M ehrausgaben, insbesondere im Bereich der Fiirsorge gegentiber, die sich 1930
nach seinen Schatzungen im Vergleich mit 1928 auf 7,6 Millionen im Jahr
1930 steigern sollten.?® Tatsachlich beliefen sich die K osten dann am Ende des

Z7Bericht des badischen Stadteverbandes und des Badischen Stadtebundes. Zit. nach Badischer
Beobachter 22.2.1930.

28En,

29Der Volksfreund 9.4.1930.
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Rechnungs ahres sogar auf 8,3 Millionen, das bedeutete eine V erdoppelung der
Ausgaben im Vergleich zum Jahr 19252

Als Ergebnis einer Protestversammlung des Badischen Stadtever-
bandes und des Badischen Stadtebundes stellten diese drei Antrége an die Lan-
desregierung, die zur Beseitigung der finanziellen Not der Stadte und Gemein-
den beitragen sollten. In einer Denkschrift forderten sie:

"A. Der Anteil der Gemeinden an den Reichsiiberweisungssteuern
darf nicht gekurzt werden.

B. Die vorgesehenen neuen Einnahmeguellen sind den Gemeinden
zusétzlich zu geben. . . .

C. Ein bel nochmaliger genauer Durchprifung des Staatshaushalts
verbliebener Fehlbetrag . . . ist durch Anleihen zu decken."?*

Diese Antrége der Stédte wurden vom badischen Finanzminister
Josef Schmitt (Zentrum) zurtickgewiesen, da die Stédte durch hohere Einstu-
fung ihrer Beamten im Vergleich mit dem Land ihrer Pflicht zur Sparsamkeit
nicht nachgekommen seien.”®” Die Aufnahme auRerordentlicher Anleihen lehn-
te er ebenso ab, da es sich bei den zu deckenden Kosten um wiederkehrende
handelte, die nicht durch Anleihen gedeckt werden durften.?%®

Dal’ die Kosten fir die Beamtenbesoldung nur einen Bruchteil der
Kosten der Fursorge ausmachten, liefd der Minister unberticksichtigt, ebenso
wie die grofien Ausgaben der Stadte bei der Bek&mpfung der Wohnungsnot.

205tadtAK 4D D 992 Rech. Rechenschaftsbericht fiir das Wirtschaftsjahr 1930.
#Der Volksfreund 9.4.1930.

2B adischer Beobachter 9.4.1930.

2BEhd,
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IV.1.4. DieKriseim Wohnungsbau

Die rege Bautétigkeit in der Landeshauptstadt, vor allem seit dem Jahr 1920
fuhrte in den Nachkrieggahren zu einer deutlichen Entlastung auf dem Woh-
nungsmarkt, so dal3 der Bedarf an grof3eren Wohnungen as nahezu gedeckt
angesehen werden konnte. Allein im Jahr 1929 wurden tber 1 100 Neubauten
begonnen.?®* Von einer Beseitigung der Wohnungsnot konnte jedoch keines-
falls die Rede sain.

Aus diesem Grund hielt die Stadt trotz der &ufierst angespannten
Lage an der dringend notwendigen Férderung des Wohnungsbaus fest. Im Feb-
ruar legte der Stadtrat dem Burgerausschuld eine neue Wohnungsbauvorlage
zur BeschluRfassung vor.?*®> Wie in den Jahren zuvor sollte auch in diesem der
Wohnungsbau durch zwei parallel laufende Mal3nahmen geférdert werden, und
zwar durch die "Mitwirkung bei der Beschaffung des Baukapitals durch Ge-
wahrung von langfristigen, hypothekarisch zu sichernden Darlehen zu markt-
ublichen Zinsen, sowie durch Ubernahme der Ausfall- und selbst-
schuldnerischen Birgschaft fur einen Tell des Baukapitals. . . . [Sowie durch]
die Verbilligung des aufzubringenden Baukapitals durch Gewahrung von Zins-
beihilfen."?%*

Zur Begrindung seiner Vorlage fuhrte der Stadtrat aus, dal3 zwar,
wie oben erwdhnt, der Bedarf fir grof3e Wohnungen gedeckt sei, alerdings
nur, wenn man in der Lage war, etwa 100 RM monatlich fir die Miete aufzu-
bringen. Zur Erinnerung sei angefuhrt, dald ein gutverdienender Arbeiter im
Monat 160 RM zur Verfigung hatte. Wesentlich ungunstiger stellte sich der
Wohnungsmarkt, wie schon in den Vorjahren, im Bereich der Kleinwohnungen
dar. Hier hatte sogar der verstarkte Wohnungsbau bisher keine Erleichterung
gebracht, da die Stadt, gegen die Stimmen der SPD, eine Verpflichtung der
Bauherren, welche Fordermittel erhielten, auch Kleinwohnungen zu bauen,
abgelehnt hatte. Beim Wohnungsamt waren zu diesem Zeitpunkt 1400 Fami-
lien eingetragen, die keine eigene Wohnung hatten und auf der Suche nach

245radtAK 1/H.-Reg. A 1390. Bau- Wohnungs- und Siedlungswesen.
2°Dje Wohnungsbauvorlage des Staditrats. Zit. nach Der Volksfreund 8.2.1930.
296
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billigem Wohnraum waren. Der Fehlbedarf an Kleinwohnungen wurde niedrig
auf 1600 geschatzt. >’

In darauffolgenden Beratungen des Birgerausschusses wurde die
neue Wohnungsbauvorlage vor allem von den Sozialdemokraten begrifdt, weil
sie nun endlich die seit langem geforderten Kleinwohnungen angemessen mit-
einbezog. Zusétzlich forderten die SPD-Stadtverordneten wiederholt den Bau
von Wohnungen zu Mietpreisen, die auch von Minderbemittelten bezahlt wer-
den konnten.*® Als Ideal des Wohnungsbaus betrachteten die Sozialdemokra-
ten den stadtischen Regiebau, eine Forderung, mit der sie sich ebensowenig
durchsetzen konnten wie mit der nach Mietpreisbindungen fur geforderte
Wohnungen.

297
Ebd.
28Der Volksfreund 1.3.1930. Bericht tiber die Biirgerausschuf3sitzung.
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IV.1.5. Der stadtische Haushalt

Im Gegensatz zu den friheren Jahren konnte der Haushalt der Stadt Karlsruhe
fur das Wirtschaftgahr 1930 erst Anfang Mai vorgestellt werden, da die Mal3-
nahmen der Landesregierung bei der Anderung des Finanzausgleichs erst spét
getroffen wurden.

Neben der sich stdndig verschlechternden wirtschaftlichen Lage
und der damit verbundenen Zahl der Arbeitsosen belasteten eben diese Mal3-
nahmen den Haushalt der Stadt erheblich.”*

Am besten &% sich die wirtschaftliche Lage zum Zeitpunkt der Er-
stellung des VVoranschlags im Spiegel der Arbeitslosenziffern betrachten.>® Die
Zahl der Arbeitsuchenden war im Vergleich zum Vorjahr um mehr as 2000
auf 8809 gestiegen.®* Von diesen erhielten jedoch nur 3489 Arbeitslosenunter-
stitzung und 903 Krisenfirsorge, die tbrigen waren auf die stadtische Wohl-
fahrt angewiesen. Die Zahl der von der Flrsorge Unterstiitzten lag sicherlich
bedeutend hoher, da auch Familienangehdrige der oben genannten Personen-
gruppen unterstiitzt werden mufdten. Hinzu kam, dal3 eine Vielzahl, vor alem
Jugendliche und Frauen, keinerlei Moglichkeiten auf Vermittlung hatten, und
sich daher erst gar nicht beim Arbeitsamt meldeten - auch dieser Personenkreis
war auf die Flrsorge angewiesen. Die Kosten fur den st&dtischen Zuschuf3 zur
Fursorge wurden daher im Voranschlag mit 7622570 RM angenommen, d.h.
die Stadt veranschlagte Fiirsorgekosten von mehr als 20000 RM pro Tag.>*®
Tatsachlich betrugen die Zuschiisse am Ende des Haushaltgahres 8288248
RM.3% Durch die standig steigenden Kosten fiir die Wohlfahrt wurde das Bud-
get des Fiirsorgeamts zum "Angel punkt des stédtischen Haushalts."3**

Die Auswirkungen der Krise fuhrten aber nicht nur zu der be-
schriebenen Kostensteigerung im Firsorgebereich, sondern gleichzeitig blieben

29Geleitwort des Oberbiirgermeisters zum Voranschlag. Zit. nach der Volksfreund 8.5. und
9.5.1930. Aus gesundheitlichen Griinden verzichtete Finter in diesem Jahr auf eine Haushalts-
rede.

3%07u diesem Zeitpunkt spricht auch der Oberbiirgermeister nicht mehr von Arbeitslosen, son-
dern er zieht die Zahl der Arbeitsuchenden als Mal3stab heran. Hierbei muf3 aber gleichwohl
bedacht werden, dal sicherlich nicht alle ohne Arbeit sich noch beim Arbeitsamt meldeten, da
die Aussicht auf Vermittlung bekanntlich auf3erst gering war.

OlgtadtAK 1/H.-Reg. A 1973, A 1974. Wochenberichte.

%028/DS FI 205,51. Voranschlag fiir das Rechnungsjahr 1930.

$BstadtAK 4 D 992 Rech. Rechenschaftsbericht 1930.

Geleitwort des Oberbiirgermeisters. Zit. nach der Volksfreund 9.5.1930.



115

auch erwartete Steuereinnahmen aus. Von besonderem Gewicht erwiesen sich
allerdings die zuvor angesprochenen Eingriffe der Landesregierung in den
Steuerausgleich. "Die bereits im Wirtschaftgahre 1929 eingetretene rtickl&ufi-
ge Bewegung in den Uberweisungen an die Stadt aus dem Aufkommen der
Einkommen-, Korperschafts- und Umsatzsteuer setzte sich im Wirtschaftgahre
1930 in verstarktem Mal3e fort. Wéhrend der Rickgang im Vorjahr lediglich
auf die verminderten Steuerertrage infolge der schlechten Wirtschaftslage zu-
riickzufiihren war, nahm das Land Baden im Berichtsjahr noch eine Anderung
im Verteilungsverhaltnis der Uberweisungssteuern zuungunsten der Gemein-
denvor. . . . Die Stadt Karlsruhe erhielt fir das Rechnungsjahr 1930 einen An-
teil von 3 282 480 RM. Der Mindereingang an Reichsiiberweisungssteuern
gegentber dem Vorjahr betragt fur die Stadt Karlsruhe 874 964 RM = 21 v.H.
Das Land Baden hat den geringeren Eingang an Uberweisungssteuern in Hohe
von 10,9 v.H. durch Anderung des Verteilungsverfahrens fur sich auf einen
Ausfall von 4,7 v.H. gegenuber dem Vorjahr zu beschrénken gewuf3. Umso
krasser wirkten sich diese Maf3nahmen fir die Gemeinden aus, wo an Stelle
des durch das Aufkommen der Steuern bedingten Riickgangs von 10,9 v.H. ein
Minderbetrag von 21,1 v.H. trat."** In der Addition von Mindereinnahmen
und Mehrausgaben erwartete die Stadt eine Verschlechterung des V oranschlags
im Vergleich mit dem Vorjahr um 2,8 Mio. RM.

Verbesserungen im Einnahmebereich erreichte die Stadt durch die
Erhohung des Schulgeldes von 150 auf 200 RM. Um Hértefélle zu vermeiden,
d.h. die Moglichkeit, begabte Kinder sozia schwacher Familien auf hohere
Schulen schicken zu kénnen, stellte der Stadtrat 34600 RM zur Verfiigung.
Aus der Schulgelderhdhung blieben dann Mehreinnahmen von 160000 RM.
Aus der Erhthung des Wassergeldes erwartete die Stadt Mehreinnahmen von
ca 410000 RM sowie aus der Einfuhrung einer Zahlermiete fir Stromzéhler
204000 RM. Durch Reichs- und Landesmal3nahmen standen schliefdlich einer
Verbesserung von 1,4 Millionen eine Verschlechterung von 2,8 Millionen ge-
geniiber 3%

Die verbleibende Summe zur Deckung des Haushalts wurde durch
Einsparungen aufgebracht, die alle Bereiche des Etats betrafen. Mit Hilfe die-

gradtAK 8/DS FI 204,3a. Verwaltungsbericht 1930.
%%Geleitwort des Oberbiirgermeisters. Zit. nach der Volksfreund 9.5.1930.
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ser Ausgabenkiirzungen gelang es der Stadt erneut, mit besonderer Riicksicht
auf die ortsansassige Wirtschaft, den Haushalt ohne Umlageerh6hungen aus-
zugleichen. Allerdings bedeuteten die Ausgabenkiirzungen eine entsprechende
Verminderung der stadtischen Auftrage an Handel und Gewerbe.®” Auch auf-
grund dieser Mal3nahmen mufdten im Verlauf des Jahres "Kleinhandwerker,
Kleingewerbetreibende und Angehdrige der freien Berufe sich in immer grofie-
rer Zahl an das Firsorgeamt wenden, da sie ihren Lebensunterhalt aus dem
Ertrag ihrer eigenen Arbeit nicht mehr bestreiten konnten."%

Aus den eingangs erwahnten Griinden fand dann auch die Beratung
des Voranschlags fur dieses Wirtschaftgahr einige Wochen spéter statt a's vor-
gesehen. Um den Haushalt nun so schnell wie moglich verabschieden zu kon-
nen, wurde im Burgerausschufl? auf eine Generaldebatte verzichtet und die Re-
dezeit fur die einzelnen Ausfiihrungen gekiirzt. Daher war es moglich, den Etat
bereits nach drel Tagen, alerdings bei Stimmenthaltung des Zentrums und den
tiblichen Gegenstimmen der KPD, zu verabschieden.*®

Zu Beginn der Aussprache im Birgerausschuf3 hatte das Zentrum
mit verschiedenen Sparantrégen zum vorgelegten Etat die Ubrigen Rathausfrak-
tionen Uberrascht. Diese Antrdge wurden von allen Fraktionen nach kurzer
Beratung abgelehnt, da sie einerseits keine wirklichen Einsparungen brachten
und andererseits vermutet wurde, dal3 es sich bel diesen VVorschldgen lediglich
um Agitationsantrége hinsichtlich der im Herbst anstehenden Kommunalwah-
len handelte.*°

Hauptdiskussionspunkte waren in diesem Jahr die steigende Ar-
beitslosigkeit und die Probleme der Arbeitsbeschaffung. Da das Arbeitsamt
keinerlei Interesse daran besal3, Wohlfahrtserwerbslose in Arbeit zu bringen,
forderte die SPD den Aufbau einer gemeinnitzigen Beschaftigungsstelle und
gleichzeitig die Beteiligung des Staates an den Kosten, da sténdig zunehmende
Ausgabenkiirzungen zu immer héherer Arbeitslosigkeit fiihren miisse.*"*

7StadtAK 8/DS FI 204,3a. Verwaltungsbericht 1930.
S8R,

309B adiischer Beobachter 5.6.1930.

31%Der Volksfreund 3.6.1930.
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Nach einer vergleichsweise ruhigen Debaite wurde der Voran-
schlag fur das Wirtschaftgahr 1930 dann mit dem oben angesprochenen Er-
gebnis angenommen.
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IV.2. Kommunale Versuche der Arbeitsbeschaffung

Auch die Sommermonate brachten, im Vergleich mit den Vormonaten, auf
dem Arbeitsmarkt keine nennenswerten Erleichterungen. Mitte Juli waren 8251
Karlsruher as Arbeitsuchende gemeldet; im gleichen Monat des Vorjahres
waren es ca. 3000 weniger, wahrend die Zahl der von der Reichsanstalt Unter-
stiitzten nur um kanapp 1000 anstieg.

Die Berichte des Arbeitsamts sprechen zu diesem Zeitpunkt von
einem starken Zugang aler Berufsgruppen.®® Allein aus dem Baugewerbe
kamen 168 gelernte und 47 ungelernte Bauarbeiter hinzu,** sicherlich auch
mitverursacht durch die Ausgabenkirzungen der Stadt, vor allem im Stral3en-
und Wohnungsbau.

Angesichts der permanent steigenden Arbeitslosenziffern wurden
die Forderungen der SPD nach kommunaler Arbeitsbeschaffung fir Wohl-
fahrtserwerbslose immer massiver, und der Stadtrat trug dieser Notwendigkeit
mit einer Vorlage an den Burgerausschuld Rechnung. Diese Vorlage beinhaltete
zwei Projekte, und zwar Arbeiten im Rheinhafen und an der Daxlander Hohle.
Die Notwendigkeit der Projekte begriindete der Stadtrat in seiner Eingabe:
"Die Auffillung der Daxlander Hohle ist der erste Anfang zur Verwirklichung
dieser Absicht der Beschéaftigung von Wohlfahrtserwerbslosen und im Ubrigen
ein Teil aus dem bekannten Projekt der sogenannten Albuferanlagen. Die Alb-
niederung auf der Nordseite des Stadtteils (Daxlander Hohle) liegt so tief, daid
sie bel jeder groferen Anschwellung Uberschwemmt wird. . . . Dieser Zustand
wird durch entsprechende Auffillungen beseitigt. Es werden 40 Erwerbslose
auf die Dauer von etwa 6 Monaten beschéftigt. Die Arbeit wird in stadtischer
Regie in Tagschichten von 7 Stunden durchgefiihrt bei einer Entlohnung von
90 Pfg. je Stunde."**® Der iibliche Stundenlohn betrug im Baugewerbe 1,25
RM.® Auch in diesem Fall wurde das Prinzip angewandt, Arbeiter nur so lan-
ge zu beschéftigen, bis sie Anwartschaft auf Arbeitslosenunterstiitzung hatten.

$25tadtAK 1/H.-Reg. A 1974. Wochenberichte.
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313\ orlage des Staditrats zur Arbeitsbeschaffung. Zit nach Der Volksfreund 22.7.1930.
16gtatistisches Jahrbuch fiir das Land Baden 1930, S. 176.
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Das zweite, weit grof3ere Projekt waren Erdarbeiten im Rheinhafen
zur Vegrollerung des dortigen Industriegel éndes, nachdem der gréfite Teil des
freien Gelandes an die deutsche Michelin A.G. abgegeben worden war. "Einen
Vorrat sofort verfugbaren Industriegeléndes zu haben, ist aber eine Notwen-
digkeit, wenn anders es moglich sein soll, mit Aussicht auf Erfolg sich um die

Neuansiedlung von Industrie zu bewerben. . . . ein Teil der Auffullungsarbeit
ist Gegenstand des vorliegenden Antrags. . . . Die Arbeit ist as Regiearbeit
durchzufihren. . . . Der an Léhnen und Versicherungsbeitragen fur die Wohl-

fahrtserwerbslosen (rund 36 000 Schichten zu je 7 Stunden) entstehende Auf-
wand in Hohe von rund 250 000 RM wird von der Fiirsorge getragen."3’

Die Vorlage des Stadtrats wurde dann am 31. Juli vom Birgeraus-
schuf3 angenommen. Bei den Beratungen trat aber deutlich zutage, dal3 auch
diese Mal3nahmen, die fur 370 Menschen sechs Monate Arbeit bedeuteten, nur
eine geringfugige Linderung angesichts von mehr as 3000 Wohlfahrtserwerbs-
losen bedeutete. Der sozialdemokratische Stadtverordnete Trinks wies in der
Aussprache daher nicht nur auf die wirtschaftliche, sondern auch auf die psy-
chische Notlage dieser Menschen hin. Vor dem Birgerausschul3 fuhrte er unter
breiter Zustimmung aus. "Um weitere Arbeitsgelegenheit zu schaffen, sollte
man jedes Mittel ergreifen. Es wére vielleicht auch vorzuschlagen, an eine Er-
weiterung der Gemeinniitzigen Beschéftigungsstelle zu denken, damit dieselbe
mindestens 500 Erwerbsbedirftige aufnehmen kann. Man mui3 das Problem
der Arbeitslosigkeit einmal grundsétzlich betrachten. In néchster Zeit wird ein
noch groflderer Teil des Volkes aus dem Erwerbsprozef ausgeschaltet werden. .
. . Man sollte bedenken, wenn jetzt immer so laut der Ruf nach Abbau der Er-
werbslosenfirsorge ertont, dald der Schul® eines Tages nach hinten losgehen
kann, wenn das Volk in Verzweiflung kommt. Deshalb ist die Schaffung von
mehr Arbeitsgel egenheit dringendes Gebot der Stunde."**®

3\ orlage des Staditrats. Zit. nach Der Volksfreund 22.7.1930.
8Der Volksfreund 2.8.1930.
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IV.3. DieReichstagswahl vom 14. September 1930

Ende Mérz 1930 zerbrach die Grof3e Koalition im Reich an der Frage der Ar-
beitslosenversicherung.®*

Die durch die steigende Arbeitslosigkeit anwachsenden K osten und
ein dadurch verursachtes Defizit in der Arbeitslosenversicherung brachten die
Frage einer erneuten Erhdhung der Beitrage fur Arbeitnehmer und Arbeitgeber
auf die Tagesordnung. Wahrend die unternehmerorientierte DVP die Kosten
durch Leistungskirzungen allein auf die Arbeitnehmer abwazen wollte, for-
derten die Sozialdemokraten die Erhthung der Beitrage auf 4%. Vor alem die
DVP, aber auch das Zentrum, nahmen dann das Scheitern eines "Kompromis-
ses', der fur die SPD vollig unannehmbar war, as dankbaren Anlaf3, die Grolie
Koalition zu sprengen.®® Das Scheitern der Koalition und der Ubergang zum
Prasidialregime, mit den Vorgaben antiparlamentarisch und antisozialistisch,
d.h. Regieren unter Ausschaltung der stérksten demokratischen Partei, war je-
doch von langer Hand vorbereitet worden. "Die Protagonisten dieses Kurses,
an ihrer Spitze General Schleicher, handelten dabel nicht unter dem Zwang
Uberméchtiger Umstande oder einer politisch ausweglosen Lage; sie handelten
mit kiihler Uberlegung aus dem Willen heraus, jetzt eine entscheidende Veran-
derung des Verfassungssystems und der gesellschaftlichen Machtverhaltnisse
zugunsten der alten Eliten in Armee, Birokratie und Wirtschaft zu bewir-
ken.u321

Nach dem Rucktritt des Kabinetts der Grof3en Koalition beauftragte
Hindenburg am 28. Mé&rz Heinrich Briining mit der Kabinettsbildung. In seiner
ersten Regierungserkléarung, in der er von vornherein keinen Zweifel an seinem
Willen lief3, den Reichstag aufzuldsen, falls dieser ihm die Gefolgschaft ver-
weigerte, kindigte Bruning die schnelle und grindliche Sanierung der Finanz-
und Kassenlage und damit verbundene Sparmal3nahmen an, die jedoch nicht
von einem "antisozialen Geist getragen” sein sollten.®? Besorgt zeigte sich

#9%/ql. hierzu Karl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik, Horst Méller,
Weimar. Die unvollendete Demokratie. Miinchen 1985. Heinrich August Winkler, Der lange
Weg nach Westen. Erster Band. Deutsche Geschichte vom Ende des Alten Reiches bis zum
Untergang der Weimarer Republik. Minchen, 2. Aufl. 2002. Ders., Der Weg in die Katastro-
phe. Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik 1930 — 1933. Berlin 1990.

20K laus Mammach, Der Sturz der GroRRen Koalition. In, ZfG 16/1968, S. 565-586.

*Eherhard Kolb, Die Weimarer Republik, S. 124.

%27it. nach Heinrich August Winkler, Der Weg in die Katastrophe, S. 124.
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Bruning in seinen Ausfuhrungen Uber die Notlage des gewerblichen Mit-
telstandes und kindigte Mal3nahmen zur Unterstiitzung der Landwirtschaft an,
zur Schaffung neuer Absatz- und Arbeitsméglichkeiten.®

Die sogenannten Eliten aber, auf die sich Briining stitzte - vor al-
lem die ostelbischen Grof3grundbesitzer und der sogenannte alte Mittelstand -
konnten durch Brinings angekundigte Sparsamkeit nicht zufrieden gestellt
werden. I hre Forderungen gingen genau in die entgegengesetzte Richtung, d.h.
"erhohte Abgaben zu ihren Gunsten und zu Lasten der Ubrigen Gesell-
schaft."3**

Das Dilemma, in welchem sich Briining durch seine Abhangigkeit
gegenuber diesen Gesellschaftsgruppen befand, zeigte der zeitgentssische so-
zialdemokratische Publizist Georg Decker eindrucksvoll auf:

"Nun schlief3t sich der Grof3grundbesitz . . . einer birgerlichen
Front an, um eine sehr viel kostende Unterstiitzung fir eine sonst nicht mehr
lebensfahige Wirtschaft zu erlangen. Der gewerbliche Mittelstand verlangt
wiederum nach staatlicher Hilfe fir seinen Konkurrenzkampf gegen die grofen
kapitalistischen oder gemeinnutzigen Betriebe. . . . Hat aber eine Interessen-
gruppe etwas fur sich ausgehandelt, so wird sich bestimmt eine andere melden,
und da eine solche 'Front’ nur Gber eine sehr knappe und labile Mehrheit verfu-
gen kann, so wird sie auch jeder solchen Gruppe nachgeben missen. Unter sol-
chen Umstanden ist auch jede. . ., einigermal3en verninftige Wirtschaftspolitik
unmdglich. . . . Es wird jedoch noch schlimmer werden, wenn die Na-
tionalsozialisten auch fur die Mehrheitsbildung ohne Sozialdemokratie unent-
behrlich werden."**

Vom ersten Tag seiner Regierungszeit an lief3 Brining keinen
Zweifel dartber aufkommen, dal3 er seine politischen Ziele mit Hilfe des Arti-
kels 48 durchsetzen werde, und er drohte, den Reichstag aufzul 6sen, wenn die-
ser der Regierung das Mif3trauen ausspréche oder einen Gesetzesentwurf ab-
lehnte.

Nachdem die Regierung Briining die ersten Kraftproben mit dem
Reichstag bestanden hatte, kam es aber durch die Deckungsvorlage zur Sanie-
rung der Staatsfinanzen, die rigorose K irzungen der Staatsausgaben bei gleich-

SBEpq,
3%Epd. S, 137.
$25Ep.
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zeitigen Steuererhdhungen vorsah, zur Abstimmungsniederlage.®*® Am 16. Juli
lehnte der Reichstag einen Tell der Deckungsvorlage mit 258:193 Stimmen ab,
was Brining veranlaldte, die Deckungsvorlage per Notverordnung in Kraft zu
setzen. Dies war das erste Mal, "dal3 ein vom Reichstag abgelehnter Gesetze-
sentwurf in eine Notverordnung umgewandelt wurde, was die herrschende
Rechtslehre fiir unzuldssig hielt."**” Am 18. Juli simmten dann 236 Abge-
ordnete des Reichstags fur die Aufhebung dieser Notverordnung. Daraufhin
verkiindete Brining die Auflosung des Reichstags. "Spétestens diese Ent-
scheidungen vom Juli 1930 machten mit drastischer Deutlichkeit sichtbar, dal
mit der Einsetzung des Prasidialkabinetts Brining tatschlich der Weg in eine
neue Verfassungswirklichkeit beschritten worden war: Weil der Reichstag von
seinem verfassungsméldig garantierten Recht, eine nach Artikel 48(2) ge-
troffene 'Mal3nahme' aul3er Kraft zu setzen Gebrauch gemacht hatte, wurde er
vom Reichsprasidenten aufgelost, zur Strafe sozusagen."*%

Folge der Auflésung war dann die "Katastrophenwahl" vom 14.
September.

¥8Eperhard Kolb, Die Weimarer Republik, S. 126.
327
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IV.3.1. DasErgebnisder Reichstagswahl vom 14. September 1930

Die Wahlen®*® zum Reichstag vom 14.9.1930 brachten der NSDAP einen erd-
rutschartigen Erfolg.*** Die Regionalwahlen von 1929 hatten bereits auf ein
starkes Anwachsen der Nationalsozialisten hingedeutet, doch wurden selbst die
Erwartungen der Parteifihrer der NSDAP noch bel weitem Ubertroffen. Die
NSDAP konnte mit 18,3% der Stimmen die Anzahl ihrer Mandate von 12 auf
107 erhohen und zog damit als zweltstérkste Partei in den neuen Reichstag ein.
Durch dieses Wahlergebnis der Nationalsozialisten wurde bereits 1930 der
"rapide Machtverlust und die praktische Lahmung der parlamentarischen De-
mokratie eindringlich symbolisiert."*

Das Zentrum und die Bayerische Volkspartel waren die einzigen
demokratischen Parteien, die bei dieser Wahl sogar |eichte Gewinne verbuchen
konnten®* - allerdings nur in absoluten Zahlen betrachtet. AnteilsmaRig rutsch-
ten beide Parteien leicht ab. Das Zentrum erhielt 11,8% der Stimmen (1928
waren es noch 12,1%), die BVP verlor 0,1% und erzielte damit ein Ergebnis
von 3,0%.

Die SPD verlor Uber 500 000 Stimmen, verglichen mit der
Reichstagswahl zwei Jahre zuvor, bei der sie allerdings ihr absolutes Spitzen-
ergebnis erzielt hatte. Aus diesem Grund hielt sich der Verlust dennoch in
Grenzen. Trotz des erheblichen Stimmenriickgangs blieb die SPD weiterhin die
stérkste Partel im Reich mit 24,5% der Stimmen.

Einen grof3en Erfolg konnten die Kommunisten bel dieser Wahl fur
sich verbuchen. Die KPD steigerte ihr Ergebnis von 10,6% aus dem Jahr 1928
auf nunmehr 13,1%. Diese Steigerung war vor allem ein Resultat eines mit au-
Rerster Schéarfe, in erster Linie gegen die Sozialdemokraten, gefuhrten Wahl-
kampfes.

Bel der Reichstagswahl vom 14. September setzte sich fur die
Deutsche Demokratische Partel, die as Deutsche Staatspartei, zusammen mit
der Volksnationalen Reichsvereinigung, um die Gunst der Wahler warb, der

¥°Dje Reichstagswahl am 14. September 1930 in Baden. Karlsruhe 1930.

¥0Eperhard Kolb, Die Weimarer Republik, S. 126.

%l arl Dietrich Bracher, Die Aufldsung der Weimarer Republik, S. 364.

%27um Folgenden vgl. Alfred Milaz, Das Ende der Parteien im Spiegel der Wahlen 1930-1933.
In, Rudolf Morsey, Das Ende der Parteien, S. 744f.
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Niedergang fort. Die Deutsche Staatspartei erhielt nur noch 3,8% der Stimmen,
statt 4,9% von 1928. Verantwortlich war hierfir die Zerstrittenheit innerhalb
der neugegrindeten Partei. Erst zweieinhalb Wochen vor der Wahl hatte nach
langen Streitigkeiten die Kandidatenliste versffentlicht werden konnen. 3

Die Deutsche Volkspartei mufite ebenfalls eine Niederlage hin-
nehmen. lhr Versuch der "Blockbildung der Mitte" gemeinsam mit der Wirt-
schaftspartei und den Volkskonservativen, war gescheitert.*** Die DVP verlor
fast die Halfte ihrer Stimmen und rutschte auf 4,5% ab.

Die Deutschnationale Volkspartel, die bereits bei der Reichstags-
wahl von 1928 der grol3e Verlierer gewesen war, hatte nun auch bei dieser
Wahl erneut grof3e Verluste zu verzeichnen. Sie fiel von 14,2% auf 7,0%. Der
Wechsel an der Parteispitze nach der Wahlniederlage von 1928 brachte also
nicht den gewinschten Erfolg fir die DNVP. "Entgegen seinen Erwartungen
hatte sich die Aufsplitterung der Rechten und vor allem das Zusammengehen
mit Hitler im Volksbegehren fir Hugenberg as ein Fehlschlag erwiesen. Na-
hezu zwel Millionen Wahler hatten dieser Politik ihre Stimme versagt, die ei-
nen, weil sie ihrer gemaliigt konservativen Haltung nach die deutliche Wen-
dung der DNV P zum Rechtsradikalismus ablehnten, die anderen, die Mehrheit,
weil sie wegen dieses Rechtsradikalismus kaum noch einen Unterschied zum
Nationalsozialismus sahen und deshalb lieber dessen verheil3ungsvollen Paro-
len folgen wollten. In seiner Intransigenz hatte Hugenberg eine koopera-
tionswillige Rechte zunichte gemacht, die Existenz seiner eigenen Partel spur-
bar gefahrdet und dem National sozialismus einen breiten Einbruch in das deut-
sche Biirgertum ermoglicht."3%

War die DNVP der grof3e Verlierer, so waren die Nationalsozialis-
ten der grole Sieger der Reichstagswahl vom 14. September. Durch einen
"Erdrutsch” wurde die NSDAP zweitstarkste Partel im Reich hinter der SPD.
Im Vergleich zur letzten Reichstagswahl von 1928 konnten die Nationalso-
zialisten ihren Stimmenanteil um 15,7% von 2,6% auf 18,3% steigern.

Die wichtigsten Ergebnisse der Reichstagswahl lassen sich in fol-
genden Punkten zusammenfassen:**°

333 arl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik, S. 355-358.
%4 Alfred Milaz, Das Ende der Parteien, S. 748.

¥5Epd., S. 752.

3K arl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik, S. 364ff.
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1. Das Wahlergebnis fur die demokratische Mitte war katastrophal.
Die DVP hatte ein Drittel, die Staatspartel ein Finftel ihrer Stimmen verloren.
Auch die Verbindung der DVP und DDP in Baden und Wirttemberg in einer
Einheitdliste konnte den tiefen Fall nicht verhindern.

2. Das Zentrum und die BV P bewahrten ihre relative Stabilitat.

3. Die Verluste der Sozialdemokraten und die Gewinne der Kom-
munisten hielten sich die Waage. Der Stimmenriickgang der SPD wurde mit
grof3er Wahrscheinlichkeit von der KPD aufgefangen, so dal? der NSDAP kein
Einbruch in die Wahlerschaft der sozialistischen Parteien gelang.®’

4. Die DNVP war der grof3e Verlierer der Wahl vom 14. Septem-
ber; von 73 Mandaten, die die Partei noch 1928 erringen konnte, blieben nach
der Wahl lediglich 41.

5. Die NSDAP war der grof3e Sieger dieser Wahl. Mit diesem
Wahlergebnis gelang der national sozialistischen Bewegung der entscheidende
Durchbruch. Die NSDAP wurde zu einem wichtigen Faktor in der deutschen
Politik.

%7\/gl. hierzu Jiirgen W. Falter, Die Anfalligkeit von Arbeitern gegeniiber der NSDAP bei den
Reichstagswahlen 1928-1933. In, AfS 26/1986, S 179-216. Falter weist nach, dal’ der Arbeiter-
anteil der NSDAP grol3er war als bislang vermutet, doch 183t sich die Feststellung, dald der
NSDAP kein Einbruch in die Arbeiterschaft gelang, zumindest fur die vorliegende Untersu-
chung aufrechterhalten.
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IV.3.2. DasErgebnisder Reichstagswahl in Baden®®

Bel den Wahlen zum Reichstag am 14. September 1930 wurde das Zentrum,
wie schon bei der Reichstagswahl 1928 und bel den Landtagswahlen 1929, die
stérkste Partei in Baden. 351734 Wahler gaben ihre Stimme fir das Zentrum
ab, was der Partei einen Stimmenanteil von 29,9% einbrachte. Im Vergleich
mit der Reichstagswahl von 1928 bedeutete dieses Ergebnis einen Verlust fur
das Zentrum von 2,9%. Verglichen mit der Vorjahrswahl betrug der Stimmen-
riickgang sogar 6,7%.

Die meisten Stimmen erhielt das badische Zentrum in den Amtsbe-
zirken Mannheim (26578), Freiburg (25784) und Rastatt (20338). Im Amtsbe-
zirk Karlsruhe gewann das Zentrum 17 552 Stimmen. Prozentual betrachtet
hatte das Zentrum seine gréften Erfolge in den Amtsbezirken Buchen (70,7%),
Tauberbischofsheim (66,7%) und Pfullendorf (63,35%). Der weitaus schlech-
teste Amtsbezirk war fur das badische Zentrum der Bezirk Kehl, wo es nur
einen Anteil von 4,8% erreichte.

In den Gemeinden erhielt das Zentrum die meisten Stimmen in
Mannheim (18 675), Freiburg (15 451) und Karlsruhe (14 670). Betrachtet man
das Ergebnis nach Stimmenanteilen, so schnitt das Zentrum am besten in der
Gemeinde Brunntal ab, wo es 98,9% der Stimmen erhielt. In Karlsruhe konnte
das Zentrum seinen in Baden erzielten Durchschnitt bei weitem nicht erreichen
und bekam hier nur einen Anteil von 16,5%.

Zusammenfassend kann Uber das Wahlergebnis des Zentrums in
Baden festgestellt werden, dal? die Partei am besten in 1&ndlichen Gebieten mit
hohem katholischen Bevdlkerungsanteil abschnitt. Schlecht fielen dagegen die
Ergebnisse in Bezirken mit groflen Stadten aus, am schlechtesten natirlich
dort, wo auch der evangelische Bevolkerungsanteil, wie z.B. in Kehl, sehr hoch
war.

Die badischen Sozialdemokraten konnten ihren Abwartstrend auch
bei dieser Reichstagswahl nicht aufhalten. Hatte die SPD bei der Reichstags-
wahl vom 20.5.1928 noch 22,5% der Stimmen in Baden erreicht, so betrug der
Antell der Sozialdemokraten bei der Landtagswahl von 1929 noch 20,1%. In

¥¥Dje Reichstagswahl am 14. September 1930 in Baden auf Grund amtlichen Materials. He-
rausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1930. S. 9-18.
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diesem Jahr verlor die SPD sogar ihre zweite Position und belegte nur noch
Platz drei in der Wahlergunst, hinter der NSDAP - die SPD erreichte lediglich
17,9%. Mit diesem Resultat hatte die SPD innerhalb von zwel Jahren 4,6%
ihrer badischen Stimmen verloren.

Die Ergebnisse der Sozialdemokraten verteilen sich wie folgt: Die
hochsten Stimmenzahlen erhielt die Partel bei der Wahl vom 14. September in
den Amtsbezirken Mannheim (46731), Karlsruhe (32699) und Pforzheim
(16824). Anteilsmaldig schnitten die Sozialdemokraten am besten in den Amts-
bezirken Pforzheim (26,7%), Mannheim (26,5%) und Karlsruhe (25,9%) ab.
Am geringsten waren die Stimmenanteile in den Bezirken Buchen (4%), Pful-
lendorf (4%) und Tauberbischofsheim (4,3%), also den Hochburgen des Zent-
rums.

Hieraus a3t sich ersehen, dal3 die SPD ihre grofiten Erfolge in den
Bezirken mit grof3en Stadten und entsprechender Industriebevolkerung erzielen
konnte, wahrend ihr Anteil auf dem Land sehr gering blieb.

Die in Baden as Einheitdiste aufgetretenen Parteien, Deutsche
Volkspartel und Deutsche Demokratische Partei, erhielten bei der Reichstags-
wahl in Baden zusammen 114732 Stimmen. Dies entsprach einem Anteil von
9,7%. Somit lag die Einheitdiste an vierter Stelle des Wahlergebnisses in Ba-
den. Noch im Mai 1928 konnte die DV P dieses Ergebnis fast alein erreichen,
zusammen mit der DDP wéren es damals 16,5% gewesen. Bel der Landtags-
wahl im Jahr darauf waren es immerhin noch 14,7% der Stimmen, die diese
beiden Parteien auf sich vereinigen konnten. Mit dem Ergebnis von 9,7% mul3-
te der Versuch der beiden Mittel parteien, gemeinsam anzutreten, als gescheitert
betrachtet werden.

Die grofdte Anhangerschaft hatte die Einheitsliste in den Amtsbe-
zirken Mannheim (21899), Karlsruhe (12022) und Heidelberg (8640). Eben
auch in den Stadten dieser Amtsbezirke schnitt die Einheitsliste auf kommuna-
ler Ebene am besten ab.

Die Kommunistische Partei Deutschlands konnte nach ihrem
schlechten Abschneiden bei der Reichstagswahl 1928 und ihrem ebenfalls
schwachen Resultat bei der Landtagswahl im darauffolgenden Jahr, 1930, ein
gutes Ergebnis in Baden erzielen. Die KPD steigerte ihren Stimmenanteil aus
der letzten Reichstagswahl um 2,2% auf nunmehr 9,6%. lhre besten Resultate
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hatte die KPD in den Bezirken mit grof3em Industriearbeiteranteil. Daher konn-
te sie in den Amtsbezirken Lorrach (22,2%), Mannheim (19,5%) und Wein-
heim (15,7%) grof3e Gewinne fur sich verbuchen.

Der tiefe Fall der Deutschnationalen Volkspartei setzte sich auch
bei dieser Wahl in Baden fort. Hatte die DNVP bel der Reichstagswahl vom
20. Mai 1928 immerhin noch 8,1% der Stimmen in Baden erhalten, so waren es
am 14. September lediglich 2,8%. Nur in einem Amtsbezirk, und zwar in Bret-
ten, konnte die DNV P noch 10% der Stimmen erreichen. Die Ergebnisse in den
Ubrigen Amtsbezirken lagen zumeist weit darunter.
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IV.3.3. DasWahlergebnisder NSDAP in Baden

Als Bruning am 18. Juli 1930 den Reichstag auflste, war auf3er den Natio-
nalsozialisten keine Partei auf einen Wahlkampf vorbereitet gewesen.®* Die
NSDAP, die seit 1928 den "permanenten Wahlkampf" ausgerufen hatte und
sich auf die bevorstehenden Gemeindewahlen im November schon frihzeitig
vorbereitete, konnte somit einen sehr effektiven Kampf um die Wéhlerstimmen
fuhren. Dieser Kampf war fur die NSDAP "eine Probe auf die Stéarke und Dis-
ziplin" der Partei. Zum ersten Mal sollte sich zeigen, ob die Organisation "auch
fUr grof3e politische Propagandakampagnen funktioniert.” Wie gut die Organi-
sation den Wahlkampf fuhrte, bestétigte im nachhinein ein Bericht an die Lan-
deskommissére. "Beim Ruickblick muss festgestellt werden, dass sich die Er-
wartungen der Parteileitung erfullt haben. Die propagandistische Aufmachung
und die Durchfiihrung des Wahlkampfes durch die N.S.D.A.P. war in allen
Einzelheiten sehr zugkréftig und wirkungsvoll. Die Anziehungskraft ihrer Ver-
anstaltungen war ganz aussergewohnlich. Selbst die Haufung von Ver-
sammlungen an einem Orte in kurzer Frist verminderte nicht den Zulauf er-
wartungsvoller Bevolkerungskreise."3*

Die Themen der national sozialistischen Propaganda waren weit ge-
streut und zielten auf alle Bevolkerungskreise ab.3*' Vor allem aber bemiihten
sich die Nationalsoziaisten um katholische Stimmen und Wahler aus der Ar-
beiterschaft, also dort, wo sie bisher den geringsten Erfolg gehabt hatten.3*

Nicht nur der grof3e Propagandaapparat der NSDAP funktionierte
perfekt, sondern die Planung ging bis in den kleinsten Bereich. So gab es An-
weisungen der Parteileitung an jedes einzelne Parteimitglied, wie zum Beispiel
einen Befehl fir den Wahltag selbst, an dem jedes Mitglied verpflichtet war,
seiner Wahlpflicht bis zur Mittagszeit nachzukommen, um anschlief3end ihm
zugewiesene Personen zu den Wahllokalen zu begleiten.3*

39K arl Dietrich Bracher, Die Aufldsung der Weimarer Republik, S. 339.
340
Ebd.
¥17um folgenden vgl. Johnpeter Horst Grill, The Nazi Movement, S. 187 - 205.
$2Epd. S. 188.
¥3Epd.
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Die Propaganda der NSDAP erreichte ihr Ziel. Wie im Reich, so
war auch in Baden die Nationasozialistische Arbeiterpartei der grof3e Gewin-
ner der Reichstagswahl vom 14. September. Fur die NSDAP stimmten in Ba-
den 226655 Wahler, was fur die Partel einen Stimmenanteil von 19,2% bedeu-
tete. Mit diesem Ergebnis erzielten die Nationalsozialisten einen Zuwachs von
16,3% innerhalb von zwei Jahren. Durch dieses Wahlergebnis konnten drei
Abgeordnete aus Baden fur die NSDAP in den Reichstag einziehen. Dies wa-
ren der Lehrer Karl Lenz aus Karlsruhe, der Landwirt Robert Roth aus Lie-
dolsheim sowie der Rechtsanwalt Johannes Rupp aus Karlsruhe. Der Uberaus
ehrgeizige Gauleiter der NSDAP, Robert Wagner, war nicht auf den Vor-
schlagslisten erschienen, angeblich weil er sein Arbeitsgebiet weiterhin in Ba-
den sah. Verantwortlich fir seinen Verzicht waren aber, wie aus einem Bericht
an den LKK hervorgeht, innerparteiliche Querelen. "Der wahre Grund der
Uberraschenden Bescheidenheit des ehrgeizigen Gauleiters ist darin zu suchen,
dass Wagner im Falle seiner Wahl sein Mandat im Badischen Landtag nicht
niederlegen konnte, da sein Ersatzmann im Wahlkreise Karlsruhe, Dipl. Ing.
Mauritius, bald nach der Herbstwahl der N.S.D.A.P. den Riicken kehrte."3*

Das Wahlergebnis der NSDAP teilte sich in Baden wie folgt auf:
Die meisten Stimmen erhielt die NSDAP in den Amtsbezirken Karlsruhe
(33284), Mannheim (27216) und Heidelberg (22747). Relativ betrachtet hatte
die NSDAP ihre besten Resultate in den Amtsbezirken Kehl (44,1%), Wert-
heim (32,7%) und Bretten (32,4%). Am schlechtesten schnitt die Partei in sie-
ben Amtsbezirken des Landeskommissérbezirks Konstanz ab, namlich in En-
gen, Mefkirch, Sackingen, Stockach, Uberlingen und Waldshut.

In 290 badischen Stadten und Gemeinden wurde die NSDAP bei
der Reichstagswahl vom 14. September 1930 stérkste Partei, so auch in Hei-
delberg und Karlsruhe.

34 KK, Bericht vom 15.10.1930.
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IV.3.4. DieAgitation der NSDAP in Karlsruhe®®

Der von der NSDAP haufig an alle Mitglieder ergangene Aufruf zum "perma-
nenten Wahlkampf" trug 1930 zu einer weiteren Intensivierung des national so-
ziaistischen Wahlkampfes auch in Karlsruhe bei. Besonders wortlich nahmen
die Nationalsozialisten dabel den Kampf mit ihren "schlagenden™ Argumenten.
Kaum ein Tag verging, an dem in der Karlsruher Presse nichts tber Verleum-
dungen, Lugen und vor allem Ausschreitungen der Nationalsozialisten zu lesen
gewesen ware, was an dieser Stelle durch einige Beispiele veranschaulicht
werden soll.

Auf einer Veranstaltung in der Karlsruher Festhalle sprach Reichs-
finanzminister Dietrich (DDP). Er wurde von anwesenden Nationalsozialisten
u.a. durch Zwischenrufe am Reden gehindert. Deren Auftreten muf3 derart ge-
wesen sein, daf sich Dietrich zu der AuRRerung veranlaf}t sah, "dald ihm dies bis
jetzt in keiner Stadt Deutschlands widerfahren sei."**® Solche und &hnliche,
sich standig wiederholende Vorkommnisse veranlaldten die Karlsruher SPD,
den Nationalsozialisten auf sozialdemokratischen Veranstaltungen die ihnen
bisher gewahrte Redefreiheit zu verweigern. Im Zusammenhang mit Aus-
schreitungen und Stérungen durch NSDAP-Anhanger auf Veranstaltungen und
auch auf der Stral3e kam es im Wahlkampf im August 1930 auch zum ersten
Mal zu Klagen Uber das Verhalten der Polizei durch den sozialdemokratischen
Volksfreund. Die Zeitung rugte die Zurtickhaltung der Polizel gegentiber ran-
dalierenden Nationalsozialisten. Des weiteren beklagte der Volksfreund die
Duldung der Ublichen Stral3enumziige der S.A. nach Veranstaltungen, da die
SPD eine Eskalation der Ausschreitungen beflrchtete. " Sollen sich die Zustan-
de nicht bis zu blutigen Exzessen steigern, . . . so mul3 jetzt ebenso energisch
wie riicksichtslos durchgegriffen werden. Wir verlangen vom Ministerium des
Innern, dai3 es die Polizeidirektionen der St&dte und die Landréte nachdriick-
lich anweist, dal? alle geeigneten Maldregeln vorgesehen und durchgefihrt wer-

¥5Auch fiir das Jahr 1930 sieht sich der Verf. gezwungen, vornehmlich Presseberichte tiber die
NSDAP auszuwerten, da im Jahrgang 1930 des "Fihrers' fast ausschliefdich die Heidelberger
Ausgabe erhalten ist. Des weiteren reduzieren sich die Beobachtungen des LKK auf einen
Bericht.

¥*Der Volksfreund 7.8.1930.
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den, die dem Treiben der nationalsozialistischen Horden grundlich einen Rie-
gel vorschieben,"3

Nicht nur das Verhalten der Polizel anderte sich anscheinend ge-
genuber den Nationalsozialisten, auch die Berichterstattung und die Beurtei-
lung der NSDAP durch die birgerliche Presse waren einem Wandel unterzo-
gen. Gab es in den Berichten Uber den Wahlkampf im Jahre 1929 noch eine
eindeutige Verurteilung der nationalsozialistischen Ziele und Methoden, so
mufdte sich nun diese Presse, wie z.B. die "Badische Presse”, das "Karlsruher
Tagblatt" u.a. von der SPD vorwerfen lassen, nicht oder zumindest zu wenig
Uber die Ausschreitungen der Nationalsozialisten zu berichten, um national so-
ziaistisch gesinnte Abonnenten nicht zu verlieren. Damit, so der Volksfreund,
wiurde die birgerliche Presse sogar den Terror der Nationalsozialisten unter-
stiitzen.**®

Ganz anders sah die Berichterstattung tber die Ausschreitungen
selbstverstandlich in der NS-Presse aus. Standig berichtete der "Fuhrer” Uber
Angriffe des "roten Mordgesindels'. Die Nationalsozialisten betrachteten sich
als die Angegriffenen und "die Polizei verhaftete selbstverstandlich die Ange-
griffenen.”®* Der Protest der Nationalsozialisten richtete sich nun auch gegen
die Polizei, der man Parteinahme zugunsten der Kommunisten vorwarf. Gipfel
dieses Protestes gegen das angebliche Fehlverhalten der Polizei - der Volks-
freund berichtete genau das Gegenteil - war eine Drohung der Nationalsozia-
listen, ausgesprochen in ihrem Organ "Der Fuhrer". "Zeigt sich die Polizel der
Lage weiterhin nicht gewachsen, dann werden wir Nationasoziaisten Mittel
und Wege finden, um unsere Kameraden vor Weiterem zu schiitzen. Der Krug
geht solange zum Brunnen bis er bricht. Man soll sich aber nicht der falschen
Erwartung hingeben, dal3 dieser planméfdige von alen Seiten einsetzende Ter-
ror etwa die Kampfkraft der Nationalsozialisten schwéachen wirde. Im Gegen-
teil!! Noch nie, seit der Gau Baden steht, war die Kampfstimmung und der
Wille zum Endsieg starker und hartnéckiger. Terror wird mit Terror gebrochen.
Auch in Karlsruhe."®

$7Epd.

38Der Volksfreund 9.8.1930.
*9Der Fithrer 21.6.1930.
3OEpd.
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Nicht nur mit Gewalt, auch mit Verleumdungen und Ligen ver-
suchten die Nationalsozialisten, Wahler fir sich zu gewinnen, wobel sie selbst-
verstandlich Schlage unter die Gurtellinie bevorzugten. So wurde zum Beispiel
gegen den sozialdemokratischen Minister Remmele eine Ligenkampagne ge-
startet, die ihm zweifelhafte Beziehungen zu einer Frau unterstellte. Nattrlich
hatten diese Anschuldigungen keinerlel Grundlage, was ein von Remmele an-
gestrengter Prozef3 dann auch bewiesen hat.*** DaR die National sozialisten die-
sen Prozef verlieren wirden, daran hatten sie selbst kaum Zweifel. Ihr Ziel
aber, die Verunglimpfung eines sozial demokratischen Spitzenkandidaten, seine
Herabwlrdigung in den Augen der Wahler, dieses Ziel durften die Na
tionalsozialisten bei vielen erreicht haben. Offenbar stand man dieser Art von
Propaganda wehrlos gegeniber. "Diese Art des politischen Kampfes Ubertrifft
schon alles, was an politischen Lumpereien bisher in Ubung gewesen war.">

Aber nicht nur Sozialdemokraten sahen sich dem Treiben ausge-
setzt, auch Abgeordnete und Minister des Zentrums sollten durch Lugen bei
ihren Wahlern in Mifkredit gebracht werden. So wurden z.B. Minister Kohler
Schiebereien und Veruntreuung von Steuergeldern bel der Beschaffung einer
Dienstwohnung unterstellt — Vorwirfe, die selbstversténdlich nicht belegt wer-
den konnten - , oder es wurden AuRerungen von anderen Zentrumspolitikern,
wie auch von Politikern anderer Parteien, falsch oder verféscht wiedergege-
ben.

In dem Mal3e, wie die Nationalsozialisten andere Minister zu dis-
kreditieren suchten, versuchten sie naturgemald ihre Parteigenossen in einem
anderen, besseren Licht erscheinen zu lassen, wobei sie sich allerdings auch
der Lge bedienen mufdten. So behauptete der "Fuhrer”, der nationalsozialisti-
sche Minister in Thuringen, Frick, wurde auf den gréften Teil seines Gehaltes
zugunsten der Arbeitsosen verzichten. Unter Bezug auf die Frankfurter Zei-
tung vom 30. August deckte der Volksfreund diese Behauptung jedoch als L U-
ge auf und konnte nachweisen, dal Frick sein volles Gehalt bezog.**

Im Gegensatz zu den Wahlen der Jahre zuvor schien es in diesem
Jahr, dal3 die NS-Propaganda von Erfolg gekront sein wirde. Diese Annahme
wurde bel den Wahlveranstaltungen der NSDAP eindrucksvoll unter Beweis

%1Der Volksfreund 4.9.1930.
2Epd,
38Der Volksfreund 4.9.1930.
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gestellt, bei denen nicht einmal alle Interessenten Einlal® fanden. Einer von
vielen Berichten aus dem "Fuhrer” sei an dieser Stelle zur Veranschaulichung
etwas ausfuhrlicher zitiert. "Am vergangenen Freitag sprach unter ungeheurem
Andrang der Karlsruher Bevdlkerung der thiringische Staatsrat Marschler in
der grof3en Festhalle. Schon lange vor Beginn waren Saal und Galerie brechend
Uberfullt; draufRen aber harrten noch hunderte auf Einlal3. . . . Fur digjenigen die
keinen Einlald gefunden hatten, war im 'Nowack' eine Parallelveranstaltung
angesetzt worden, die mit 500 Personen ebenfalls tberfiillt war."*** Solcher
Zulauf mul3te den Karlsruher Nationalsozialisten besonderen Auftrieb geben,
da es ihnen in diesem Wahlkampf nicht gelungen war, den Fuhrer der Partel
oder andere sogenannte Parteigrof3en nach Karlsruhe zu bekommen. Hitler
sprach in Baden nur in Mannheim und in Offenburg. Daher war der grolie Er-
folg, den die Nationalsozialisten in Karlsruhe hatten, nicht nur fir sie selbst
eine grofe Uberraschung.

34Der Filhrer 2.8.1930.
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IV.3.5. DasErgebnisder Reichstagswahl in Karlsruhe
"Hakenkreuz (ber Karlsruhe"® - mit dieser Uberschrift feierte der "Fihrer"
den Wahlerfolg der NSDAP in Karlsruhe, der ersten deutschen Grof3stadt, in
der es den Nationalsozialisten gelungen war, zur starksten Partel aufzusteigen.
Wie im Ubrigen Reich war auch in Karlsruhe die Wahlbeteiligung in diesem
Jahr besonders hoch, was vermutlich ebenfalls zum Wahlerfolg der National-
sozialisten beigetragen hat.>*®

Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartel erhielt in Karls-
ruhe 26% der Stimmen. Mit diesem Ergebnis konnte die Karlsruher NSDAP
ihr Resultat, im Vergleich zu den Landtagswahlen von 1929, mehr als verdop-
peln. Verglichen mit der letzten Reichstagswahl war die NSDAP in Karlsruhe
sogar in der Lage, ihren Stimmenanteil fast zu verzehnfachen. Wie schon bei
der Landtagswahl im Vorjahr, féllt auch bei der Betrachtung der Wahlergeb-
nisse aus diesem Jahr die grof3e Diskrepanz zu den Ergebnissen der Partei in
Baden und im Reich besonders deutlich ins Auge. Im Reich erhielt die NSDAP
18,3% und in Baden 19,2%. In Karlsruhe hingegen waren es, wie bereits er-
wahnt, 26,0%.

Die Karlsruher Sozialdemokraten erzielten auf Grund der Uber-
durchschnittlich hohen Wahlbeteiligung, verglichen mit der letzten Reichs-
tagswahl, zwar 1100 Stimmen mehr, ihr Anteil sank aber um fast 7% auf nun-
mehr 24,2%.%’ Mit diesem Resultat verlor die SPD, traditionsgemaR starkste
Partei in Karlsruhe, ihren ersten Platz an die NSDAP.

Das Karlsruher Zentrum ging aus dieser Wahl relativ stabil hervor.
Es bifdte, verglichen mit der Reichstagswahl von 1928, nur 2% der Stimmen
ein und erhielt 16,5%. Zieht man jedoch das Ergebnis der Landtagswahl vom
Vorjahr in Betracht, betrug der Riickgang des Zentrums 4%. Somit stand das
Karlsruher Zentrum an dritter Stelle hinter der NSDAP und der SPD. Beim
Vergleich der Resultate im Land und in der Landeshauptstadt féllt auch beim

*Der Fiihrer 17.9.1930.

¥®Da der Verf. der Ansicht ist, dai? sich der Aufstieg der NSDAP am besten am realen Macht-
zuwachs der Partel, d.h. am Einfluf3 in den Parlamenten verdeutlichen &3, und nicht in der
Betrachtung der absoluten Gewinne bzw. Verluste, soll auf ein Eingehen auf die Bedeutung der
Wahlbeteiligung verzichtet werden.

Dieser Ansicht widerspricht Jirgen W. Falter in, Wahlen und Abstimmungen in der Weimarer
Republik.

*"Djeses Zahlenbeispiel unterstreicht die Ansicht des Verf.
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Zentrum ein deutlicher Unterschied auf. In Baden war das Zentrum mit 29,9%
stérkste Partel, wohingegen die Partei in Karlsruhe mit nur 16,5% erst an dritter
Stelle rangierte.

Die Deutsche Demokratische Partei und die Deutsche Volkspartei,
die sich in Baden gemeinsam als Einheitdliste zur Wahl stellten, konnten in
Karlsruhe lediglich 10,7% der Stimmen erreichen. Bei der Landtagswahl im
Oktober des Vorjahres hatten beide Parteien noch 18,1% der Wéhler auf ihrer
Seite, und bei der Reichstagswahl von 1928 waren es noch 21% der Karlsruher
Wahler, die fir beide Parteien gestimmt hatten. Somit verloren die Parteien der
Mitte in Karlsruhe innerhalb von nur zwei Jahren mehr als die Hafte ihrer
Stimmen.

Die KPD, die im Jahr zuvor noch Stimmenverluste zu beklagen
hatte, konnte bel dieser Wahl fast die 10%-Marke erreichen. Die Kommunisten
legten in Karlsruhe 4% zu und gewannen 9,7% der Stimmen. Mit diesem Er-
gebnis blieb die Karlsruher KPD allerdings deutlich unter dem Reichsergebnis,
wo sie 13,1% der Wahlerstimmen erzielte.

Fast in die Bedeutungslosigkeit fiel die DNVP, die seit der letzten
Reichstagswahl 5,2% verloren hatte und lediglich noch 2,7% der Stimmen er-
hielt. Ebenso wie die KPD erzielte auch die DNVP in Karlsruhe ein wesentlich
schlechteres Resultat as im Reichsdurchschnitt. Die Differenz betrug in Karls-
ruhe fir die DNV P 7%.

Angesichts des Uberragenden Wahlerfolgs der NSDAP und auch
des Anwachsens der KPD, fielen in Karlsruhe die Kommentare Uber den
Wahlausgang in der ¢rtlichen Presse Uberraschend gefaldt aus. Durch Zahlen-
beispiele und unergiebige Rechenkunststiicke versuchten vor alem die SPD
und das Zentrum, ihr schlechtes Abschneiden zu relativieren und den Wahler-
folg der NSDAP herunterzuspielen.®® Griinde fiir das starke Anwachsen der
NSDAP-Wéhlerschaft sah man vor alem in der Unterstiitzung durch das
Kleinburgertum, das in erster Linie auf die NS-Propaganda hereingefallen sai.
"Den groften Gewinn haben die Nazis, sie sind sogar zur stérksten Partel ge-
worden. lhre verlogene, skrupellose, nur auf Schwindel und Liige aufgebauten
Agitation hat bei politisch unreifen Leuten, besonders beim Spief3birgertum
aller Sparten . . . eingeschlagen. Besonders der Spiefder aus Kreisen der Ge-

3B adischer Beobachter und Der Volksfreund 15.9.1930.
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schéftdeute sieht nun in seiner politischen Verblendung die Hitlerbewegung
als seinen Messias an. . . . Die Abgabe eines Nazi-Stimmzettels hat ihm das
Herz erleichtert, jedoch der Geldbeutel wird nicht voller."3*

Um Antworten auf die Fragen, wer die Karlsruher Wéhler der
NSDAP waren, und ob Aussagen wie die oben zitierte tatsachlich richtig sind,
ndher zu kommen, sollen nun auch bel dieser Wahl die in den vorangegange-
nen Kapiteln untersuchten Wahlbezirke der Stadt Karlsruhe einer ndheren Be-
trachtung unterzogen werden.

Im Wahlbezirk 16 vergrofRerte die NSDAP ihren Stimmenanteil,
verglichen mit der Landtagswahl von 1929, um 17,91% auf nunmehr 29,95%.
Vergleicht man nun dieses Ergebnis mit der letzten Reichstagswahl, so fallt der
rasante Aufstieg der NSDAP noch um einiges deutlicher auf, hatten die Na-
tionalsozialisten doch bel dieser Wahl erst 2,98% erhalten. Der Partei gelang es
also in diesem Wahlbezirk, innerhalb von zwei Jahren von einer Splittergruppe
zur stérksten Partel aufzusteigen.

Bel der Landtagswahl im Oktober 1929 war im Wahlbezirk 16
noch die DVP stérkste Partei gewesen. Dieses Mal konnte die DVP, die ja zu-
sammen mit der DDP kandidierte, lediglich noch 10,72% der Stimmen auf sich
vereinigen. Das bedeutete einen Verlust von 20,56%, wenn man das Ergebnis
der vorangegangenen Landtagswahl betrachtet. Noch drastischer fallt der Ab-
stieg der Mittelparteien auf, wenn man das diesahrige Resultat mit dem der
Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 vergleicht - hier betrug der Verlust 27,57%.

Der Abwartstrend der DNVP, der im Vorjahr noch deutlicher zu
Tage trat, setzte sich auch bei dieser Wahl fort, bei der die Partei nur 4,45% der
Stimmen erhielt. Trotz der Einbuf3en lag die DNVP in diesem Wahlbezirk noch
2% Uber ihrem in der Stadt erzielten Ergebnis.

Die KPD konnte ihr Wahlergebnis aus dem Vorjahr zwar leicht
verbessern, sie blieb aber mit 2,99% deutlich die schwéchste Partel in diesem
Bezirk.

Obwohl beide Parteien leichte Stimmeneinbuf3en hinnehmen muf3-
ten, blieben Zentrum und SPD im Wahlbezirk 16 relativ stabil. Das Zentrum
verlor etwas mehr als 2%, konnte aber mit einem Ergebnis von 16,11% den

*Der Volksfreund 15.9.1930. Die Richtigkeit dieser Einschatzung, wird natiirlich noch zu
Uberprifen sain.
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stédtischen Durchschnitt fast erreichen. Ebenfalls etwas mehr als 2% ihrer
Stimmen muf3te die SPD abgeben, die aber mit 14,25% um 10% unter ihrem
Durchschnittsresultat lag.

Auch im Wahlbezirk 23 wurde die NSDAP bei der Reichstagswahl
vom 14. September mit grof3em Abstand stérkste Partei. Hier konnte sie ihren
Stimmenantei| fast verdoppeln und erhielt 34,37%. Bel der Landtagswahl 1929
hatte die Partei in diesem Wahlbezirk erst 18,12% der Stimmen gewonnen, und
bei der Reichstagswahl vom 20.5.1928 waren es lediglich 4,49% gewesen. Das
bedeutete nun einen Zugewinn fir die NSDAP von fast 30% innerhalb von
zwei Jahren. Mit dem in diesem Bezirk erreichten Resultat lag die NSDAP um
mehr als 8% Uber ihrem stédtischen Durchschnitt.

An zweiter Stelle folgte der NSDAP im Bezirk 23 die Einheitdliste.
Sie konnte hier 25,06% der Stimmen erzielen. Allerdings kann das hohe Ergeb-
nis nicht dartber hinwegtéuschen, dal? die Mittelparteien auch in diesem Wahl-
bezirk grof3e Verluste hinnehmen mufiten. Im Vergleich mit der Landtagswahl
buften DVP und DDP zusammen 11,5% der Stimmen ein. Verglichen mit der
Reichstagswahl von 1928, hatten beide Parteien sogar 14,01% weniger zu ver-
buchen.

Die DNVP ging auch in diesem Wahlbezirk zuriick, konnte aber
mit 4,56% noch tber dem in Karlsruhe erzielten Ergebnis bleiben.

Die Kommunisten waren auch im Bezirk 23 mit 1,52% nur eine
Randgruppe.

Bel der Landtagswahl von 1929 noch stérkste Partei, mufite das
Zentrum mit dem dritten Platz in diesem Wahlkreis vorlieb nehmen. Durch
einen Stimmenriickgang von genau 6% erhielt das Zentrum hier noch 15,84%.
Im Vergleich mit der letzten Reichstagswahl verlor das Zentrum 9% seiner
Wahler.

Einen leichten Anstieg in der Wahlergunst konnte die SPD ver-
zeichnen. Sie gewann 1930 11,81% der Stimmen, was einen Zuwachs von an-
ndhernd 3%, verglichen mit der Reichstagswahl von 1928, bedeutete. Dennoch
lagen die Sozialdemokraten mit diesem Ergebnis um fast 13% unter ihrem
Karlsruher Gesamtergebnis.

Wie in den vorangegangenen Wahlbezirken, so konnte die NSDAP
auch im Wahlbezirk 32 mit deutlichem Abstand stérkste Partei werden. Hier
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war sie in der Lage, 33,89% der Wahler fur sich zu gewinnen. Im Vergleich
zur Landtagswahl des Vorjahres gelang es der NSDAP also, ihren Stimmenan-
teil mehr als zu verdoppeln. Bel der Reichstagswahl zwel Jahre zuvor hatten
die Nationalsoziaisten in diesem Bezirk erst 4,46% der Stimmen erhalten.

Der Zusammenschluf3 von DDP und DVP brachte auch im Bezirk
32 nicht den gewinschten Erfolg. Die Einheitdliste konnte zwar hinter der
NSDAP zweitstarkste Partei werden und erzielte 20,95%, mufdte aber wie in
den vorangegangenen Wahlbezirken hier grof3e Einbuf3en hinnehmen. Zusam-
men hatten beide Parteien bei der Landtagswahl im Oktober 1929 noch 33,46%
der Stimmen gewonnen, bel der Reichstagswahl im Jahr zuvor waren es sogar
noch 36% gewesen. Innerhalb von zwei Jahren verloren die DVP und die DDP
in diesem Bezirk also 15% der Wahlerstimmen.

Wie in den zuvor beschriebenen Wahlbezirken 16 und 23, blieben
die SPD und das Zentrum auch im Bezirk 32 relativ stabil. Das Zentrum ging
etwas mehr als 2% zuriick im Verhdtnis zum Vorjahr und erreichte 14,08%,
wéahrend die SPD nur 0,3% einbuf3te und 13,2% der Stimmen gewann.

Die KPD konnte ihr Resultat zwar leicht verbessern, war aber mit
3,6% in diesem Wahlbezirk weiterhin bedeutungslos.

Die DNVP verlor 1% im Vergleich zum Vorjahr und erhielt noch
4,48% und konnte somit an ihr gutes Abschneiden bel der Reichstagswahl von
1928 anknipfen. Damals hatte die DNVP noch 11,56% der Wahler fur sich
gewinnen konnen.

Bel der Reichstagswahl vom 14. September wurde die NSDAP
auch im Wahlbezirk 36 stérkste Partel mit 33,93%. Auch hier hatte die NSDAP
einen enormen Aufstieg zu verzeichnen. 18,48% der Wahler entschieden sich
in diesem Bezirk schon 1929 fir die Nationalsozialisten, bel der Reichstags-
wahl im Mai 1928 waren es erst 3,78% gewesen. Die NSDAP benétigte folg-
lich nur zwel Jahre, um ihren Stimmenanteil um mehr als 30% zu erhéhen und
stérkste Partel zu werden. Mit einem Ergebnis von 33,93% lag die NSDAP hier
um fast 6% Uber ihrem Karlsruher Gesamtresultat.

Einen deutlichen Riickgang ihres Stimmenanteils mufdten die Sozi-
aldemokraten im Bezirk 36 hinnehmen. Ehemals stérkste Partel, fiel die SPD
bei dieser Wahl hinter die NSDAP zurtick. Im Vergleich zum Vorjahr verlor
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die SPD fast 5% ihrer Wahlerstimmen, erhielt noch 18,83% und blieb um die
Hohe ihres Verlusts unter ihrem Durchschnittsergebnis.

Ahnlich hohe EinbulRen wie die SPD hatte das Zentrum zu bekla-
gen, das ebenfalls fast 5% zurtickging und nur noch 14,8% der Stimmen dieses
Wahlbezirks erreichte.

Die DNVP verlor auch hier, ihr Wahlerpotential sank auf 4,43%,
was aber im Verhdltnis zum Karlsruher Durchschnitt ein noch relativ gutes
Ergebniswar.

Leichte Gewinne brachte der Bezirk 36 fur die KPD, die sich um
beinahe 2% steigerte und mit 4,63% sogar die DNV P Ubertraf.

An vierter Stelle stand in diesem Wahlbezirk die Einheitsliste, die
mit 11,27% hier - im Gegensatz zu den anderen Bezirken - sogar leicht zulegen
konnte.

Zusammenfassend kann fur die Reichstagswahl vom 14. September
1930 Uber die Karlsruher Wahlbezirke 16, 23, 32 und 36 folgendes festgestel It
werden:

1. Die NSDAP wurde in allen vier untersuchten Bezirken die mit
Abstand stérkste Partei. Aul3er im Bezirk 16 (29,95%) lag die NSDAP deutlich
Uber 30%. Verglichen mit der Landtagswahl vom Vorjahr konnte die NSDAP
ihren Stimmenanteil teilweise mehr als verdoppeln. In alen Bezirken kam die
NSDAP klar Gber ihr in Karlsruhe erzieltes Ergebnis hinaus.

2. Die Zusammenfassung von DDP und DVP zur Einheitsiste
brachte auch hier nicht den gewuinschten Erfolg. Die DVP, dieim Vorjahr noch
die Bezirke 16, 23 und 32 gewinnen konnte, vermochte keine ihrer Positionen
zu behaupten. Beide Parteien, DVP und DDP, muf3ten grof3e Stimmenverluste
hinnehmen. In allen vier Bezirken lag die Einheitsliste aber immer noch Uber
dem Karlsruher Durchschnitt.

3. Der Niedergang der DNVP liefd sich auch in den ehemals guten
Wahlbezirken nicht aufhalten. Bei dieser Reichstagswahl sanken die Deutsch-
nationalen fast in die Bedeutungsl osigkeit.

4. Das Zentrum bestétigte die guten Wahlergebnisse aus dem Vor-
jahr in keinem der Wahlbezirke, blieb aber dennoch stabil. Lediglich im Bezirk
23 mulite die Partei eine Einbul3e von 6% hinnehmen. In alen vier Bezirken
lag das Zentrum dicht bei seinem Gesamtergebnis.
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5. Die KPD war in der Lage, in alen vier Wahlbezirken leichte
Gewinne zu erzielen, blieb aber Uberall unter 5% und somit deutlich unter den
im Gesamten erreichten 9,7%.

6. Die SPD erwies sich dhnlich stabil wie das Zentrum, hatte aber
im Wahlbezirk 36 einen Stimmenverlust von 5% zu beklagen. Im Gegensatz
zum Zentrum blieb die SPD allerdings in diesen Wahlkreisen klar unter ihrem
Karlsruher Resultat von 24,2%.

Im Wahlbezirk 60 konnte die KPD ihre Stimmenverluste, die sie
bei der Landtagswahl 1929 hatte hinnehmen missen, fast wieder ausgleichen.
Sie erzielte 41,29% der Stimmen und war somit die weitaus stérkste Partei in
diesem Bezirk. Hinter der KPD folgte die SPD mit 23,33% an zweiter Stelle.
Die Sozialdemokraten verloren hier allerdings mehr als 10% ihres Stimmen-
anteils aus dem Vorjahr und waren dadurch der grof3e Verlierer im Bezirk 60,
wo sie nicht einmal ihr stédtisches Durchschnittsergebnis erreichen konnten.

Neben den Kommunisten legten die Nationalsozialisten in diesem
Bezirk deutlich zu. Die NSDAP gewann tber 10% hinzu und erhielt 16,45%
der Wahlerstimmen. Trotz des grof3en Zugewinns blieb die Partei relativ
schwach und kam in keinem der folgenden Bezirke auch nur anndhernd an ihr
Gesamtergebnis von 26% heran.

Traditionsgemal’ schlecht schnitt das Zentrum auch bei dieser Wahl
im Bezirk 60 ab. Mit einem Rickgang von 2% konnte das Zentrum gerade
noch 7,95% der Stimmen auf sich vereinigen.

Verschwindend gering war der Anteil der DNV P und der Einheits-
liste in diesem Wahlbezirk. Beide Parteien erhielten lediglich 1,72%.

Das Ergebnis im Wahlbezirk 80 ist insbesondere durch die Stabili-
tét von SPD und Zentrum gekennzeichnet. Die Ergebnisse beider Parteien wel-
chen nur leicht von dem der Landtagswahl von 1929 ab. Die Sozialdemokraten
waren hier eindeutig stérkste Partei mit 47,08% der Stimmen. Mit 15,54% der
Stimmen, also einem Rickgang von nur 0,5%, lag das Zentrum in diesem
Wahlbezirk fast im Durchschnitt von 16,5%.

Die 15,54%, die das Zentrum erreichte, gentgten aber nicht, die
Nationalsozialisten zu Ubertreffen, die auch in diesem Wahlbezirk Uber 10%
hinzugewinnen konnten und 16,59% der Stimmen erhielten. Trotz des grofien
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Anwachsens ihrer Wahlerschaft blieb die Partei, wie auch im vorangegangenen
Wahlbezirk, deutlich unter ihrem Karlsruher Durchschnittsergebnis.

Gleichfalls zu den Gewinnern gehdrte die KPD, die ihr Wahlergeb-
nis von 1929 um genau 6% Ubertraf und somit 11,95% der Stimmen fur sich
verbuchen konnte. Mit diesem Resultat lagen die Kommunisten sogar tber
ihrem Karlsruher Stimmenanteil, der 9,7% betrug.

Die Deutschnationalen erhielten in diesem Wahlbezirk kaum noch
Stimmen und fielen auf 0,14% zurtick.

Einen tiefen Sturz erlebte auch die Einheitsliste. Hatten DVP und
DDP bei der Landtagswahl 1929 zusammen noch Uber 20% der Stimmen in
diesem Wahlkreis gewonnen, sanken sie bel dieser Wahl auf 4,33% ab und
lagen mit ihrem Ergebnis nur noch vor der DNV P.

Der Wahlbezirk 82 war auch bei der Reichstagswahl vom 14. Sep-
tember die Hochburg der SPD. Trotz deutlicher Einbuf3en konnten die Sozial-
demokraten mit 53,2% ihre fuhrende Stellung behaupten.

Die zweite Arbeiterpartel, die KPD, gewann auch in diesem Wahl-
kreis deutlich hinzu. Sie verdoppelte ihr Vorjahrsergebnis und erreichte
14,87%, womit sie deutlich vor den Nationalsozialisten rangierte.

Mit einem fUr diese Wahl nur schwachen Zugewinn von 7% kamen
die Nationalsozialisten knapp Uber 10%. Mit einem Anteil von genau 10,07%
lag die NSDAP in diessm Wahlkreis 16% unter ihrem Karlsruher Durch-
schnittsergebnis.

Das Zentrum, von jeher schwach in diesem Wahlkreis, verlor etwas
mehr als zwel Prozent seines Stimmenanteils und konnte die NSDAP mit
10,64% gerade noch Ubertreffen.

Die DNVP, die bei vorausgegangenen Wahlen schon schlecht ab-
geschnitten hatte, gewann auch dieses Mal nur 1,88% der Stimmen fir sich.

Far die Einheitdiste setzte sich der Abstieg auch in diesem Wahl-
bezirk fort. Sie bifte im Vergleich mit der Landtagswahl im Jahr zuvor mehr
alsdie Hafte ihrer Stimmen ein und erhielt lediglich noch 3,95%.

Im Wahlbezirk 84 mufdten die beiden grof3en Parteien dieses Be-
zirks herbe Verluste einstecken. Das Zentrum, hier die stérkste Partei, verlor
6,59% seiner Stimmen vom Jahr zuvor und erreichte somit nur noch 37,36%.
Dennoch behielt das Zentrum die Oberhand und konnte mit diesem Resultat
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gleichzeitig das Gesamtergebnis der Partei um mehr als das Doppelte Ubertref-
fen.

Fast 6% buf}e die zweitstérkste Partei dieses Bezirks, die SPD, ein.
32,5% der Wahler stimmten aber immer noch fur die Sozialdemokraten und
bestétigten damit eine grof3e Mehrheit der demokratischen Parteien.

Wie schon bei friheren Wahlen, folgten die tbrigen Parteien mit
grof3em Abstand. Mit einem Stimmenzuwachs von 11% war die KPD der gro-
e Sieger in diesem Wahlbezirk. 14,27% der Wéhler, also 5% mehr als im
Durchschnitt, gaben in diesem Wahlbezirk der KPD ihre Stimme.

Wie in den zuvor betrachteten Wahlbezirken 60, 80 und 82, so
blieben auch hier die Einheitsliste und die DNVP ohne Bedeutung. Die Ein-
heitdliste erhielt 2,18%, die DNV P 0,49% der Wahlerstimmen.

Enttéuschend verlief der Wahlausgang fur die NSDAP, die zwar ih-
ren Stimmenanteil vergroflern konnte, aber dennoch nicht einma 9% der
Stimmen erreichte. Mit 8,42% lagen die Nationalsozialisten in diesem Wahl-
kreis nur an vierter Stelle in der Wahlergunst. Dieses Resultat bedeutete gleich-
zeitig eine Differenz von fast 18% zu dem Ergebnis, welches die NSDAP in
Karlsruhe insgesamt erzielt hatte.

Fur die Wahlkreise mit verhdltnisma3ig niedrigem NSDAP-
Stimmenanteil kann zusammenfassend folgendes gesagt werden:

1. Die SPD blieb trotz Stimmenriickgangs in zwei der vier Wahl-
kreise stérkste Partei. Die Sozialdemokraten hatten weiterhin ihre Hochburg im
Wahlbezirk 82. Die Verluste der SPD sind in erster Linie, was nattrlich nicht
nur fur Karlsruhe zutrifft, darauf zurtickzufihren, daf3 die SPD damals schon
keine reine Arbeiterpartei war, d.h. dal3 sie auch Wéhler z.B. unter den An-
gestellten hatte, die bei dieser Wahl zu anderen Parteien abwanderten.

2. Das Zentrum war in seinen Ergebnissen stabiler als die SPD.
Trotz deutlicher Einbuf3en konnte das Zentrum seine Hochburg im Wahlbezirk
84 halten.

3. Weder die Einheitsliste noch die DNVP vermochten in einem
der Wahlbezirke Einflul? zu gewinnen und ihren Abstieg aufzuhalten.

4. Die KPD war in diesen Wahlbezirken der grof3e Gewinner. Die
Partei war in der Lage, sich in diesen Bezirken zu verbessern und kam Uberall
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deutlich Uber 10%. Ihre Hochburg im Wahlbezirk 60 vermochten die Kommu-
nisten weiter auszubauen. Die KPD erhielt dort 41,29% der Stimmen.

5. Die NSDAP gewann zwar in alen Bezirken hinzu, erreichte aber
den durchschnittlichen Anstieg von ca. 15% in Karlsruhe bel weitem nicht.
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IV.4. Vescharfung der Krise - Grindung der Karlsruher Notgemein-
schaft.

Das katastrophale Wahlergebnis und die daraus zu erwartenden Folgen waren
bereits eine Woche nach Bekanntwerden des Wahlergebnisses nicht mehr das
vordringlichste Thema der Karlsruher Presse. Die politischen Ereignisse wur-
den verdrangt durch die standig wachsende Not vieler Mitburger.

Die Zahl der Arbeitslosen war im Laufe des Jahres standig gestie-
gen, und die Situation auf dem Arbeitsmarkt verschérfte sich im Monat No-
vember, kurz vor den anstehenden Kommunalwahlen, zusehends. "In der ers-
ten Halfte des Monats November hat sich der Zugang an Arbeitsuchenden we-
sentlich verstarkt, was aber nur zum Teil auf die jahreszeitliche Abschwachung
im Beschéaftigungsgrad zurtickgefuhrt werden kann. Zu einem grof3en Tell liegt
er in dem immer weiter fortschreitenden Konjunkturverfall begrindet, von dem
das Metallgewerbe insbesondere getroffen ist."** Mitte des Monats waren
9813 Karlsruher auf der Suche nach Arbeit, zu bedenken ist hierbei, dai3 viele
Frauen, die als unvermittelbar galten, sich erst gar nicht mehr beim Arbeitsamt
meldeten, da sie keinen Sinn darin sahen, sich den Strapazen des stundenlan-
gen Anstehens auszusetzen. Ebenso verhielten sich viele Jugendliche, die die
Hoffnung, vermittelt zu werden, langst aufgegeben hatten und in dieser Zeit
des Anstehens lieber versuchten, sich durch Gelegenheitsarbeiten am Leben zu
erhalten. "Die Zahl der . . . jugendlichen Erwerbslosen hat im Laufe der letzten
Monate sehr stark zugenommen. lhre Zahl belauft sich auf mehrere Hundert.
Da diese Erwerbslosen noch nie in Arbeit gestanden haben, sind sie sowohl
nach der wirtschaftlichen wie insbesondere nach der ethischen Seite hin stark
bedroht."*

Von fast 10 000 Arbeitsuchenden erhielten zu dieser Zeit noch et-
wa 4 500 Personen Unterstiitzung von der Reichsanstalt, d.h. die tbrigen wa-
ren, wie schon mehrfach erwéhnt, folglich auf die stédtische Flirsorge angewie-
sen. Deren standig wachsende Zahl verursachte eine starke Uberziehung desim
st&dtischen Voranschlag vorgesehenen Betrags fur die Aufwendungen der Fur-
sorge um ein Vielfaches. Statt der fur die Zeit vom 1. April bis zum 30. No-

¥0gtadtAK 1/H.-Reg. A 1974. Bericht tiber die Arbeitsmarktlage.
*lgtadtAK 1/H.-Reg. A 4229. Jugendliche Erwerbslose.
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vember 1930 veranschlagten 3,8 Mio. muf3ten bis zu diesem Zeitpunkt bereits
4,4 Mio. Reichsmark aufgebracht werden.>*

Die sich standig verschlechternde Finanzlage veranlaldte den badi-
schen Stadteverband auf einer Vorstandsitzung, wiederholt eindringlich vor
dem Zusammenbruch der st&dtischen Finanzen, in erster Linie verursacht durch
die steigenden Firsorgeausgaben, zu warnen. Auch rechtfertigte der Stadtever-
band das V orgehen einiger Stédte, die sich gegen die Einflihrung neuer Steuern
wehrten, und wies auf die verheerenden politischen Folgen der wirtschaftlichen
Not hin. "Es ist in einer Eingabe an den Deutschen Stadtetag und auch in der
Presse darauf hinzuweisen, dal3 die ablehnende Haltung der Ge-
meindekorperschaften gegentiber jeder weiteren steuerlichen Belastung nicht
einem Mangel an Verantwortungsgefuhl entspringt, sondern einem Protest ge-
gen die dauernde Abwéalzung von Lasten auf die Gemeinden ohne entspre-
chende gleichwertige Einnahmeméglichkeiten darstellt. Durch die Zuschie-
bung unldsbarer Aufgaben vernichtet das Reich den Willen in den Gemeinden,
die kommunalen Angelegenheiten selbst in Ordnung zu halten. Das Vorgehen
des Reiches fuhrt in seinen Auswirkungen zu einer Sabotierung und morali-
schen Diskreditierung der Selbstverwaltung. Es ist ein ungeheurer staatspoliti-
scher Fehler, dal3 man die politische Verantwortung fur die Mal3nahmen der
Reichsregierung abschiebt und die zerstdrenden Auswirkungen der verfehlten
Reichspolitik in die Gemeinden verlegt, wodurch die Radikalisierung der Be-
volkerung nach zwei Extremen mit all ihren verheerenden Folgen kinstlich
gefordert wird."3%

In der badischen Landeshauptstadt wurde die Gesamtzahl der in
Fursorge Stehenden auf 18000 Personen geschétzt. Die Not weiter Bevolke-
rungskreise, - "viele Familien und Einzelpersonen sind am Rande der Ver-
zweiflung”** - nahm gegen Ende des Jahres standig zu. 17737 Arbeitnehmer
in Karlsruhe verdienten unter 12000 RM/Jahr, d.h. sie lebten unterhalb des
Existenzminimums.®® Angesichts dieses Massenelends riefen die Karlsruher

%25tadtAK 1/H.-Reg. A 1912. Tatigkeit und Aufwand des Fiirsorgeamts.

%35tadtAK 1/H.-Reg. A 2120. Auszug aus der Vorstandsitzung des Badischen Stédteverbandes
am 19.12.1930 in Karlsruhe.

%*Der Volksfreund 8.11.1930.

5B adlischer Beobachter 21.10.1930.
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Sozialdemokraten und die Gewerkschaften zum Kampf gegen die Not auf und
richteten einen neun Punkte umfassenden Forderungskatalog an den Stadtrat.

"1. Die Schaffung einer Notgemeinschaft, deren Aufgabe es sein
soll, an Minderbemittelte, sowie Wohlfahrtsunterstiitzungsempfanger und Er-
werbslose, warme Speisen . . . abzugeben.

2. Die Errichtung von Warmestuben. . . .

3. Abgabe von warmem Essen an Pflichtarbeiter. . . .

4. Abgabe von Brennmateridl. . . .

5. Abgabe von Lebensmitteln. . . .

6. Abgabe von Fleisch von der Freibank. . . .

7. Bereitstellung von Notstandsarbeiten. . . .

8. Inangriffnahme der von der Stadtverwatung zu erstellenden

Neubauten. . .

9. Die Stadtverwaltung mdge alle erforderlichen Mal3nahmen er-
greifen, dal3 die Vorarbeiten fir den Rheinbriickenbau bei Maxau, wobeli hun-
derte von Arbeitskréften Verwendung finden konnten, schon jetzt in Angriff
genommen werden.">%®

Die Probleme der Finanzierung der geforderten Mal3nahmen sahen
natrlich auch die SPD und die Gewerkschaften. Aufgrund der Notlage sahen
sie esjedoch als gerechtfertigt an, die von der Stadt nicht aufzubringenden Mit-
tel durch Anleihen zu finanzieren, die alerdings, wenn tberhaupt, dann nur ge-
gen heftigen Widerstand der Reichsbank zu bekommen gewesen waren.

Angesichts der geschilderten Not beschlossen dann die privaten
Wohlfahrtsvereine, sich, in Anlehnung an die sozialdemokratischen Vorschl&g
ge, zu einer Notgemeinschaft unter Fiihrung der Stadt zusammenzuschliefZen.

"Riesengrol? ist die Not weitester Kreise unserer Bevdlkerung.
Rund 18000 Personen mussen zurzeit von der Stadtgemeinde in der offentli-
chen Wohlfahrtspflege unterstiitzt werden. Noch ist der Hohepunkt nicht er-
reicht: Der ins Land ziehende harte Winter wird die Zahl der Armen, Kranken,
Invaliden, Kleinrentner, Kriegsbeschadigten und der aus dem Arbeitsprozel}
Ausgeschiedenen erfahrungsgemal weiter steigern. Offentliche und private
Fursorge sind nicht mehr in der Lage, dieser gewaltig gestiegenen Not wirksam

36Der Volksfreund 8.11.1930.
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entgegenzusteuern. Es mul3 die Mithilfe aler Kreise der hiesigen Bevolkerung
hinzutreten!

Die privaten caritativen Verbande sind daher zusammengetreten,
um mit all denen, die bereit sind, helfend mitzuwirken, eine "Karlsruher Not-
gemeinschaft" zu griinden."®’

Diese privaten Bemuhungen wurden seitens der Stadt dankbar be-
grufd, weshalb der Karlsruher Oberblrgermeister Finter auch der Bitte nach-
kam, die Leitung der Notgemeinschaft zu tibernehmen, und fur die Verwaltung
die Unterstiitzung der stadtischen Stellen zusagte.*®

Die Grindungsversammlung der "Karlsruher Notgemeinschaft"
fand dann am 10. November statt. Stellvertretend fir den Oberbirgermeister
hielt Burgermeister Sauer die EinfUhrungsrede, in der er die gegenwartige Lage
eindringlich schilderte, die u.a. zur Uberlastung des Fiirsorgehaushaltes fuhrte.
Sauer betonte jedoch, dal3 "die Notgemeinschaft nicht deshalb gegriindet wer-
den solle, um das Fursorgeamt zu entlasten, sondern um erganzend neben dem
Fiirsorgeamt zu wirken."3%

Die Téatigkeit der "Notgemeinschaft" sollte folgende Punkte umfas-
sen:

"1. Sie wolle dafur sorgen, daf’ niemand im kommenden Winter
Hunger leiden misse. Das solle geschehen durch Abgabe von Naturalien oder
durch Abgabe von warmem Essen zu einem sehr erméfdigten Preis.

2. Sie wolle daftir sorgen, dal3 die Armen und die Flrsorgeempfan-
ger im Winter einen warmen Ofen hétten und mit ihren Kindern nicht frieren
mufdten.

3. Sie wolle Uberall da erganzend eingreifen, wo dem Fursorgeamt
eine Moglichkeit, weitere Hilfe zu gewahren, nicht mehr gegeben sai.

4. Sie wolle durch belehrende und unterhaltende Veranstaltungen
die Hoffnung und die L ebensfreude wecken und erhalten.""

Um die finanziellen Mittel fir die Unterstitzung aufbringen zu
koénnen wurde die Karlsruher Bevolkerung zu Spenden aufgerufen. "Die Karls-
ruher Notgemeinschaft ruft die Bevdlkerung der Landeshauptstadt . . . zur Mit-

%7StadtAK 1/H.-Reg. 1983. Aufruf zur Griindung der Karlsruher Notgemeinschaft.
%8Epd. Bericht tiber die Stadtratsitzung vom 6.11.1930.
39Ehd. Niederschrift tber die Griindungsversammlung der Karlsruher Notgemeinschat.
370
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hilfe auf. Alle die, denen die Not der Zeit noch etwas an Guitern gelassen hat
und alle die, denen ihre Arbeit regelméfdigen Verdienst verschafft, mdgen nach
Kré&ften zum Werke beitragen.">"

Eine Woche nach der Grindung der Notgemeinschaft waren die
Karlsruher dann aufgerufen, ihre Stadtverordneten zu wahlen. Hauptthema des
Wahlkampfes war natirlich die wirtschaftliche Not, die vor alem von den Na-
tionalsozialisten benutzt wurde, um propagandistisch gegen die demokrati-
schen Parteien vorzugehen.

$1Epd.
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1V.5. Die Kommunalwahlen vom 16. November 1930 in Karlsruhe
IV.5.1. Die Agitation der NSDAP in Karlsruhe

Die NSDAP war fur die Kommunalwahlen am 16. November auch in Karls-
ruhe bestens vorbereitet. Der Kampf um den Einzug in die Gemeindeparla-
mente hatte seitens der Nationalsozialisten eigentlich schon Anfang des Jahres
begonnen, war aber durch die Aufldsung des Reichstages im Juli 1930 und den
damit verbundenen Neuwahlen unterbrochen worden. Die Heftigkeit des En-
gagements der NSDAP fur einen Einzug in die Rathauser entsprang der Ein-
sicht der Parteileitung in die Bedeutung der Kommunalpolitik fir die Ziele der
Partei 3

Nach der Neugrindung der NSDAP im Jahre 1925 hatte die Partel
zunéchst kein kommunalpolitisches Konzept entwickelt, da zum einen die
"grofien” Themen im Vordergrund des Interesses standen, zum anderen der
NSDAP auch Politiker fehlten, die Uber die fir Kommunalpolitik so wichtige
detaillierte Sachkenntnis verflgten. Erst 1927 war Karl Fiehler zum Referenten
fur kommunalpolitische Fragen ernannt und mit der Ausarbeitung eines kom-
munal politischen Programms beauftragt worden.*”® Bereits im Mai 1927 war
dann das "Mitteilungsblatt fur die Nationalsozialisten in Parlamenten und Ge-
meinderéten” erschienen, das vornehmlich as Instrument der "parteiinternen
Schulung, Information und Lenkung" gedacht war.®™* Regionale und lokale
Sonderentwicklungen, denen zwar entgegengewirkt werden sollte, konnten
jedoch nicht verhindert werden, da Entscheidungen in kommunalpolitischen
Fragen von den Gau-, Kreis- und Ortsgruppenleitern getroffen wurden. Hinzu
trat, dai? Hitler selbst sich weigerte, in 6rtliche Verhéltnisse einzugreifen.®

Fur die Kommunalwahlen vom 16. November 1930 wurde das
Land Baden von der NSDAP zum "GrofRkampfgebiet" erklart. Trotz oder gera-
de wegen des grofen Erfolges, den die Nationalsozialisten bel der Reichstags-
wahl vom 14. September errungen hatten, lief3en die Aktivitéten der NSDAP

32Zum Folgenden vgl. Horst Matzerath, Nationalsozialismus und kommunale Selbstverwal-
tung. Stuttgart u.a. 1970, S. 33-60.

$"Ebd. S. 37.

$Ebd. S. 39.

$Epd. Anm. 125. Siehe hierzu auch Hitlers Ausfilhrungen anlaRlich seiner Rede in Karlsruhe
vom 3. Mérz 1928.
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keineswegs nach. Ein Gleiches galt indessen auch fur das Interesse der Karls-
ruher an den Veranstaltungen der Nationalsozialisten. Wie schon fur die Ver-
sammlungen vor der Reichstagswahl, so konnte der "Fuhrer" bereits 14 Tage
nach dieser Wahl wieder tUber eine Uberfillte Veranstaltung in der Karlsruher
Festhalle berichten, auf der neben Gauleiter Robert Wagner auch die neuen
Reichstagsabgeordneten der NSDAP, Roth und Lenz sowie der Reichstagsab-
geordnete Dreher gesprochen hatten.3"

Auch an der Art und Weise des national sozialistischen Wahlkamp-
fes énderte sich nichts - im Gegenteil. Der "Volksfreund” ebenso wie der "Ba
dische Beobachter" beklagten sich fortlaufend Uber den durch Nationalsozialis-
ten ausgetibten Terror und vor allem Uber die zum wiederholten Male festge-
stellte Passivitét der Polizei gegeniiber dem Treiben der SA.37 Als Beispiel sei
an dieser Stelle ein Ubergriff der SA auf eine Filiae des "Badischen Beobach-
ters' angefihrt, wo Aushangekasten der Zeitung gewaltsam gedffnet und na-
tionalsozialistische Flugblétter darin aufgehangt wurden. SA-Méanner bewach-
ten diese Kasten, um Mitarbeiter der Zeitung daran zu hindern, die Flugblatter
wieder zu entfernen. Anwesende Polizisten schauten tatenlos zu.>

Im Zuge der antisemitischen Hetze "enthillte" der "Fuhrer" in gro-
3er Aufmachung und auf mehrere Ausgaben verteilt, die Namen der Mitglieder
einer "teuflischen", jldischen Geheimorganisation - "die Weisen von Zion" -
und deren angeblichen Organisationsplan. Auf welch' billige Art und Weise der
"Fuhrer" an die "geheime Liste" dieser Gruppe und deren "Organisationsplan”
gekommen war, enthillte wiederum der "Volksfreund”. Bel dieser Liste han-
delte es sich ndmlich um eine vom "Zentralverein deutscher Staatsburger judi-
schen Glaubens' herausgegebenes Druckheft, in dem das Verzeichnis des Vor-
standes, der Ausschisse und der Ortsgruppen abgedruckt war. An dieser Stelle
sei mit dem "Volksfreund" die Frage nach dem geistigen Zustand der Leser des
"Fuhrers’ und der Wahler der NSDAP erlaubt, die wohl jeglicher Art antisemi-
tischer Propaganda Glauben schenkten, bzw. schenken wollten.3"

3®Der Fihrer 1.10.1930.

$""Der Volksfreund 2.10.1930.
3®Der Volksfreund 3.10.1930.
$®Der Volksfreund 23.9.1930.



152

Der eigentliche Auftakt zum Gemeindewahlkampf war die Verof-
fentlichung des nationalsozialistischen Programms zur Gemeindepolitik am 8.
Oktober.**° Dieses Programm umfafdte einen Katal og von sechs Forderungen:

1.Politische-, 2. personalpolitische-, 3. finanzpolitische-, 4. wirt-
schaftspolitische-, 5. sozialpolitische- und 6. kulturpolitische Forderungen, die,
bis auf die erste Forderung, jeweils in mehrere Teilforderungen untergliedert
waren. Die burgerliche Presse, darunter das "Karlsruher Tagblatt”, druckte das
Programm der NSDAP ohne Kommentar ab. Heftige Kritik am "Nazi-Kommu-
nalprogramm”*®* (ibten hingegen die Sozialdemokraten, die den Nationalso-
zidisten vor alem ihre mangelnde Sachkenntnis vorwarfen. "Das Programm
ist eine Aneinanderreihung von Nichtswisserei, dummer Uberheblichkeit und
Heuchelei."** Drei Kritikpunkte sollen hier beispielhaft erwahnt werden.

Im Abschnitt "c" der Personalforderungen verlangte die NSDAP
das "Verbot der Ubernahme gemeindlicher Arbeiten und Lieferungen durch
gemeindliche Beamte und Angestellte, durch Stadtverordnete und Stadtréte."
Diese Forderung der Nationalsozialisten wurde als Heuchelei entlarvt, da der
"Volksfreund" nachweisen konnte, dal3 in den Stédten, in denen National so-
zialisten in den Gemeindeparlamenten vertreten waren, gerade sie eswaren, die
dieser Forderung zuwiderhandelten und Parteigenossen Auftrége verschafften.
Auf besondere Kritik seitens der SPD stief3 die Forderung nach ". . . vollige]r]
Ablehnung der Aufnahme neuer Anleihen!” Ohne Anleihen aber sahen nicht
nur die Sozialdemokraten, bei der ohnehin angespannten Finanzlage der Stadt,
keine Moglichkeit, weiter sinnvolle Kommunalpolitik zu betreiben. Heftige
Kritik 16ste ebenfalls die sozialpolitische Forderung nach der "Aufhebung der
Bezirksfiirsorgeverbande und Ubertragung der Aufgaben an die Gemeinden”
aus. Diese Verbande waren eigens dafir geschaffen worden, um leistungs-
schwache Gemeinden zu unterstiitzen. Eine Aufhebung hétte folglich eine gro-
Rere Belastung finanzschwacher Gemeinden zur Folge gehabt. Der Wider-
spruch, der in dieser Forderung lag, wurde als Beleg fir die kommunalpoliti-
sche Inkompetenz der national sozialistischen Kommunal politiker gewertet.

Diese fehlende Sachkenntnis versuchten sich NSDAP-
Kommunalpolitiker seit Beginn des Jahres auf zahlreichen Schulungsveranstal-

30Der Filhrer 8.10.1930.
1Der Volksfreund 15.10.1930.
382Epd,
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tungen anzueignen, welche zum Teil mehrmals wéchentlich stattfanden.®® Die
Anstrengungen gingen sogar soweit, dal3 den Kandidaten Fragebogen der Gau-
leitung zugesandt wurden, die von diesen auszufiillen und zur Uberprifung an
die Gauleitung zurtickzusenden waren. Der Erfolg war aber, wie das Kommu-
nalprogramm zeigte, nicht Uberwéltigend. Dal3 fur die Wahler der NSDAP
nicht die kommunalpolitische Kompetenz ihrer Kandidaten ausschlaggebend
war, sollte das Wahlergebnis mehr als deutlich zeigen.

Was die Nationalsozialisten in den Gemeindeparlamenten wollten,
brachten sie immer wieder deutlich zum Ausdruck, und jeder, der dieser Partel
seine Stimme gab, muf3te genau wissen, was seine Abgeordneten anzufangen
gedachten, waren doch die Ziele im Parteiorgan der "Fuhrer”, aber auch in der
Ubrigen Tagespresse sehr genau formuliert: . . . wir bekampfen den Parlamen-
tarismus . . . bei jeder sich bietenden Gelegenheit . . . , insbesondere bei den
Wahlen. Wir wollen deshab auch an dieser Stelle bestdtigen, dald wir selbst-
verstdndlich j ed e s Mittel anwenden, das uns diese Demokratie bietet, um uns
zu stérken und sie zu schwéchen . . . Deshalb arbeiten wir auch bei den Ge-
meindewahlen darauf hin, moglichst viele Vertreter unserer Weltanschauung in
die Rathauser zu bringen."%®

383 Johnpeter Horst Grill, The Nazi Movement, S. 195f.
*¥Der Fithrer 11.10.1930.
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IV.5.2. DasErgebnisder Kommunalwahl in Karlsruhe

Es war vorauszusehen, dal? die Wahlbeteiligung - nur etwas mehr als acht Wo-
chen nach der Reichstagswahl - bel der Kommunalwahl stark rickléufig sein
wuirde. In der Tat lag sie dann auch nur bei 53,77%. Alle Parteien verloren
folglich, absolut gesehen, an Stimmen. Es erscheint deshalb sinnvoll, die rela-
tiven, letztendlich fur die Sitzvertellung entscheidenden Zahlen, wie in den
vorangegangenen Kapiteln, fir die Untersuchung heranzuziehen.

Die Nationasoziaistische Deutsche Arbeiterpartei war in Karlsru-
he, wie schon zuvor bei den Wahlen zum Reichstag, auch bei dieser Wahl der
Uberragende Sieger. Die NSDAP konnte ihren Stimmenanteil, verglichen mit
der Reichstagswahl vom 14. September, um 5,8% erhéhen und erhielt somit
31,8% der Stimmen. Mit diesem Ergebnis wurde die NSDAP stéarkste Fraktion
im Rathaus. Bei den letzten Kommunawahlen im Jahre 1926 hatte die NSDAP
nicht einen einzigen Abgeordneten ins Gemeindeparlament schicken kénnen,
dieses Ma zogen 28 National sozialisten al's Stadtverordnete ins Rathaus ein.®®

Die SPD, die acht Wochen zuvor ihre Spitzenposition in Karlsruhe
an die National sozialisten verloren hatte, muf3te auch dieses Mal Einbuf3en von
2,8% hinnehmen und erreichte nur noch 21,4%. Mit diesem Ergebnis lagen die
Sozialdemokraten in Karlsruhe nur noch knapp vor dem Zentrum.

Das Zentrum konnte in der badischen Landeshauptstadt den positi-
ven Trend der letzten Wahlen bestatigen und mit einem Zugewinn von 2,1%
den Abstand zur SPD verringern. Mit einem Stimmenanteil von 18,6% war das
Zentrum drittstérkste Partei in Karlsruhe.

Auch die Karlsruher Kommunisten konnten ihr gutes Ergebnis, das
sie bei den Reichstagswahlen erzielt hatten, leicht verbessern. Sie erreichten
ein Ergebnis von 9,8%. Damit waren sie bel dieser Wahl, wenngleich mit gro-
;em Abstand zu den flihrenden Parteien, zur vierten politischen Kraft in Karls-
ruhe geworden.

Der Niedergang der Mittelparteien, die bei den Reichstagswahlen
noch gemeinsam als Einheitdiste kandidiert hatten, schien auch in Karlsruhe
ein Abstieg ohne Ende zu sein. Bei den Kommunalwahlen gingen die DV P und

#gtadtAK 8/DS FI 27. Verzeichnis der Mitglieder des Stadtrats, der Stadtverordneten, der
stédti schen Ausschiisse und Kommissionen.
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die Deutsche Staatspartei, ebenfalls erfolglos, wieder getrennte Wege. Die
Deutsche Staatspartei erhielt in Karlsruhe 3,4% der Stimmen, die DVP 4,2%.
Verglichen mit der vorausgegangenen Reichstagswahl bedeutete dieses Resul-
tat fUr beide Parteien zusammen noch einmal einen Verlust von 3,1%. Bei den
letzten Kommunalwahlen, vier Jahre zuvor, konnten beide Parteien gemeinsam
noch fast 20% der Stimmen in Karlsruhe erreichen, bei der Reichstagswahl
vom 20. Mai 1928 hatten sogar noch 21% der Karlsruher Wéhler fur DVP und
DDP gestimmt.

Die DNVP konnte auch bei dieser Wahl ihren Abstieg nicht aufhal-
ten und erhielt lediglich 2,6%. 1928 hatte die Partel noch wesentlich héher in
der Wéhlergunst gestanden. Damals waren auf die Deutschnationalen 7,9% der
Stimmen in Karlsruhe entfallen.

Das relativ gute Abschneiden des Zentrums verleitete, wie schon
bei der Beurteilung der Reichstagswahl, den "Badischen Beobachter” zu einer
merkwirdig anmutenden, den Wahlerfolg der Nationalsozialisten herunterspie-
lenden Betrachtungsweise des Wahlergebnisses. In seiner Bilanz der Wahl
weist der "Badische Beobachter" vor allem darauf hin, dal3 der "Nationalsozia-
lismus auf allen Fronten zum Stillstand gekommen" sei.** Diese Interpretation
versucht die Zeitung mit dem Rickgang der NSDAP-Stimmen um 4000, im
Vergleich mit der Reichstagswahl, zu belegen. Gleichzeitig wird aber nicht auf
den allgemeinen Riickgang, insbesondere den des Zentrums um 3000 Stimmen
verwiesen. Ebenso unerwéhnt bleibt der relative Anstieg der NSDAP, der ja
letztendlich fUr die Sitzverteilung ausschlaggebend war. Auch die Tatsache,
dai3 eine antidemokratische Partel mit 28 Stadtverordneten ins Rathaus einzie-
hen wirde, schien von geringerer Bedeutung als das relativ gute Abschneiden
der Zentrumspartei.

Wesentlich kritischer und besorgter beurteilten die Sozialdemokra-
ten das Wahlergebnis sowie die Art und Weise des nationalsozialistischen
Wahlkampfes, der offensichtlich auch in Karlsruhe Anklang gefunden hatte.
"Noch bei keiner Gemeindewahl wurden Verhetzung und Wahlschwindel in
solcher Auflage beniitzt wie bei der gestrigen Stadtverordnetenwahl. Besonders
die NSDAP und die KPD haben in einer gewissenlosen und demagogisch un-
Ubertrefflichen Weise den Wahlkampf gefihrt. . . . Wer der Meinung war, daf3

386B adli scher Beobachter 17.11.1930.
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die Hakenkreuzler bei der Gemeindewahl verhdtnismalig nicht so gut ab-
schneiden wurden wie bei der Reichstagswahl, der hatte eben Ubersehen, dal3
auch bei der Gemeindewahl der politische Unverstand genauso grof3 wie bel
der Reichs- und Landtagswahl" ist.*®’ Die Wahler der NSDAP sah der "Volks-
freund", wie schon bei der Beurteilung der Reichstagswahl vom 14. September,
aus "Kreisen der Beamtenschaft" kommen sowie aus "Inhabern von kleinen
Ladengeschéften” und "sonstigen Geschéftdeuten™, "die sich von den Hitlern
eben den Himmel auf Erden erhoffen."3®

Auch an dieser Stelle sollen nun, wie bei den im Laufe der Arbeit
untersuchten Wahlen, digjenigen Wahlbezirke einer genaueren Betrachtung
unterzogen werden, die entweder durch einen besonders hohen bzw. einen be-
sonders niedrigen Anteil an nationalsozialistischen Stimmen aufgefallen sind,
um der Frage nach der NSDAP-Wahlerschaft noch einen Schritt néher zu
kommen.

Im Wahlbezirk 16 gelang es der NSDAP, ihren ohnehin schon sehr
hohen Stimmenanteil, den sie bei der Reichstagswahl vom 14. September ge-
wonnen hatte, noch einmal zu erhthen. Die Partei erreichte in diesem Bezirk
somit ein Ergebnis von 43% und lag um mehr als 11% uber dem in Karlsruhe
erzielten Durchschnitt.

Zweitstérkste Partel war in diesem Stimmbezirk das Zentrum, das
16,49% der Wahler fur sich gewinnen und damit das Resultat vom 14. Septem-
ber sogar leicht verbessern konnte.

Die Sozialdemokraten lagen im Wahlbezirk 16 in der Wahlergunst
an dritter Stelle. Sie erhielten 12,96% der Stimmen und blieben damit deutlich
unter ihrem Karlsruher Gesamtergebnis. Verglichen mit dem Resultat der letz-
ten Reichstagswahl bedeutete das einen Riickgang von 1,3%.

Die DVP und die Deutsche Staatspartel, die bel der vorangegange-
nen Wahl noch gemeinsam as Einheitsliste kandidiert hatten, erreichten zu-
sammen 12,85%. Damit konnten sie ihr Ergebnis der letzten Wahl um 2% U-
bertreffen. Die DVP gewann 8,87% der Stimmen, die Deutsche Staatspartei
3,98%. Die Deutsche Volkspartei kam in diesem Wahlkreis also deutlich tber
ihr Durchschnittsergebnis hinaus.

%"Der Volksfreund 17.11.1930.
38Ep(,
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Ebenfalls tUber ihrem Karlsruher Resultat lag die DNVP im Wahl-
bezirk 16 mit 3,98%. Der stete Abwartstrend der letzten Wahlen konnte jedoch
auch hier nicht aufgehalten werden.

Die KPD gewann in diesem Bezirk nicht an Bedeutung und blieb
mit 1,93% weiterhin nur eine Splittergruppe.

Auch im Wahlbezirk 23 konnte die NSDAP innerhalb von zwel
Monaten noch einmal kréftig zulegen und ihre Position als starkste Partei wel-
ter ausbauen. Die National sozialisten erhdhten ihren Stimmenanteil um 9% und
erzielten 43,77% der Wahlerstimmen. Mit diesem Resultat Ubertrafen sie ihr
Karlsruher Gesamtergebnis um mehr as 10%.

Der Abstand der NSDAP zur zweiten Partel dieses Wahlkreises,
dem Zentrum, betrug fast 30%. Mit einem Ergebnis von 15,7% mufde das
Zentrum im Bezirk 23 nur einen unerheblichen Stimmenrtickgang hinnehmen,
blieb allerdings 3% unter dem stadtischen Durchschnitt.

An dritter Stelle folgte die DVP, die in diesem Bezirk eines ihrer
besten Ergebnisse erzielte und mit 10,93% der Stimmen deutlich Gber den
4,2% lag, die die Partei in Karlsruhe gewonnen hatte.

Die SPD verlor im Wahlbezirk noch einmal 1%, verglichen mit der
Reichstagswahl vom September. In diesem fur die SPD traditionsgemal}
schlechten Bezirk hatte die Partei auch eines ihrer schlechtesten Resultate zu
verzeichnen; sie erhielt nur 10,81% der Stimmen.

Die Deutsche Staatspartei erreichte in diesem Wahlbezirk 7,85%
der Stimmen und lag damit klar Uber ihrem Durchschnittsergebnis. Zwel Mo-
nate zuvor hatten beide Parteien, DVP und Deutsche Staatspartei, zusammen
als Einheitdliste noch 25,06% der Wahler fir sich gewinnen konnen. Der Riick-
gang der Mittelparteien setzte sich also auch in deren starken Stimmbezirken
fort.

Ebenso wie im Wahlkreis 16, so mufdte die DNV P auch im Bezirk
23 einen weiteren Schwund ihres Stimmenanteils hinnehmen. Sie verlor noch
einmal annghernd 2% und vereinigte lediglich 2,7% der Stimmen auf sich. Bel
der Reichstagswahl im Jahre 1928 hatte die DNV P noch 12,01% der Stimmen
dieses Wahlbezirks fir sich verbuchen kénnen.
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Die KPD, die wie die SPD in diesem Bezirk traditionell schlecht
abschnitt, gewann nurmehr 1,54% der Wahler fur sich und blieb folglich unbe-
deutend, wie auch schon zuvor im Wahlbezirk 16.

Im Wahlbezirk 32 gelang es der NSDAP, fast die Hélfte der Stim-
men auf sich zu vereinigen. Die Nationalsozialisten steigerten ihren Anteil aus
der letzten Reichstagswahl um 14,02% und erhielten damit 47,91% der Wah-
lerstimmen. Das Karlsruher Ergebnis Ubertraf die Partei um mehr as 16%. In-
nerhalb von zwei Jahren war es den Nationalsozialisten gelungen, ihren Stim-
menanteil in diesem Bezirk zu verzehnfachen.

Mit einem Wahlergebnis von 13,87% blieb das Zentrum stabil und
konnte den zweiten Platz in diesem Bezirk vor der SPD behaupten.

Die SPD verlor hier fast 4% ihrer Stimmen und rutschte mit 9,45%
erstmals in diesem Wahlbezirk unter die 10%-Marke. Von ihrem Durch-
schnittsergebnis, das die Sozialdemokraten im Bezirk 32 noch nie erreichen
konnten, war die Partei damit weiter entfernt denn je.

Den Sozialdemokraten folgten in diesem Wahlkreis die Parteien
der friheren Einheitsliste, die DVP und die Deutsche Staatspartei. Die Erstge-
nannte erhielt 9,2%, die Zweitgenannte 6,93% der Stimmen. Be der
Reichstagswahl vom 14. September hatten beide zusammen noch 20,95% der
Wahler fur sich gewinnen kdnnen. Trotz des starken Rickgangs lagen beide
Parteien klar Uber dem in Karlsruhe erzielten Resultat.

Wie in den Wahlbezirken 16, 23 und 32, konnte die NSDAP auch
im Bezirk 36 ihren Stimmenanteil aus der Reichstagswahl im September noch
einmal erheblich vergrdf3ern und hier ebenso deutlich die 40%-Marke Uber-
schreiten. 42,85% der Wahler dieses Stimmbezirks entschieden sich zu Guns-
ten der Nationalsozialisten, dies waren 11% mehr als im Karlsruher Durch-
schnitt.

Einen unbedeutenden Stimmenriickgang hatten die SPD und das
Zentrum zu verzeichnen. Das Zentrum erhielt 14,58%, die SPD konnte 13,69%
der Wéhler fur sich gewinnen, womit beide allerdings klar hinter ihrem Durch-
schnittsergebnis zurtickblieben.

Die Mittelparteien, DVP und Deutsche Staatspartei, konnten ihr
gemeinsames Ergebnis vom 14. September fast behaupten. Sie erzielten zu-
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sammen 10,71%, d.h. die DVP gewann 6,10%, die Deutsche Staatspartei
4,61% der Stimmen.

Die DNVP war in der Lage, in diesem Wahlbezirk ihren Anteil so-
gar leicht zu erhdhen und erreichte 4,46%, womit sie vor der KPD lag, die,
verglichen mit der Wahl vor zwei Monaten, 1,5% ihrer Wahler verloren hatte.

Zusammenfassend kann Uber die Ergebnisse der Wahlbezirke 16,
23, 32 und 36 folgendes festgestellt werden:

1. Die NSDAP konnte, zwei Monate nach der Reichstagswahl, die
meisten Wahler mobilisieren und somit in allen vier Wahlbezirken noch einmal
deutlich Zugewinne verbuchen. In allen Bezirken tberschritten die National so-
zialisten klar die 40%-Marke, womit sie ihr Durchschnittsergebnis von 31,8%
Uberall erheblich Ubertrafen. Das beste Resultat erzielte die NSDAP im Wahl-
bezirk 32, wo sie 47,91% der Stimmen erhielt.

2. Das Zentrum blieb in allen vier Bezirken zweitstarkste Partei
und muf3te nur leichte Einbuf3en hinnehmen. Im Stimmbezirk 16 verzeichnete
das Zentrum sogar einen leichten Anstieg in der Wahlergunst. Trotz relativer
Stabilitét erreichte das Zentrum in keinem der Wahlkreise das stadtische
Durchschnittsergebnis von 18,6%.

3. Die SPD verlor stérker as das Zentrum. Im Wahlbezirk 36 be-
trug der Verlust sogar mehr al's 5%. Traditionsgeméal3 gehorten alle vier Bezirke
zu den schlechtesten der SPD Uberhaupt.

4. Die Mittelparteien, die DVP und die Deutsche Staatspartel,
konnten den zum Teil erheblichen Stimmenschwund der letzten Jahre auch bei
dieser Kommunalwahl nicht aufhalten und erreichten in ihren ehemaligen
Hochburgen gerade noch ihre Durchschnittsresultate oder konnten sie nur
leicht Ubertreffen.

5. Die KPD schnitt bei dieser Wahl, wie schon bei den Wahlen zu-
vor, in diesen Stimmbezirken schlecht ab und blieb somit weiterhin ohne Be-
deutung. Das Karlsruher Ergebnis von 9,81% erreichten die Kommunisten in
keinem der vier Wahlkreise auch nur annghernd.

6. Die DNVP, die, au3er im Bezirk 16, bei der Reichstagswahl
1928 noch in allen vier Wahlbezirken mehr als 10% erzielt hatte, lag bei dieser
Kommunalwahl in all diesen Bezirken deutlich unter 5%.
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Im Wahlbezirk 60 konnte die KPD, die hier schon seit Jahren
stérkste Partel war, ihre Hochburg weiter ausbauen. Am 14. September hatten
die Kommunisten bei der Reichstagswahl 41,29% erhalten. Bei den Kommu-
nalwahlen steigerten sie nun ihren Stimmenanteil um 5,7% auf 46,99%. In ih-
rer Hochburg erhielten die Kommunisten folglich 37% mehr Stimmen als im
Karlsruher Gesamtdurchschnitt.

Die SPD, die zweite Partel in diesem Wahlkreis, hatte lediglich ei-
ne EinbufRe von 1,5% und gewann somit 21,83%. Von ihrem hervorragenden
Ergebnis, das die Partei bei der Landtagswahl 1929 erzielen konnte, blieb sie
weit entfernt.

Die NSDAP, die am 14. September noch einen Gewinn von mehr
als 10% zu verbuchen hatte, konnte dieses Mal ihr Resultat lediglich halten. Sie
gewann wiederum 16,45% der Wahler dieses Bezirks fur sich, lag aber mit
diesem Ergebnis weit unter dem Durchschnitt.

Wie die SPD, so blieb auch das Zentrum bei dieser Wahl stabil.
Der Wahlkreis 60, traditionsgemald ein schwacher Bezirk fir das Zentrum,
brachte der Partei einen Stimmenanteil von nur 7,27%, womit das Zentrum
natlrlich deutlich unter dem in Karlsruhe erzielten Ergebnis lag.

Die uUbrigen Parteien, die DVP, die DNVP und die Deutsche
Staatspartei, von jeher in diesem Bezirk schwach vertreten, erlangten auch bel
dieser Wahl keine Bedeutung. Die DVP erhielt 0,63% der Stimmen, die DNVP
ebenfalls, und die Deutsche Staatspartei blieb ohne eine einzige Stimme.

Im Wahlbezirk 80 war die SPD stérkste Partei. Die Sozial demokra-
ten konnten ihr gutes Ergebnis, welches sie bei den Reichstagswahlen acht
Wochen zuvor erzielt hatten, noch einmal verbessern und dieses Mal 48,59%
der Wahler fir sich gewinnen.

Das Zentrum wurde wieder zweitstérkste Partel in diesem Wahlbe-
zirk, nachdem es diese Position bel den Reichstagswahlen vom 14. September
an die Nationalsozialisten verloren hatte. Mit 17,75% der Stimmen steigerte
das Zentrum seinen Anteil um fast 2% und erreichte annghernd den Gesamt-
durchschnitt.

Die NSDAP verlor ihren zweiten Rang, wie oben beschrieben,
durch einen Riickgang in der Wahlergunst um 2,58% und mit einem Ergebnis
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von 14,01%. Deuitlich fallt hier die grof3e Differenz zum Karlsruher Resultat
der Partei auf .

Die KPD konnte ihren Stimmenanteil, den sie bel der Reichstags-
wahl errungen hatte - dort war ihr Ergebnis um 6% gesteigert worden - bestéti-
gen. 11,44% der Wahler dieses Wahlkreises entschieden sich fir die Kommu-
nisten.

Die Mittelparteien und die DNVP blieben auch in diesem Bezirk,
ahnlich wie im vorangegangenen, fast ohne Bedeutung. Im einzelnen erzielten
diese Parteien folgende Resultate: DV P 0,23%, Deutsche Staatspartei 1,4% und
DNVP 2,1%.

Im Wahlbezirk 82 behielt die SPD, trotz eines leichten Stimmen-
rickgangs, ihre Hochburg mit einem Ergebnis von 51,15%. Von ihrem besten
Resultat, welches die Sozialdemokraten bei den Reichstagswahlen vom 20.
Mai 1928 mit 63,93% in diesem Bezirk erzielt hatten, blieben sie alerdings
weit entfernt.

Von den Stimmenverlusten der SPD dirften in erster Linie die
Kommunisten profitiert haben, die ihren Stimmenanteil innerhalb von zwei
Jahren verdoppeln konnten und nunmehr mit 15,87% zweitstarkste Partei in
diesem Wahlbezirk waren.

Das Zentrum durfte im Bezirk 82 ebenfalls einen Stimmenzuwachs
verbuchen und erzielte mit 11,27% fast sein bestes Ergebnis, das es hier bei der
Reichstagswahl 1928 gehabt hatte.

Die NSDAP lag in diesem Wahlkreis in der Wahlergunst nur an
vierter Stelle und mufdte in diesem, fur die Partei ohnehin schlechten Bezirk,
sogar einen Stimmenruckgang hinnehmen. Mit lediglich 9,09% erreichten die
Nationalsozialisten nicht einmal das Resultat vom 14. September. Zum Karls-
ruher Durchschnittsergebnis fehlten der NSDAP 23%.

Die restlichen Parteien blieben auch hier, wie zuvor in den Wahl-
bezirken 60 und 80, ohne jede Bedeutung. Die DVP erhielt 0,84%, die Deut-
sche Staatspartei 1,21% und die DNVP 1,23% der Stimmen.

Im Wahlbezirk 84 konnte das Zentrum die Verluste der Reichs-
tagswahl vom 14. September zum Teil wieder ausgleichen und seine Hochburg
festigen.

Mit einem Zugewinn von 3% Ubertraf das Zentrum wieder knapp die 40%-
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Marke und erreichte 40,38% der Wahlerstimmen. Das Ergebnis der Land-
tagswahl vom Vorjahr konnte die Partel allerdings nicht mehr erzielen.

Bel der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 war die SPD in diesem
Wahlbezirk noch stérkste Partei gewesen. Wie bei den Wahlen zuvor muf3ten
die Sozialdemokraten auch bel dieser Wahl wieder Stimmeneinbuf3en ver-
zeichnen und erhielten nur noch 23,54% der Stimmen. Das bedeutete einen
Rickgang in der Wahlergunst von mehr als 20% innerhalb von zwei Jahren.

Auch in diesem Wahlkreis durften die Nutznief3er des Um-
schwungs in erster Linie die Kommunisten gewesen sein. Die KPD steigerte
ihren Stimmenanteil bel der Kommunalwahl vom 16. November auf 16,84%
und war damit drittstrkste Partel des Bezirks 84.

Die Nationalsozialisten mufiten auch hier einen Stimmenriickgang
hinnehmen. Die NSDAP verlor 1,4% und kam nur noch auf 7%. Somit lag die
Partel um mehr als 24% unter ihrem Karlsruher Durchschnittsergebnis. Das
Resultat dieses Wahlkreises unterstreicht deutlich, dal? die Karlsruher NSDAP
nicht oder nur sehr begrenzt in der Lage war, Arbeiter fur sich zu mobilisieren.

Fur die DVP, die Deutsche Staatspartei und die DNVP bot sich im
Wahlbezirk 84 das gleiche Bild wie in den drei zuvor untersuchten Bezirken.
Alle drei Parteien blieben ohne Bedeutung, keine der drei Parteien kam tber
1%.

Vergleicht man nun abschlief3end die Ergebnisse der Wahlbezirke
60, 80, 82 und 84, die Wahlbezirke also mit niedrigem NSDAP-Stimmenanteil,
kann folgendes festgehalten werden:

1. Die Sozialdemokraten blieben in alen Wahlkreisen, auf3er im
Bezirk 84, stabil und behielten im Bezirk 82 ihre Hochburg, wo sie 51,15% der
Stimmen erzielten.

2. Die gleiche Feststellung bezlglich der relativen Stabilitét kann
auch fur das Zentrum getroffen werden, das im Wahlbezirk 84 seine Hochburg
hatte. Hier konnte die Partel 40,38% der Wahler fur sich gewinnen. Im Bezirk
60 blieb das Zentrum wie bel den vorausgegangenen Wahlen unter 10%.

3. Die Kommunisten bauten ihre Hochburg im Wahlbezirk 60 wei-
ter aus. Dort erreichte die KPD 46,99% der Stimmen. In den tbrigen Bezirken
lagen die Kommunisten deutlich unter diesem Ergebnis, wobei sie aber Gberall
starker wurden.



163

4. Die NSDAP konnte in keinem dieser Wahlbezirke Stimmen hin-
zugewinnen. Auf3er im Bezirk 60, wo die Nationalsozialisten das Resultat der
letzten Wahl wiederholten, mufiten sie tGberall Stimmenverluste hinnehmen. In
allen Bezirken blieben die Nationalsozialisten weit unter ihrem Karlsruher
Durchschnittsergebnis, in den Wahlkreisen 82 und 84 kam die NSDAP sogar
unter 10%. Wichtigstes Ergebnis ist aber, dal3 es den Nationalsozialisten auch
bei der Kommunalwahl nicht gelang, in die Hochburgen der Arbeiterparteien
oder in die des Zentrums einzudringen.

5. Fur die DVP, die Deutsche Staatspartei und die DNV P kann fir
ale vier Wahlbezirke Ubereinstimmend gesagt werden, dal3 keine der drei Par-
teien irgendwelchen Einflul gewinnen konnte; sie blieben bedeutungslios und
erhielten zum Teil nicht einmal 1% der Stimmen.
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IV.5.3. Der neue Burgerausschul

Am 8. Dezember 1930 oblag es den 84 gewahlten Stadtverordneten, den neuen
Stadtrat zu wahlen und damit den neuen Birgerausschul3 zu vervollstandigen.
Als Stadtverordnete hatten die Karlsruher gewahit:

28 Nationalsozialisten, 18 Sozialdemokraten, 18 Zentrumsleute, die
tibrigen Abgeordneten verteilten sich auf die kleineren Parteien.®®

Da sich die Abstimmenden an die Weisungen ihrer Parteien hielten,
gab es bei der Wahl des Stadtrats, der einschliefdich der Blrgermeister 28 Mit-
glieder umfafite, keine Uberraschungen. Dem neuen Stadtrat gehorten an:

8 Nationalsozialisten, 5 Sozialdemokraten, 4 Vertreter der Arbeits-
gemeinschaft (aus DVP, DSTP, Evangelischer VVolksdienst, Wirtschaftspartei)
und zwei Kommunisten.*®

Fur die NSDAP waren diesim einzelnen:

Fritz Jager (Stadtkassendirektor), Peter Riedner (Expedient), Fritz
Manschott (Drogist), Fritz Argus (Kaufméannischer Angestellter), Willi Worch
(Bierbrauer), August Kramer (Geschéftsfihrer), Oskar Stabel (Dipl. Ing.) und
Rudolf Schindler (Bankbeamter).***

Die letzte Wahl im Zusammenhang mit der Kommunalwahl war
die des Stadtverordnetenvorstandes. Ublicherweise erfolgte die Besetzung des
Obmanns und seines Stellvertreters nach dem Starkeverhaltnis im Stadtrat, d.h.
die stérkste Partel stellte den Obmann. Diesen parlamentarischen Brauch woll-
ten sich nun auch die Nationalsozialisten zu Nutze machen und forderten die
Stelle fur sich. So beriefen sich nun gerade die auf parlamentarische Ge-
pflogenheiten, die den Parlamentarismus mit alen Mitteln bekémpften. In den
Stadtverordnetenvorstand, der zehn Mitglieder umfaldte, wurden dann aller-
dings nur drei Nationalsozialisten gewahlt, da sich die anderen Parteien zu ei-
ner Liste zusammengeschlossen hatten und somit einen vierten National sozia-
listen im Stadtverordnetenvorstand verhinderten. Trotz aller Bemihungen der
SPD, das Zentrum dahingehend zu beeinflussen, entgegen den Gepflogenheiten
kein Mitglied der stérksten Stadtratsfraktion zum Obmann zu wéhlen, wurde

¥95tadtAK 8/DS FI 27. Verzeichnis der Mitglieder.
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jedoch dann, eben mit den Stimmen des Zentrums, ein Nationalsozialist, der
Studienrat Eugen Kullmann, zum Obmann gewahlt.

Die Weltwirtschaftskrise traf mit all ihren Auswirkungen neben
den Vereinigten Staaten von Amerika vor allem Deutschland.

Neben der wirtschaftlichen Krise war es insbesondere die krisen-
verschérfende Politik von Reichskanzler Heinrich Briining, die es, wie das Bei-
spiel Karlsruhes zeigt, unmoglich machte, gegen die unmenschlichen Auswir-
kungen der immer stérker werdenden wirtschaftlichen Not, wenigstens in be-
grenztem Rahmen entgegenzuwirken. War es in Karlsruhe noch 1929 gelun-
gen, durch stadtische Investitionen tber 1 000 Arbeitsplédtze zu erhalten, wur-
den diese Anstrengungen durch immer grof3ere Belastungen fir den st&dtischen
Haushalt, sei es durch den Anstieg der Kosten der stadtischen Flrsorge, sei es
aber vor alem durch Landes- und Reichsgesetze, die den Kommunen auf der
einen Seite immer weniger Steuern zukommen lief3en, auf der anderen Seite
immer mehr Kosten aufblrdeten, zunichte gemacht.

Aber nicht nur auf dem Arbeitsmarkt, auch auf dem Wohnungs-
markt fehlte es durch die Politik Brinings an Mitteln, der immer dramatischer
werdenden Not entgegenzuwirken.

Mit dem Zusammenbruch der Grof3en Koalition im Méarz begann
neben der wirtschaftlichen sich nun auch die politische Katastrophe abzuzeich-
nen. Bruning, vom Reichsprasidenten Hindenburg mit der Bildung eines neuen
Kabninetts beauftragt, hatte mit diesem vor alem en Ziel vereinbart: die Aus-
schaltung der Sozialdemokratie. Briining begab sich somit auf die Seite der
reaktiondaren, sogenannten Eliten, die bei der Behebung der wirtschaftlichen
Not selbstverstandlich keine Lasten zu tragen gedachten. Zum Schulterschluf
mit der reaktionaren Rechten gehdrte auch die Art und Weise, den Art. 48 der
Reichsverfassung anzuwenden. Mit der Auflésung des Reichstags im Juli 1930
begann die Ausschaltung des Parlaments, deren Fortsetzung dann im Jahr 1933
im Erméchtigungsgesetz gipfelte.

Folgen der Auflésung des Parlaments im Juli 1930 waren dann die
"Katastrophenwah!" vom 14.September, sowie das Ergebnis der Karlsruher
Kommunalwahl vom 16. November 1930, nach der die NSDAP als stéarkste
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Fraktion ins Karlsruher Rathaus einziehen konnte, trotz eines zum Teil brutd
gefuhrten Wahlkampfes und vielfach erwiesener Inkompetenz.
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V. DieNSDAP im Karlsruher Rathaus

Die Vertreter der NSDAP im neugewahlten Stadtrat und Burgerausschuf3 ver-
fugten Uber keinerlei Erfahrungen in der Kommunalpolitik. Die meisten unter
ihnen waren nicht einmal mit der Gemeindeordnung vertraut. Um diesem Defi-
zit entgegenzuwirken, wurde die Stelle eines Gauwarts fur Kommunalpolitk
geschaffen, der fir Anfragen seiner Parteigenossen zur Verfligung stehen soll-
te. Als Beispiel fur die Unfahigkeit der neuen Volksvertreter soll hier nur eine
Anfrage an den Gauwart fur Kommunalpolitik Erwadhnung finden, in der er-
fragt wurde, ob der Oberbiirgermeister im Stadtrat stimmberechtigt sei.>*

Die Bemihungen seitens der NSDAP, die die Mdoglichkeiten der
Kommunalpolitik beztglich ihrer Bedeutung bel der Gewinnung neuer Wahler
relativ spét erkannte, Parteimitglieder fur die Arbeit in Gemeindevertretungen
vorzubereiten, geht auf das Jahr 1927 zurtick. Trotz dieser Bemihungen, v.a
von Karl Fiehler, dem kommunalpolitischen Vordenker der Partei, blieb das
Interesse an der Kommunalpolitik im Hintergrund, was viele Antrége in den
Gemeindeparlamenten belegen, die keinerlel lokalen Bezug hatten, sondern

allgemeine nationalsozialistische Politik verkérperten.*

(Erinnert sai hier an
die Ausfuhrungen Hitlers anldfdlich seines Besuchs in Karlsruhe 1928) In Ba-
den sah sich Gauleiter Robert Wagner, wohl um die Unfahigkeit seiner
"Volksvertreter" wissend, veranlaldt, fur diese einen Antragskatalog fur die
Gemeindeparlamente zu erstellen.

Mit diesem zwanzig Punkte umfassenden Antragskatalog, der
nichts anderes als reine Agitationsantrage enthielt, wurde beabsichtigt, die Ar-
beit in den Kommunalvertretungen zu behindern. Fur die Nationalsozialisten

war es selbstredend ein leichtes, solche Antrage zu stellen, mufiten sie ja nicht

%2 GLA 465d/1037
3% K arl Fiehler, National sozialistische Gemeindepolitik, In: NS Bibliothek. H.10. Miinchen
1929.
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befiirchten, diese auch verwirklichen zu miissen.®* Die Antrége an dieser Stel-
le im einzelnen vorzustellen, wéare sicherlich mifdig, da sie zu einem grof3en
Teil léngst von anderen Parteien eingebracht oder sogar schon verwirklicht
worden waren, wie z.B. die Forderung nach der Senkung der Aufwandsent-
schadigung fiir die Stadtrate.®® Die tibrigen Antrage bezeichnete der sozialde-
mokratische Landtagsabgeordnete und Karlsruher Stadtrat Eugen Geck in ei-
nem im "Volksfreund" sowie in anderen Zeitungen veroffentlichten Artikel als
"Geschreib”, aus dem "auch nur der bescheidenste Gedanke zum Dara-
nanknupfen herauszulesen [ist]. Keine hieb- und stichfesten grundsétzlichen
Darlegungen, keine Formulierungen, die den ernsten Willen zur positiven und
praktischen Mitarbeit zum Wohl der Stadt und ihrer Bevolkerung, in dieser
schweren Zeit erkennen lassen."*® Bemerkenswert an diesen Ausfiihrungen ist
aber auch, dal3 von der NSDAP Uberhaupt eine konstruktive Mitarbeit erwartet
wurde. Der Katalog der 0.g. Antrége umfaldte u.a. die Klrzung der Beziige der
stadtischen Beamten, wobel man allerdings nicht daran dachte, auch die Kir-
zung des Gehalts des nationalsozialistischen Stadtkassendirektors Jager mit-
zeinzubeziehen. Dal3 diese Forderungen nicht ernst genommen wurden, zeigt
auch die Tatsache, dai3 gerade die von einer solchen Mal3nahme Betroffenen zu
den Wahlern der NSDAP gehorten. Des weiteren verlangten die Nationalsozia-
listen die "Entkommunalisierung" der st&dtischen Betriebe, ein Anliegen brei-
ter Kreise der Wirtschaft, welches die DV P schon langst mehrfach vorgetragen
hatte und damit aus guten Grinden gescheitert war. Ebenso verlangten die Na-
tionalsozialisten die Einfihrung einer Warenhaus- und Filialsteuer, eine "anti-
semitisch-reaktionére Forderung ihrer mittelstandischen Klientel".**” Diein der
Propaganda zur Kommunalwahl angekindigten Losungen des Problems der
Zinssenkungen, die der Stadt 1 Million RM sparen sollten, blieben im Forde-

¥4 \/gl. hierzu auch Horst Matzerath, Nationalsozialismus, S. 42f.

%5 Die Antragsvorlage Wagnersist abgedruckt im " Fithrer" vom 29.11.1930.
¥ Der Volksfreund 2.12.1930.

%7 Der Volksfreund 2.12.1930.
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rungskatalog alerdings aus.3%®

Die Unsinnigkeit der Forderung an die Stadt-
verwaltung nach Einfuihrung der allgemeinen Wehrpflicht, wie sie noch vor der
Wahl gestellt worden war, hatte Wagner wohl erkannt und nahm sie nun nicht
mehr auf. Was den Antrdgen der Nationalsozialisten fehlte, waren Losungs-
moglichkeiten, zum einen zur Behebung der Wohnungsnot, und zum anderen
zur Linderung der Arbeitsosigkeit, wie sie ebenfalls in der Propaganda zur
Gemeindewahl angekindigt worden waren. Einen deutlichen Beweis ihrer In-
kompetenz lieferten die Nationalsozialisten bei der Beratung eines Antrags der
KPD, betreffend eine Winterbeihilfe fir die Erwerbslosen der Stadt in Hohe
von 780 000 RM. Der Antrag, der im Prinzip auch von den anderen Parteien
unterstitzt wurde, mufdte aufgrund der fehlenden Deckung zurtickgewiesen
werden.*® Deckungsvorschlage unterbreiteten nur die Kommunisten, welche
aber aus rechtlichen Grtinden nicht zur Anwendung kommen konnten. Im Ver-
lauf der Diskussion wurde die NSADP-Fraktion mit der Kritik konfrontiert,
Antrége zu unterstitzen, ohne Deckungsvorschlage zu unterbreiten. Auch
Stadtkassendirektor Jager war hierzu nicht in der Lage und versuchte sich da-
mit herauszureden, er habe geglaubt, es handle sich nur um einen Betrag von
80 000 RM.

Dal3 die NSDAP nicht angetreten war, um zu konstruktiver Politik
beizutragen, sondern im Gegenteil, die parlamentarische Arbeit unméglich zu
machen, zeigte sie bereits in der ersten Birgerausschul3sitzung des neuen Jah-
res. Diese Sitzung, welche die ungeheure wirtschaftliche Not und die damit
verbundenen Probleme der Stadt zum Thema hatte, verlief zunéchst in ruhiger
Atmosphére.

Hauptdiskussionspunkt der Sitzung war eine Vorlage des Stadtrates
zur Beschaffung von Notstandsarbeiten zur Milderung der grof3en Arbeitslo-
sigkeit. Geplant war die Errichtung eines Hochwasserdammes, fur den 24000

Erwerbsl osenschichten berechnet wurden (19 Arbeiter konnten fir 6 Monate,

398
Ebd.
3% Der Volksfreund 8.1.1931, Badischer Beobachter 3.1. und 8.1.1931.
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bei einer taglichen Arbeitszeit von 7 Stunden beschéftigt werden), sowie die
Verlangerung des Rheinhochwasserdamms bei Maxau, fur den 25000 Erwerbs-
losentagschichten zugesagt waren.*®

Erganzend zu diesen Mal3nahmen stellte die SPD den Antrag, mit
den Vorarbeiten zum Rheinbriickenbau bei Maxau zu beginnen, um auch dort
Arbeitsmdglichkeiten zu schaffen.

Zum Eklat kam esin dieser Sitzung dann, als der sozialdemokrati-
sche Stadtverordnete Schulenburg die Standpunkte der SPD darlegte und die
"nationalsozialistische Demagogie" bei der Behandlung der Not kritisierte.
Seine Angriffe veranlaldten den Nationalsozialisten Willy Worch zu dem Zwi-
schenruf: "Die Verbrecherpolitik der Sozialdemokratie ist schuld ... ihr Zigeu-
nerbande! "**

Kaum zu begreifen ist die unriihmliche Rolle, die Oberbiirgermeis-
ter Finter bel der folgenden Auselnandersetzung spielte, als er den Beschimp-
fungen Worchs erst nach Aufforderung durch den Zentrumsabgeordneten Wild
Einhalt gebot und Worch zur Ordnung rief. Worch nahm diesen Ordnungsruf
lediglich zum Anlal3, die Wortwahl seiner Beschimpfungen zu éndern und die
Sozialdemokraten as "Lumpen" zu beschimpfen. Die hierauf beginnenden
Handgreiflichkeiten zwischen beiden Parteien konnten nur durch das Dazwi-
schentreten einiger Zentrumsleute verhindert werden, wobel die Beschimpfun-
gen alerdings fortgesetzt wurden und in den Rufen Worchs gipfelten "ihr
schmutzigen Séue, ... ihr Dreckspatzen ..."*% Einhellig wurde in der Karlsruher
Presse, aul3er in der Badischen Presse und natlrlich im Fihrer, das Auftreten
der Nationalsozialisten sowie die geduldige Haltung des Oberbirgermeisters
deren Gebaren gegenuber verurteilt, und er wurde aufgefordert, die Sitzungen
kunftig strenger zu leiten. Welchem Geist das Verhalten der national sozialisti-

schen Stadtverordneten entsprang, erkléren die Ausfihrungen ihres Landtags-

40 Der Volksfreund 8.1.1931, Badischer Beobachter 3.1. und 8.1.1931.

01 Ehd. 15.1.1931 Die iibrige Tagespresse bestétigt den Inhalt dieses Artikels. Natiirlich sieht

"Der Fuhrer" die Sozialdemokraten als Provokateure an, aber auch die "Badische Presse”" n&-

Z]cgrt sich nicht nur in dieser Angelegenheit immer mehr den Positionen der National sozialisten.
Ebd.
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abgeordneten Kraft auf einer Kundgebung in der Festhalle: "Wenn wir Front-
soldaten geahnt hétten, welches Gesindel sich in den Parlamenten herumtreibt,
hétten wir nicht langer auf Englander und Franzosen geschossen, wir hétten
unsere Gewehre umgedreht."**

Doch nicht nur im Birgerausschuf? stifteten die Nationalsozialisten
Unfrieden uns sorgten fir Krawalle, die hier zunéchst durch das besonnene
Verhalten der Ubrigen Stadtverordneten verbaler Art blieben, sondern auch -
und bekanntermal3en vor allem dort auf der Stral3e, wo sie im Laufe des letzten
und zu Beginn des neuen Jahres in reinen Terror umschlugen. In der Presse war
nun fast taglich Uber den nationalsozialistischen Terror zu lesen, der auch an
Brutalitét standig zunahm. Als Beispiel soll an dieser Stelle geniigen, an den
Uberfall von SA-Leuten auf eine Gruppe von Musikern in der Neujahrsnacht
zu erinnern, bei dem mehrere Personen z.T. schwer verletzt wurden, weil sie
der Aufforderung, die SA zu griiRen, nicht nachkommen wollten. Zum wieder-
holten Male wurde von der demokratischen Presse mit Befremden auf das pas-
sive Verhalten der Polizei und die verharmlosenden Polizeiberichte hingewie-
sen, in denen es lediglich hief3: "Wegen Korperverletzung und groben Unfugs
gelangten in der Neujahrsnacht mehrere Personen zur Anzeige."**

Von den etwa 15-20 SA-Méannern wurde lediglich der schon mehr-
fach wegen Korperverletzung verurteilte SA-Fuhrer Loffler in Haft behalten,
die Ubrigen Schlager wurden wieder auf freien Fuld gesetzt.

Die Folgen der Wirtschaftskrise wurden nach dem Amtsantritt
Brunings durch dessen rigorose Sparpolitik, die das Ziel hatte, Deutschland
wirtschaftlich in die Lage zu versetzen, die Siegerméchte des Ersten Welt-
kriegs zum Verzicht auf die Reparationen zu zwingen, zusétzlich verschéarft.*®

"Die Harte, mit der die Spar- und Deflationspolitik durchgefihrt
wurde, war nicht allein von wirtschaftlichen Erfordernissen diktiert, sondern

diente politischen Zielen. Letztlich war die Finanz- und sogar die Zentralbank-

4% 7it nach Der Volksfreund 10.1.1931.
404 Epq.
4% yrsula Biittner, Politische Alternativen, in, VFZG 1989. S. 216.
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politik in Deutschland dadurch mitbestimmt, dal3 Brining, Luther und andere
Verantwortliche die nach der Kriegsniederlage geschaffene Ordnung noch im-
mer nicht akzeptierten und ihr wesentliche Schuld am Wirtschaftsdesaster bei-
mal3en. Deshalb versuchten sie, die Finanzpolitik einzusetzen, um die Repara-
tionsbestimmungen des Versailler Vertrags zu Fall zu bringen, die Funktionen
der Parlamente einzuschranken und im Zuge der "Reichsreform™ die Selbst-
verwaltung von Landern und Gemeinden zu beschneiden."%®

Die Gemeinden, die unter dieser Politik am meisten zu leiden hat-
ten, besalden keinerlel verfassungsmallige Rechte und somit auch keine M6g-
lichkeiten, sich gegen die Politik der finanziellen Aushshlung zu wehren.*”’

Den Stadten, namentlich dem Vorsitzenden des Deutschen Stadte-
tages, Mulert, blieb nur, immer wieder auf ihre Notlage und die Folgen dersel-
ben hinzuweisen und Vorschldge zur Linderung der Not zu unterbreiten. In
einem Aufsatz in der Zeitschrift "Der Stadtetag*“® zeichnete Mulert ein katast-
rophales Bild der stédtischen Finanzen, betonte aber gleichzeitig die Bereit-
schaft der Stadte zur dulersten Sparsamkeit.

Fur das Ende des Haushaltgahres 1930 (Mitte Mé&rz) rechnete Mu-
lert mit einem ungedeckten Fehlbetrag von 42 Millionen Reichsmark, verur-
sacht durch sinkende Einnahmen bei gleichzeitig permanentem Anstieg der
Fursorgekosten, wobei die Zahl der saisonbedingten Arbeitslosen fir den Win-
ter 1930/31 noch nicht berticksichtigt worden waren.

Die Bereitschaft der Stadte zur Sparsamkeit belegte Mulert mit
Ausgabensenkungen in den Bereichen Theater, Krankenhduser und Schulwe-
sen. Weitere Kirzungen in der Wohlfahrt hielt er allerdings fir ausgeschlossen,
da diese bereits am untersten Niveau des Existenzminimums angelangt sei. Zur
Entlastung der stadtischen Haushalte forderte Mulert zum wiederholten Male
gesetzliche MaRnahmen seitens der Reichsregierung zur Ubernahme der durch

406 Epq.
407 Adam Stegerwald zit. nach ebd.
4%8 7it. nach Badischer Beobachter 15.1.1931.
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die Krise verursachten Firsorgelasten, die im Lauf der letzten Jahre in immer
stérkerem Mal3e den Gemeinden aufgebiirdet worden waren.

Einen erneuten Eingriff auch in die kommunale Selbstverwaltung
Karlsruhes, stellte die zwangsweise Einfihrung der Burgersteuer dar, die nach
den Mindestsétzen der Notverordnung des Reichsprasidenten vom 1. Dezem-
ber 1930 durch den Landeskommissar zur Deckung eines Defizits von 640 000
RM im stédtischen Haushalt in Kraft gesetzt wurde. Der Stadtrat hatte die Ein-
fihrung dieser Steuer abgelehnt.*®

Bei dieser Steuer handelte es sich um eine primitive Kopfsteuer,
die mit wenigen Ausnahmen, jeder Birger, gestaffelt nach seinem Einkommen,
zu entrichten hatte. Von dieser Steuer waren finf Personenkreise ausgenom-
men:

1. Empfanger von Arbeitslosen- oder Krisenunterstiitzung.
Empfanger 6ffentlicher Flrsorge.

3. Soziarentner, deren Einkommen 900 RM/Jahr nicht
Ubersteigt.
Kriegsbeschadigte, sowie Empfanger von Zusatzrenten.
Personen die am Stichtag (10.10.1930) vom Wahlrecht
ausgeschlossen waren oder deren Wahlrecht ruh-
te.410

Die Hohe der Steuer wurde nach dem jeweiligen Jahreseinkommen
festgelegt. Im einzelnen war diese wie folgt gestaffelt: Personen mit einem

Jahreseinkommen von:

nicht mehr als 8000 RM 6 RM
8000 - 25000 RM 12 RM
25000 - 50000 50 RM
50000 - 100000 RM 100 RM
100000 - 200000 RM 200 RM

409 Epd. 16.1.1931.
4“0 RGBL. TI. S. 518.
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200000 - 500000 RM 500 RM
tiber 500000 RM 1000 RM.*?

Zur selben Zeit wurde in Karlsruhe, ebenfalls zwangsweise, eine
Biersteuer eingefiihrt, die zu einem drastischen Rickgang des Bierkonsums
fuhrte und nicht ohne Folgen fir die Beschaftigungssituation in den Karlsruher
Brauereien blieb. Besonders hart wurden durch den Riickgang des Bierkon-
sums Firsorgeempfanger getroffen, die durch die Einrichtung einer kleinen
hauslichen Getrénkeverkaufsstelle versuchten, ihre knappen Mittel aufzubes-
sern.

Zu Beginn des Jahres 1931 wurde der ohnehin schon grol3e, sai-
sonbedingte Zustrom an Arbeitslosen beim Arbeitsamt Karlsruhe, durch einen
weiteren Konjukturriickgang verstarkt.*

Insbesondere wurde in den Berichten des Arbeitsamtes der Zugang
von Arbeitssuchenden aus den Branchen registriert, die den Arbeitsmarkt bis-
lang weniger belastet hatten. "In der Hauptsache kamen diese Arbeitsuchenden
aus Betrieben des Metall-, Holz- und Brauereigewerbes sowie der Toilettensei-
fenindustrie."*"

Im einzelnen setzte sich die Mehrbelastung im Vergleich mit dem
Vorjahr wie folgt zusammen:

Metallgewerbe 1594

Leder 104
Holz 474
Bau 294
Verkehr 75

“ Ebd. S. 518f. Die hierzu in der Tagespresse angegebenen Zahlen stimmen nicht mit denen
des Gesetzestextes tberein, auf die sich der Verf. bezieht.

412 StadtAK |/H.-Re-. A 1974. Bericht tiber die Arbeitsmarktlage in der Zeit vom 1.1. -
15.1.1931.

413 End.
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Handel 658.414

Die Zahl der Arbeitsuchenden war in der Stadt Karlsruhe zu Jah-
resbeginn auf 11198 gestiegen, d.h. alein in den ersten beiden Wochen waren
fast 700 Karlsruher arbeits os geworden.

Arbeitslosenunterstiitzung erhielten davon nur noch 3169 und Kri-
senunterstitzung 1250 Personen, d.h. lediglich 4419 wurden vom Arbeitsamt
unterstiitzt, die Gbrigen waren auf die stadtische Wohlfahrt angewiesen.

Besonders drastisch wirkte sich die anhaltende Krise auf die ju-
gendlichen Erwerbslosen aus, die im Lauf der letzten Monate des Jahres 1930
und zu Beginn des neuen Jahres einen stetig wachsenden Antell an der Ge-
samtzahl der Arbeitsosen hatten. Im Méarz 1931 wurde die Zahl der Jugendli-
chen, die von der Stadt unterstiitzt werden mufiten, mit mehreren Hundert an-
gegeben.415

Der Vorsitzende des Fursorgeamts Dr. Fichtel sah diese Jugendli-
chen, die zum grofdten Teil noch nie in Arbeit gestanden hatten, in besonderer
Weise gefdhrdet. "In vielen Féllen ist eine Verwahrlosung von ihnen zu be-
furchten."™® Um dieser Gefahr entgegenzuwirken, bemiihte sich Fichtel ver-
mehrt, jugendliche Erwerbslose bei Notstandsarbeiten unterzubringen und
wandte sich daher mit Bitten sowohl an die Amter wie auch an Industriebetrie-
be, alerdings mit geringem Erfolg.

Digenigen, die das Gluck hatten, im Zuge einer solchen Mal3nah-
me, wenn auch nur fir einige Monate, Arbeit zu bekommen, wurden fir diese
alerdings nur sehr durftig entlohnt. Der festgesetzte Stundenlohn von 75 Pf.

41 Ebd. Diese Zahlen beziehen sich auf den Arbeitsamtsbezirk Karlsruhe, also nicht nur auf die
Stadt, fir die hierzu keine c,esonderten Zahlen vorliegen.
415 StadtAK 1/H.-Reg. 4229. Pflichtarbeit. Ausfilhrungen Dr.Fichtel 30.1.1931.
416
Ebd.
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reduzierte sich fur Arbeiter unter 18 Jahren "fur jedes halbe Jahr, das ihnen
zum vollendeten 18. Lebensjahr fehlt, um 10% bis herab auf 50%."*"’

Bel der Beschéftigung jugendlicher Erwerbsloser wurde ebenso
wie bel der Arbeitsbeschaffung fur die tbrigen Arbeitslosen darauf geachtet,
sie so schnell wie mdglich dem Arbeitsamt wieder zurtickzufiihren. Aus die-
sem Grund war eines der Vergabekriterien die Auswahl nach Unterstiitzungs-
hohe und Anwartschaft.

"Die Jugendlichen sollen in der Regel solange beschéftigt werden,
bis sie die Anwartschaft auf die Unterstiitzung des Arbeitsamtes erlangt haben.
Dabel soll darauf Rlcksicht genommen werden, dal3 jugendliche Erwerbslose
mit kurzer Anwartschaftszeit in erster Linie mit zur Einstellung gelangen."*®

Fur die Beschaftigung Jugendlicher waren Arbeiten des Tiefbau-
amtes, wie z.B. der Mooraushub an der Seewiesenstral3e (Gartenstadt) vorge-
sehen, ebenso wie der Einsatz bei der Verlegung des Federbachs, eine Arbeit,
die eine langere Beschéaftigungsdauer gewdhrleisten sollte. Die Anzahl derer,
die auf diese Weise in Arbeit kamen, nahm sich im Vergleich mit den oben
erwahnten mehreren hundert jugendlichen Arbeitslosen, mit nur 50 sehr be-
scheiden aus.**

Des weiteren wurde vom Jugendamt beschlossen, auch Jugendliche
in Pflichtarbeit zu nehmen. Hierbei war vorgesehen, diese in erster Linie beim
Gartenamt und in der Verwaltung einzusetzen. Gleichzeitig wurde auch an eine
"Pflichtarbeit mit Fernentsendung” gedacht. So bestanden z.B. auf dem Feld-
berg Beschaftigungsmdglichkeiten bel Forstarbeiten. Untergebracht werden
sollten die Jugendlichen in Jugendherbergen. Die Kosten, die auf die Stadt zu-
kommen sollten, lagen nicht Gber den Kosten, die bel der Unterstiitzung in

K arlsruhe anfielen.*?

47 StadtAK 1/H.-Reg. 4229. Pflichtarbeit. Beschéftigung jugendlicher Erwerbsloser.
418 StadtAK 1/h.-Reg. 4229. Pflichtarbeit. Ergebnis der Beratungen des Jugendamtes
419

Ebd.
420 Epd.
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Die psychische Belastung dieser Menschen, die nun zu Zwangsar-
beiten verschickt werden sollten, war mit keinem Wort erwéhnt worden. Die
Quellenlage, d.h. fehlende Aussagen des betroffenen Personenkreises, ermogli-
chen es dem Verfasser leider nicht, ndher auf diese Problematik einzugehen.
Mit Sicherheit darf aber angenommen werden, dal3 solche MalRnahmen wohl
kaum dazu beigetragen haben, Menschen fir diesen Staat zu begeistern, der sie

so schméhlich im Stich gelassen hatte.
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VI. NSDAP-Wahler und Wahlerbewegungen zur NSDAP
in Karlsruhe 1928-1930

Nachdem in den vorausgegangenen Kapiteln die Wahlen der Jahre 1928 bis
1930 in Karlsruhe untersucht wurden, vornehmlich im Hinblick auf die von der
NSDAP dabei erzielten Ergebnisse, sollen nun die Wahlerwanderung zur
NSDAP sowie die sozidle Zugehorigkeit ihrer Wahler ertrtert werden. Der
Verfasser ist sich dabel der Schwierigkeiten, zu einigermalien gesicherten Aus-
sagen zu kommen, durchaus bewuf3t. Dennoch dirfte das erschlossene Daten-
material ausreichen, um zu hinreichend genauen Aussagen Uber Wahler und
Wahlerbewegungen zu gelangen. Hierbel steht ausschliefdlich das Karlsruher
Material im Vordergrund, hat doch die bisherige Wahlforschung gezeigt, dal3
regionale Untersuchungsergebnisse nicht ohne weiteres Riickschltsse auf gré-
[3ere Gebiete, geschweige denn auf das ganze Reichsgebiet, zulassen. Dalk die
Regionalforschung gleichwohl, wie bereits in der Einleitung erwéhnt, einen
wichtigen Beitrag zur Erforschung des Nationalsozialismus zu liefern vermag,
steht auf3er Frage.

Die Beschrankung auf die Untersuchung der Wahlerbewegung
bzw. auf Fragen nach der sozialen Herkunft der NSDAP-Wahler in Karlsruhe
ist in erster Linie in der Quellenlage begriindet. Im Rahmen der hier vorliegen-
den Arbeit missen weitere Fragen unberticksichtigt bleiben. Das gilt fur Fra-
gen nach der Bedeutung der Ortsgruppe ebenso wie fir die Mitgliederstruktur
der NSDAP. Desgleichen bleibt der Aspekt der Parteiunterstiitzung durch die
lokalen Eliten unberticksichtigt sowie Fragen nach ortlichen politischen Tradi-
tionen bzw. sozia psychologischen Milieubedingungen. Bestenfalls Vermutun-
gen konnen Uber die Motivationen der NSDAP-Wahler gedul3ert werden, da
aus dieser Zeit kein geeignetes Umfragematerial vorliegt.

Im Folgenden soll demgemal? die Wahlentwicklung der einzelnen
Partelen aus den acht untersuchten Wahlbezirken Karlsruhes verglichen wer-

den. Dies waren Wahlkreise mit aufféllig hohem bzw. niedrigem Anteil an
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NSDAP-Wa&hlern. Im Anschlufd daran wird die Sozialstruktur dieser Bezirke
naher zu untersuchen sein, um aufgrund moglicher Ubereinstimmungen zu
Aussagen Uber die soziale und parteipolitische Herkunft der Wéhler der
NSDAP zu kommen.

Die Wahlentwicklung in den Bezirken 60, 80, 82 und 84, digjeni-
gen Wahlbezirke also mit einem auffallend niedrigen NSDA P-Stimmenanteil,
soll nun zunéchst zusammenfassend beschrieben werden.

Bei der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 war die SPD in drel von
vier Wahlbezirken mit jeweils grof3em Abstand die starkste politische Kraft. Im
Bezirk 82 hatte die SPD mit 63.93% der Stimmen ihre Hochburg in Karlsruhe.
Ebenfals in einem dieser vier Wahlbezirke, ndmlich im Bezirk 60, hatte die
KPD mit 44.44% der Stimmen ihre Hochburg, wéahrend sie in den Ubrigen
Wahlbezirken Ergebnisse erzielte, die denen des Karlsruher Gesamtresultats
ungefahr entsprachen. Wie die beiden zuvor genannten Parteien, so hatte auch
das Zentrum seine Hochburg in einem dieser Wahlbezirke, und zwar im Bezirk
84. Dort erhielt diese Partel 41.11%, wahrend in den drei Gbrigen Bezirken die
Ergebnisse des Zentrums deutlich unter dem Karlsruher Resultat lagen. Die
DDP, die DNVP und die DVP blieben in alen vier Wahlbezirken weit unter
ihren jewelligen, in Karlsruhe erreichten, Stimmenanteilen zurtck. Vollig un-
bedeutend war die NSDAP in alen vier Wahlkreisen.

Ein Jahr spéter, bel der Landtagswahl am 27.0ktober 1929, war die
SPD nur noch in zwei der vier Wahlbezirke stérkste Partel, dort allerdings im-
mer noch mit grof3em Abstand, trotz der Verluste, die die Sozialdemokraten
hatten hinnehmen muissen. Die Hochburg der Karlsruher SPD blieb weiterhin
der Wahlbezirk 82. Die KPD erreichte in den Wahlkreisen 80, 82 und 84 ihr
Karlsruher Durchschnittsresultat und konnte trotz eines Verlusts von 10% ihre
Hochburg im Wahlbezirk 60, allerdings nur noch sehr knapp vor den Sozial-
demokraten, verteidigen. Das Zentrum erzielte in den Wahlbezirken 60, 80 und
82 zwar bei weitem nicht das Karlsruher Ergebnis, konnte aber Uberall den
positiven Trend, den die Partei bei dieser Wahl hatte, auch hier bestdtigen. Wie
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schon 1928, so war auch dieses Mal der Wahlbezirk 84 die Hochburg des Zent-
rums, die sogar noch ausgebaut werden konnte. Auch bei dieser Landtagswahl
blieben DVP, DDP und DNVP in diesen vier Wahlkreisen ohne Einfluf3. Die
NSDAP konnte durchschnittlich zwar etwas mehr als 2% dazugewinnen, lag
aber dennoch in alen Wahlbezirken deutlich unter dem Gesamtergebnis in
Karlsruhe von 11%. Das beste Resultat erzielten die Nationalsozialisten im
Wahlbezirk 60, wo sie 6.02% der Stimmen erhielten.

Bel den im Jahr darauf folgenden Reichstagswahlen vom 14. Sep-
tember 1930 konnten die Sozialdemokraten ihre Spitzenposition trotz eines
weiteren Stimmenrickgangs behaupten. Ihre Hochburg lag wie schon zuvor im
Wahlbezirk 82. Der grol3e Gewinner dieser Reichstagswahl war in den Bezir-
ken 60, 80, 82 und 84 die KPD. Die Kommunisten konnten sich stark verbes-
sern und erzielten in alen Bezirken Gber 10% der Stimmen. Mit 41.92% gelang
es der Partei, auch im Wahlbezirk 60 ihre Hochburg wieder zu festigen und das
Ergebnis von 1928 fast wieder zu erlangen. Das Zehtrum blieb in seinen Wahl-
ergebnissen redtiv stabil und konnte trotz eines deutlichen Stimmenverlusts
seine Hochburg im Wahlbezirk 84 erhaten. DVP, DDP (sie kandidierten als
Einheitdliste) und DNVP verloren auch in diesen Wahlbezirken weiter an Bo-
den und vermochten in diesen Stimmbezirken, wie im Ubrigen Karlsruhe, ihren
Niedergang nicht aufzuhalten. Die NSDAP war in diesen Wahlkreisen zwar in
der Lage, ihre Stimmenanteile erheblich zu vergrof3ern, die Zugewinne von
15% allerdings, die die Nationalsoziaisten in Karlsruhe erzielten, lagen hier
weit darunter. lhre Ergebnisse beliefen sich zwischen 14 und 16%, d.h. um
mehr als 10% unter dem Karlsruher Gesamtergebnis. Bereits wenige Wochen
nach dieser Reichstagswahl wurde in Karlsruhe erneut gewahlt. Bei der Kom-
munalwahl am 16. November 1930 konnten die Sozialdemokraten weitere Ver-
luste verhindern und sogar wieder Stimmenanteile hinzugewinnen. Traditions-
gemal3 hielt die SPD ihre Hochburg im Wahlbezirk 82, wo die Partei mehr als
die Halfte der Wahlerstimmen, namlich 51.15% erhielt. Ebenfalls schon tradi-
tionell, lag die Hochburg des Zentrums im Wahlbezirk 84, wo es 40.38% der
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Wahler fur sich gewinnen konnte. In den drei Ubrigen Bezirken blieb das Erge-
nis des Zentrums zwar stabil, fiel aber, wie bei den Wahlen zuvor, unterdurch-
schnittlich aus. Wie SPD und Zentrum so konnten auch die Kommunisten ihre
Hochburgen ausbauen. Im Wahlbezirk 60 erreichten sie 46.99% der Stimmen.
In den Ubrigen Bezirken gewann die KPD ebenfalls deutlich hinzu. Im Gegen-
satz zu den zuvor genannten Parteien mufdten die National sozialisten schon bei
dieser Wahl Einbuf3en hinnehmen. In den Bezirken 82 und 84 sank ihr Antell
sogar unter 10%. Die DVP, die Deutsche Staatspartei und die DNV P konnten
teilweise nicht einmal mehr 1% der Wahler fir sich gewinnen.

Zieht man nun den Vergleich der Wahlentwicklung in diesen vier
Bezirken, so lassen sich folgende Besonderheiten feststellen:

1. Innerhalb von zwei Jahren verloren die Sozialdemokraten durch-
schnittlich 10% ihrer Stimmen. Trotz dieser Verluste blieb die SPD in den Be-
zirken 80 und 82 die mit Abstand stérkste Partei. I|hre Hochburg hatten die So-
zialdemokraten traditionsgemal3 im Wahlbezirk 82.

2. Das Zentrum blieb Gber den gesamten Untersuchungszeitraum
hinweg relativ stabil. Seine Hochburg hatte das Zentrum im Stimmbezirk 84, in
den Ubrigen Bezirken lagen die Ergebnisse der Partei zum Teil deutlich unter
dem Karlsruher Durchschnitt.

3. DDP, DVP und DNVP schnitten in den Wahlbezirken mit nied-
rigem NSDAP-Anteil traditionsgemald schlecht ab und lagen dort klar unter
den Karlsruher Durchschnittsergebnissen, wobel sie bei den Kommunalwahlen
am 16. November 1930 teilweise sogar unter 1% sanken.

4. Im Gegensatz zu den Sozialdemokraten konnten sich die Kom-
munisten im Laufe des Untersuchungszeitraums in allen vier Wahlbezirken
deutlich verbessern und wohl den grofdten Teil der SPD-Verluste auffangen. Im
Wahlbezirk 60 hatte die KPD ihre Karlsruher Hochburg, wo sie am 16. No-
vember 46.99% der Stimmen fir sich verbuchen konnte.

5. Auch die Nationalsozialisten waren im Laufe der vier untersuch-

ten Wahlen in der Lage, sich zu verbessern, doch konnten sie in keinem der
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Wahlbezirke auch nur anndhernd ihr Karlsruher Durchschnittsergebnis erzie-
len. Ob die NSDAP auch von den Verlusten der SPD direkt profitierte, oder ob
ein Austausch der Stimmen zwischen SPD - KPD - NSDAP stattfand, a3t sich
mit den in der vorliegenden Arbeit angewandten Methoden nicht nachweisen.
Da fir diese Untersuchung nicht nur die parteipolitische, sondern
auch die soziale Herkunft der NSDAP-Wahler von grof3em Interesse ist, soll
nun im folgenden eine kurze Beschreibung der Sozia struktur der Wahlbezirke
mit auffallend geringem NSDA P-Stimmenanteil gegeben werden, um mégliche
Gemeinsamkeiten aufzuzeigen, aus denen dann Ruckschlisse auf die soziale
Herkunft der Wahler, die die NSDAP nicht wahlten, gezogen werden kénnen.
Der Einordnung der Wahler in einzelne Gruppen liegt folgende Einteilung

zugrunde:
1. Gewerbetreibende.
2. Akademiker.
3. Beamte.
4. Angestellte.
5. Arbeiter und Handwerker.
6. Im Ruhestand Lebende (unterschieden nach Pen-
sionéren, Rentnern und Privatiers).
7. Sonstige.
Wahlbezirk 60
Gewerbetreibende 6,31%
Akademiker 0,21%

Beamte 1,68%



Angestellte

Arbeiter und Handwerker

Im Ruhestand L ebende

Sonstige

Wahlbezirk 80

Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

Arbeiter und Handwerker

Im Ruhestand L ebende

Sonstige
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Arbeiter)

Rentner)

beiter)

ner)

10,10%

63,15% (davon37,26%

17,04% (davon 13,68%

1,5%

6,23%

1,18%

1,78%

9,27%

68,53% (davon 35,9% Ar-

12,75% (davon 10% Rent-

0,26%
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Wahlbezirk 82

Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

Arbeiter und Handwerker
Arbeiter)

Im Ruhestand L ebende
Rentner)

Sonstige

Wahlbezirk 84

Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

5,18%

0,43%

0,86%

7,55%

65,44% (davon 44,06%

12,94% (davon 11,87%

7,06%

5,18%

0,43%

0,86%

7,55%
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Arbeiter und Handwerker 65,44% (davon 44,06%
Arbeiter)

Im Ruhestand L ebende 12,94% (davon 11,87%
Rentner)

Sonstige 7,06%

Beim Vergleich der Sozialstruktur dieser vier Wahlbezirke fallt
deutlich eine Reithe von Gemeinsamkeiten auf. Besonders gravierend ist der
sehr hohe Anteil der Arbeiter und Handwerker an der Gesamtbevolkerung,
ebenso wie der niedrige Anteil der Gewerbetreibenden, der Akademiker und
der Beamten, sowie der Bevolkerungsantell der Angestellten. Bei den im Ru-
hestand L ebenden sind die Rentner anteilsmaliig am stérksten verteten.

Aus dem Vergleich der Wahlentwicklung sowie der Sozialstruktur
der Wahlbezirke mit besonders niedrigem NSDAP-Anteil kann nun der Ideal-
typus des Karlsruher NSDAP-Nichtwahlers konstruiert werden. Die Ergebnisse
beziiglich der Karlsruher NSDAP-Nichtwahler fuhren zu dem Schlul, dai die
NSDAP bei traditionell SPD, KPD und Zentrum wéahlenden Arbeitern und

Handwerkern die geringste Unterstiitzung finden konnte.

Nach der vorausgegangenen Beschreibung der Wahlerbewegung
sowie der Soziastruktur in den Wahlkreisen mit besonders geringem Stim-
menanteil der NSDAP und der damit verbundenen Charakterisierung der
NSDAP-Nichtwahler, sollen nun abschliel?end die Wahlerbewegung und die
Sozialstruktur der Wahlkreise betrachtet werden, die durch einen auf3erordent-
lich hohen Stimmenanteil der Nationalsozialisten gekennzeichnet sind, um

daraus eine Typisierung der NSDAP-Wahler zu erstellen.
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Bei der Reichstagswahl vom 20. Mai 1928 blieb die NSADP auch
in den Wahlbezirken 16, 23, 32 und 36, in den Bezirken also, die in der Folge
zu Hochburgen dieser Partei werden sollten, nur eine relativ unbedeutende
Gruppierung. Ihre Stimmenanteile lagen zwischen 3 und 4%, womit sie aller-
dings schon deutlich Uber dem Karlsruher Durchschnittsergebnis lagen. Die
DVP war bel dieser Reichstagswahl, aul3er im Wahlkreis 36, die stérkste Partel.
Ihr bestes Ergebnis erzielte sie mit 27.06%. Auch die DDP und die DNVP er-
reichten in diesen Bezirken weit mehr Stimmen as im Karlsruher Durch-
schnitt. Das Zentrum wich in diesen vier Wahlbezirken nur um wenige Pro-
zentpunkte von seinem Gesamtergebnis ab. Besonders aufféllig ist in den oben
genannten Wahlkreisen das Abschneiden der beiden Arbeiterparteien SPD und
KPD. Die Sozialdemokraten lagen um mehr als die Hélfte unter ihrem in
Karlsruhe erzielten Ergebnis, wéhrend die Kommunisten vollig unbedeutend
blieben.

Bereits bei der Landtagswahl vom 27. Oktober 1929 mufde die
DVP in eben diesen Wahlbezirken deutliche Verluste hinnehmen. Diese belie-
fen sich zum Teil auf mehr als 10%, wobei es der Partei trotzdem gelang, ihre
Spitzenposition in den Wahlbezirken 16, 23, und 32 zu halten. Die DDP ging
in ihrem Stimmenanteil nur unwesentlich zurtick und lag mit ihren Ergebnissen
weiterhin klar Uber dem Karlsruher Gesamtergebnis. Der grof3e Verlierer dieser
Wahl war die DNVP, die fast 50% ihrer Stimmen einbuf3te. Erhebliche Gewin-
ne konnte das Zentrum bel dieser Landtagswahl fur sich verbuchen, womit es
den allgemeinen Trend dieser Wahl auch in diesen Bezirken bestétigen konnte.
Bei der SPD hielten sich Gewinne und Verluste die Waage, was gleichbe-
deutend damit war, dald die Partei weiterhin deutlich unter ihrem Karlsruher
Gesamtergebnis blieb. Der grof3e Gewinner dieser Wahl war die NSDAP, die
ihren Stimmenanteil annéghernd verfinffachen konnte und mit 18.48% ihr bes-
tes Ergebnis im Wahlbezirk 36 erzielte. Somit war die NSDAP schon 1929 in
diesen Wahlkreisen stérker als DNVP und DDP.
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Bei der Reichstagswahl vom 14. September 1930 wurde die
NSDAP in alen vier Stimmbezirken mit gro3em Abstand starkste Partei, wo-
bei siein den Bezirken 23, 32 und 36 weit Uber 30% der Stimmen erhielt. Wie
bei der Landtagswahl im Vorjahr muf3ten DVP und Deutsche Staatspartei, die
diesmal gemeinsam als Einheitdiste kandidierten, wiederum deutliche Stim-
menverluste hinnehmen und gewannen keinen der Wahlbezirke mehr fir sich.
Ebenso wie die Einheitsliste, so muféte auch die DNVP noch einmal grof3e
Stimmeneinbuf3en verzeichnen, was einem Abstieg in die Bedeutungslosigkeit
gleichkam. Trotz leichter Zugewinne blieb die KPD in alen vier Wahlbezirken
unter 5%. Die Sozialdemokraten und das Zentrum konnten ihre Stimmenanteile
in den Wahlkreisen 16, 23, 32 und 36 stabil halten, wobei die SPD mit ihren
jewelligen Resultaten eindeutig unter ihrem Gesamtergebnis von 24.2% blieb.

Zwel Monate nach der Reichstagswahl gelang es der NSDAP bei
den Kommunawahlen vom 16. November, die meisten Wahler zu mobilisieren
und ihren Stimmenanteil noch einmal zu erhohen. In alen vier Wahlbezirken
erzielten die Nationalsozialisten Ergebnisse, die deutlich jenseits der 40%-
Marke lagen. Im Vergleich hierzu sei noch einmal an das Gesamtergebnis erin-
nert, das 31.8% betrug. Wie schon bei den vorausgegangenen Wahlen konnte
das Zentrum seinen Stimmenanteil behaupten und blieb somit stabil. Die SPD
muldte leichte Verluste hinnehmen und war damit nicht in der Lage, sich in
diesen, traditionsgemal’ schlechten Wahlbezirken, zu verbessern. Die DVP und
die Deutsche Staatspartei erreichten in ihren ehemaligen Hochburgen gerade
noch ihre Karlsruher Durchschnittsergebnisse. Die Kommunisten blieben auch
bei dieser Wahl ohne jede Bedeutung. Wie die Untersuchungen der einzelnen
Wahlen gezeigt haben, lassen sich durchaus Parallelen in der Wahlentwicklung
der Bezirke 16, 23, 32 und 36 aufzeigen, die sich wie folgt zusammenfassen
lassen:

1. Die NSDAP konnte innerhalb von zweieinhalb Jahren ihren
Stimmenanteil von unter 5% auf weit Uber 40% steigern.
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2. Die Sozialdemokraten verloren im Untersuchungszeitraum circa
5% ihrer Stimmen, blieben also relativ stabil. Die Ergebnisse der SPD lagen in
allen Bezirken und bel allen Wahlen deutlich unter dem Karlsruher Gesamter-
gebnis der Partel.

3. Die KPD blieb in allen vier Wahlkreisen erheblich hinter ihren
in Karlsruhe erzielten Resultaten zurlick. Beide Arbeiterparteien schnitten so-
mit in allen vier Bezirken traditionsgemal3 schlecht ab.

4. Auler im Wahlbezirk 23, wo das Zentrum im Unter-
suchungszeitraum 9% seiner Stimmen verlor, war die Partel im wesentlichen
stabil. Die Ergebnisse, die sie dabei jeweils erreichte, stimmten in etwa mit den
Karlsruher Durchschnittsergebnissen Uberein.

5. Die DNVP verlor in alen Wahlkreisen deutlich an Stimmen,
wobei die Verlustein drei der vier Bezirke tber 10% lagen.

6. Die DDP mufite ebenso wie die DNV P grof3e Einbuf3en hinneh-
men, die sich zum Tell auf weit tber 10% beliefen.

7. Wie die beiden zuletzt genannten Parteien, so konnte auch die
DVP ihren Niedergang nicht verhindern, wobei die Verluste dieser Partei noch
deutlich Gber denen von DDP und DNVP lagen. So fiel die DVP im Wahlbe-
zirk 16 von 27.06% auf 3.98%, im Bezirk 23 von 27.06% auf 7.85%. Der
Stimmenriickgang in den beiden anderen Bezirken ist vergleichbar.

Nutznief3er der hohen Stimmenverluste von DDP, DNVP und vor alem der
DVP waren mit grof3er Wahrscheinlichkeit die Nationalsozialisten, womit die
Frage nach der Wahlerwanderung zur NSDAP beantwortet ist.

Zum Abschluf3 der Untersuchung soll nun fir die Bezirke mit be-
sonders hohem NSDAP-Anteil analysiert werden, welche Zusammenhénge
zwischen Sozialstruktur und Wahlern bestehen. Nach der oben angefiihrten
Einteilung gliedern sich die Wahlbezirke 16, 23, 32 und 36 wie folgt:

Wahlbezirk 16




Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

Arbeiter und Handwerker

Im Ruhestand L ebende

Sonstige

Wahlbezirk 23

Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

Arbeiter und Handwerker
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beiter)

sionare)

beiter)

7,79%

12,05%

19,55%

20,00%

12,63% (davon 1,61% Ar-

20,72% (davon 9,11 Pen-

7,26%

8,37%

17,80%

16,23%

22,25%

12,56 (davon 3,37% Ar-



Im Ruhestand L ebende

Sonstige

Wahlbezirk 32

Gewerbetreibende

Akademiker

Beamte

Angestellte

Arbeiter und Handwerker

Im Ruhestand L ebende

Sonstige

Wahlbezirk 36

Gewerbetreibende

Akademiker
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15,04 (davon 8,11% Pen-

sionére)

7,75

12,24%

13,97%

7,06%

20,25%

14,43% (davon 3,13% Ar-
beiter)

26,36% (davon 8% Pensi-

onare, 9% Privatiers)
5,69%

13,49%

6,84%
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Beamte 7,03%
Angestellte 19,58%
Arbeiter und Handwerker 23,57% (davon 4,75% Ar-
beiter)
Im Ruhestand L ebende
23,75%
Sonstige
5,74%

Diese Ubersicht zeigt, dald in der Sozialstruktur der Wahlbezirke
mit hohem NSDAP-Anteil durchaus Ubereinstimmungen bestehen. Auffalig
ist in diesen Wahlkreisen der durchgéngig hohe Anteil von Gewerbetreibenden,
Akademikern und Beamten ebenso wie der Angestellten, also Personen, die der
Mittel- vor allem aber der Oberschicht zuzurechnen sind. Zu diesen beiden
Gruppen sind auch teilweise Pensiondre, insbesondere aber die Privatiers zu
zéhlen, deren Anteill an der Gesamtbevdlkerung in diesen Stimmbezirken
gleichfalls Uberdurchschnittlich hoch ist. Handwerker und in besonderem Mal3e
Arbeiter sind hier weit unterdurchschnittlich reprasentiert.

Die Feststellung, Angehorige der Mittel- und Oberschicht hétten
NSDAP gewahlt, Arbeiter aber nicht, 1&3t sich hieraus jedoch nicht eindeutig
ableiten, die soziale Basis der NSDAP-Wahlerschaft war, wie die Wahl-
forschung zeigt, sicherlich breiter. Aus der Zusammenfassung der Wahlent-
wicklung und der Sozialstruktur der Wahlbezirke mit hohem NSDAP-Anteil
|al3t sich aber dennoch eine Aussage Uber die soziale Herkunft der Karlsruher
NSDAP-Wahler treffen und gleichfals ein Idealtypus derselben konstruieren.
Die Untersuchungen dieser Arbeit fihren zu dem Ergebnis, dal3 die NSDAP ihr
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Wahlerpotential vor allem aus der Gruppe der Beamten und Angestellten
schopfte, desgleichen sind in grofem Mal3e Gewerbetreibende und selbst Aka-
demiker zu den Wéhlern der Nationalsozialisten zu rechnen. Folglich gehorte
der idealtypische NSDAP-Wahler in Karlsruhe zur Mittel- oder aber zur Ober-
schicht, z.T. mit akademischer Bildung, und war ehemas Wéhler der DVP,
teilweise auch der DDP oder der DNVP.

Die sozialstrukturelle Herkunft der Karlsruner NSDAP-Wéhler 1813t
sich somit hinreichend kléren, Gber deren Motivationen kdnnen aufgrund der
vorliegenden Untersuchungen nur Vermutungen angestellt werden.

Die Stadt Karlsruhe war von Beginn der Weimarer Republik an mit
starken politischen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten konfrontiert, die vo-
rausgegangen ausfuhrlich beschrieben worden sind. Trotz all dieser Schwierig-
keiten, auch in der Hyperinflation 1923, verloren die demokratischen Parteien
kaum an Stimmen. Mit der Weltwirtschaftskrise 1929 begann dann die politi-
sche Radikalisierung, d.h. die Hinwendung zu NSDAP und KPD. Selbstver-
stéandlich waren die Auswirkungen der Weltwirtschafskrise ungleich grof3er als
die der Inflation des Jahres 1923. Was aber nun zur wirtschaftlichen Krise hin-
zukam und sicherlich zur politischen Radikalisierung mit beitrug, war eine
Regierung unter Reichskanzler Heinrich Brining, die auf der einen Seite durch
ihre verfehlte Wirtschaftspolitik die Krise verschérfte und damit fir viele Wéh-
ler den Eindruck erweckte, nichts gegen das zunehmende Elend zu tun — die
durch die Reichsgesetzgebung zum Scheitern verurteilten Versuche der Kri-
senbewdltigung in Karlsruhe sind hierfir nur ein Beispiel - , und auf der ande-
ren Seite deutlich sichtbar begann, das parlamentarische System zu zerstoren.
So wurde ein Prozeld der Gewohnung an undemokratische Regierungspraxis in
Gang gesetzt.

lhre Erfolge erzielte die NSDAP mit einem immer radikaler, ja
immer brutaler werdenden Auftreten. Sachliche Argumente und Kompetenz,
dies zeigte schonungslos der Karlsruher Kommunalwahlkampf, fehlten dieser

Partei voll und ganz. Es konnten also nicht die Konzepte dieser Partel sein, die
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zur Behebung der Not hétten fihren kénnen und somit die Zustimmung zahl-
reicher Wahler rechtfertigte. Wer dieser Partel seine Stimme gab, entschied
sich nicht fur etwas, sondern dagegen, gegen Demokratie und Republik. Die
NSDAP war die Partei des "anti": antidemokratisch, antiparlamentarisch, anti-
sozialistisch, antikommunistisch, antikapitalistisch, antikirchlich, antisemitisch.
Jeder, der irgendeiner gesellschaftlichen Gruppe die Schuld am Zustand der
Republik und an der eigenen Not geben wollte, fand somit einen Grund
NSDAP zu wahlen mit dem einzigen Ziel: die Zerstorung der Demokratie.
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VII.1. DieWahlergebnisseim Reich42l, in Baden422 und Karlsruhe*23im
Vergleich

“21Dje Wahlergebnisse sind entnommen: Eberhard Kolb, Die Weimarer Republik, S.252f.

422 Die Wahlergebnisse sind entnommen: Verdffentlichungen des Badischen Statistischen
Landesamtes zur jeweiligen Wahl.

423Dje Wahlergebnisse (in absoluten Zahlen) der einzelnen Wahlbezirke sind entnommen:
"Der Volksfreund" 21.5.1928, 28.10.1929, 15.9.1930, 17.11.1930.
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VII.1.1. DieReichstagswahl vom 20. Mai 1928 (Ergebnissein %)

Reich Baden Karlsruhe
DDP 49 7 7,4
DVP 8,7 9,5 13,5
DNVP 14,2 81 7,9
Zentrum 12,1 32,8 18,6
SPD 29,8 22,5 31
KPD 10,6 7,4 7,9

NSDAP 2,6 2,9 31
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Die Reichstagswahl vom 20.5.1928
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Die Reichstagswahl vom 20.5.1928
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VII.1.2. DieLandtagswahl vom 27. Oktober 1929 (Ergebnissein %)

Baden Karlsruhe
DDP 6,7 58
DVP 8 12,3
DNVP 3,7 47
Zentrum 36,6 20,7
SPD 20,1 28,3
KPD 59 54

NSDAP 7 111
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Die Landtagswahl vom 27.10.1929 in Baden
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Die Landtagswahl vom 27.10.1929 in Baden
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VI1.1.3. Die Reichstagswahl vom 14. September 1930 (Ergebnissein %)

Reich Baden Karlsruhe
DtStp. 3,8
DVP 4,5 9,7 10,7
DNVP 7 2,8 2,7
Zentrum 11,8 29,9 16,5
SPD 24,5 17,9 24,2
KPD 131 9,6 9,7

NSDAP 18,3 19,2 26
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Die Reichstagswahl am 14.9.1930
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Die Reichstagswahl am 14.9.1930

ODtStp.
EDVP
HEDNVP
B Zentrum
ESPD
HEKPD
HENSDAP

Reich Baden Karlsruhe
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VII1.1.4. Die Kommunalwahlen vom 16. November 1930 (Ergebnissein %)

Karlsruhe
DtStp. 3,4
DVP 4,2
DNVP 2,6
Zentrum 18,6
SPD 214
KPD 9,8

NSDAP 21,8
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Die Kommunalwahl vom 16.11.1930 in Karlsruhe
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VII.2. DieWahlentwicklungin Karlsruhevon 1928 — 1930

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930

SPD 31 28,3 24,2 214
DNVP 7,9 4,7 2,7 2,6
Zentrum 18,6 20,7 16,5 18,6
DVP 13,5 12,3 10,7 4,2
KPD 79 54 9,7 9,8
DDP 7,4 58 10,7 34

NSDAP 31 11,1 26 31,8
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208

—=3PD
—DN\WP
= Zentrum
—DWP
—KPD

= NSDAP

RTW 1928

LTW1929

RTW1930

KW 1930




35 4

30 4

25 4

20 4

15 4

10 4

SPD

Die Wahlentwicklung in Karlsruhe 1928-

DNVP

Zentrum

209

1930

DVP

KPD

DDP

ORTW 1928
ELTW 1929
ORTW 1930
OKW 1930

NSDAP
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VI1.3. DieWahlentwicklung der wichtigsten Parteien in Karlsruhe bei
den Wahlen von 1928 — 1930 in den einzelnen Wahlbezirken
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VI1.3.1. DieWahlergebnisse bei der Reichstagswahl vom 20.5.1928 in den einzelnen
Wahlbezirken (in %)



Wahl-
bezirk
Ges.-

ergebnis
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SPD

31,0

39,32
47,02
35,86
50,52
48,69
45,60
48,14
44,19
17,67
19,65
27,51
33,21
37,95
20,26
26,97
18,57
17,89
37,29
30,79
16,88

DNVP

7,9

6,88
7,68
4,41
4,76
7,44
3,70
2,88
5,15
12,37
11,93
7,42
7,12
7,31
12,11
12,06
7,56
12,16
5,30
7,95
13,59

212

Zentrum

18,6

16,85
11,12
21,24
14,45
13,31
15,10
13,58
15,83
15,15
16,36
14,49
20,80
14,24
23,12
14,90
14,33
17,48
24,02
19,14
15,45

DVP

135

10,95
10,03
14,75
581

7,57

6,73

9,05

11,04
22,72
16,13
15,41
12,87
13,74
17,51
18,66
27,06
26,27
8,34

14,55
28,89

KPD

7,9

8,56
14,73
8,13
12,07
10,05
11,26
16,46
8,65
1,76
4,77
4,79
6,89
3,40
2,97
5,67
2,98
2,14
5,05
4,81
1,57

DDP

7,5

3,79
1,88
4,41
4,76
6,00
4,80
3,08
2,39

16,79

13,63
9,70
3,10
6,80
8,92
6,89

11,23
9,30
341
8,84

13,30

NSDAP

31

2,66
1,72
0,96
0,89
0,91
1,51
1,64
3,86
4,79
4,54
5,02
3,10
2,77
2,86
3,85
2,98
4,90
1,51
4,03
2,00



Wahl-

bezirk

21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33

35
36
37
38
39
40

SPD

22,04
10,31
9,08
14,51
34,38
16,64
19,31
19,64
15,11
12,45
20,90
15,02
21,41
24,84
17,45
20,81
26,85
20,16
20,57
23,48

DNVP

11,02
14,02
12,01
11,04
6,16

12,02
8,43

6,70

11,62
9,55

14,00
11,56
11,50
1,47

25,00
12,97
11,74
17,01
9,46

10,22

213

Zentrum

18,11
16,54
24,40
17,99
17,94
22,85
21,63
18,08
18,99
19,83
14,59
15,35
18,06
18,33
13,73
15,94
17,67
16,43
17,96
19,82

DVP

22,17
30,57
27,06
25,06
14,10
21,07
21,90
20,47
23,64
27,44
22,38
24,00
18,06
16,04
17,45
19,32
21,05
15,73
14,95
15,02

KPD

2,88
0,95
1,19
3,47
6,30
1,07
2,31
3,35
2,06
1,69
3,64
4,21
5,32

10,01
4,57
5,40
4,45
5,01
713
6,81

DDP

13,51
14,86
12,01
10,91
7,12
8,09
7,48
13,53
10,72
14,99
10,45
12,00
8,66
6,87
7,67
6,08
12,14
10,13
12,62
11,48

NSDAP

4,06
2,99
4,49
3,59
4,24
4,52
5,44
3,83
3,87
3,86
2,01
4,64
1,23
313
2,22
378
3,50
4,31
6,99
5,05



Wahl-

bezirk

41
42
43

45
46
47
48
49
50
51
52
53

55
56
57
58
59
60

SPD

36,95
34,00
35,62
31,49
41,84
39,37
33,18
35,97
33,19
38,02
27,00
28,76
31,56
26,28
32,07
31,18
23,07
28,83
31,22
30,62

DNVP

3,92
5,53
378
6,46
3,53
3,14
5,33
5,79
5,88
4,69
4,84
6,13
11,09
9,75
8,01
4,00
9,11
8,16
6,80
2,06

214

Zentrum

18,95
16,86
21,42
18,70
17,21
25,96
27,70
19,05
23,23
18,55
32,64
25,27
10,23
19,83
10,89
8,01
12,25
18,38
10,81
8,39

DVP

7,04
7,96
6,98
10,90
513
6,80
7,70
10,29
7,06
7,56
8,80
14,19
10,06
11,57
8,32
7,49
18,80
12,07
7,41
3,22

KPD

9,93
12,55
11,71
15,07
14,82
11,72
7,85
7,92
9,52
13,97
7,12
6,13
10,92
8,09
18,45
29,09
6,26
12,07
24,26
44,44

DDP

8,31
4,58
5,68
511
5,01
3,56
5,62
8,04
6,53
5,95
7,51
7,70
10,75
8,59
5,29
6,09
13,10
5,54
6,02
1,80

NSDAP

3,11
4,72
3,43
3,90
0,68
2,09
2,96
2,84
2,46
1,03
2,86
0,00
6,65
3,80
1,05
3,65
5,27
4,46
1,85
1,67



Wahl-

bezirk

61
62
63
64
65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80

SPD

36,30
30,08
36,69
33,53
32,76
22,13
30,29
41,12
44,76
46,85
62,47
60,35
50,24
28,32
35,78
34,33
28,64
30,13
33,62
55,18

DNVP

5,08
5,28
6,28
7,66
4,80
7,30
7,13
6,19
4,91
4,96
4,80
5,97
11,76
10,67
7,82
8,14
6,95
5,47
5,29
3,33

215

Zentrum

15,25
21,81
20,44
19,16
23,14
22,24
22,44
15,13
20,31
13,55
4,80

5,37

2,45

15,03
21,88
14,51
29,93
21,79
21,42
17,03

DVP

6,77
14,12
4,18
11,01
10,32
19,62
10,44
14,18
8,53
9,20
4,80
6,57
4,41
14,16
9,42
9,20
501
13,44
13,54
4,81

KPD

19,77
6,08
18,84
7,78
7,51
512
5,89
4,29
5,69
6,65
7,94
4,78
10,53
8,27
4,31
10,44
13,91
9,83
529
9,07

DDP

2,96
6,19
4,55
5,38
6,41
8,17
5,37
5,60
3,75
3,75
6,09
5,37
9,06
10,23
12,93
13,98
4,36
5,23
8,86
3,14

NSDAP

2,68
321
2,33
3,47
2,90
4,25
599
1,19
3,10
4,47
0,73
1,99
0,49
2,17
2,55
1,23
1,77
4,23
3,81
2,96



Wahl-

bezirk

81
82
83

SPD

47,77
63,93
53,16
43,65

DNVP

3,36
2,12
2,14
0,50

216

Zentrum

21,28
11,70
29,34
41,11

DVP

5,97
4,89
2,25
2,03

KPD

10,71
6,06
4,62
5,58

DDP

2,90
3,51
1,58
1,01

NSDAP

1,83
0,85
0,67
0,38
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VI11.3.2. DieWahlergebnisse der wichtigstenParteien in Karlsrhue bei der Land-
tagswahl vom 27.10.1929 in den einzelnen Wahlbezirken (in %)



Wahl-
bezirk
Ges.-

ergebnis
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Zentrum

20,07

19,49
13,51
21,63
15,27
14,91
18,19
12,00
17,21
13,84
18,98
16,73
20,86
17,12
23,27
15,57
18,60
19,17
25,72
21,43
16,84

SPD

28,30

37,57
42,60
33,19
42,36
46,40
42,10
48,21
38,08
13,96
18,54
21,34
28,92
34,67
18,21
22,70
16,02
15,41
34,47
28,62
14,43

DNVP

4,7

2,92
3,33
4,21
3,46
3,72
2,70
1,89
3,30
6,80
7,59
5,19
3,51
4,86
5,46
8,63
5,48
5,65
3,42
581
8,42

218

DVP

12,30

10,19
12,55
17,14
8,03

8,56

6,61

8,63

12,86
23,15
15,40
17,30
13,01
10,78
16,09
15,66
22,79
21,14
9,63

15,84
26,76

DDP

5,8

2,92
095
2,44
2,51
2,76
2,85
1,47
5,73

14,08
8,56
5,86
2,78
3,17
6,27
6,66
8,49
8,81
2,53
5,43

13,38

KPD

54

6,36
12,71
4,89
10,70
8,28
8,72
14,94
1,47
1,55
1,95
3,17
3,82
3,17
2,22
4,97
1,61
0,77
5,83
3,64
0,30

NSDAP

11,10

9,17
5,24
4,76
5,98
6,35
7,96
8,84
8,00
15,15
17,57
17,78
12,39
12,26
15,99
13,13
12,04
17,72
8,61
15,39
12,03



Wahl-

bezirk

21
22
23
23a
24
25
26
27
28
39
30
31
32
33

35
36
37
38
39
40

Zentrum

20,41
13,68
21,84
29,43
19,01
19,74
25,62
26,23
17,78
23,13
22,10
19,83
16,57
17,64
21,05
23,60
19,69
17,64
19,11
16,21
23,55

SPD

20,00
6,93
10,03
9,46
15,68
30,06
13,03
16,70
16,25
11,94
12,33
14,58
13,54
20,50
22,40
15,60
23,63
18,34
17,61
17,96
19,31

DNVP

6,14
5,62
6,79
5,49
7,41
2,16
5,36
5,32
5,16
6,71
6,16
8,70
5,85
7,38
3,71
19,55
6,96
7,59
11,23
5,25
4,35

219

DVP

11,87
20,80
24,59
22,19
23,09
12,48
18,29
15,71
19,02
22,51
25,44
20,98
24,26
16,32
14,97
13,06
3,63

15,88
16,10
21,00
11,07

DDP

17,08
11,62
11,97
8,87
8,59
4,07
7,11
6,68
11,58
7,08
9,25
7,86
9,20
5,95
5,96
4,66
5,30
8,64
8,45
8,51
10,95

KPD

1,77
0,74
1,13
0,81
1,82
4,96
1,20
1,73
2,77
1,24
1,67
1,67
1,84
3,93
4,72
1,31
2,72
2,68
2,08
3,50
4,94

NSDAP

13,22
10,30
18,12
12,50
11,17
15,92
15,99
12,99
14,72
13,68
13,11
12,48
15,70
13,34
14,97
10,73
18,48
17,87
15,00
14,70
15,07



Wahl-

bezirk

41
42
43

45
46
47
48
49
50
51
52
53

55
56
57
58
59
60

Zentrum

22,76
16,22
22,16
20,76
19,61
29,61
29,87
28,06
30,72
30,02
35,99
28,76
12,72
22,01
11,74
11,52
16,00
23,77
12,71
6,24

SPD

33,37
34,08
31,55
30,50
40,07
37,26
30,28
33,36
31,93
31,96
25,37
24,46
27,10
28,08
32,55
29,68
24,57
27,11
25,16
33,05

DNVP

2,68
2,38
3,65
3,24
1,42
1,91
3,68
3,90
2,31
3,17
2,91
2,68
4,13
2,27
4,19
3,72
5,14
3,66
3,44
3,36

220

DVP

8,95
6,03
6,64
8,47
4,28
4,56
559
8,12
4,29
543
7,61
11,15
7,60
8,72
8,89
5,85
11,57
1,22
19,33
4,06

DDP

4,09
2,01
4,69
3,81
321
2,12
3,81
4,87
3,74
2,45
3,75
4,03
7,93
6,81
4,02
6,25

11,85

3,66
3,17
1,12

KPD

5,24
10,56
10,29

8,89
11,17

5,73

5,59

3,46
4,29

8,19

2,53

3,49

9,09

7,96
12,08
18,16
4,28
12,88
15,62
34,45

NSDAP

9,84
13,71
8,47
10,16
6,06
5,73
7,91
5,30
4,73
6,55
8,17
10,75
16,36
9,48
11,07
14,45
17,28
16,22
9,93
6,02



Wahl-

bezirk

61
62
63

65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80

Zenrtum

14,76
25,76
19,90
21,83
23,03
22,83
20,46
19,27
17,95
16,45
5,58
4,42
5,94
18,51
23,20
15,29
32,00
27,61
22,93
15,92

SPD

34,30
30,51
29,51
36,30
27,46
30,65
25,92
36,12
36,45
42,25
57,11
55,90
50,00
24,25
35,24
35,77
24,52
32,08
30,65
46,87

DNVP

3,53
2,56
3,08
1,94
2,25
4,48
2,24
4,59
3,59
3,18
3,06
2,58
5,94
6,48
3,08
5,50
541
5,97
2,82
1,33

221

DVP

7,38
5,12
16,47
2,22
16,53
6,46
18,90
4,67
19,26
8,28
378
571
5,40
13,14
5,28
9,63
7,00
2,11
11,41
19,04

DDP

3,23
5,51
1,14
4,17
4,06
6,36
4,28
5,64
2,28
3,29
4,86
6,82
10,54
11,29
9,39
11,00
2,38
5,47
6,30
0,89

KPD

16,00
6,28
13,27
5,00
5,14
3,02
341
5,32
4,78
4,35
6,30
4,24
3,24
3,51
2,49
5,19
10,03
5,09
3,15
5,95

NSDAP

10,61
10,51
9,15
13,90
8,58
14,18
12,76
14,35
8,37
12,52
3,96
6,82
4,86
9,81
7,19
5,65
6,84
10,94
12,60
4,76



Wahl-

bezirk

81

82

83

85

Zentrum

25,10
12,87
29,46
43,95
28,83

SPD

44,49
61,88
55,73
38,76
41,85

DNVP

1,25
1,57
2,01
0,98
1,48

222

DVP

5,57
5,02
2,13
3,33
3,46

DDP

2,09
3,97
1,06
2,09
7,92

KPD

7,53
6,49
4,61
3,33
7,92

NSDAP

6,97
2,72
1,77
2,71
3,46
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VI11.3.3. DieWahlergebnisse der wichtigsten Parteien in Karlsruhe bel der
Reichstagswahl vom 14.9.1930 in den einzelnen Wahlbezirken (in %)



Wahl-
bezirk
Ges.-

ergebnis
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SPD

24,2

32,24
34,78
40,54
35,60
35,57
35,51
36,80
33,43
14,58
16,48
21,21
26,46
34,41
16,65
16,39
14,25
14,64
31,40
19,59
19,25

DNVP

2,7

131
2,08
2,23
2,22
2,27
1,90
1,07
1,35
5,08
4,29
2,73
2,09
3,16
2,95
3,96
4,45
3,24
1,46
16,09
7,16

424Gemeinsame Liste von DDP und DVP
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Zentrum

16,5

13,23
12,95
20,68
12,17
11,37
13,06
10,23
13,10
12,51
16,39
13,88
15,66
14,61
19,93
24,26
16,11
17,05
19,47
15,30
14,96

KPD

9,7

9,17
15,73
14,45
15,96
13,96
11,75
18,13
10,39
1,75
5,32
5,69
6,44
5,72
4,75
6,18
2,99
1,88
10,17
6,72
2,55

Einheits-

lister24

10,7

8,25
5,82
9,87
3,53
7,96
5,10
3,05
7,07
24,82
16,39
14,27
9,38
8,09
15,01
12,55
10,72
21,13
6,55
8,01
24,83

NSDAP

26,0

26,99
20,69
5,52
19,24
18,82
23,04
26,57
29,51
29,03
33,39
31,74
31,15
27,99
31,09
25,82
29,95
29,43
22,50
26,46
21,09



Wahl-
bezirk

21
22
23
23a
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40

SPD

15,56
9,97
11,81
8,60
13,35
24,70
11,70
14,48
16,01
12,99
13,96
13,63
13,20
15,56
17,38
14,06
18,83
15,82
20,30
14,81
18,67

DNVP

4,18
5,57
4,56
4,39
5,30
2,37
377
3,94
2,32
6,64
5,00
6,12
4,48
4,27
2,60
5,06
4,43
4,76
5,92
4,12
2,78

225

Zentrum

18,32
14,95
15,84
27,53
17,05
16,07
21,75
21,72
16,24
19,33
17,91
16,13
14,08
13,96
18,21
21,39
14,80
14,29
14,57
15,21
19,09

KPD

3,01
1,28
1,52
2,58
4,66
8,52
2,30
3,30
531
3,92
3,56
5,00
3,60
16,01
10,74
4,27
4,63
7,62
5,02
7,36
8,97

Einheits-

liste

19,49
29,61
25,06
19,69
21,15
11,86
16,86
19,06
18,86
19,43
23,60
17,08
20,95
12,27
10,91
9,51
11,27
13,91
13,66
10,40
14,03

NSDAP

28,28
25,10
34,37
28,48
27,51
25,45
30,50
29,60
29,94
24,06
26,49
28,30
33,89
26,86
31,57
25,32
33,93
34,12
31,65
37,58
25,59



Wahl-
bezirk

41
42

45
46
47
48
49
50
51
52
53

55
56
57
58
59
60

SPD

27,13
25,51
24,64
25,25
28,84
30,75
24,68
27,69
26,98
29,84
20,98
20,07
20,72
25,57
24,06
20,29
19,48
20,09
18,48
23,33

DNVP

0,50
1,65
1,91
1,01
0,65
1,03
1,70
1,17
1,03
1,83
1,43
1,37
2,39
2,05
1,54
1,86
3,69
1,85
2,14
1,72

226

Zentrum

18,08
12,80
17,90
15,28
14,89
21,40
23,77
22,64
22,15
16,80
25,68
20,27
9,79
14,76
10,29
7,34
13,99
17,59
11,04
7,95

KPD

12,60
16,42
15,29
19,13
18,00
11,58
10,69
7,82
9,74
14,41
7,01
7,08
12,98
9,24
20,46
32,97
6,71
16,30
27,50
41,29

Einheits-

liste

5,58
4,33
6,63
4,98
4,80
5,35
6,82
7,23
5,25
6,15
8,78
11,41
12,30
8,16
4,89
4,13
13,43
7,50
3,72
1,72

NSDAP

23,47
27,68
22,23
22,42
20,64
18,69
21,61
20,11
19,22
19,46
23,22
28,14
33,14
34,33
27,15
28,30
34,26
27,76
30,32
16,45



Wahl-
bezirk

61
62
63
64
65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80

SPD

28,28
20,08
24,45
27,87
27,61
20,97
24,33
27,96
34,37
36,50
51,19
47,18
40,72
24,29
29,96
27,47
20,21
21,67
25,38
47,08

DNVP

0,66
1,74
2,62
0,67
1,56
2,27
1,54
1,50
1,40
1,08
1,33
0,91
3,60
3,98
3,37
321
2,16
1,92
1,63
0,14

227

Zentrum

9,13
18,34
16,36
17,71
18,05
21,13
18,65
12,30
15,97
11,77
4,31

3,65

2,06
13,36
18,97
11,74
24,18
18,15
16,52
1554

KPD

23,83
10,55
23,03
6,67
9,97
5,49
6,79
9,38
12,76
8,68
10,41
6,84
11,16
7,84
4,74
9,89
16,60
7,86
4,99
11,95

Einheits-

liste

2,78
8,16
5,95
7,93
6,51
12,88
6,36
8,23
4,82
5,43
3,42
4,26
3,60
13,23
10,23
12,34
3,24
9,95
11,27
4,33

NSDAP

25,94
30,55
19,19
28,46
25,63
27,02
30,26
31,68
22,71
28,82
16,07
26,02
19,41
21,33
18,47
24,17
26,11
34,11
32,53
16,59



81
82
83
84
85

Wahl-
bezirk

SPD

41,40
53,20
42,77
32,50
37,42

DNVP

0,81
1,88
0,76
0,49
1,23

228

Zentrum

20,46
10,64
26,50
37,36
20,12

KPD

10,05
14,87
15,02
14,27
15,62

Einheits-

liste

2,92
3,95
2,48
2,18
511

NSDAP

17,19
10,07
7,84
8,42
16,50
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VI11.3.4. DieWahlergebnisse der wichtigsten Parteien in Karlsruhe bel der Kommu-
nalwahl vom 16.11.1930 in den einzelnen Wahlbezirken (in%)



Wahl-
bezirk
Ges.-

ergebnis
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20

Zentrum

18,6

15,31
12,90
21,12
14,99
13,33
16,66
11,61
17,00
11,91
18,00
15,37
19,63
13,35
21,95
11,81
16,49
16,87
23,26
19,37
10,97

SPD

21,4

30,09
3,57
28,87
31,49
34,70
30,03
34,16
29,08
11,34
18,50
17,84
21,96
24,30
14,56
26,01
12,96
12,36
29,37
21,84
27,59

425peytsche Staatspartei

DVP

4,2

2,16
2,19
7,18
2,08
3,07
1,83
2,05
514
12,34
5,87
4,10
3,74
3,18
3,86
6,35
8,87
9,74
2,14
3,12
12,19

230

NSDAP  Dt.Stp.425

31,8

36,57
24,92
23,13
23,90
25,12
25,64
25,51
31,54
41,27
35,00
42,13
37,46
38,04
40,72
33,56
43,00
40,46
26,23
35,63
26,67

34

0,90
1,61
0,57
0,56
1,19
0,73
1,59
0,89
8,51
6,25
3,99
0,64
1,90
3,75
2,87
3,98
7,23
1,81
2,34
11,28

KPD

9,8

7,92
17,15
10,91
16,50
17,26
14,28
20,50
11,18
1,56
4,87
6,57
6,58
7,25
4,09
5,85
1,93
1,88
8,25
7,67
1,06

DNVP

2,6

1,62
1,75
1,58
0,94
1,36
1,46
0,68
1,11
4,96
5,12
2,69
1,93
2,16
4,09
5,56
3,98
2,83
2,47
2,47
4,11



Wahl-

bezirk

21
22
23
23a
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33

35
36
37
38
39
40

Zentrum

20,23
18,08
15,70
29,28
19,45
18,75
23,26
24,72
18,30
20,93
20,38
18,18
13,87
15,61
17,86
23,95
14,58
15,18
15,30
16,39
21,17

SPD

12,32
6,61
10,81
8,26
13,36
26,25
8,66
11,74
13,44
11,27
12,85
9,33
9,45
14,32
13,78
13,50
13,69
13,03
16,51
17,04
14,82

DVP

6,51
17,79
10,93
6,92
9,89
4,28
6,18
7,41
7,22
12,00
12,03
7,61
9,20
5,44
6,75
3,06
6,10
4,72
333
2,89
4,23

231

NSDAP

37,67
35,44
43,77
40,82
38,15
29,10
40,47
38,63
42,71
33,52
37,34
34,76
47,91
38,68
37,55
29,80
42,85
42,55
39,39
39,06
31,92

Dt.Stp.

8,02
9,41
7,85
6,92
4,89
3,57
6,18
4,94
8,09
6,73
4,65
6,09
6,93
4,72
3,93
3,89
4,61
7,16
4,39
5,14
6,18

KPD

2,90
2,05
1,54
1,57
2,71
7,85
2,72
1,85
0,62
2,92
3,69
5,15
3,53
5,87
9,00
3,62
3,27
6,16
4,69
5,46
8,46

DNVP

4,30
5,00
2,70
2,06
4,45
3,03
4,20
324
2,86
5,12
3,83
7,73
327
5,58
2,53
9,33
4,46
4,87
6,51
4,01
2,44



Wahl-

bezirk

41
42
43

45
46
47
48
49
50
51
52
53

55
56
57
58
59
60

Zentrum

20,43
14,09
20,71
18,80
18,12
25,68
28,20
26,24
27,04
19,52
30,50
21,73
11,46
17,26
11,35
10,24
15,88
18,72
11,72
1,27

SPD

22,60
21,14
20,37
21,04
28,07
29,07
18,49
25,97
24,96
25,03
18,16
19,09
19,92
22,08
23,48
18,70
21,66
18,49
16,06
21,83

DVP

3,04
2,18
1,71
1,48
0,29
1,25
2,01
2,01
0,14
1,04
2,27
5,12
2,06
1,20
3,32
1,11
3,06
2,05
1,32
0,63

232

NSDAP

25,36
34,56
30,30
25,69
20,46
20,80
25,45
24,76
20,80
26,97
29,22
32,91
37,96
35,34
27,59
33,40
37,72
32,19
30,62
16,45

Dt.Stp.

2,46
2,18
1,88
2,97
1,46
2,38
2,01
3,96
1,93
1,78
1,48
341
3,94
321
1,17
2,44
4,69
2,85
1,70
0,00

KPD

14,49
10,57
18,15
20,48
19,00
11,90
11,17
6,19
9,95
15,05
5,92
6,21
14,66
11,24
21,91
33,63
6,13
17,57
27,59
46,99

DNVP

1,15
1,34
1,54
1,11
0,73
0,00
0,73
1,21
0,59
2,53
1,67
1,08
1,87
1,40
2,15
2,44
3,97
1,71
321
0,63



Wahl-

bezirk

61
62
63

65
66
67
68
69
70
71
72
73
74
75
76
77
78
79
80

Zentrum

10,82
24,13
18,60
20,17
25,03
25,28
22,67
16,15
20,25
14,09
5,35
321
1,80
17,71
21,59
10,92
29,03
22,15
18,57
17,75

SPD

22,33
18,03
26,02
24,20
23,26
13,94
21,04
22,34
26,14
30,61
52,38
52,01
41,44
17,32
28,73
28,22
18,45
20,20
22,92
48,59

DVP

1,54
2,91
1,36
4,17
1,76
4,08
3,37
3,49
2,15
2,42
0,59
0,38
0,90
3,34
1,82
2,82
1,43
2,33
2,23
0,23

233

NSDAP

27,83
33,95
21,18
33,42
29,32
35,26
32,90
39,70
26,43
32,70
20,83
28,02
27,02
33,85
24,08
34,84
31,00
40,67
38,73
14,01

Dt.Stp.

1,71
0,79
0,90
1,58
1,39
4,98
2,67
2,42
0,86
1,87
1,58
0,57
0,90
5,31
4,81
3,55
0,89
2,46
2,10
1,40

KPD

31,27
11,80
25,56
7,06
10,36
6,91
7,67
7,40
15,22
11,12
7,93
6,33
8,40
6,29
4,48
7,48
14,15
6,86
5,66
11,44

DNVP

0,68
1,19
1,66
0,57
1,13
2,60
1,39
1,48
1,29
0,66
0,79
0,95
3,90
3,54
3,65
3,06
1,25
1,29
1,18
2,10



Wahl-

bezirk

81

82

83

85

Zenrtum

20,51
11,27
27,96
40,38
26,56

SPD

41,89
51,15
36,72
23,54
33,65

DVP

0,86
0,84
1,41
0,59
0,41

234

NSDAP

18,10
9,09
8,75
7,00
1,80

Dt.Stp.

0,86
1,21
0,70
0,74
13,49

KPD

12,24
15,87
17,23
16,84
13,49

DNVP

0,34
1,33
0,70
0,59
0,97
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VII1.4. DieWahlentwicklungin den acht untersuchten Wahlbezirken 16, 23, 32, 36
und 60, 80, 82, 84
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VIl1.4.1. Wahlbezirk 16

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 16 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Bunsenstralde E 8.
Hubschstrale E 8.
Liebigstral3e E 8.
ReichsstraBReEFGH 7 —12.
Weltzienstralie E 8.

Wahlentwichlung

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930

NSDAP 2,98 12,04 29,95 43
Zentrum 14,33 18,6 16,11 16,49
SPD 18,57 16,02 14,25 12,96
DVP 27,06 22,79 10,72 8,87
DDP 11,23 8,49 10,72 3,98
KPD 2,98 161 2,99 1,93
DNVP 7,56 5,48 4,45 3,98




50

237

Die Wahlentwichlung im Wahlbezirk 16

45 -

40 -

35

30 -

25

20

15 A

10

= NSDAP
—Zentrum
== SPD
== DVP
DDP
e KPD
e DNVP

RTW 1928

LTW 1929

RTW 1930

KW 1930
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VI11.4.2. Wahlbezirk 23

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 23 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Bahnhofstral3e F G 11, 12.
Belertheimer Allee (Nr. 24 bis Schlul®) E G 12, 13.
Eisenbahnstral’e H 12, 13.
Gebharddtral’e G H 11.
Gutschstral?e G 12.
Kantstral?e G 11, 12.
Karolingerstral3e G 11.
Klosestral3e G H 12.
Kolpingstrale G 11, 12.
Kurfurstenstral3e G 11.

Graf Rhena-Stral3e G 10, 11.
Schnetzlerstrale G 12.
Schwarzwaldstral3e F H 12.
Welfenstral3e g 10, 11.

Wahlentwicklung
RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
NSDAP 4,49 18,12 34,37 43,37
Zentrum 24,4 21,84 15,84 15,7
SPD 9,08 10,03 11,81 10,81
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DVP 27,06 24,59 25,06 10,93

DDP 12,01 11,97 25,06 7,87

KPD 1,19 1,13 1,52 1,54
DNVP 12,01 6,79 4,56 2,7




50
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 23

45

40 -

35 -

30 -

25 A

20 1

15

10 A

e NSDAP
—ZeNtrum

\ o
e DVP
DDP

==KPD
=—=DNVP

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
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VI11.4.3. Wahlbezirk 32

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 32 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Amalienstral3e (Nr. 51 — Schluf3, Nr. 34 — Schlu®) D E 11, 12.

Kaiserstralde (Nr. 217 — Schluf3, Nr. 146 — Schluf3) D 11 — 15.
Westendstral3e (Nr. 1 - 63, 2 —46b) C — E 10.

Wahlentwicklung

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930

NSDAP 4,46 15,7 33,89 47,91

Zentrum 15,35 16,57 14,08 13,87
SPD 15,02 13,54 13,2 9,45
DVP 24 24,26 20,95 9,2
DDP 12 9,2 20,95 6,93
KPD 4,21 1,84 3,6 3,53
DNVP 11,56 5,85 4,48 3,27
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 32

60
50 A
40
= NSDAP
—ZeNtrum
e SPD
30 e DV P
DDP
e KPD
=== DNVP
20
10 | \\
———
0
RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
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VI1l1.4.4. Wahlbezirk 36

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 36 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Akademiestral’e C D 11,12.

Kaiserpassage D 12.
Waldstral3e (Nr. 41 — Schluf3, Nr. 36 — Schluf3) D E 11, 12.

Wahlentwicklung

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930

NSDAP 3,78 18,48 33,93 42,85

Zentrum 15,94 16,69 14,8 14,58

SPD 20,81 23,63 18,83 13,69
DVP 19,32 3,63 11,27 6,1
DDP 6,08 53 11,27 4,61
KPD 54 2,72 4,63 3,27
DNVP 12,97 6,96 4,43 4,46




45
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 36

40 -

35 1

30 1

25 A

20 1

15 1

10 A

/

\

= NSDAP
— Zentrum
o= SPD
== DVP
DDP
= KPD
e DNVP

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
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VI11.4.5. Wahlbezirk 60

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 60 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Durlacher Stral3e D E 14, 15.
Kriegsstra3e (Nr. 1 — 3, Nr. 2—-66.) E 7 — 16.

Wahlentwicklung

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
NSDAP 1,67 6,02 16,45 16,45
Zentrum 8,39 9,24 7,95 1,27
SPD 30,62 33,05 23,33 21,83
DDP 1,8 1,12 1,72 0
KPD 44,44 34,45 41,29 46,99
DNVP 2,06 3,36 1,72 0,63
DVP 3,22 4,06 1,72 0,63




50

45

40 -

35 4

30

25 4

20 -

15 4

10 +
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 60

== DVP

= NSDAP
—Zentrum
== SPD
DDP
e KPD
== DNVP

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
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VI11.4.6. Wahlbezirk 80

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 80 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Durmersheimer Strale E F 5,6.
Pfalzstral3e (Ostl. Eckartstr. — Schlu®) EF 1 —4.

Wahlentwicklung
RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
NSDAP 2,96 5,6 16,59 14,01
Zentrum 17,03 18,73 15,54 17,75
SPD 55,18 55,16 47,08 48,59
DDP 3,14 1,05 4,33 1,4
KPD 9,07 7 11,95 11,44
DNVP 3,33 1,57 0,14 21
DVP 4,81 5,04 4,33 0,23




60

50 4

40 -

30

20

10 4
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 80

L

e NSDAP
— Zentrum
e SPD
DDP
e KPD
== DNVP
e DV P

RTW 1928

LTW 1929

RTW 1930

KW 1930




VI1.4.7. Wahlbezirk 82

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 82 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von

1929

Agathenstral3e E F 3.
Hordtstrale E F 2.
KirschstralRe E F 2.
Kornweg E 3.
Kramerstralle E F 2.

Pfalzstral3e (Nr. 15, Nr. 10 — Eckertstr.) EF 1 — 4.

Rabenweg E 4.
Romerstral3e E F 3.
SamenstraRe E F 3.
Schifferstral’e E F 3.
Turnerstrale EF 2, 3.
Valentinstralle E F 2.
ZollstralRe F 3.

Wahlentwicklung

249

RTW 1928 LTW 1929 RTW 1930 KW 1930
NSDAP 0,85 2,72 10,07 9,09
Zentrum 11,7 12,87 10,64 11,27
SPD 63,93 61,88 53,2 51,15
DVP 4,89 5,02 3,95 0,84
DDP 3,51 3,97 3,95 1,21




KPD

6,06

250

6,49

14,87

15,87

DNVP

2,12

1,57

1,88

1,33




70

60 +

50 -

40 -

30 A

20

10
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Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 82

—

—_—

—

RTW 1928

LTW 1929

RTW 1930

KW 1930

== NSDAP
—7eNtrum
=== SPD
e DV P
DDP
e KPD

==DNVP
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VI11.4.8. Wahlbezirk 84

Stral3enverzeichnis des Wahlbezirks 84 mit den Koordinaten des Karlsruher Stadtplans von
1929

Burgaustral3e E 1.
Dammweg E 1.
Federbachstral2e E 1, 2.
Kleine Federbachstral3e E 1.
Fritschlachweg E F 1.
Goldgrundstral3e E 1.
Hahnenstral3e E 1.
Lilienstral3e E 1.
Malvenstral3e E 1.
Mittelstral3e E 1.
Oelgartenweg D 1.
Pfarrstral3e E 1, 2.
QuerstralRe E 1.
Rappenworthstral3e E 1, 2.
Schattenstral3e E 1.
Vorderstral3e E 1, 2.
Widstrale E 1.

Waidweg E 1.

Wahlentwicklung

RTW 1928 LTW 1929 RTW 2930 KW 1930
NSDAP 0,38 2,71 8,42 7
Zentrum 41,11 43,95 37,36 40,38
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SPD 43,65 38,76 32,5 23,54
DVP 2,03 3,33 2,18 0,59
DDP 1,01 2,09 2,18 0,74
KPD 5,58 3,33 14,27 16,84
DNVP 0,5 0,98 0,49 0,59




50 -

45 |

40 -

35

30 -

25 A

20

15 4

10

254

Die Wahlentwicklung im Wahlbezirk 84

== NSDAP
—ZeNtrum
=== SPD
e DVP
DDP
e KPD
= DNVP

/

—4

RTW 1928

LTW 1929 RTW 2930 KW 1930



255

VII. Quellen- und Literaturverzeichnis

Quéllen:

Archive:

Badisches Generallandesarchiv Karlsruhe (GLA)
Besténde:

233

465a

465¢c

465d

Staatsarchiv Freiburg (STAFR)
Bestand:

LKK Konstanz (Berichte an den L andeskommissér)

Stadtarchiv Karlsruhe (StadtAK)

Besténde:

8/DSF |. 26 f. Landeshauptstadt Karlsruhe. Verzeichnis der Mitglieder des Stadtrats, der
Stadtverordneten und der Mitglieder der stadtischen Ausschiisse und Kommissionen.

8/DSF 1. 204 ff. Verwaltungsbericht der Landeshauptstadt Karlsruhe fir das Wirtschafts-
jahr 1928 ff.

Ebd. Landeshauptstadt Karlsruhe. VVoranschlag fur das Wirtschaftsjahr 1928 ff.

4D D992 Rech. Rechenschaftsbericht Uber die Einnahmen und Ausgaben der stadtischen
Kassen fur das Rechnungsjahr 1928 ff.



256

1/H.-Reg. A2953. Etatreden des Oberbirgermeisters.

1/H.-Reg. 4229. Stadtisches Fursorgeamt.

H.-Reg. A1972-1975. Wochenberichte Uber den Stand der Arbeitsuchenden und der Fir-

sorgeempfanger beim Arbeitsamt.

1/H.-Reg. 1912. Tétigkeitsberichte des Fursorgeamts.

1/H.-Reg. 1983. Grundung der Karlsruher Notgemeinschaft.

H.-Reg. A1051 f. Plane fir Dammerstock.

1/H.-Reg. A1390. Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen.

Gedruckte Quellen

Chronik der Landeshauptstadt Karlsruhe fur die Jahre 1918 und 1919. Karlsruhe 1925.

Chronik der Landeshauptstadt Karlsruhe fur die Jahre 1920 — 1923. Karlsruhe 1930.

Karlsruhe als Wohnort und Industrieplatz. Hrsg. vom Stadtrat der Stadt Karlsruhe. Karls-
ruhe, 6. Aufl. 1928.

Adressbuch der Landeshauptstadt Karlsruhe. 55/1928.

Adressbuch der Landeshauptstadt Karlsruhe. 56/1929.

Adressbuch der Landeshauptstadt Karlsruhe 57/1930-31.



257

Badische Denkschrift tber die wirtschaftliche und kulturelle Notlage Badens als Grenzland
und als besetztes Gebiet. Berlin 1929.

Stati stisches Jahrbuch fir das Land Baden 1930. Karlsruhe 1931.

Wohnungszéhlung und Wohnungsbau in Baden auf Grund amtlichen Materials mit 13 Kar-
ten. Karlsruhe 1928.

Handbuch fur den badischen Landtag. IV. Landtagsperiode 1929 — 1933. Karlsruhe 0.J.
Die Wahlen zur verfassunggebenden badischen und deutschen National versammlung im
Jahr 1919 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet und herausgegeben vom Badischen

Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1919.

Die Reichstagswahl am 6. Juni 1920 in Baden auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1921.

Badische Landtagswahl am 30. Oktober 1921 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1922.

Die Reichstagswahl am 4. Mai 1924 in Baden auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1924.

Die Reichstagswahl am 7. Dezember 1924 in Baden auf Grund amtlichen Materials. Bear-
beitet und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1925.

Badische Landtagswahl am 25. Oktober 1925 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1925.



258

Die Reichstagswahl am 20. Mai 1928 in Baden auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1928.

Badische Landtagswahl am 27. Oktober 1929 auf Grund amtlichen Materials. Bearbeitet
und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1930.

Die Reichstagswahl am 14. September 1930 in Baden auf Grund amtlichen Materials. Be-

arbeitet und herausgegeben vom Badischen Statistischen Landesamt. Karlsruhe 1930.

Zeitungen:

Badischer Beobachter (Karlsruher Ausgabe) 1928 — 1930.

Der Volksfreund (Karlsruher Ausgabe) 1928 — 1930.

Karlsruher Zeitung (Karlsruher Ausgabe) 1928 — 1930.

Karlsruher Tagblatt (Karlsruher Ausgabe) 1928 — 1930.

Der Fuhrer (Karlsruher-, Heidelberger Ausgabe)

Dartsellungen:

Allen, William S.:

"Das haben wir nicht gewollt!" Die national sozialistische Machtergreifung in einer Klein-
stadt 1930 - 1935.

Gutersloh 1966.



259

Allgeier, Rudi:
Grenzland in der Krise. Die badische Wirtschaft 1928 - 1933. In, Thomas Schnabel (Hg.),
Die Machtergreifung in Siidwestdeutschland, S. 150 - 183.

Ambrosius, Gerold:
Aspekte kommunaler Unternehmenspolitik in der Weimarer Republik. In, Archiv fir
Kommunalwissenschaften 19/1980, S. 239 - 261.

Ambrosius, Gerold:

Die offentliche Wirtschaft in der Weimarer Republik. Kommunale V ersorgungsunterneh-
men als Instrumente der Wirtschaftspolitik.

Baden-Baden 1984.

Bahne, Siegfried:
Die KPD und das Ende von Weimar.
Frankfurt 1976.

Bauerkamper, Arnd:
Zur Stellung des Birgermeisters im National sozialistischen Staat. In, Lippische Mitteilun-
gen 51/1982, S. 211 - 239.

Becker, Josef u.a.:

Badische Geschichte vom Grofzherzogtum bis zur Gegenwart. Hrsg. von der Landeszentra-
le fUr politische Bildung Baden Wiirttemberg.

Stuttgart 1979.

Becker, Josef:
Bruning, Prélat Kaas und das Problem einer Regierungsbeteiligung der NSDAP 1930 -
1932. In, HZ 196/1963, S. 74 - 111.

Becker, Josef:
Heinrich Bruning und das Scheitern der konservativen Alternative in der Weimarer Repu-
blik. In, Aus Politik und Zeitgeschichte 22/1980, S. 3 - 19.



260

Becker, Josef:
Heinrich Kohler. 1878 - 1949. Lebenshild eines Politikers. Mit e nem dokumentarischen
Anhang aus dem Nachlal. In, ZGO 110/1962 (NF 71), S. 417 - 490.

Bendix, Reinhard:
Social Stratification and Poiltical Power. In, Americal Political Science Review. 46/1952,
S. 357 - 375.

Blaich, Fritz:
"Garantierter Kapitalismus'. Subventionspolitik und Wirtschaftsordnung in Deutschland
zwischen 1825 und 1932. In, Zeitschrift fir Unternehmensgeschichte 22/1977, S. 50 - 70.

Blaich, Fritz:
Der private Wohnungsbau in den duetschen Grof3stadten wahrend der Krisenjahre 1929 -
1933. In, Jahrbuch fur Natonal 6konomie und Statistik 183/1969, S. 435 - 448.

Blaich, Fritz:
Der Schwarze Freitag. Inflation und Wirtschaftskrise.
Minchen 1985.

Blaich, Fritz:
Kommunalpolitik und Weltwirtschaftskrise. In, Informationen zur modernen Stadtge-
schichte 1983/H.2., S. 1 -6.

Blaich, Fritz:
Mdglichkeiten und Grenzen kommunaler Wirtschaftspoltik wahrend der Weltwirtschafts-
krise 1929 - 1932. In, Archiv fur Kommunalwissenschaften 9/1970, S. 92 - 108.

Borchardt, Knut:
Noch einmal: Alternativen zu Brinings Wirtschaftspolitik? In, HZ 237/1983, S. 67 - 83.

Borchardt, Knut:
Zum Scheitern eines produktiven Diskurses Uber das Scheitern der Weimarer Republik:



261

Replik auf Claus-Dieter Krohns diskussionsbemerkungen. In, GuG 9/1983, S. 124 - 137.

Borchardt, Knut:

Zwangsl agen und Handlungsspielraume in der grof3en Wirtschjaftskrise der friihen dreif3i-
ger Jahre: Zur Revision des Uberlieferten Geschichtsbildes. In, Bayerische Akademie der
Wissenschaften Jahrbuch 1979, S. 87 -132.

Bottcher, Oskar:
Die kommunalen Reichsspitzenverbande. In, Zeitschrift fir Kommunalwirtschaft 22/1932,
S. 741 - 835.

Bracher, Karl Dietrich:

Die Auflésung der Weimarer Republik. Eine Studie zum Problem des Machtverfallsin der
Demokratie.

Villingen, 5. Aufl. 1971.

Bracher, Karl Dietrich:
Die Deutsche Diktatur. Entstehung, Strukturen, Folgen des National sozialismus.
Frankfurt u.a., 6. erw. u. erg. Aufl. 1979.

Bracher, Karl Dietrich:

Grol3industrie, Staat und NSDAP 1930 - 1933. Paul Silverberg und der Reichsverband der
Deutschen Industrie in der Krise der Weimarer Republik.

Gottingen 1981.

Bracher, Karl Dietrich:
Probleme der Wahlentwicklung in der Weimarer Republik.
Munster 1964.

Bracher, Karl-Dietrich u.a. (Hg.):
Die Weimarer republik 1918 -1933. Politik, Wirtschaft, Gesellschaft.
Dusseldorf 1987.



262

Bracher, Karl-Dietrich:
Die nationalsozialistische Diktatur 1933 - 1945.
Bonn 1983.

Bracher, Karl-Dietrich:
Zeit der Ideol ogien. eine Geschichte politischen Denkens im 20. Jahrhundert.
Stuttgart 1982.

Braun, Ulrich:
Die Besteuerung der Unternehmen in der Weimarer Republik von 1923 bis 1933.
Koln 1988.

Bréunche, Ernst Otto u.a.:
1933. Machtergreifung in Freiburg und Stidbaden.
Freiburg 1983.

Bréunche, Ernst Otto:

"... eine Wohnungsnot die katastrophal e Ausmal3e annahm." Zur Wohnungssituaition in
Karlsruhe vom Kriegsende 1918 bis zum Bau der Dammerstocksiediung in Karlsruhe
1929. In, Neues Bauen der 20er Jahre. Gropius, Haesler, Schwitters und die Dammerstock-
siedlung in Karlsruhe 1929. Karlsruhe 1997, S. 23 — 38.

Bréunche, Ernst Otto:
Die NSDAP in Baden 1928 - 1933. Der Weg zur Macht. In, Thomas Schnabel (Hg.), Die
Machtergreifung in Stidwestdeutschland, S. 15 - 48.

Bréunche, Ernst Otto:
Residenzstadt, L andeshauptstadt, Gauhauptstadt. Zwischen Demokratie und Diktatur 1914
—1945. In, Karlsruhe. Die Stadtgeschichte. Karlsruhe 1998, S. 357 — 454.

Bréaunche, Ernst Otto; Schmitt Heinz:
Alltag in Karlsruhe. Vom Lebenswandel einer Stadt durch die Jahrhunderte. Karlsruhe



263

1990.

Broszat, Martin:
Anatomie des SS-Staates. 2 Bde.
Freiburg 1965.

Broszat, Martin:

Die Machtergreifung. Der Aufstieg der NSDAP und die Zerstérung der Weimarer Repu-
blik.

Minchen 1984.

Broszat, Martin:
Soziale Motivation und Fuhrerbindung des Nationalsozialismus. In, Vierteljahrshefte fir
Zeitgeschichte 18/1970, S. 392 - 409.

Broszat, Martin:
Zur Struktur der NS-Massenbewegung. In, Vierteljahrshefte fir Zeitgeschichte 31/1983, S.
52 - 76.

Bruning, Heinrich:
Memoiren 1918 -1934.
Stuttgart 1970.

Bullock, Allen:
Hitler eine Studie Uber Tyrannei.
Dusseldorf, vollig Uberar. Neuaufl. 1971.

Buisch, Otto:
Berlin als Hauptstadt der Weimarer Republik 1919 -1933.
Berlin 1987.

Buisch, Otto:
Wahlerbewegung in der deutschen Geschichte. Analysen und Berichte zu den Reichstags-
wahlen 1871 - 1933.



264

Berlin 1979.

Biisch, Otto:
Wahlerbewegung in der europai schen Geschichte. Ergebnisse einer Konferenz.
Berlin 1980.

Buttner, Ursula:
Hamburg auf dem Weg ins Dritte Reich. Entwicklungsgahre 1931 - 1933.
Hamburg, 2. durchges. Aufl. 1983.

Bittner, Ursula:
Hamburg in der Staats- und Wirtschaftskrise 1928 - 1931.
Hamburg 1982.

Buttner, Ursula:
Politische Alternativen zum Bruiningschen Deflationskurs. Ein Beitrag zur Diskussion tber
" okonomische Zwangslagen” in der Endphase von Weimar. In, VfZ 2/1989, S. 209 - 251.

Bdttner, Ursula:
Politische Gerechtigkeit und sozialer Geist. Hamburg zur Zeit der Weimarer Republik.
Hamburg 1985.

Childers, Thomas:
The Nazi voter. The Social Foundations of Fascism in Germany, 1919 - 1933.
London 1983.

Childers, Thomas:
The Social Basis of National Socialist Vote. In, Journal of Contemporary history 11/1976,
S 17-42.

Childers, Thomas:
Who indeed did vote for Hitler? In, Central European History 27/1984, S. 45 - 53.



265

Conze, Werner:
Die Krise des Parteienstaates in Deutschland. In, Historische Zeitschrift 178/1954, S. 47 -
83.

Conze, Werner:
Die politische Entscheidung in Deutschland 1929 — 1933. In, Ders.; Hans Raupach (Hg.),
Die Staats- und Wirtschaftskrise 1929/30. Stuttgart 1967.

Dederke, Karlheinz:
Reich und Republik. Deutschland 1917 - 1933.
Stutgart, 5. erw. Aufl. 1984.

Delvos, Hubert:
Grundsétze und M oglichkeiten kommunal politischer Erziehungsarbeit. In, Das national so-
zialistische Rathaus 2/1934, S. 236 - 239.

Dengel, Heinz-Werner:

Karlsruhe und seine Entwicklung von der Residenz zur Industriestadt. Eine Wirtschafts-
und Industriegeographische Untersuchung des Stadtraumes.

Freiburg phil.Diss. 1956.

Duwell, Kurt:

Die regionale Geschichte des NS-Staates zwischen Mikro- und Makroanayse. For-
schungsaufgaben zur "Praxisim kleinen Bereich". In, Jahrbuch fur westdeutsche L andes-
geschichte 9/1983, S. 287 - 344.

Ebbecke, Otto:
Die deutsche Erhebung in Baden.
Karlsruhe 1933.

Engeli, Christian:
Zur Geschichte der regionalen Stadtetage. In, AfK 19/1980, S. 173 - 199.



266

Falter Jirgen W.:
Hitlers Wahler. Miinchen 1991.

Falter, Jirgen W. u.a.:

Wahlen und Abstimmungen in der Weimarer Republik. Materialien zum Wahlverhalten
1919 - 1933.

M Uinchen 1986.

Falter, Jurgen W.:

Arbeitslosigkeit und National sozialismus. eine empirische Analyse des Beitrags der Mas-
senarbeitslosigkeit zu den Wahlerfolgen der NSDAP 1932 und 1933. In, Kdlner Zeitschrift
fur Soziologie und Sozia psychologie 35/1983, S. 525 - 554.

Falter, Jirgen W.:
Die Anfalligkeit von Arbeitern gegentiber der NSDAP bel den Reichstagswahlen 1928 -
1933. In, Archiv fir Sozialgeschichte 26/1986, S. 179 - 216.

Falter, Jurgen W.:
Die Wahler der NSDAP 1928 - 1933: Sozialstruktur und parteipolitische Herkunft. In,
Wolfgang Michalka (Hg.), Die national sozialistische Machtergreifung, S. 47 - 59.

Falter, Jirgen W.:

Politische Konseguenzen von Massenarbeitslosigkeit. Neue Daten zu Kontroversen Thesen
Uber die Radikalisierung der Wahlerschaft am Ende der Weimarer Republik. In, politische
Vierteljahresschrift 25/1984, S. 275 - 295.

Falter, Jurgen W.:

Radikalisierung des Mittel standes oder Mobilisierung der Unpolitischen? Die Theorien
von Seymour M. Lipset und Reinhard Bendix Uber die Wahlerschaft der NSDAP m Lichte
neuerer Forschungsergebnisse. In, Peter Steinbach (Hg.), Probleme politischer Partizipati-
on, S. 438 - 469.

Falter, Jirgen W.:
Wahlen und Wéhlerverhaten unter besonderer Berlicksichtigung des Aufstiegs der



267

NSDAP nach 1928. In, Karl Dietrich Bracher (Hg.), Die Weimarer Republik 1918 — 1933.
Politik, Wirtschaft, Gesellschaft. Dusseldorf 1987, S. 484 — 504.

Falter, Jirgen W.:

Wahlerbewegungen zur NSDAP 1924 - 1933. Methodische Probleme - Empirisch abgesi-
cherte Erkenntnisse - Offene Fragen. In, Otto Blsch, Wahlerbewegungen in der européi-
schen Geschichte, S. 159 - 202.

Falter, Jirgen W.:
War die NSDAP die erste Volkspartei ? In, Rainer Zittelmann; Michel Prinz (Hg.), Natio-
nal sozialismus und Modernisierung. Darmstadt 2. Aufl. 1994, S. 1 —46.

Falter, Jirgen W.:

Wer verhalf der NSDAP zum Sieg? Forschungsergebnisse zum partei politischen und so-
zialen Hintergrund der NSDAP-Wéhler 1924 - 1933. In, Aus Politik und Zeitgeschichte.
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament. B 28 - 29, S. 3 - 21.

Falter, Jirgen, Bomermann, Hartmut:

Die unterschiedlichen Wahlerfolge der NSDAP in Baden und Wirttemberg: ergebnis diffe-
rierender Sozialstruktur oder regionalspezifischer Faktoren? In, Parteien und regionale
politische Traditionen in der Bundesrepublik Deutschland, hrsg. von D. Oberndorfer und
K. Schmitt. Berlin 1991, S. 283 — 298.

Feldmann, Gerald D.:
Die Nachwirkungen der Inflation auf die deutsche Geschichte 1924 - 1933.
Minchen 1985.

Feldmann, Gerald D.:
Die Weimarer Republik zwischen Sozial- und Wirtschaftsstaat. Die Entscheidung gegen
den Achtstundentag. In, AfS 18/1978, S. 353 - 439.

Feldmann, Gerald D.:
Vom Weltkrieg zur Weltwirtschaftskrise. Studien zur deutschen Wirtschafts- und Sozial-



268

geschichte 1914 - 1932.
Gottingen 1984.

Fenske, Hans:
Radikale im 6ffentlichen Dienst. In, Civitas 1976, S. 99 - 141.

Fenske, Hans:
Speyer in der Weimarer Republik (1918 - 1933). In, Geschichte der Stadt Speyer Bd. 11.
Stuttgart u.a. 1983, S. 293 - 354.

Fenske, Hans:
Wahlrecht und Parteiensystem. Ein Beitrag zur deutschen Parteiengeschichte.
Frankfurt 1972.

Fest, Joachim C.:
Hitler. eine Biographie.
Berlin 1973.

Fiehler, Karl:
Der deutsche Gemeindetag. In, Der Gemeindetag 27/1933, S. 238f.

Fiehler, Karl:
National sozialistische Gemeindepolitik.
Munchen 6. Aufl. 1933.

Fischer, Wolfram:
Deutsche Wirtschaftspolitik 1918 - 1945.
Opladen 3. Aufl. 1968.

Franke, Volker:

Der Aufstieg der NSDAP in Disseldorf. Die nationalsozialistische Basisin einer katholi-
schen Grof3stadt.

Essen 1987.



269

Frei, Norbert:
"Machtergreifung”. Anmekungen zu einem historischen Begriff. In, VfZ 31/1983, S. 136 -
145.

Friedrich, Hermann:
Unter dem Hakenkreuz. Meine Erlebnisse als Agitator bel der NSDAP.
Karlsruhe 1929.

Gessner, Dieter:

Das Ende der Weimarer Republik. Fragen, Methoden und Ergebnisse interdisziplinérer
Forschung.

Darmstadt 1988.

Gessner, Dieter:
Die Weimarer Republik. In, Arnd Bauernkémper; Peter Steinbach (Hg.), Kontroversen um
die Geschichte. Darmstadt 2002.

Goerdeler, Karl:
Die Gemeinde als Teil des Reichsganzen. In, Der Stadtetag 27/1933, S. 148.

Goerdeler, Karl:
Die Gemeinde im national sozialistischen Staat. In, Werdendes Europa /1934, S. 79 - 86.

Grenzlandpolitik im Westen 1926 - 1936. Die "Westhilfe" zwischen Reichspolitik und
L &nderinteressen.
Stuttgart 1978.

Griesmeier, J.:
Die entwicklung der Wirtschaft und Bevdlkerung von Baden und Wirttemberg im 19. und
20. Jahrhundert. In, Jahrbticher fur Statistik und Landeskunde von Baden-W. 1954 Bd.1.

Grill, Johnpeter Horst:
Local and regional Studies on National Socialism: A Review. In, Journal of Contemporary



270

History 21/1986, S. 253 — 294.

Grill, Johnpeter Horst:
The Nazi Movement in Baden 1920 - 1945.
Chapel Hill 1983.

Gritschneider, Otto:
Bewdahrungsfrist fur den Terroristen Adolf H. der Hitler-Putsch und die bayerische Justiz.
Minchen 1990.

Hamilton, Richard F.:
Who voted for Hitler?
Princeton 1982.

Hanisch, Dirk:

Sozia strukturelle Bestimmungsgrinde des Wahlverhaltens in der Weimarer Republik.
Eine Aggregatdatenanalyse der Ergebnisse der Reichstagswahlen 1924 - 1933.
Duisburg 1983.

Hansmeyer, Karl-Heinrich (Hg.):
Kommunale finanzpolitik in der Weimarer Republik.
Berlin 1973.

Hasselhorn, Fritz:

Wie wahlte Gottingen? Wahlverhalten und die soziale Basis der Parteien in Gottingen
1924 - 1933.

Gottingen 1983.

Heinacher, Peter:
Der Aufstieg der NSDAP im Stadt- und Landkreis Flensburg (1919 - 1933). 2 Bde.
Flensburg 1986.

Heindl, Wolfgang:
Die Haushalte von Reich, Landern und Gemeinden von 1925 - 1933. Offentliche Haushalte



271

und Krisenverschérfung.
Frankfurt u.a 1984.

Hennig, Eike:
Die Wahlentwicklung im Landkreis Kassel (1928 - 1933). In, Zeitschrift fur Hessische
Geschichte 92/1987, S. 204 - 245.

Hennig, Eike:
Hessen unterm Hakenkreuz. Studien zur Durchsetzung der NSDAP in Hessen.
Frankfurt 1983.

Hennig, Eike:

Regionale Unterschiede bei der Entstehung des deutschen Faschismus. Ein Pl&doyer fir
"mikroanalytische Studien” zur Erforschung des NSDAP. In, Palitische Vierteljahresschrift
21/1980, S. 152 - 173.

Hentschel, Volker:
Weimars letzte M onate.
Duisseldorf 1978.

Hermes, Ferdinand; Schieder Theodor (Hg.):
Staat, Wirtschaft und Politik in der Weimarer Republik.
Berlin 1967.

Hoffman, Herbert:

Im Gleichschritt in die Diktatur. Die National sozialistische Machtergreifung in Heidelberg
und Mannheim, 1930 - 1935.

Frankfurt 1985.

Hofmann, Wolfgang:
Plebiszitére Demokratie und kommunale Selbstverwaltung in der Weimarer Republik. In,
Archiv fur Kommunalwissenschaften 4/1965, S. 264 - 281.



272

Hofmann, Wolfgang:

Stadtetag und V erfassungsordnung. Position und Politik der Hauptgeschéftsfihrer eines
kommunalen Spitzenverbandes.

Stuttgart 1966.

Hofmann, Wolfgang:

Zwischen Rathaus und Reichskanzlel. Die Oberbirgermeister in der Kommunal- und
staatspolitik des Deutschen Reichs von 1890 - 1933.

Stuttgart 1974.

Holtfrerich, Carl-Ludwig:
Alternativen zu Brinings Wirtschaftspolitik in der Weltwirtschaftskrise? In, HZ 235/1982,
S. 605 - 631.

Holtfrerich, Carl-Ludwig:
Zu hohe L6hne in der Weilmarer Republik? Bemerkungen zur Borchardt - These. In, GuG
10/1984, S. 122 - 141.

Holzbach, Heidrun:

Das " System Hugenberg". Die Organisation birgerlicher Sammlungspolitik vor dem Auf-
stieg der NSDAP.

Stuttgart 1981.

Holzer, Jerzy:
Partei und Massen. Die politische Krise in Deutschland 1928 - 1930.
Wiesbaden 1975.

Homburg, Heidrun:

Vom Arbeitzslosen zum Zwangsarbeiter. Arbeitslosenpolitik und Fraktionierung der Ar-
beiterschat in Deutschland 1930 - 1933 am Beispiel der Wohlfahrtserwerbslosen und der
kommunalen Wohlfahrtshilfe. In, AfS 25/1985, S. 251 - 298.



273

Honig, Herbert:
Bruning — Kanzler in der Krise der Republik. Eine Biographie. Paderborn 2000.

Horn, Wolfgang:
Der Marsch zur Machtergreifung. Die NSDAP bis 1933.
Konigstein 1980.

Horn, Wolfgang:
Fuhrerideol ogie und Parteiorganisation in der NSDAP (1919 - 1933).
Dusseldorf 1972.

Horn, Wolfgang:
Regionale Entwicklung des Nationalsozialismus. In, Neue Politische Literatur 21/1976, S.
366-376.

Hotzel, Manfred:
Programmatik und Organisation der Kommunalpolitik der SPD 1924 - 1929.
Leipzig Diss. 1986.

Huttenberger, Peter:
Die Gauleiter. Studien zum Wandel des Machtgeftigesin der NSDAP.
Stuttgart 1969.

Jachmann, Hans:
Duissaldorf in der Weltwirtschaftskrise.
Dusseldorf phil.Diss. 1988.

Jéackel, Eberhard:
Hitlers Herrschaft. Vollzug einer Weltanschauung.
Darmstadt 1986.

Jéckel, Eberhard:
Hitlers Weltanschauung. Entwurf einer Herrschaft.



274

Tlbingen 19609.

Janusch, Daniela:
Die plakative Propaganda der SPD zu den Reichstagswahlen 1928 -1932.
Bochum phil.Diss. 1988.

Jasper, Gotthard (Hg.):
Von Weimar zu Hitler 1930 - 1933.
Ko6ln 1968.

Jasper, Gotthard:
Die gescheiterte Z&hmung. Wege zur Machtergreifung Hitlers 1930 - 1934.
Frankfurt 1986.

Jasper, Gotthard:
Justiz und Politik in der Weimarer Republik. In, VfZ 30/1982, S. 167 - 205.

Jasper, Gotthard:
Zur innenpolitischen Lage in Deutschland im Herbsr 1929. In V{Z 8/1960, S. 280 - 289.

Jesse, Eckhard:
Die Weimarer Republik - eine Demokratie auf Zeit? In, NPL 1988, S. 52 -

Jochmann, Werner:

Brinings Deflationspolitik und der Untergang der Weimarer Republik. In, Stegmann Dirk
u.a. (Hg.): Industrielle Gesellschaft und politisches System.

Bonn 1978, S. 97 - 112.

Karlsruhe — die Stadtgeschichte. Hrsg. von der Stadt Karlsruhe. Karlsruhe 1998.
Kater, Michael H.:

Sozialer Wandel in der NSDAP im Zuge der national sozialistischen Machtergreifung. In,
Wolfgang Schieder (Hg.): Faschismus als soziale Bewegung. Deutschland und Italien im



275

Vergleich. Hamburg 1976, S.

Kater, Michael H.:
The Nazi Party. A Socia Profile of Members and Leaders 1919 - 1945.
Oxford 1983.

Kater, Michael H.:
Zur Soziographie der frihen NSDAP. In, Vierteljahrshefte fur Zeitgeschichte 19/1971, S.
124 - 159.

Klénne, Arno:
Hitlerjugend. Die Jugend und ihre Organisation im Dritten Reich.
Hannover 1955.

Kohler, Barbara:
Die Nationalsoziaisten in der Frankfurter Stadtverordnetenversammiung 1929 - 1933. In,
Archiv fur Frankfurts Geschichte und Kunst 59/1985, S. 439 - 483.

Kohler, Henning:
Knut Borchardt "Recuision des Uberlieferten Geschichtsbildes der wirtschaftspolitik in der
grof3en Krise - Eine Zwangsvorstellung? In, IWK 19/1983, S. 164 - 180.

Kolb, Eberhard:
Die Weimarer Republik.
Minchen 1984.

Krause, Thomas:
Hamburg wird braun. Der Aufstieg der NSDAP 1921 - 1931.
Hamburg 1987.

Krause, Uwe:
Von der Zebtrumshochburg zur NS-Gemeinde. Aufstieg und Machtergreifung der Natio-
nal sozialisten in Ravensburg zwischen 1928 und 1935. 2 Bde.



276

0.0. 0.J. [1986]

Krohn, Claus-Dieter:

"Okonomische Zwangslagen" und das Scheitern der Weimarer Republik. Zu Knut Bor-
chardts Analyse der deutschen Wirtschaft in den zwanziger Jahren. In, GuG 8/1982, S. 415
- 426.

Kuhnl, Reinhard:
Die Weimarer Republik. Errichtung, Machtstruktur und Zerstérung einer Demokratie.
Reinbek 1988.

Kuhr, Herbert:

Parteien und Wahlen im Stadt- und Landkreis Essen in der Zeit der Weimarer Republik
unter besonderer Berticksichtigung des V erhaltnisses von Sozial struktur und politischen
Wahlen.

Dusseldorf 1973.

Kuss, Horst:

Die Ausbreitung der national sozialistischen Herrschaft im westlichen Teil des Reiches. Ein
Bericht Uber neuere regional- und landesgeschichtliche Arbeiten. In, Blé&tter fur deutsche

L andesgeschichte 121/1985, S. 539 - 582.

Lehnert, Detlev:

Auf dem Weg zur "nationalen V olksgmeinschaft”. Die Durchsetzung der NSDAP alsre-
publikfeindliche Sammlungsbewegung im Parteiensystem und in der politischen Offent-
lichkeit. In, Klaus Megerle (Hg.), Warum gerade die National sozialisten.? Berlin 1983, S.
12 - 67.

Lehnert, Detlev:
Sozialdemokratie zwischen Protestbewegung und Regierungspartel 1848 - 1983.
Frankfurt 1983.

Lehnert, Detlev:
Zur historischen Soziographie der "Volkspartei”. Wahlerstruktur und Regionalisierung im



277

deutschen Parteiensystem seit der Reichsgriindung. In, AfS 29/1989, S. 1 - 34.

Lenger, Friedrich:
Mittelstand und National sozialismus? Zur politischen Orientierung von Handwerkern und
Angestellten in der Endphase der Weimarer Republik. In, AfS29/1989 S. 173 - 198.

Lipset, Seymour M.:
Soziologie der Demokratie.
Neuwied 1962.

Logler, Herbert:
Karlsruhe im Zeichen der national sozialistischen Machtergreifung. Ungedr. Diplomarbeit.
Mannheim 1984.

Maier, Charles S.

Die Nicht-Determiniertheit 6konomischer Modelle. Uberlegungen zu Knut Borchardts
These von der "kranken Wirtschaft" dre Weimarer Republik. In, GuG 11/1985, S. 275 -
294,

Manstein, Peter:

Die Mitglieder der NSDAP 1919 - 1933. Untersuchungen zu ihrer schichtenméfdigen Zu-
sammensetzung.

Frankfurt a.M. 1988.

Marcon, H.
Arbeitsbeschaffungspolitik der Regierungen Papen und Schleicher.
Bern, Frankfurt aM. 1974.

Matzerath, Horst:
L okalgeschichte, Stadtgeschichte, historische Urbanisierungsforschung? In, GuG 15/1989,
S. 62 - 88.

Matzerath, Horst:
National sozilaismus und kommunale Selbstverwaltung.



278

Stuttgart 1970.

Matzerath, Horst:
Stand und Leistung der modernen Stadtgeschichtsforschung. In, Joachim Jens Hesse (Hg.),
Kommunalwissenschaften in der Bundesrepublik Deutschland. Baden - Baden, S. 23 - 49.

Meinecke, Friedrich:
Die deutsche Katastrophe.
Wiesbadenn 1946.

Meister, Reiner:
Die grof3e Depression. Zwangslagen und Handlungsspielraume der Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik in Deutschland 1929 — 1932. Regensburg 1991.

Merkl, Peter:
Formen der national sozialistischen Gewaltanwendung: Die SA der Jahre 1925 - 1933. In,
Mommsen, Wolfgang J. (Hg.), Sozialprotest, Gewalt, Terror. Stuttgart 1982, S.

Michalka, Wolfgang (Hg.):
Die national sozialistische Machtergreifung.
Paderborn 1984.

Milatz, Alfred:
Wahler und Wahlen in der Weimarer Republik.
Bonn 1965.

Moller, Horst (Hg.):
Nationalsozialismus in der Region. Beitrége zur regionalen und lokalen Forschung und

zum internationalen Vergleich. Minchen 1996.

Moller, Horst:
Weimar. Die unvollendete Demokratie.



279

M (inchen 1985.

Mommsen, Hans (Hg.):
Industrielles System und politische Entwicklung in der Weimarer Republik.
Dusseldorf 1974.

Mommsen, Hans:
Brunings Politik als Reichskanzler: Das Scheitern des politischen Alleingangs. In, Karl
Holl (Hg.), Wirtschaftskrise und liberale Demokratie. Gottingen 1978, S. 16 - 45.

Mommsen, Hans:

Der Aufstieg der NSDAP und national sozialistisches Herrschaftssystem: Eine Problem-
skizze. In, Anneliese Manzmann (Hg.), Hitlerwelle und historische Fakten. Konigstein
1979, S. 14 - 59.

Mommsen, Hans:
Die Stellung der Beamtenschaft in Reich, Landern und Gemeinden in der AraBrining. In,
VfzZ 21/1973, S. 151 - 165.

Morsey, Rudolf (Hg.):
Das Ende der Parteien 1933.
Dussel dorf 1960.

Mdller, Roland:

Stuttgart zur Zeit des National sozialismus. L okal geschichte und national sozialistisches
Herrschaftssystem.

Stuttgart 1987.

Neebe, Reinhard:
Grofdindustrie, Staat und NSDAP 1930 - 1933.
Gottingen 1981.

Neebe, Reinhard:
Unternehmerverbande und Gewerkschaften in den Jahren der grof3en Krise 1929 - 1933.



280

In, GuG 9/1983.

Nesselmann, Jirgen:

Die wirtschaftliche entwicklung der Stadt Karlsruhe von ihrer Griindung bis zur Gegen-
wart.

Diss. Insbruck 1969.

Neufurth, Bernd:

Solingen 1929 - 1933. Eine Studie zur Auflésung der Weimarer Republik und der Natio-
nal sozialistischen Machtibernahme in einer Kommune.

St. Augustin 1984.

Neumann, Siegmund:
Die Parteien der Weimarer Republik.
Stuttgart 1965.

Nitschke, August:
Warum unterstiitzten Deutsche Hitler? Anaysen der Wahlen vor 1933. In, Frankfurter
Hefte 38/1983, S. 24 - 32.

Peters, Christian:
Auf dem Weg zur Macht. Zur Geschichte der NS-Bewegung in Heidelberg 1920 - 1934.
Heidelberg 1983.

Petzina, Dietmar:
Die deutsche Wirtschaft in der Zwischenkriegszeit.
Wiesbaden 1977.

Petzina, Dietmar:

Sozialgeschichtliches Arbeitsbuch. Bd. 3. Matreiaien zur Statistik des Deutschen Reiches
1914 - 1945.

Minchen 1978.



281

Prokasky, Herbert:
Haben die Arbeitsosen Hitler an die Macht gebracht? Wahl statistiken im Geschichtsunter-
richt. In, GWU 33/1982, S. 609 - 637.

Rauh-Kuhne, Cornélia:
Katholisches Milieu und Kleinstadtgesel I schaft. ettlingen 1918 — 1939. Sigmaringen 1991.

Rauh-Kuhne, Cornelia; Ruck Michael (Hg.):
Regionale Elitien zwischen Diktatur und Demokratie: Baden und Wiirttemberg 1930 —
1952. Minchen 1993.

Rebentisch, Dieter:

Die treuesten Sohne der deutschen Sozialdemokratie: Linksopposition und kommunale
Reformpolitik in der Frankfurter sozialdemokratie der Weimarer Epoche. In, Archiv fir
Frankfurts Geschichte und Kunst 61/1987, S. 299 - 354.

Rebentisch, Dieter:

Kommunalpolitik, Konjunktur und Arbeitsmarkt in der Endphase der Weimarer Republik.
In, Rudolf Morsey (Hg.), Verwaltungsgeschichte. Aufgaben, Zielsetzungen, Beispiele.
Berlin 1977. S. 107 - 162.

Rebentisch, Dieter:
L okalgeschichte und Nationalsozialismus: Erfahrungen bei der Erstellung einer ortsge-
schichtlichen Dokumentation. In, Der Archivar 33/1980, S. 409 - 412.

Rehberger, Horst:
Die Gleichschaltung des Landes Baden 1932/33.
Heldelberg 1966.

Remmele, Adam:
Staatsumwa zung und Neuaufbau in Baden. Ein Beitrag zur politischen Geschichte Badens
1914 - 1924.



282

Karlsruhe 1925.

Reulecke, Jirgen:

Die Auwirkungen der Inflation auf die stédtischen Finanzen. In, Gerlad D. Feldmann
(Hg.), Die Nachwirkungen de Inflation auf die deutsche Geschichte 1924 - 1933. Minchen
1985, S. 97 - 116.

Reulecke, Jurgen:
Zur stadtischen Finanzlage in den Anfangsahren der Weimarer Republik. In, AfK
21/1982, S. 199 - 291.

Ritschl, Albrecht:

Zu hohe L6hne in der Weimarer Republik? Eine Auseinandersetzung mit Holtfrerichs Be-
rechnungen zur Lohnposition der Arbeiterschaft 1925 - 1932. In, GuG 16/1990, S. 375 -
402.

Roehl, Christoph von:

Grof3e Depression und Stagflation. Eine kritische Analyse der deutschen Wirtschaftspolitik
1927/33 und 1970/86.

Gottingen 1988.

Rohe, Karl:
Wahlanalyse im historischen Kontext. Zur kontinuitét und Wandel von Wahlverhalten. In
HZ 234/1982, S. 337 - 357.

Rosenberg, A.:
Geschichte der Weimarer Republik.
Frankfurt aM. 20. Aufl. 1980.

Saage, Richard:
Antisozialismus, Mittelstand und NSDAP in der Weimarer Republik. In, IWK 11/1975, S.
146 - 177.



283

Sanmann, Horst:
Daten und alternativen der deutschen Wirtschafts- und Finazpolitik in der Ara Brining: In,
Haburger Jahrbuch fur Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 10/1965, S. 109 - 140.

Schadt, Jorg:

Im Dienst der Republik. Die Tétigkeitsberichte des Landesvorstands der Sozial demokrati-
schen Partei Badens 1914 - 1932.

Stuttagart 1977.

Schanbel, Thomas:
L okalmodelle national sozialistischer Machtergreifung.
Heidelberg 1983.

Schauff, Johannes:

Die deutschen Katholiken und die Zentrumspartei. Eine politisch- statistische Untersu-
chung der Reichstagswahlen seit 1871.

Koln 1928.

Scheurich, Ellen:
Aufstieg und Machtergreifung des National sozialismus in Wertheim am Main.
Wertheim 1983.

Schieder, Wolfgang (Hg.):
Faschismus al's soziale Bewegung. Deutschland und Italien im Vergleich.
Hamburg 1976.

Schnabel, Thomas (Hg.):

Die Machtergreifung in Suidwestdeutschland. Das Ende der Weimarer Republik in Baden
und Wirttemberg 1928 - 1933.

Stuttgart 1982.

Schnabel, Thomas:
"Wer wahlte Hitler?' Bemerkungen zu einigen Neuerscheinungen tber die Endphase der



284

Weimarer Republik. In, GuG 8/1982, s. 116 - 133.

Schnabel, Thomas:
Auf dem Weg ins Dritte reich. Der Fall Schwabisch Hall. In, Wirttembergiscg Franken.
Jahrbuch 1984, S. 179 - 195.

Schnabel, Thomas:
Von der Splittergruppe zur Staatspartei. In Zeitschrift des Breisgau-Geschichtsvereins
(Schau-ins-Land). 102. Jahresheft 1983, S. 91 - 120.

Schulz, Gerhard:
Der Aufstieg des Nationalsozialismus. Krise und Revolution in Deutschland.
Frankfurt 1975.

Schulze, Hagen (Hg.):
Weimar, Selbstpreisgabe einer Demokratie.
Dusseldorf 1984.

Schulze, Hagen:
Weimar. Deutschland 1917 - 1933.
Berlin 1982.

Schumacher, Martin:

Stabilitét und Instabilitat. Wahlentwicklung und Parlament in Baden und Braunschweig
1918 - 1933. In, Gesellschaft Pralament und Regierung. Hrsg. von Gerhard A. Ritter. Dis-
seldorf 1974, S. 389 - 420.

Schumacher, Martin:

Wahlen und Abstimmungen 1918 - 1933. eine Bibliographie zur Statistik und Analyse der
politischen Wahlen in der Weimarer Republik.

Dusseldorf 1976.

Smula, Hans-Jurgen:
Milieus und Parteien. Eine regionale Analyse der Interdependenz von politisch- sozialen



285

Milieus, Parteiensytem und Wahlverhalten am Beispiel des Landkreises L tidinghausen
1919 - 1933.
M Uinchen 1987.

SOsemann, Bernd:
Das Ende der Weimarer Republik in der Kritik demokratischer Publizisten.
Berlin 1976.

Stachura, Peter D.:
Der kritische Wendepunkt? Die NSDAP und die Reichstagswahlen vom 20. Mai 1928. In,
VfZ 26/1928, S. 66 - 99.

Staengelen, Eitel-Fritz:
Die Finanzwirtschaft der Stadt Karlsruhe am Rhein 1924 - 1932.
Lauda 1934.

Stegmann, Dirk:
Zum Verhaltnis von Grof3industrie und National sozialismus 1930 - 1933. Ein Beitrag zur
sogenannten Machtergreifung. In, AfS 13/1973, S. 399 - 482.

Steinbach, Peter (Hg.):
Probleme politischer Partizipation im Modernisierungsprozef3.
Stutgart 1982.

Stirmer, Michael (Hg.):
Die Weimarer Republik. Belagerte Civitas.
Konigstein, 2. Aufl. 1985.

Timm, Helga:
Die deutsche Sozialpolitik und der Bruch der grof3en koalition im Mérz 1930.
Dusseldorf 1982.

Turner, Henry A.:
Die Grolunternehmer und der Aufstieg Hitlers.



286

Berlin 1985.

Turner, Henry A..:

Faschismus und Kapitalismus in Deutschland. Studien zum Verhaltnis zwischen National-
sozialismus und Wirtschaft.

Gottingen 1972.

Turner, Henry A.; Matzerath, Horst:
Die Selbstfinanzierung der NSDAP 1930 - 1932. In, GuG 3/1977, S. 59 - 92.

Wagner, Johannes 'V .

Hakenkreuz Uber Bochum. Machtergreifung und national sozialistischer Alltag in einer
Revierstadt.

Bochum 1983

Walz, Ernst:
Das badische Gemeinderecht.
Heidelberg 1914.

Weber, H.:
Hauptfeind Sozialdemokratie. Strategie und Taktik der KPD 1929 - 1933.
Dusseldorf 1981.

Weisbrod, Bernd:
Die Befreiung von den "Tariffesseln”. Deflationspolitik und Krisenstrategie der Unterneh-
mer in der AraBrining. In, GuG 11/1985, S.295 -

Wengst, Udo:

Heinrich Bruning und die Endphase der Weimarer Republik. Anmerkungen zu neuen The-
sen Uber die endphase der Weimarer Republik. In, Aus Politik und Zeitgeschichte 1980, S.
19- 27.

Winkler, Heinrich August:
Arbeiter und Arbeiterbewegung in der Weimarer Republik. Bd. 3. Der Weg in die Katast-



287

rophe.
Berlin 1987.

Winkler, Heinrich August:
Extremismus der Mitte? Sozial geschichtliche Aspekte der national sozialistischen Machter-
greifung. In, Vierteljahrshefte fir Zeitgeschichte 20/1972, S. 175 - 191.

Winkler, Heinrich August:
Mittelstand, Demokratie und National sozialismus.
Koln 1972.

Winkler, Heinrich August:
Unternehmerverbande zwischen Sténdeideologie und Nationalsimus. In, Vierteljahrshefte
fUr Zeitgeschichte 17/1969, S. 341 - 371.

Winler, Heinrich August:
Mittel standsbewegung oder Volkspartei: Zur sozialne Basis der NSDAP. In, Wolfgang
Schieder (Hg.), Faschismus als soziale Bewegung, S. 97 - 118.

Wippermann, Wolfgang (Hg.):
Kontroversen um Hittler.
Frankfurt 1986.

Wolffsohn, M

Industrie und Handwerk im Konflikt mit staatlicher Wirtschaftspolitk? Studien zur Politik
der Arbeitsbeschaffung in Deutschland 1930 - 1934.

Berlin 1977.

Zahn, Clemens:
Arbeitskosten und L ebenslagen zwischen Inflation und Grof3er Krise. Zur Geschichte der

Weimarer Lohnbewegungen. Miinchen 1993.

Zollitsch, Wolfgang:
Arbeiter zwischen Weltwirtschaftskrise und National sozialismus.



288

Gattingen 1990.

Zollitsch, Wolfgang:
Einzelgewerkschaften und Arbeitsbeschaffung. In, GuG 8/1982.



	I.  Einleitung       5
	II.  Karlsruhe im ersten Jahrzehnt der Republik
	III.  Wirtschaftskrise und politische Radikalisierung
	V. Die NSDAP im Karlsruher Rathaus   167
	VI. NSDAP-Wähler und Wählerbewegungen
	VII. Anhang
	VIII. Quellen- und Literaturverzeichnis     255



